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Als dies Buch zum erſten Wale erſchien, jtanden wir mitten 
in dem großen Kriege und durften noch auf einen ſiegreichen Aus— 

gang hoffen. Das Reich beſtand noch in der Form, die ihm 

Bismarck gegeben hatte, und niemand glaubte, daß es in ſo naher 

Zukunft eine durchgreifende Umgeſtaltung erfahren werde. Geit- 

dem ſind ſieben ſchickſalsſchwere, leidensvolle Jahre über uns 
dahingegangen. Wir leben in einer veränderten Welt und ſuchen 

uns in ihr zurechtzufinden. 
Unbeſiegt im Kampfe ſind wir durch die Abſperrung vom Welt— 

markt und die infolge der furchtbaren Aberanſpannung aller Kräfte 
langſam eingetretene innere Zermürbung zu einem ſo ſchmählichen 

und ungerechten Frieden gezwungen worden, wie die Geſchichte 

nur wenige kennt. Im Widerſpruch zu dem von ihnen ſo laut ver⸗ 

kündeten Grundſatz des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker 
haben unſere Feinde weite Stücke deutſchen Bodens, Bevölke— 
rungen deutſchen Stammes aus dem nationalen Staatsverbande 

geriſſen oder verhindert, ſich ihm anzuſchließen. Dem übrig⸗ 
gebliebenen Reit haben fie jo ſchwere Leiſtungen aufgebürdet, daß 
deren Abtragung ſelbſt bei äußerſter Anſtrengung aller Kräfte 

völlig undenkbar erſcheint. Und bis wir dieſe unmöglichen Forde— 
rungen erfüllt haben, wollen ſie uns unter ihrer Vormundſchaft 

und das linke Rheinufer beſetzt halten. Unſer blühendes Wirt- 
ſchaftsleben droht ſeine ſoliden Grundlagen zu verlieren und be— 
findet ſich in einer Fieberkriſe, deren Ausgang niemand voraus— 

ſehen kann. 
Gleichzeitig haben die Revolution, die Flucht des Kaiſers und 

die Abdankung aller deutſchen Fürſten die Grundbedingungen 
unſeres inneren ſtaatlichen Lebens umgeſtaltet. Die National- 

verſammlung von Weimar hat dem Reiche eine neue repu— 

blikaniſche Verfaſſung gegeben und auch das Verhältnis von 

Reich und Einzelſtaaten in mancher Beziehung verändert. Die 
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alten regierenden Schichten ſind aus ihrer Stellung verdrängt 

worden und der Waſſenwille iſt zum ausſchlaggebenden Faktor 

unſeres Staatslebens geworden. Das alles ſind Veränderungen, 
die niemand wieder rückgängig machen kann, mit welchen Ge⸗ 
fühlen der einzelne ſie auch betrachten mag. Wer nicht will, daß 

unſer Volk an inneren Kämpfen ganz zugrunde gehe, wer an der 

Zukunft nicht verzweifeln und für ſie arbeiten will, der muß ſich 
entſchloſſen auf den Boden der neuen Verhältniſſe ſtellen, der 

muß bemüht ſein, die Werte zu erhalten und zu wahren, die 

uns aus dem großen Zuſammenbruch noch geblieben ſind. 

Unter ihnen aber ſteht in erſter Linie unſere nationale Einheit. 

Es hat in den kritiſchen Tagen von 1918 und auch ſpäter nicht an 
Verſuchen gefehlt auch ſie zu zerbrechen und uns ganz wieder 

zurückzuwerfen in die alte Zerſplitterung; und vielleicht werden 
ſie ſich wiederholen. Unſeren Feinden könnte ja nichts lieber ſein; 
ihr Werk erſcheint ihnen als halb getan, ſolange ein einheit⸗ 
licher deutſcher Staat beſteht. Aber wir müſſen um ſo feſter zu⸗ 

ſammenhalten, je ſchwächer und ärmer wir geworden ſind. 

Wenn wir unſere nationale Einheit aus dem Sturm von 1918 

haben retten können, ſo iſt das nur deshalb möglich geweſen, 
weil in dem halben Jahrhundert, in dem das von Bismarck ge⸗ 
gründete Reich beſtand, ein ſo feſtes Gefühl der Zuſammen⸗ 

gehörigkeit, ein ſo ſtolzes Bewußtſein der gemeinſamen Kraft 

in allen deutſchen Stämmen erwacht iſt, wie es ſeit den Zeiten 
der großen Kaiſer des Wittelalters nie wieder vorhanden geweſen 
war. Wir verdanken es dieſer Zeit gemeinſamen Schaffens und 
Erlebens, daß wir auch heute noch ein Reich ſind. 

Je klarer uns dies zum Bewußtſein kommt, deſto lebhafter 
werden ſich unſere Blicke dem Zeitraume wieder zuwenden, in 

dem unſere ſtaatliche Einheit begründet wurde. Wir ſehen da⸗ 
mals ſchon Kräfte miteinander ringen, die auch heute noch in 
unſerem Volks- und Staatsleben wirkſam find; wir ſehen 
Möglichkeiten auftauchen, die auch heute wieder vorhanden ſind; 
wir ſehen, wie es nach vielen vergeblichen Anläufen und Ver⸗ 

ſuchen einem großen Staatsmann gelang, das damals Erreich⸗ 
bare zu ſchaffen. Wir können beobachten, unter welchen äußeren 

und inneren Schwierigkeiten dies geſchah; und wir werden unſere 

an 
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. Einheit als ein um ſo koſtbareres Gut empfinden, wenn wir 
wiſſen, wie ſchwer fie errungen wurde. 

Die Ereigniſſe der Gegenwart beeinfluſſen naturgemäß auch 
unſere Einſtellung gegenüber der Vergangenheit. Wir ſind den 
Männern gegenüber, die unſer Reich begründet haben, heute 
vielleicht ſtärker zur Kritik geneigt, als vor einem Jahrzehnt, 
weil ſich ihr Werk nicht als ſo feſt und elaſtiſch erwieſen hat, wie 
wir es hofften. Aber wir dürfen uns dadurch den Blick für die 
Größe ihrer Leiſtung nicht trüben laſſen, und müſſen uns um ſo 
mehr bemühen, ihnen Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen, je 
größer in weiten Kreiſen die Neigung iſt, ſie zu tadeln. Ich darf 
mir, glaube ich, das Zeugnis geben, daß ich auch früher kein 
kritikloſer Bewunderer alles deſſen, was damals geſchah, geweſen 
bin; und ich darf es als eine Probe für die Unbefangenheit 
meines hiſtoriſchen Urteils anſehen, daß ich auch heute, nach ſo 

umſtürzenden Erlebniſſen, an meiner Geſamteinſtellung zu den 
Vorgängen und Perſönlichkeiten dieſer Epoche wenig zu ändern 
gefunden habe. Selbſtverſtändlich bin ich bemüht geweſen, die 
Ergebniſſe neuerer Forſchungen für meine Darſtellung zu ver⸗ 
werten; auch habe ich dank dem Entgegenkommen des Aus⸗ 

wärtigen Amtes für die Zeit nach 1866 die bisher noch un⸗ 
benutzten Akten durchſehen dürfen. Namentlich im zweiten Bande 
haben daher manche Abſchnitte eine durchgreifende Umarbeitung 

auf Grund des neuen Waterials erfahren. 
Möge das Buch in dieſer neuen Geſtalt ebenſoviele freundliche 

und teilnahmvolle Leſer finden wie in der erſten! Und möge es 
auch der heranwachſenden Generation, die unſere Zukunft ge⸗ 

ſtalten ſoll, die Kräfte zeigen, die aus unferer Vergangenheit in 
die Gegenwart hineinwirken, und die niemand ungeſtraft ver⸗ 
2 achtet, der Dauerndes Schaffen will. 

Leipzig, im November 1922. 

Erich Brandenburg. 



1 Br 

FREE 



4 
N 

et 

Inhaltsverzeichnis 

Erſtes Buch. Der Einheitsgedanke und die Hinder- 
niſſe ſeiner Verwirklichung bis zum Beginn des 
19. Jahrhunderts. 
Erſtes Kapitel. Entwicklung des deutſchen Natio- 

nalgefühls und des . bis 
zu den Freiheitskriegen. . 

I. Altere Formen des Nationalgefühls © J. — 

II. Erwachen eines politiſch gerichteten National- 
bewußtſeins unter dem Druck äußerer Not; Ein⸗ 
wirkung der Franzoſenzeit S. 11. 

Zweites Kapitel. Die Hinderniſſe der Einigung 
I. Der einzelſtaatliche Partikularismus S. 29. — 

II. Die konfeſſionelle Spaltung S. 45. — III. Staats- 
fremdheit und Weltbürgertum der Gebildeten 
S. 49. — IV. Der öſterreichiſch⸗preußiſche Dualis⸗ 
mus S. 57. 

Drittes Kapitel. Das Ergebnis der erſten natio— 
nalen Bewegung. Die Bundesakte von 1815 

I. Nationale Bewegung und Einheitspläne 
während der Freiheitskriege; der deutſche Bund 

S. 62. — II. Dauernde Ergebniſſe dieſer Be— 
wegung; Neugeſtaltung Preußens S. 77. 

Zweites Buch. Der Einheitsgedanke in der Zeit der 
Reſtauration und ſein Verhältnis zu den erſten 

Regungen des Liberalismus. 
Erſtes Kapitel. Die Möglichkeiten für eine 

Löſung der deutſchen Frage. Preußen und 
Deutſchland 

I. Unzulänglichkeit der Bundesverfaſſung; Fort⸗ 

dauer der nationalen Bewegung S. 85. — II. Mög⸗ 
lichkeit des friedlichen Dualismus, der Zweiteilung 
oder Dreiteilung Deutſchlands; Oſterreich und 

Deutſchland S. 90. — III. Preußen und Deutſch⸗ 
land S. 95. — IV. Preußens Politik und die natio- 
nale Bewegung ſeit der Gründung des Fürſten⸗ 
bundes; der deutſche Zollverein S. 106. 

S. 1—28 

S. 29—61 

S. 62— 82 

S. 85 —118 



XIV Inhaltsverzeichnis 

Zweites Kapitel. Liberalismus und Demokratie 

in Deutſchland; ihr . zur natio⸗ 

nalen Frage 5 

I. Der Liberalismus ©. 119. — u. Die Demokratie 
und ihr Verhältnis zum Liberalismus ©. 135. — 
III. Praktiſche Erfolge des Liberalismus; die ſüd⸗ 
deutſchen Verfaſſungen S. 131. — IV. Stellung der 
Demokratie und des Liberalismus zur Einheits⸗ 
frage S. 134. — V. Einfluß der Julirevolution S. 138. 

Drittes Kapitel. Friedrich Wilhelm IV. und die 

nationale Bewegung von 1818 
I. Perſönlichkeit und deutſche Pläne Friedrich 

Wilhelms IV. S. 145. — II. Seine Verfaſſungs⸗ 

S. 119—144 

S. 145— 173 

experimente in Preußen und der Vereinigte Land⸗ 

tag S. 152. — III. Demokratie, Liberalismus und 
Einheitsgedanke von 1840 bis 1848 S. 160. — 
IV. Vorboten der Revolution S. 169. 

Drittes Buch. Der Verſuch der Reichsgründung durch 

die Revolution. | 

Erſtes Kapitel. Ausbruch und Sieg der Revo— 
lution 

I. Die Revolution. in hen A eren Sinn un 
die Sendung Max von Gagerns ©. 177. — II. Ziele 
Friedrich Wilhelms IV.; Patent vom 14. März 
S. 183. — III. Sieg der Revolution in Wien; RNüd- 
wirkung auf Preußen S. 188. 

Zweites Kapitel. Verfajjungspläne . > 
J. Das Winiſterium Camphauſen und die Unt 

ſche Politik Preußens S. 200. — II. Das Vor⸗ 

parlament und der Verfaſſungsentwurf der 17 

Vertrauensmänner; die Verfaſſungspläne Fried⸗ 
rich Wilhelms IV. S. 205. 

Drittes Kapitel. Die Anfänge des e 
Parlaments. 

I. Europäiſche und deutſche Geſamflage bob 

Zuſammentritt des Parlaments im Mai 1848 ©. 

213. — II. Die proviſoriſche Zentralgewalt und der 
Reichsverweſer S. 218. — III. Der Vertrag von 
Malmö und der Septemberaufſtand S. 223. — 

IV. Die Parteien in der Nationalverſammlung und 

die erſten Verfaſſungsbeſchlüſſe S. 228. 

Viertes Kapitel. Die Wiedererhebung Sſter⸗ 
reichs und Preußens; ihre Verſuche zur ge⸗ 

meinſamen Löſ ung der deutſchen Frage 

S. 177199 

S. 200-212 

. ©. 213—234 

S. 235 266 



ä | 

r 

CW 

Inhaltsverzeichnis 

I. Konſolidierung Sſterreichs; Fürſt Schwarzen⸗ 
berg S. 235. — II. Verlegung und Auflöſung der 
Berliner Nationalverſammlung S. 239. — III. Ver⸗ 
ſuch der Paulskirche zur Einmiſchung in die 
preußiſchen Verhältniſſe; Sendung Heinrichs v. 

Gagern nach Berlin; Oktoyierung der preußiſchen 
Verfaſſung S. 249. — IV. Camphauſen als preu⸗ 
ßiſcher Bevollmächtigter in Frankfurt; Verſuche 
Friedrich Wilhelms IV. zu einer Verſtändigung 
mit Schwarzenberg S. 256. — V. Die preußiſche 
Zirkularnote vom 23. Januar 1849 und das 

Scheitern der Verſtändigung mit Öjterreich ©. 263. 

Fünftes Kapitel. Reichsverfaſſung und Raijer- 
wahl; Ablehnung der eee und 
Scheitern der Einheit 

J. Entwurf der Reichsverfaſſung und des Wahl⸗ 

geſetzes; Erklärung der 28 Regierungen S. 267. — 
II. Neue Geſamtverfaſſung Sſterreichs; Antrag 
Welcker; Vollendung der Reichsverfaſſung und 
Wahl Friedrich Wilhelms IV. zum Kaiſer S. 273. 
— III. Kämpfe in Berlin; aufſchiebende Antwort 

des Königs S. 277. — IV. Definitive Ablehnung 
der Kaiſerkrone; Ende der Nationalverſammlung 

S. 283. — V. Urſachen für das Scheitern des 
Werkes der Paulskirche; das Volk und die Ein⸗ 

heitsbewegung; Bedeutung des Frankfurter Parla- 
ments S. 286. 

XV 

S. 267 301 

{ 
ö 

4 
Sechſtes Kapitel. Die preußiſche Union, der 

Vertrag von Olmütz und die . 
ſtellung des Bundestages. 

I. Ziele Friedrich Wilhelms IV.; Joſef v. Rado⸗ 
witz S. 302. — II. Der Untonsplan und ſeine 
Schwächen S. 306. — III. Das Dreikönigsbündnis 
und ſein Zerfall S. 310. — IV. Das Erfurter 
Parlament und die Unionsverfaſſung; Schwarzen⸗ 
bergs Widerſtand S. 314. — V. Verhandlungen 
zwiſchen Oſterreich und Preußen; Haltung des 
Zaren Nikolaus S. 320. — VI. Kurheſſiſche Frage; 
Kriſis der Union, Zurückweichen Preußens und 
Vertrag von Olmütz S. 325. — VII. Urſachen für 
das Scheitern des Unionsplans; Fehlen einer 
führenden Perſönlichkeit und Sehnſucht danach 
S. 336. 

S. 302 — 343 



XVI Inhaltsverzeichnis 

Viertes Buch. Die Reaktion und das Wiedererwachen 

des Einheitsgedankens. 

Erſtes Kapitel. Die Reaktion. 

J. Die Reaktion in Sſterreich S. 327. — II. Die 
preußiſche Verfaſſung und die Reaktion in Preußen 

S. 354. — III. Die Reaktion im übrigen Deutſch⸗ 

land; der neue Bundestag und die mittelſtaat⸗ 
lichen Pläne zur Erweiterung der Bundeskompe⸗ 

tenz S. 367. — IV. Die Parteien während der 

Reaktionszeit S. 372. — V. Wirtſchaftlicher Auf⸗ 

ſchwung und geiſtiger Niedergang S. 377. 
Zweites Kapitel. Das Ende der Reaktion und 

Dritt 

der Beginn der neuen Ära in Preußen. 
J. Der Krimkrieg und ſeine Einwirkung auf 

Deutſchland S. 382. — II. Erkrankung Friedrich 

Wilhelms IV.; Regentſchaft S. 391. — III. Per⸗ 
ſönlichkeit und Programm des Prinzregenten Wil⸗ 
helm S. 393. — IV. Die neue Ara und die Hoff- 
nungen der Liberalen S. 399. 
es Kapitel. Einwirkung des italieniſchen 
Einheitskampfes. Gründung des National- 

vereins. h 

I. Der italteniſche Krieg bon 1859 ER 40. — 
III. Erregung der öffentlichen Meinung in Deutſch⸗ 

land; Gründung des Nationalvereins S. 408. — 

Viert 

| 
/ 

Auherkungen CV 

III. Die Reformpläne des Prinzregenten und ihr 
Scheitern S. 411. — IV. Graf Bernſtorff als 
Leiter der preußiſchen Politik; Scheitern aller 
Reformverſuche S. 415. 
es Kapitel. Der Heeres- und Verfaſſungs⸗ 
konflikt in Preußen 

J. Plan der Heeresreform; Sätigkeit RNobns; 
Widerſtand des Abgeordnetenhauſes und Kom⸗ 
promiß S. 421. — II. Entſtehung der Fortſchritts⸗ 
partei; Verſchärfung des Konfliktes S. 427. — 
III. Auflöſung und Neuwahlen; Miniſterkriſen 
und vergebliche Vermittlungsverſuche; Bedeutung 
des Konflikts; Abdankungspläne König Wilhelms 
S. 431. 

S. 347— 381 

.S. 382—403 

S. 404 — 420 

S. 421-437 

S. 439 —450 



Erſtes Buch 

Der Einheitsgedanke und die Hinderniſſe 
ſeiner Verwirklichung bis zum Beginn des 

1509. Jahrhunderts 



N 
8 
LER 
8 * 

15 
e 
Vi 



Erſtes Kapitel 

Entwicklung des deutſchen Nationalgefühls und des 

Einheitsgedankens bis zu den Freiheitskriegen 

$ as deutſche Volk hat am ſpäteſten unter den großen Nationen 
Europas ſeine politiſche Einheit errungen, ſpäter ſogar als 

das italieniſche, deſſen Schickſale lange Jahrhunderte hindurch 
mit den ſeinen ſo eng verknüpft geweſen waren. Rund um 
Deutſchland herum hatten ſich ſeit dem 15. Jahrhundert große 
und feſt geſchloſſene Staaten auf nationaler Grundlage gebildet, 
und der Einfluß, den ſie infolge ihrer politiſchen Abermacht auf 
das zerriſſene und ſchwache Nachbarland auszuüben vermochten, 
hat genug unheilvolle Spuren in der deutſchen Geſchichte zurück— 
gelaſſen. Wie iſt das gekommen? Warum iſt Deutſchland, das 
auf ſo vielen Kulturgebieten die Führung oder mindeſtens eine 
allen anderen Völkern ebenbürtige Stellung zu behaupten gewußt 

hat, gerade in der politiſchen Organiſation ſo weit hinter ſeinen 

Nachbarn zurückgeblieben? Iſt eine geringere Entwicklung des 
deutſchen Nationalbewußtſeins daran ſchuld geweſen, oder haben 
widrige äußere Umſtände irgendwelcher Art die Zuſammenfaſſung 
aller Kräfte zu gemeinſamer politiſcher Arbeit gerade hier ver— 
hindert? 

Bei den Deutſchen findet ſich, wie bei jedem geſunden Volke, 
ſchon in früher Zeit ein urwüchſiges Nationalgefühl, wurzelnd 

in der Anhänglichkeit an den heimatlichen Boden und in dem 
Stolz auf ihre Eigenart, auf die von den Vätern ererbten und 
treu bewahrten Sitten und Gebräuche. Aber dieſe Gefühle heften 

ſich hier, wie überall, zunächſt nicht an die Volksgeſamtheit, fon- 

dern an die kleineren Volks- und Gebietsteile, in denen der 
einzelne geboren wird, heranwächſt und der Regel nach fein Leben 
verbringt. Jahrhunderte lang haben ſich unſere Vorväter durch— 

1* 
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aus in erſter Linie als Glieder ihres Stammes, und nicht als 
Angehörige des Geſamtvolkes gefühlt. Alle dieſe Stämme hatten 

ihre beſondere Sprache, die von den entfernter wohnenden Volks⸗ 

genoſſen kaum verſtanden wurde, hatten ihre geſonderten poli⸗ 

tiſchen Verbände, die Stammesherzogtümer, ihr eigentümliches 

Recht, ihre hergebrachte Bau-, Siedelungs⸗ und Lebensweiſe. 

Dagegen fehlte dem Geſamtvolke lange Zeit überhaupt ein ge⸗ 

meinſamer Name; nur die Nachbarn, denen die gleichartigen 

Eigenſchaften und Gebräuche ſtärker in die Augen fielen, als 
die trennenden Momente, betrachteten alle dieſe Völkerſchaften 

und Stämme als eine große Volkseinheit und gaben ihnen den 

Geſamtnamen Germanen. 

Viele von dieſen alten Stämmen, die in der Zeit der großen 
Völkerwanderung den Boden ihrer alten Heimat verlaſſen haben, 

ſind mit den Völkern, deren Gebiet ſie eroberten und beherrſchten, 

im Laufe der Zeit zu neuen Nationen zuſammengeſchmolzen. In 

den Franzoſen ſteckt ja ein nicht unbeträchtlicher Prozentſatz frän⸗ 

kiſchen, burgundiſchen, weſtgotiſchen Blutes; die Spanier ſind 

zu einem unberechenbaren Teile Nachkommen der Weſtgoten und 

Sueven, die Italiener der Oſtgoten und Langobarden; die Angel⸗ 
ſachſen endlich haben ſich in England unter Vermiſchung mit der 

dort eingeſeſſenen keltiſchen Bevölkerung eine neue Heimat ge⸗ 

ſchaffen. Ganz Europa iſt in jenem heroiſchen Zeitalter mit deut⸗ 

ſchem Blute gedüngt und verjüngt worden und hat deutſche 

Sitten, Einrichtungen und Anſchauungen in ſich aufgenommen. 

Aber alle dieſe Stämme ſind zugleich dem deutſchen Volkstum 

völlig und endgültig verloren gegangen. Nicht das geringſte Ge⸗ 

fühl der Zuſammengehörigkeit hat ſie in den ſpäteren Zeiten ihrer 

Geſchichte mit den auf dem Boden der alten Heimat zurückge⸗ 

bliebenen Völkerſchaften verbunden. Dafür aber hat ſich bei dieſen 
ganz allmählich für ihren engeren Kreis ein ſolches Gefühl ent⸗ 

wickelt. 

Zuerſt iſt dies geſchehen, nachdem ſich aus dem großen Welt⸗ 
reiche der Karolinger infolge des Vertrages von Verdun ein 
beſonderes, ausſchließlich rein deutſche Stämme umfaſſendes, 

oſtfränkiſches Reich gebildet hatte, das trotz aller Veränderung 
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der politiſchen Grenzen beſtehen blieb und den Kern des ſpäteren 

deutſchen Reiches ausmachte. 

Wir können die Stufen der Entwicklung eines Nationalgefühls 
in dieſem engeren Gebiete mit Sicherheit erkennen. Da taucht 
zuerſt der bisher fehlende gemeinſame Name eigener Prägung 
auf, der Name „deutſch“. Anfangs bezeichnet er nur die Sprache 

dieſer Stämme, die trotz aller dialektiſchen Verſchiedenheiten jetzt 

als etwas alle Verbindendes, als ein Volksbeſitz empfunden wird, 
im Gegenſatz zu der in Kirche und Staat offiziell herrſchenden 
lateiniſchen Sprache. Der fremdartig klingenden und ſelbſt den 
weltlichen Großen, ja vielen Königen des Landes unverjtänd- 
lichen Sprache der Gelehrten und der von ihnen verfaßten Ur- 
kunden trat die Ausdrucksweiſe des Volks gegenüber, die Sprache 

der Väter, der alten Sprüche und Lieder, des hergebrachten 
Rechtsverfahrens und des täglichen Verkehrs. Erſt von der ge= 

meinſamen Sprache aus iſt das Wort deutſch dann im Laufe 

der Zeit auf das Land übertragen worden, das die von ihr und 

von dem politiſchen Bande des gemeinſamen Königtums zu- 

ſammengehaltenen Stämme bewohnten. Erſt im 11. Jahrhundert 
iſt in unſeren Quellen vom deutſchen Lande die Rede. 
Um dieſelbe Zeit beginnen die Bewohner dieſer Gebiete auch 

die Unterſchiede deutlicher zu empfinden, die fie in ihrer Denf- 
weiſe, ihren Sitten, ihren Neigungen von den benachbarten Völ— 
kern trennen. Die Romanen erſcheinen nun unter dem Namen der 

Welſchen, deren Unzuverläſſigkeit, Treuloſigkeit, Wandelbarkeit 
und Leichtſinn von manchem deutſchen Schriftſteller jener Tage 
geſcholten worden iſt. Noch fremder aber fühlt man ſich den öſt⸗ 
lichen Nachbarn, den Wenden, Polen, Tſchechen und ihren 

Stammverwandten; auf ſie blickt der deutſche Ritter und Bauer, 
der ſie ſo oft beſiegt und ſich zum Herrn weiter Strecken ihres 
Bodens gemacht hat, mit Verachtung herunter als auf eine tiefer- 

ſtehende Raſſe; mit ihrem Namen bezeichnet er die elendeſten 
Schichten des Volkes, indem er ſie Sklaven nennt. 

Andererſeits aber haben in den großen Kämpfen gegen dieſe 
gemeinſamen Nachbarn und Feinde Deutſche aller Stämme 
nebeneinander Schulter an Schulter gefochten; das Lehnsauf⸗ 
gebot aus den Gauen aller Teile des Reiches mußte den König 

- 
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begleiten, wenn er über die Alpen nach Welſchland zog, um ſich 
in Rom die Kaiſerkrone zu holen; und aus Schwaben, Bayern, 

Franken, den Rheinlanden ſtrömten faſt ebenſo zahlreich die Ko⸗ 
loniſten herbei zur Beſiedlung der eroberten Slavenländer wie 

aus den näher gelegenen Landſchaften Sachſens und Thüringens. 
Und neben der Gemeinſamkeit äußerer Schickſale, neben der da⸗ 
durch geſteigerten gegenſeitigen Berührung und der Gewohnheit 
des Zuſammenarbeitens und des Zuſammenerlebens von Freud 

und Leid wirkte nun auch die Entſtehung eines neuen gemein⸗ 

ſamen Kulturbeſitzes einigend auf die deutſchen Stämme ein. 
Erſt in der höfiſchen Dichtung und in den gewaltigen Helden⸗ 

epen des 12. und 13. Jahrhunderts erhielten die Deutſchen neben 

der beſonderen volkstümlichen Sanges⸗ und Vortragskunſt der 
einzelnen Stämme einen wirklichen geiſtigen Geſamtbeſitz. Und 
zugleich begann ſich damals über und neben den Einzeldialekten 

eine gemeinſame Schriftſprache zu bilden, die, entſprechend der 
führenden Stellung, die politiſch und kulturell Oberdeutſchland 

in unſerem Volke einnahm, einen vorwiegend oberdeutſchen Cha⸗ 
rakter trug. Auch niederdeutſche Dichter, wie Heinrich v. Veldeke, 

bedienten ſich dieſer ihnen urſprünglich fremden Ausdrucksweiſe, 
um in den damaligen Kernlanden des Deutſchtums verſtanden 

zu werden. 

Freilich wirkten alle dieſe Momente, die an der Entwicklung 
eines die alten Stammesunterſchiede überbrückenden deutſchen 
Nationalgefühles beteiligt waren, zunächſt nur auf die oberen 

Volksſchichten ein. Der Träger dieſer nationalen Empfindungen 
war der Ritterſtand, der ja auch im Staate, im ſozialen Leben und 

in der Literatur den Ton angab. Aus dem Munde feiner Ver⸗ 
treter, aus den Liedern und Sprüchen eines Mannes wie Walter 

v. d. Vogelweide, klingt uns dieſes Nationalgefühl der Ritter⸗ 
zeit am lauteſten und ſchönſten entgegen; aber hier empfinden wir 
auch am deutlichſten die ſozialen Schranken, die ihm gezogen 
waren. Walters Stolz iſt es nicht ſowohl, daß er ein Deutſcher 
ſchlechthin, ſondern vor allen Dingen, daß er ein deutſcher Ritter 

iſt; nirgends gibt es, ſo ruft er aus, beſſere Ritter als bei uns, 
nirgends feinere höfiſche Zucht und Sitte, nirgends ſchönere und 

wohlerzogenere Edelfräulein und tugendhaftere Edelfrauen als 
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bei uns! Die Maſſe des deutſchen Volkes, die vielen Millionen 
ſeiner Bauern, die Tauſende ſeiner Bürger, ſie alle treten kaum 
in den Geſichtskreis des ritterlichen Sängers ein. 

And jo müſſen wir uns auch umgekehrt die Bürger und Bauern 

als verhältnismäßig noch wenig berührt von nationalen Emp⸗ 
findungen, als verharrend in der kleinen Welt ihrer lokalen und 
landſchaftlichen Sonderintereſſen und Sondergefühle vorſtellen. 
Für fie gab es damals noch keine gemeinſame Nedeweiſe, wenig 
gemeinſamen Kulturbeſitz und noch weniger gemeinſames poli⸗ 

tiſches Leben. Der Bauer blickte über die Enge ſeines Dorf- 
horizontes in der Regel nicht hinaus, und wenn dem Städter 
neben den Sorgen um ſeine wirtſchaftliche Exiſtenz und neben der 
Behauptung ſeiner beſonderen Stadtfreiheiten noch etwas am 
Herzen lag, ſo war es höchſtens der Zuſammenſchluß mit den 
benachbarten und gleich intereſſierten Bürgerſchaften zur Abwehr 
fürſtlicher Unterdrückung oder ritterlicher Beraubungsgelüſte. 

Erſt als mit dem ausgehenden 13. Jahrhundert die ritterliche 
Kultur — aus Gründen, die hier nicht erörtert werden können 
— verblühte und verfiel, als aus der oberſten Schicht des ritter- 
lichen Adels das Landesfürſtentum, aus ſeinen unteren Schichten 
der Stand der Großgrundbeſitzer hervorgegangen war, als die 
Städte immer ſtärker anwuchſen und entſprechend ihrem NReich- 
tum und ihrer Organiſation auch an Einfluß auf das öffentliche 
Leben der Geſamtheit gewannen, erſt da nehmen wir auch in den 
Kreiſen des Bürgertums ein Erwachen und Erſtarken von Ge— 
fühlen wahr, die ſich auf das größere Vaterland beziehen. Im 

1 ſpäteren Wittelalter erſt bildet ſich auch eine für die Wittel⸗ 
J ſchichten unſeres Volkes gültige und in ihnen lebendige Schrift⸗ 

ſprache, nicht zum wenigſten gefördert durch das Beiſpiel der 

flürſtlichen Höfe und Kanzleien. Ihren Abſchluß aber erhielt dieſe 
Entwicklung erſt durch den größten bürgerlichen Schriftſteller der 
älteren Zeit, durch Martin Luther; feine Predigten, Streit⸗ 

ſchriften, Lieder, namentlich aber fein großes Volksbuch, die 

deutſche Bibel, drangen in alle Kreiſe und bis auf den tiefſten 
7 Grund des Volkes hinunter, und mit ihnen auch die Sprache, 
in der fie geſchrieben waren. Zugleich riß allerdings die Nefor- 
mation unſer Volk in zwei Teile auseinander, die durch die Kon— 
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feſſion getrennt waren, ſich alſo in dem, was damals als haupt⸗ 

ſächlicher Inhalt der geiſtigen Kultur überhaupt angeſehen wurde, 
nicht mehr verſtanden, ſich vielmehr feindlich und zeitweiſe ge⸗ 

radezu vom wildeſten Haß erfüllt gegenüberſtanden. 

Der Streit der Konfeſſionen hat lange einer folgerichtigen und 

geſunden Weiterbildung des deutſchen Nationalgefühls im Wege 
geſtanden, und erſt als Reaktion gegen die von außen her in das 

Leben der oberen Volkskreiſe eingedrungenen ſpaniſchen und 

franzöſiſchen Moden und Gewohnheiten regt ſich bei einzelnen 

Schriftſtellern des 17. Jahrhunderts wieder der Stolz auf deutſche 
Eigenart und deutſche Leiſtungen; man beginnt die deutſche Vor⸗ 

zeit zu ſtudieren, um ſich an den Großtaten der Väter zu tröſten 

über das Elend der Gegenwart; man ſucht die Erzeugniſſe un⸗ 

ſerer mittelalterlichen Literatur aus dem Dunkel hervor und ſtellt 
ſie den fremden Wodeſchriftſtellern gegenüber. Aber Werke der 

Vergangenheit, ſo bedeutend ſie an ſich ſein mögen, haben doch 

nur eine geringe, unmittelbar auf das Volk wirkende Kraft, weil 

ſie, aus einer anderen Vorſtellungswelt geboren, niemals un⸗ 

mittelbar verſtändlich ſind. Nur eine moderne deutſche Literatur 

von eigenem geiſtigen Gehalt konnte dem deutſchen Volke wieder 

einen gemeinſamen Kulturbeſitz ſchaffen, wie ihn die herrſchende 

Schicht der Stauferzeit an der großen ritterlichen Dichtung, wie 

ihn faſt das ganze deutſche Volk eine kurze Zeit, in den erſten 

Jahren nach Luthers Auftreten, beſeſſen hatte. 

Einen ſolchen geiſtigen Schatz, auf deſſen Beſitz jeder Deutſche 
ohne Anterſchied der Konfeſſion oder der Landſchaft ſtolz ſein 
konnte, hat uns die Generation unſerer Klaſſiker in den letzten 

Jahrzehnten des 18. und am Anfang des 19. Jahrhunderts ge⸗ 

ſchaffen. Aber haben die großen Werke der Dichtung und Philo⸗ 

ſophie, die damals entſtanden ſind, ſofort dahin gewirkt, das 

deutſche Nationalgefühl zu ſtärken und zu vertiefen? Man wird 

darauf mit Nein antworten müſſen. Es iſt ja bekannt, wie wenig 

Verſtändnis und Anerkennung ſelbſt Goethe und Schiller bei der 
großen Mehrzahl der Gebildeten ihrer Zeit gefunden haben; ſie 

wurden nur von einem kleinen Kreiſe bewundert und verehrt, 
ein wirkliches Gemeingut der Nation find ihre Werke erſt ſpäter 
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geworden. Die Maſſe des Volkes wußte überhaupt nichts von 

ihnen, und weder das ariſtokratiſche Ideal einer harmoniſchen 

Ausbildung der freien Perſönlichkeit noch die Begeiſterung für 

die antike Kultur, auf deren Vorſtellungen in Namen und Bil⸗ 
dern beſtändig angeſpielt wurde, waren geeignet, ihre Schriften 

populär zu machen und deren hohen geiſtigen Gehalt dem Manne 

aus dem Volke zu vermitteln. Dazu kam, daß ihre Verehrung 

für das antike Heidentum und ihre Ehrfurcht vor der Natur, 
dem Menſchen und der Schönheit alle kirchlich geſinnten Kreiſe 
gegen fie einnahm; wo die Geiſtlichkeit und namentlich die katho⸗ 
liſche Prieſterſchaft Einfluß auf das Volk hatte, ſetzte ſie ihn dafür 

ein, die neue heidniſche Bildung fernzuhalten. 

Die geiſtigen Führer des Klaſſizismus focht dies alles wenig 
an; denn ſie legten mehr Wert auf die Stimme in der eigenen 
Bruſt und das Verſtändnis weniger Geſinnungsgenoſſen als auf 

den Beifall der Maſſe. Ihrer weltbürgerlichen Geſinnung, von 
der noch in anderem Zuſammenhange genauer zu reden ſein wird, 

entſprach es mehr, für die Beſten und Höchſtgebildeten aller 

Völker und Zeiten zu wirken, als für die Mehrheit des Volkes, 

dem ſie ſelbſt angehörten. Anders ſtand es mit den Vertretern 

der neuen geiſtigen Richtung, die gegen das Ende des 18. Jahr- 
hunderts in Deutſchland emporkam und die erſten Jahrzehnte 
des 19. beherrſchte, der Romantik. Waren ſie doch erfüllt von 

der Vorſtellung, daß alle Außerungen und Erzeugniſſe des 
Volkslebens, Kunſt und Literatur ſo gut, wie Recht, Staat, 
Glaube und Sitten eines Volkes, aus derſelben Wurzel her— 
auswüchſen, aus der eigenartigen nationalen Anlage und Be— 
gabung, aus einer der Geſamtheit urſprünglich innewohnenden 

und allen fremden Einflüſſen gegenüber ſich immer wieder ſchließ⸗ 
lich durchſetzenden Dispoſition, die fie Nationalcharakter oder 

Volksgeiſt nannten. Darum bekämpften ſie auch die Meinung, 
als könne man die an einer Stelle erwachſenen Sitten und Ein- 
richtungen deshalb, weil ſie ſich in ihrem Urſprungslande be— 
währt hätten, mit Erfolg auf jedes andere Land und Volk über— 

tragen; fie forderten vielmehr von jedem Volke, daß es die feiner 
beſonderen Eigenart entſprechende Kultur hervorbringe und be— 
haupte. Allmählich ging ihnen auch das Verſtändnis dafür auf, 
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daß zu einem Volke mit ſelbſtändiger und hoch entwickelter Kultur 

notwendig auch der nationale Staat gehöre. 
Indem die Romantiker dieſe Anſchauungen unter den Gebil⸗ 

deten verbreiteten, haben ſie gewiß zur Stärkung des National⸗ 

bewußtſeins beigetragen. Aber auch die Wirkung ihrer Schriften 
blieb beſchränkt auf die oberen Zehntauſend und erreichte den 
Boden des Volkslebens nicht. Auch gab es in ihrer Gedanken⸗ 
welt ein Element, das dieſe Wirkung ſtark einzuſchränken, ja 
manchmal faſt aufzuheben geeignet war. Denn ſie erwarteten 
alles vom unbewußten, geheimnisvollen Wirken und Weben des 
Volksgeiſtes und ſchätzten das bewußte Schaffen und Handeln 

gering. Klare Einſicht und bewußtes Wollen waren in ihren 

Augen ſogar häufig Hinderniſſe des ruhigen, organiſchen Wachs⸗ 

tums. So konnte ihnen auch wenig daran liegen, daß das Volk 

ſich ſeiner Einheit und Zuſammengehörigkeit wirklich bewußt 

werde; es genügte, wenn die Gemeinſamkeit des Volkstums als 

verborgener Untergrund des Lebens vorhanden war und ohne 

abſichtliche Nachhilfe die vorhandenen Keime zu einer nationalen 
Geſamtkultur nach und nach entwickelte. Dem einzelnen blieb da 

keine andere Aufgabe, als dieſem Werden mit liebevoller Anteil⸗ 
nahme zuzuſchauen, ſich von dem Wehen des Volksgeiſtes er⸗ 

greifen und tragen zu laſſen und ſich jedes vorwitzigen Eingriffs 

zu enthalten. Zu einer aktiven Betätigung im Sinne der Neu⸗ 

ſchöpfung eines für Deutſchland noch nicht vorhandenen na⸗ 

tionalen Staates konnte auch die Romantik keine entſcheidenden 
Antriebe bieten. 

Soweit um die Wende des 18. und 19. Jahrhunderts in 
Deutſchland ein wirkliches Bewußtſein nationaler Zuſammen⸗ 
gehörigkeit vorhanden war, erſcheint es ebenſo eingeſchloſſen in 

ſoziale Schranken, wie im 13. Jahrhundert. Nur trägt es jetzt 
einen literariſchen Charakter. Es lebt faſt ausſchließlich in den⸗ 
jenigen Schichten, die ſelber literariſch produktiv ſind oder unter 
dem Einfluß der Literatur ſtehen, d. h. in den Kreiſen der Dichter 
und Denker, der höfiſchen Ariſtokratie, ſoweit ſie literariſch⸗äſthe⸗ 

tiſch intereſſiert iſt, und des oberen Bürgertums. Der ländliche 

Gutsbeſitzer und Bauer, der ſtädtiſche Kleinbürger und Hand⸗ 
werker, die ganze Maſſe der dienenden Bevölkerung fühlten ſich 
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auch damals ganz vorwiegend als Glieder der engeren Kreiſe, 
an die ſie durch ihr tägliches Leben gebunden waren, und wurden 
ſich gewiß nur ſelten und vorübergehend deſſen bewußt, daß ſie 
daneben noch einer größeren Gemeinſchaft angehörten. 

Das ändert ſich mit einem Schlage in den erſten Jahrzehnten 
des 19. Jahrhunderts. Das Nationalbewußtſein gewinnt plöß- 

lich eine bis dahin ungeahnte Stärke und Bedeutung, es durch⸗ 

dringt die Maſſen des Volkes, es wird zur Grundlage beſtimmter 
politiſcher Forderungen, ja ſchließlich zu einer das ganze Staats⸗ 
leben unſeres Volkes umgeſtaltenden Wacht. Keine theoretiſch 

begründete Lehre, keine literariſche Strömung, keine Gelbit- 
entwicklung der Idee hat dieſes Wunder vollbracht, ſondern ele⸗ 
mentare, das Volk in ſeinen Tiefen aufwühlende politiſche Er— 

eigniſſe, die jedem einzelnen Volksgenoſſen praktiſch, d. h. am 
eigenen Leibe, im eigenen Haufe und im täglichen Leben die ge- 
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waltige Bedeutung des nationalen Zuſammenhanges demon- 
jtrierten. 

Wir können überall beobachten, daß ſich bei den Völkern das 
Gefühl nationaler Eigenart und Zuſammengehörigkeit erſt dann 
zu politiſchen Forderungen verdichtet, wenn der Druck einer 
großen äußeren Gefahr zur Selbſtbeſinnung treibt. Wie dem ein⸗ 
zelnen, werden auch den Völkern Güter, die ſie lange als ſelbſt⸗ 
verſtändlichen, unbeſtrittenen und deshalb weniger beachteten Be⸗ 
ſitz innegehabt haben, erſt dann wirklich wertvoll, wenn ſie in 
Gefahr ſtehen, verloren zu gehen. Ein Volk, das es bisher gar 

nicht anders gewußt und gekannt hat, als daß ſeine öffentlichen 
Angelegenheiten ohne Einmiſchung fremder Faktoren geregelt 

werden, wird erſt dann zum vollen Bewußtſein des Wertes dieſer 
Unabhängigkeit kommen und nach Maßregeln zu ihrer Sicher- 
ſtellung verlangen, wenn eine Fremdͤherrſchaft hereingebrochen 
iſt oder doch in unmittelbarer, drohender Ausſicht ſteht. So hat 
ſich das franzöſiſche Nationalbewußtſein im Kampfe gegen die 

Ersten Eroberungsverſuche, das englifche in der Abwehr gegen 
die Feſtlandſtaaten und die benachbarten Schotten, das ſkan— 
dinaviſche unter dem Drucke der deutſchen Vorherrſchaft im Nor— 

den, das ſpaniſche in den großen Sarazenenkriegen gebildet, und 

8 n 
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das italieniſche iſt zuerſt mächtig angefacht worden durch die Herr⸗ 

ſchaft, die Franzoſen, Deutſche und Spanier auf der ale 

ausübten. 
So ſehen wir denn auch in Deutſchland immer Yon ein 

Streben nach feſterer politifcher Organiſation ſich regen, wenn 
eine Gefahr von außen droht. In den früheren Zeiträumen un⸗ 

ſerer Geſchichte war dies niemals der Fall. Unter den Ottonen, 

Saliern und Staufern zitterten die Nachbarvölker vor den deut⸗ 
ſchen Waffen. Italien war faſt ein deutſches Nebenland, der 
Weſten des heutigen Frankreich gehörte ebenfalls zum deutſchen 

Reiche, und gelegentlich haben unſere Herrſcher ihre Waffen bis 

nach Paris getragen und in den Streitigkeiten zwiſchen den fran⸗ 

zöſiſchen Königen und Großen die Schiedsrichter geſpielt. Noch 
ſtärker ſtanden die Länder des Nordens und Oſtens unter dem 

beherrſchenden Einfluß des kriegeriſch und koloniſatoriſch mächtig 
vordringenden Deutſchtums. Wie hätte ſich damals bei den Deut⸗ 

ſchen die Befürchtung regen ſollen, dieſe Nachbarvölker könnten 

es einmal unternehmen, ſich in innerdeutſche Angelegenheiten 

einzumiſchen? Der locker zuſammengefügte Feudalſtaat genügte 

damals unſeren Vorfahren, um nicht nur ihre Selbſtändigkeit 

zu behaupten, ſondern ſogar die Nachbarn unter ihre Hegemonie 

zu beugen. Denn auch dieſe hatten keine ſtärkere Organiſation 

aufzuweiſen. 

Die erſte fremde Wacht, die der deutſchen Selbſtändigkeit ge⸗ 

fährlich wurde, focht nicht mit Lanze und Schwert, ſondern mit 

geiſtigen und geiſtlichen Waffen. Es war das römische Papſttum, 

das ſich unter der Oberhoheit der deutſchen Könige und mit ihrer 

Hilfe ſeine zugleich geiſtige und politiſche Machtſtellung geſchaffen 
hatte, dann aber dieſer Vormundſchaft überdrüſſig zu werden be⸗ 
gann. Seit dem Ausbruch des Inveſtiturſtreites, der Abſetzung 

Heinrichs IV. durch Gregor VII. und dem berühmten Bußgang 
nach Canoſſa hörte die Einmiſchung der Päpſte in die deutſchen 
Dinge nicht mehr auf. Sie erhoben den Anſpruch, die 
Rechtmäßigkeit der Königswahlen zu prüfen und bei zwieſpäl⸗ 
tigen Wahlen die Entſcheidung zu geben, ſie beaufſichtigten die 
Könige in ihrer Amtsführung und ſchritten mit kirchlichen Zen⸗ 
ſuren ein, wenn die Politik dieſer Herrſcher den Intereſſen der 
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Kirche oder der Kurie zu widerſprechen ſchien. Sie unterhielten 

ſtets Beziehungen zu den einheimiſchen Gegnern der Könige, 

namentlich unzufriedenen geiſtlichen und weltlichen Großen, um 
im Falle eines Konfliktes Bundesgenoſſen an ihnen zu haben. 
Und, als mit der Umgeſtaltung des wirtſchaftlichen Lebens und 
dem Vordringen der Geldwirtſchaft das Bedürfnis der Kurie 
nach neuen Geldquellen immer dringender wurde, da wußten ſie 
in den verſchiedenſten Formen und unter den mannigfaltigſten 

Vorwänden Geld aus Deutſchland herauszuziehen, das fie für 
die Zwecke ihrer Weltherrſchaftspolitik oder ihres italieniſchen 

Territorialfürſtentums ausgaben. 
Gegen die ſo entſtandene Abhängigkeit von Rom wandte ſich 

ſchon zu einer Zeit, wo an eine Beſtreitung der kirchlichen 

Rechte und Stellung des Papſtes noch nicht gedacht wurde, das 

Nationalgefühl derjenigen Volksſchicht, die damals allein eine 

ſolche Empfindung beſaß und ſich zugleich im Beſitz des poli- 
tiſchen Einfluſſes befand, des Ritterſtandes. Wenn Walter v. d. 
Vogelweide in beweglichen Tönen darüber klagt, wie die dummen 
Deutſchen ſich von den ſchlauen welſchen Pfaffen betrügen ließen, 
wie das gute deutſche Silber in den welſchen Schrein fahre, wenn 
er die ſtreitenden deutſchen Fürſten zur Einigkeit ermahnt, da⸗ 

mit nicht ihre Zwietracht dem ganzen Volke Schaden bringe, ſo 
empfindet er deutlich genug die Gefahr, die dem Reiche von 
dieſer fremden Einmiſchung droht. Aber nach beſtimmten Wit⸗ 

teln der Abhilfe ſucht man bei ihm vergebens. 
So iſt es im weſentlichen auch in der Folgezeit geblieben; ja, 
das politiſche Zurücktreten des Rittertums ließ in den nächſten 

Jahrhunderten auch jene von dieſem Stande getragene nationale 

Oppoſition gegen den römiſchen Einfluß verſtummen, jo lange, bis 

das Bürgertum in ähnliche Anſchauungen und Stimmungen hin- 
eingewachſen war. Erſt im Anfang des 16. Jahrhunderts tauchen 
in den hundert Gravamina der deutſchen Nation gegen den rö— 
miſchen Stuhl, wie mehrere Reichstage fie beraten und be— 

ſchloſſen haben, ähnliche Klagen wieder auf. Diesmal ſucht man 
auch nach Mitteln zur Abhilfe, ohne indes etwas wirklich Durch— 
greifendes und Wirkſames zu finden. Gleichzeitig läßt Ulrich 
v. Hutten, wie einſt ſein Standes- und Geſinnungsgenoſſe 
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Walter, ſeine helle und freudige Stimme erklingen und ruft ſein 
Volk auf zum Kampfe gegen römiſche Ausbeutung und Tyrannei. 
Ihm erſcheint der Papſt als der unerſättliche Kornwurm, der 
in Rom als der Scheune des Erdkreiſes ſitzt und hier mit ſeinen 

Günſtlingen und Dirnen alles verpraßt, was ſeine Sendlinge 
ihm aus aller Herren Länder, namentlich aber aus dem armen, 

unbeſchützten Deutſchland herbeiſchleppen. Bei ihm miſcht ſich, 

wie bei Walter, der Haß des Ritters gegen den Pfaffen, und 

der Zorn des Deutſchen gegen die Welſchen; aber zu eigenen poli⸗ 

tiſchen Idealen und zu konkreten Forderungen iſt er erſt unter 
dem Einfluß eines Größeren gelangt, Martin Luthers. 

Es iſt ja über jeden Zweifel erhaben, daß Luther zu ſeinem 

Auftreten und zum Kampfe gegen Rom nicht durch politiſche, 

nationale oder überhaupt durch dem Kreiſe weltlicher Intereſſen 
entſtammende Wotive bewogen worden iſt, ſondern ausſchließ⸗ 

lich durch die Not ſeines Gewiſſens und den inneren Widerſpruch 
gegen die Verweltlichung der Kirche und die Veräußerlichung des 

religiöſen Lebens. Aber ebenſo gewiß iſt es auch, daß er ſich 
zugleich als Deutſcher fühlte und in dem Einfluß Roms eine 
Gefahr für deutſche Art und Selbſtändigkeit erblickte. Für ſeine 
lieben Deutſchen, ſo hat er geſagt, wolle er wirken; als einen 

Dienſt, den er Deutſchland ſchuldig ſei, hat er in Worms ſein 
Auftreten vor Kaiſer und Reich bezeichnet; und an den chriſt⸗ 

lichen Adel deutſcher Nation hat er die eine ſeiner großen 
Reformſchriften gerichtet. Gerade in dieſer Schrift erklingt der 
nationale Ton beſonders warm; hier werden die Deutſchen ge⸗ 
prieſen als von edler Natur, beſtändig und treu; ihr Unglück rührt 
von ihrem zu großen Edelmut, ihrer zu argloſen Vertrauens⸗ 

ſeligkeit her; ja, Luther denkt hier vorübergehend an die Mög- 

lichkeit einer deutſchen Nationalkirche. 

Aber es wäre doch nicht richtig, wenn man deshalb in Luther 
einen bewußten Vertreter des Gedankens ſehen wollte, Deutſch⸗ 

land müſſe durch eine Reform ſeines Staates im Sinne größerer 

Einheit zur Behauptung ſeiner Eigenart und Unabhängigkeit in 

den Stand geſetzt werden. Wohl vergleicht er einmal Deutſch⸗ 
land einem ſchönen, weidlichen Hengſt, der Futter und alles ge⸗ 
nug habe, dem es aber an einem Reiter fehle. „Gleich nun, 
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wie ein ſtarkes Pferd ohne einen Reiter, der es regiert, hin und 

wieder in der Irre läuft, alſo iſt auch Deutſchland.“ Aber auch 
das iſt doch nur ein gelegentlich hingeworfenes Wort, und von 
einem ſolchen iſt noch ein weiter Weg bis zu einer energiſch auf 
den Willen wirkenden Aberzeugung und zu beſtimmten Plänen 
zu deren Verwirklichung. Für Luther war doch im Grunde das 
politiſche Leben immer nebenſächlich; im Wittelpunkt ſeines 
Denkens und Strebens ſtand immer die Aufgabe, das reine 

Wort Gottes wiederherzuſtellen und über die Welt ohne Rüd- 
ſicht auf nationale oder politiſche Grenzen zu verbreiten. So ge- 

wiß er zur Stärkung des deutſchen Nationalbewußtſeins durch 
ſein Wirken als Schriftſteller und Prediger beigetragen hat, und 
jo gewiß er gerade in ſeinem religiöſen Wirken ein Vorkämpfer 

deutſcher Sinnesart und deutſcher Gewiſſenhaftigkeit war, ſo 
wenig kann er als Vertreter des Strebens nach einer feſteren 

politiſchen Einheit unſeres Vaterlandes in Anſpruch genommen 

werden. 

Viel eher wäre dies bei Hutten möglich, der ja, entſprechend 
der weltlichen Grundlage ſeines Denkens, viel mehr Staats- 
mann war als Luther. Er vertrat mit Eifer den wahrhaft großen 
politiſchen Gedanken, daß der Kaiſer an die Spitze der reforma⸗ 

toriſchen Volksbewegung treten, den geſamten geiſtlichen Grund— 
beſitz, einſchließlich der weltlichen Hoheitsrechte der geiſtlichen 
Fürſten, für das Reich einziehen und dadurch der Zentralgewalt 

die ihr ſeit dem Interregnum fehlende ſichere finanzielle und 
territoriale Grundlage geben ſolle. Wäre das möglich geweſen, 
ſo hätten die Geſchicke Deutſchlands eine völlig andere Wen— 
dung nehmen können. Und an ſich war es gewiß nicht unmög⸗ 

lich. Warum hätte in Deutſchland nicht gelingen können, was in 
Skandinavien, in England, und ſpäter in den proteſtantiſchen 
deutſchen Einzelſtaaten zur Ausführung gekommen iſt? Alle 

Machtmittel, welche die Reformation in jo reicher Fülle den 
Einzelſtaaten zugeführt hat — neben den ſäkulariſierten Gütern 
von Kirchen und Klöſtern vor allen Dingen die Anſtellung und 

Aberwachung der Geiſtlichen, die Ordnung des Schulweſens und 
der Armenpflege —, alles das würde dann dem Reiche zugute 
gekommen ſein. Wenn das nicht geſchah, ſo lagen die Urſachen 
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dafür in dem mangelnden Verſtändnis der von ganz anderen 

Dingen in Anſpruch genommenen WMWehrheit ſeiner Volks⸗ 

genoſſen, dem Widerſtreben der Fürſten gegen jede Verſtärkung 

der Reichsgewalt, und nicht zum geringſten Teile in der Perſon 

des damaligen Kaiſers. Karl V. war ganz überwiegend roma⸗ 
niſcher Abſtammung; wenn auch ſein Vater ein Habsburger war, 

ſo waren doch ſeine Mutter, ſeine beiden Großmütter und ſeine 

vier Urgroßmütter Spanierinnen oder Franzöſinnen. In den 

Niederlanden geboren und aufgewachſen, in franzöſiſcher Bil⸗ 

dung erzogen, dann durch den langen Aufenthalt in ſeinem ſpa⸗ 

niſchen Königreich in Denken und Empfinden ganz Spanier ge⸗ 

worden, konnte er nie das geringſte Verſtändnis für die große 

Bewegung gewinnen, die damals durch alle Schichten des deut⸗ 
ſchen Volkes ging. Seine ſtreng kirchliche Erziehung und die da⸗ 

durch maßgebend beeinflußte Auffaſſung ſeiner kaiſerlichen Stel⸗ 
lung, ſein Streben, weltliches Oberhaupt der geſamten Chriſten⸗ 
heit zu ſein, und dieſe im Verein mit dem Univerſalbiſchof, dem 

römiſchen Papſte, zu beherrſchen, alles das zuſammen machte 

ihn zum erbitterten und innerlich überzeugten Gegner der luthe⸗ 

riſchen Ketzerei. So trat er, wiewohl vergeblich, mit den Macht⸗ 
mitteln der Reichsgewalt der Reformation feindlich entgegen und 

überließ es den Einzelſtaaten, die neue Lehre zu beſchützen und 
als Lohn dafür alle jene politiſchen Vorteile einzuheimſen, die 
ſich aus der Durchführung der neuen Ideen über die Aufgaben 

der geiſtlichen und der weltlichen Gewalt ergeben mußten. 

Indeſſen, ſeit ein großer Teil Deutſchlands ſich von der 

geiſtigen Herrſchaft Roms losgeſagt hatte, drohte unſerer ſtaat⸗ 

lichen Unabhängigkeit von dort her nicht mehr ſo große Gefahr 

wie in den früheren Jahrhunderten. Ein viel gefährlicherer Feind 

war jetzt Spanien geworden. Denn geſtützt auf die Kräfte ſeines 

ſpaniſch⸗niederländiſch⸗italieniſchen Weltreiches verſuchte es 
Kaiſer Karl V. im letzten Jahrzehnt ſeines Lebens, über Deutſch⸗ 
land Herr zu werden. Gerade der Wißerfolg ſeines Kampfes 

gegen die verhaßte Ketzerei trieb ihn zur Anſpannung aller ſeiner 
Kräfte. Und dies Unternehmen bedeutete doch etwas ganz an⸗ 

deres, als die Verſuche früherer Kaiſer, die Selbſtherrlichkeit 
der deutſchen Fürſten zu brechen. Nicht der Vertreter der Reichs⸗ 
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gewalt war es, der mit Hilfe der eigenen Machtmittel des Reiches 
oder ſeiner deutſchen Hausmacht die Intereſſen des Ganzen 
gegenüber dem Auseinanderſtreben der einzelnen Teile verfocht, 

ſondern ein ſeiner Geiſtesart und ſeinen maßgebenden politiſchen 

Zielen nach fremder Fürſt verſuchte es, unter Benutzung der 
ihm zugefallenen kaiſerlichen Stellung, Deutſchland als die— 
nendes Glied einem größeren Ganzen einzufügen, das ſein Zen⸗ 
trum in Spanien hatte, der neu entſtandenen habsburgiſchen 
Univerſalmonarchie. Und wirklich ſchien er einmal dieſem Ziele 
nahe genug; damals, als er im Schmalkaldiſchen Kriege die pro— 
teſtantiſchen Fürſten niedergeworfen und ihre beiden bedeu— 
tendſten Führer gefangen genommen hatte. 

Aber gerade dieſer augenblickliche Sieg und die Art, wie er 

ausgenutzt wurde, trieb die um ihre Selbſtändigkeit beſorgten 
deutſchen Fürſten zu verzweifelter Gegenwehr, auch ſolche, die 
bisher aus Loyalität oder Berechnung auf der Seite des Rai- 

ſers geſtanden hatten. Es waren gewiß keine bewußt nationalen 

Motive, die Moritz von Sachſen und feine Bundesgenoſſen zur 
Schilderhebung gegen den Kaiſer trieben; es war vielmehr zwei— 
fellos in erſter Linie die Sorge für die bedrohte „Libertät“ des 
deutſchen Territorialfürſtentums; und bekanntlich haben die Zeil- 
nehmer des ſogenannten Fürſtenaufſtandes ſich nicht beſonnen, 

die Hilfe einer anderen gefährlichen auswärtigen Macht, Frank- 

reichs, durch die Preisgabe bisher unbeſtrittener Reichsrechte in 

der Weſtmark zu erkaufen. Aber ſo wenig man ſie zu bewußten 
Vorkämpfern des nationalen Gedankens ſtempeln darf, ſo wenig 

darf man ihnen auch aus dieſem Verſtoß gegen das nationale 
Ehrgefühl, wie wir es heute empfinden, wie es aber damals 
höchſtens ganz vereinzelt vorhanden war, einen perſönlichen Vor— 

wurf machen. Und ſchließlich, hätte es ſich nicht ſogar vom na— 
tionalen Standpunkt aus rechtfertigen laſſen, ein paar nicht ſehr 

inhaltsvolle Rechte in nur halb deutſchen Gebieten preiszugeben, 
wenn nur ſo die Möglichkeit gegeben war, der ganz Deutſchland 

bedrohenden gefährlichen Fremdherrſchaft zu entgehen? Hat nicht 
Italien Savoyen und Nizza opfern müſſen, um im übrigen einig 

und frei zu werden? Jedenfalls iſt die Folge ihrer Erhebung 

geweſen, daß Kaiſer Karls Plan ſcheiterte; nach ſeiner Abdankung 
Brandenburg, Die Reichsgründung J. 2 



18 Erlöſchen der ſpaniſchen Gefahr 

und der Trennung der Kaiſerwürde vom ſpaniſchen Königtum 

konnte ſein Verſuch mit Ausſicht auf Erfolg nicht wieder erneuert 

werden. 

Daß aber die Herrſchaft Karls in jenen Jahren in Deutſchland 

wirklich als Fremdherrſchaft empfunden worden iſt, davon legen 

die Volkslieder, die damals entſtanden ſind, Zeugnis ab, am lau⸗ 
teſten jene an die Dichtung der Befreiungskriege erinnernden 

Verſe, die ein deutſches Mädchen ſpricht: 

Kein Mann, kein Mann im deutſchen Land, 
Der uns ſchützet vor ſolcher Schand! 

Kein Schmuck an meinem Leibe ſei, 
Bis Deutſchland wieder werde frei! 

Kein Mann noch Jüngling hie auf Erd' 
Dem ich freundlich zuſprechen werd! 

So war alſo unter dem Drucke der unmittelbaren Gefahr die 

Aberzeugung auch in das Volk hineingedrungen, daß die Unab⸗ 

hängigkeit von auswärtiger Herrſchaft ein koſtbares Gut ſei, für 
deſſen Behauptung es ſich zu kämpfen und zu ſterben lohne. 

Weiter allerdings als bis zum Gedanken der Abwehr fremder 
Einmiſchung ging dieſe nationale Stimmung nicht; an eine Um- 
geſtaltung und Kräftigung der ſtaatlichen Einrichtungen, damit 
ſie dauernd die Unabhängigkeit gewährleiſten könnten, dachte man 

nicht; und namentlich die damaligen politiſchen Führer mußten 

ſolchem Streben durchaus abgeneigt ſein, da es in jedem Falle 
ihre Selbſtändigkeit einzuſchränken gedroht hätte. Niemals iſt 

das deutſche Kaiſertum ſchwächer und machtloſer geweſen, als 
unter den Nachfolgern Karls V. Zu der perſönlichen Unfähigkeit 

der Herrſcher trat jetzt noch der Mangel einer wirklichen Haus⸗ 

macht, ſeitdem die habsburgiſchen deutſchen Länder unter mehrere 
Linien geteilt waren. 

Als die von Spanien her drohende Gefahr vorüber war, er⸗ 

loſchen auch alle Regungen eines politiſch gerichteten National⸗ 
bewußtſeins ſehr ſchnell wieder; und, da Deutſchland länger als 
ein halbes Jahrhundert lang von außen her unbehelligt blieb, 

ſo verbreitete ſich wieder allgemein der ſo bequeme und ange⸗ 

nehme Glaube, daß alles vortrefflich beſtellt ſei. Es war die Zeit, 
wo Frankreich feine inneren Kämpfe, die zugleich religiöfer und 
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politiſcher Natur waren, durchzufechten hatte, wo England und 
die Niederlande ſich der gefährlichen Abermacht des ſpaniſchen 
Philipp zu erwehren hatten, während Polen und die ſkandina⸗ 
viſchen Staaten ſchon unter dem Drucke des langſamen, aber 
unaufhaltſamen Vordringens der Ruſſen in das Oſtſeegebiet 
ſtanden. Die deutſchen Fürſten ſahen den „geſchwinden Hän⸗ 
deln“ der Welt in philiſterhafter Ruhe und Gelaſſenheit zu, als 
ob die Lage immer ſo günſtig für ſie bleiben müſſe. Es focht 
ſie wenig an, daß ſich die Schweiz und die Niederlande damals 
endgültig vom deutſchen Reich abſonderten und ſich die Grund- 
lagen für ein ſelbſtändiges Volkstum und Staatsleben ſchufen. 

Aber in den folgenden Jahrzehnten hat ſich dieſe kurzſichtige 
Politik bitter gerächt. In jenen Kämpfen erſtarkten die Nachbar⸗ 
länder, und einige von ihnen bildeten ſich zu feſtgeſchloſſenen 

Einheitsſtaaten mit wohl gerüſteten und organifierten Heeren 

unter einheitlicher Leitung aus, allen voran Frankreich. Unter 

der Herrſchaft zweier großer Könige und zweier großer MWiniſter 
wurde dieſe Zuſammenfaſſung aller Kräfte, ſoweit es mit den 

Witteln damaliger politiſcher Technik überhaupt möglich war, 
vollendet. Und, indem Frankreich die europäiſche Vormacht⸗ 
ſtellung Spaniens brach, ſtieg es ſelbſt zur Hegemonie empor. 

Schon während des Dreißigjährigen Krieges haben dieſe frem⸗ 
den Nationen — Franzoſen, Schweden, Spanier, Engländer — 
ihre Streitigkeiten auf deutſchem Boden ausgefochten, ſich Teile 
dieſes Bodens angeeignet und über die Schickſale deutſcher Länder 
und Fürſtenhäuſer nach ihrem Gutdünken verfügt. Seit dem 
weſtfäliſchen Frieden vollends ſtand Deutſchland unter fürm- 
licher Vormundſchaft der auswärtigen Großmächte. Teils ſaßen 
ſie mit im Rate des Reichs wie Schweden und Dänemark, teils 
ſchufen ſie ſich eine Klientel von deutſchen Kleinfürſten, die ſich 

jederzeit zu ihren Dienſten halten mußten. So hat Ludwig XIV. 
lange Zeit den maßgebenden Einfluß im Reiche ausüben und ihm 
unangenehme Beſchlüſſe und Maßnahmen verhindern können. 

Er hat im tiefſten Frieden und unter den fadenſcheinigſten Vor— 
wänden dem Reiche wichtige Stücke abreißen können, wie das alte 
deutſche Straßburg; und ſogar Kurfürſt Friedrich Wilhelm von 
Brandenburg hat zeitweiſe zu ſeinen Vaſallen und Parteigängern 
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gehört. Und, wie früher mit dem politiſchen Einfluß Spaniens 
auch ſpaniſche Moden, ſpaniſche Etikette, ja ſpaniſche Rede⸗ 

wendungen und Kunſtformen bei uns eingedrungen waren, ſo 

hat ſich jetzt in noch ſtärkerem Maße im deutſchen Geiſtesleben, 
in den Sitten der Höfe und der von ihnen beeinflußten gebil⸗ 
deten Geſellſchaft, im ganzen Lebensſtil der oberen Klaſſen das 

franzöſiſche Vorbild beherrſchend geltend gemacht. Wie ſchwer 
hat Leſſing gegen die Anſchauung zu kämpfen gehabt, daß die 

franzöſiſchen Kunſtregeln der allgemeingültige Ausdruck der 

äſthetiſchen Vernunft, die Werke des klaſſiſchen franzöſiſchen 

Theaters unübertreffliche Vorbilder für die deutſche Kunſt ſeien! 
Und zu wem hat König Friedrich der Große in den Jahren 

ſeiner Jugend mit tieferer Verehrung aufgeblickt als zu dem fran⸗ 
zöſiſchen Modephiloſophen Voltaire? Nichts kann die Macht des 
franzöſiſchen Kultureinfluſſes auf Deutſchland im 18. Jahr⸗ 
hundert ſtärker kennzeichnen als die Tatſache, daß unſer größter 

Staatsmann in jener Epoche ſein Leben lang das Franzöſiſche 

als ſeine eigentliche Mutterſprache geſprochen und geſchrieben, 
das Deutſche aber als barbariſch verachtet hat, ja daß noch ein ſo 

deutſch geſinnter Mann, wie der Freiherr vom Stein, an ſeine 

Frau franzöſiſch zu ſchreiben pflegte. 

Hat nun aber die Zeit dieſer franzöſiſchen Abermacht ähnlich 
gewirkt wie einſt die römiſche und die ſpaniſche Gefahr, hat ſie 

ein Streben nach politiſcher Einigung hervorgerufen? Gewiß 
finden wir in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts, als ſich 
die franzöſiſche Hegemonie politiſch wohl am drückendſten gel⸗ 

tend machte, und als das Pariſer Vorbild in Kunſt und Mode 

bereits herrſchend zu werden begann, Stimmen des energiſchen 

Proteſtes gegen den Mangel nationalen Selbſtbewußtſeins, der 

in dieſer Erſcheinung zum Ausdruck kam. Am bekannteſten iſt 

die berühmte Epiſode im Philander von Sittewald von Woſche⸗ 

roſch, wo der Held dieſes Romans mit den großen Männern 

der deutſchen Vorzeit auf Schloß Geroldseck zuſammentrifft und 
von König Arioviſt eine ſcharfe Standrede über die Ausländerei 

der Deutſchen und die Nichtachtung heimiſcher Sprache und Sitte 
anhören muß. Auch bei dem Schleſier Logau finden wir manches 

ſcharfe und treffende Wort: | 

| 
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Daß aus Menſchen werden Wölfe, 
Bringt zu glauben nicht Beſchwerden; 

Sieht man doch, wie aus den Deutſchen 
Dieſer Zeit Franzoſen werden. 

oder ein andermal: 

Diener tragen insgemein 
Ihrer Herren Liverey. 
Solls dann ſein, daß Frankreich Herr, 
Deutſchland aber Diener ſei? 

Freies Deutſchland, ſchäm' dich doch 

Dieſer ſchnöden Kriecherei! 

Aber auch jetzt fehlte die Erkenntnis, daß der ſo tief beklagten 
Ohnmacht des Vaterlandes nur durch eine gründliche Reform 

ſeiner ſtaatlichen Zuſtände abzuhelfen ſei. 

Sobald dann durch die Niederlage Ludwigs XIV. im ſpaniſchen 

Erbfolgekrieg die unmittelbare politiſche Gefahr für Deutſchland 

verſchwunden oder doch erheblich verringert war, verſtummen all- 

mählich auch die Proteſte, denen wir in den vorausgehenden 

Jahrzehnten begegnet ſind. Das Gefühl, daß man augenblicklich 
nichts zu fürchten habe, gewann wieder die Oberhand, wenig— 

ſtens in den Kreiſen der Regierenden und der Gebildeten. Aus⸗ 
nasmen hat es freilich auch damals gegeben. Es iſt bekannt, daß 
König Friedrich Wilhelm J. von Preußen ſich danach ſehnte, 
„die fremden Nationen vom Reichsboden zu ſchmeißen“; und 
wenn ſein großer Sohn bei mehr als einer Gelegenheit betonte, 
daß er ein guter deutſcher Patriot ſei, und daß ihn das fort- 
währende Hineinreden der Fremden in die deutſchen Angelegen— 

heiten erbittere, ſo folgt daraus mindeſtens, daß er ſich von ſolchen 
Argumenten Wirkung verſprochen und entſprechende Stimmun— 
gen bei einem Teile des deutſchen Volkes vorausgeſetzt haben 
muß. 

Aber erſt die Ereigniſſe der letzten Jahrzehnte des 18. Jahr— 
hunderts haben dieſen Unterſtrömungen ſo viel Kraft verliehen, 
daß ſie an die Oberfläche treten und beſtimmtere Forderungen 

in weitere Kreiſe tragen konnten. In dieſer Richtung wirkte zuerſt 
die Teilung Polens. Hier ſah man, wie ein alter Staat durch 
den Machtfpruch der umliegenden Großmächte erſt feiner Außen— 
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gebiete beraubt, dann ganz vernichtet und unter die Nachbarn auf⸗ 

geteilt wurde. Das konnte nur geſchehen, weil Polen infolge ſeiner 

ſchlechten und veralteten politiſchen und militäriſchen Organiſation 
nicht fähig war, ſich zu wehren. War es nicht möglich, daß es 
auch Deutſchland einſt ähnlich ergehen werde? Herder hat dieſer 

Befürchtung lebendigen Ausdruck gegeben, wenn er Deutſchland 
zuruft: 

Du ſäumſt, kleinlich im Eigennutz, 

Statt des polniſchen Reichstags 
Dich zu odnen, ein mächtig Volk? 

Dann begann die politiſche Gärung des franzöſiſchen Nachbar⸗ 
landes immer ſtärker auch die Gebildeten diesſeits des Rheines 
zu beeinfluſſen; war man doch gewohnt, Frankreich als Vorbild 

anzuſehen. Als dort nun die Frage einer gründlichen Reform 

des geſamten Staatsweſens auftauchte, als die Notabeln berufen 

wurden, und die leitenden Staatsmänner ſelbſt ein Stück des 
ancien régime nach dem andern abzureißen begannen, da verlor 
der Glaube an die Güte und Unantaſtbarkeit der beſtehenden 
ſtaatlichen Einrichtungen mehr und mehr an Boden. Auch in 

Deutſchland wurden Reformvorſchläge großen Stiles laut. Es 
erſchienen Flugſchriften, deren Titel ſchon einen neuen Geiſt at⸗ 

meten, etwa: „Warum ſoll Deutſchland einen Kaiſer haben?“, 

oder „Ein wenig Patriotismus im Deutſchen Reiche, von einem 
Deutſchen“. Aber praktiſchen Einfluß gewannen dieſe Beſtrebun⸗ 
gen nicht, und gerade die geiſtigen Führer unſeres Volkes ver⸗ 

harrten entweder in Teilnahmloſigkeit gegenüber den politiſchen 
Fragen, oder ſie waren wenigſtens der Meinung, daß gerade 

Deutſchland keine Nation im Sinne der übrigen ſei, oder aus 
Rückſicht auf den Weltfrieden niemals ein einheitliches Staats⸗ 
weſen werden könne und dürfe. Es bedurfte einer noch härteren 

Schule, um die Deutſchen aus ihrer Ruhe aufzurütteln. 

Kaum hatte die Revolution in Frankreich geſiegt, als ihre Apo⸗ 
ſtel die neuen Ideen auch nach Deutſchland hinüberzutragen be⸗ 
gannen. Es handelte ſich dabei nicht nur um die Schlagworte 
„Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“ oder um die Beſeitigung 

der Feudallaſten und Zunftprivilegien, ſondern vor allen Dingen 
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um das Selbſtbeſtimmungsrecht der einzelnen Nationen. Die 
Ideale der Selbſtregierung der Völker durch erwählte Vertreter 
und der Autonomie im Sinne der Fernhaltung fremder Einflüſſe 

waren, in der Theorie wenigſtens, von Anfang an aufs engſte 

miteinander verbunden; in der Praxis freilich haben die Fran⸗ 

zoſen bald das Recht für ſich in Anſpruch genommen, ihre po— 
litiſchen Einrichtungen den Nachbarvölkern aufzudrängen und 
dieſe nach ihren Intereſſen zu beherrſchen. Und gerade dieſe rück— 
ſichtslos ausgeübte franzöſiſche Gewaltherrſchaft hat dann, mehr 
als alle Theorien es vermocht hätten, bei den davon betroffenen 

Nachbarn die Überzeugung von der Notwendigkeit eines feſt or— 

ganiſierten nationalen Staates lebendig werden laſſen. 
Die Revolutionskriege find in mehr als einer Hinſicht für 

Deutſchlands Geſchicke bedeutungsvoll geweſen. Sie brachen aus, 
weil auf der einen Seite die europäiſchen Kabinette in dem alten 
Staatenſyſtem ein Gemeinweſen nicht glaubten dulden zu können, 

das ſeine Schickſale ausſchließlich nach eigenem Gutdünken regeln 
und ſich den Grundſätzen ihrer Gleichgewichts- und Kongreßpoli⸗— 
tik nicht fügen wollte; und weil andererſeits die volkstümlichen 
Führer in Frankreich empfanden, daß die übrigen Großmächte 
offen oder heimlich auf der Seite der abgeſetzten Königsfamilie 

ſtanden, und weil ſie daher nur im Kampfe ihr Selbſtbe— 

ſtimmungsrecht und ihre Gleichberechtigung im Kreiſe der Groß— 
mächte glaubten bewahren zu können. Aber der Kampf ſelbſt 
führte ſie dann über die Verteidigung weit hinaus zu einem 

Angriffskriege größten Stils gegen das alte Europa, zur Erobe— 
rung erſt Belgiens und Hollands, dann der Schweiz und des 

ganzen linken Rheinufer, endlich auch Oberitaliens. Und als 
mit Napoleon Bonaparte das größte militäriſche Genie der Neu— 

zeit an die Spitze erſt ihrer Heere, dann ihres geſamten Staats- 
weſens getreten war, da ſchien es, als ſolle nicht nur die fran— 

zöſiſche Hegemonie im Sinne Ludwigs XIV. für einen langen 
Zeitraum erneuert, ſondern die volle Verfügung Frankreichs über 
die militäriſchen, finanziellen und wirtſchaftlichen Kräfte des weſt— 
und ſüdeuropäiſchen Feſtlandes dauernd begründet werden. Das 
alte deutſche Reich wurde, nachdem es erſt durch die Abreißung 

des linken Rheinufers verſtümmelt war, von Napoleon völlig 
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aufgelöſt durch die Gründung des unter ſeinem Protektorate ſte⸗ 

henden Nheinbundes; dem bisherigen Kaiſer, Franz von Sſter⸗ 

reich, blieb nichts übrig, als aus den ſo geſchaffenen Tatſachen die 

Konſequenz zu ziehen und im Auguſt 1806 die wertlos gewordene 

Krone auch formell niederzulegen. | 
Als die Einmiſchung des damaligen erſten Konſuls in die 

deutſchen Dinge immer offenkundiger und herriſcher wurde, er⸗ 

tönte in Deutſchland wieder vernehmlicher der Ruf nach einer 

beſſeren Staatsordnung. In einer anonymen Schrift „Winke über 

Deutſchlands Staatsverfaſſung“ wird die dringende Mahnung 

ausgeſprochen: „O, Ihr Deutſchen, ſchließt einen feſten deutſchen 

Bund!“ In einer 1800 veröffentlichten Denkſchrift des preu⸗ 
ßiſchen Publiziſten Dohm wird, um wenigſtens Norddeutſchland 
vor der Unterwerfung zu retten, ein norddeutſcher Bund unter 
Preußens Führung mit einer eingehhend ſkizzierten Verfaſſung 

vorgeſchlagen. Und Hegel ſchrieb damals: „Deutſchland iſt der 
geſetzte Widerſpruch, daß ein Staat ſein ſoll und doch nicht iſt.“ 

Aber wo war zugleich der Wille und die Wacht vorhanden, 

dem Elend abzuhelfen und etwas Beſſeres zu ſchaffen? Die Klein⸗ 
ſtaaten vermochten nichts gegen Napoleon, und zudem waren 

ihre Herrſcher alle geſchickt durch die ihnen bewilligten Gebiets⸗ 
erweiterungen in das franzöſiſche Intereſſe gezogen worden. Oſter⸗ 

reich war in mehreren Kriegen gründlich niedergeworfen. Preußen 
endlich trieb lange eine ebenſo egoiſtiſche wie kurzſichtige Poli⸗ 
tik, indem es allem gegenüber, was nicht ſein allerengſtes Inter⸗ 

eſſengebiet berührte, ängſtlich neutral blieb, nebenbei aber hoffte, 

ohne jede eigene Kraftanſtrengung noch Gewinn an Land und 

Wacht davontragen zu können. Dieſe zugleich begehrliche und 

feige Politik hat Preußen um alles Vertrauen bei den anderen 

Staaten gebracht, und zugleich die Ausnutzung günſtiger Kon⸗ 
junkturen verhindert. Napoleon kümmerte ſich um die preußiſche 

Neutralität nicht mehr, nachdem er Oſterreich beſiegt hatte, und 
zwang auch Preußen den Entſcheidungskampf auf. Er endete mit 

dem vollen Zuſammenbruch des preußiſchen Heeres und Staates. 

Seit 1807 und 1809 waren auch das auf ſeine öſtlichen Pro⸗ 
vinzen beſchränkte Preußen und das ebenfalls ſtark verkleinerte 

Oſterreich in Wirklichkeit nur noch franzöſiſche Vaſallenſtaaten, 
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wenn ihnen auch erlaubt wurde, dem Rheinbunde fern zu bleiben 
und den Schein der Unabhängigkeit zu wahren. 

Dieſe Zeit der napoleoniſchen Herrſchaft über Deutſchland, die 

„Franzoſenzeit“, iſt es erſt geweſen, die die Sehnſucht nach einem 

neuen, ganz Deutſchland umfaſſenden nationalen Staate zum Ge⸗ 

meingut weiterer Volksſchichten gemacht hat. Die furchtbaren 

Opfer an Gut und Blut, die das deutſche Volk dem franzöſiſchen 
Imperator hat bringen müſſen, trafen jeden im Volke, die oberen 

wie die unteren Schichten, in gleicher Weiſe. Namentlich Preußen 
hat ſchwer geſeufzt unter den gegen Recht und Billigkeit immer 

wieder erhöhten Kontributionsforderungen; und ſolange ſie nicht 

bezahlt waren, blieben die fremden Truppen im Lande, lagen 
als Einquartierung in den Häuſern der Bürger und Bauern und 
fühlten ſich überall als die Herren im Lande, gegen deren An- 
ordnungen und Anforderungen es nirgends Schutz und Hilfe 
gab. Aber noch erbitternder wirkte vielleicht die Blutſteuer, die 
Napoleon nachſichtslos forderte. Zu vielen Tauſenden mußten 
deutſche Landeskinder Jahr für Jahr in die Fremde hinaus- 
ziehen, um dem Kaiſer ſeine Schlachten ſchlagen zu helfen, bald 
an der Donau, bald unter der glühenden Sonne Spaniens, bald 

in Rußlands Eisgefilden. Und von denen, die auszogen, kehrten 
nicht viele wieder heim. Solche Opfer erträgt ein Volk wohl, 
wenn es weiß, daß es ſich um die eigene Sache handelt. Wenn es 

aber ſehen muß, daß ſie nur dem Willen und den ſchwer ver— 

ſtändlichen großen Plänen eines einzigen Mannes gebracht wer— 
den, wenn dieſer Mann noch dazu ein Volksfremder iſt, deſſen 
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Beamte und Offiziere mit ihren fremden Sitten und ihrer un— 
verſtändlichen Sprache vom Volke als unberechtigte Gewalthaber 

1 angeſehen werden, wenn man dunkel empfindet, daß ſeine Ab— 
ſichten vielleicht den Intereſſen des eigenen Volkes gerade ent— 
gegengeſetzt ſind, dann werden ſolche Anforderungen als ſinn⸗ 

loſe Tyrannei betrachtet. Dann entſteht jene wilde, keine Schran— 
ken mehr achtende Erbitterung, wie ſie uns am unmittelbarſten 
aus dem furchtbarſten Kampfliede Heinrichs von Kleiſt entgegen— 

Wer in unzählbaren Wunden 
Jener Fremden Hohn empfunden, 
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Brüder, wer ein deutſcher Mann, 

Schließe dieſem Kampf ſich an! 

Rettung vor dem Joch der Knechte, 

Das aus Eiſenerz geprägt 
Eines Höllenſohnes Rechte 
Aber unſern Nacken legt! 

Eine Luſtjagd, wie wenn Schützen 
Auf die Spur dem Wolfe ſitzen! 
Schlagt ihn tot! Das Weltgericht 
Fragt Euch nach den Gründen nicht. 

Wochte dieſe Erbitterung in voller Schärfe zunächſt auch nur in 

Norddeutſchland hervortreten — in Preußen, das ja beſonders 

hart geknechtet wurde, im Nordweſten, wo die angeſtammten 

Herrſcherhäuſer verjagt und durch franzöſiſche Herrſcher von Na⸗ 

poleons Gnaden oder durch kaiſerliche Präfekten erſetzt wurden, 

— auch im Süden bereiteten ſich doch ähnliche Stimmungen vor. 
Zwar waren hier die Herrſcherhäuſer ganz an Napoleon gekettet, 

und die unteren Klaſſen der Bevölkerung mögen anfangs den 

franzöſiſchen Einfluß als ſegensreich empfunden haben; brachte er 
ihnen doch den Fortfall vieler von alters her beſtehender Laſten, 
die Beſeitigung der rechtlichen Vorzugsſtellung des Adels und 
des Zunftzwanges, die Vereinfachung der Verwaltung; aber die 

Blutſteuer hatten auch ſie zu entrichten, und gerade die Armen 

wurden von ihr betroffen, da der Wohlhabende ſich loskaufen 

konnte. 

Dieſe Stimmung des Volkes war die Vorausſetzung und 
Grundlage für die patriotiſche Begeiſterung der Befreiungskriege. 

Ganz vorherrſchend war damals der eine Gedanke: Fort mit den 

Franzoſen und ihrer Herrſchaft aus Deutſchland! 
So tönt es uns aus Körners Worten entgegen: 

Was will des Sängers Vaterland? 
Die Knechte will es niederſchlagen, 
Den Bluthund aus den Grenzen jagen 
Und frei die freien Söhne tragen 
Oder frei ſie betten unterm Sand! 
Das will mein Vaterland! 

Aber wenn dies auch das allgemeinſte und intenſivſte Gefühl 
war und blieb, ſo regte ſich doch daneben diesmal häufiger und 



Fichtes Neden an die deutſche Nation 27 

kräftiger als je zuvor der Gedanke, daß es mit einmaliger Abwehr 

nicht getan ſei, ſondern daß Garantien für die Zukunft geſchaffen 

werden müßten. Am klarſten in Fichtes Reden an die deutſche 
Nation, die der Philoſoph, früher ſelbſt ein Vertreter weltbürger- 
licher Anſchauungen, mitten unter den Waffen der franzöſiſchen 
Beſatzung in Berlin gehalten hat. Ausdrücklich wendet er ſich 
darin „als Deutſcher an Deutſche ſchlechtweg, nicht anerkennend, 
ſondern durchaus beiſeite ſetzend alle die trennenden Unterſchiede, 
welche unſelige Ereigniſſe ſeit Jahrhunderten in der einen Na⸗ 
tion gemacht haben“. Aber er verlangte nicht bloß die Vertrei⸗ 
bung der Fremden vom deutſchen Boden, obwohl dieſe natürlich 

das erſte ſein muß, ſondern Neugeſtaltung des ganzen öffentlichen 
Lebens aus nationalem Geiſte heraus. Und dazu gehört auch nach 
ſeiner Meinung notwendig der nationale Staat, der auch die un⸗ 
abhängige Kulturentwicklung einer Nation erſt ſicherſtellen kann. 

„Geht Ihr ferner ſo hin in Eurer Dumpfheit und Achtloſigkeit, 
ſo erwarten Euch zunächſt alle Abel der Knechtſchaft, Entbehrung, 
Demütigung, der Hohn und Abermut des Aberwinders. Ihr wer- 

det herumgeſtoßen werden in allen Winkeln, weil Ihr allent⸗ 
halben nicht recht und im Wege ſeid, ſolange, bis Ihr durch 
Aufopferung Eurer Nationalität und Sprache Euch irgendein 

untergeordnetes Plätzchen erkauft, und bis auf dieſe Weiſe all⸗ 
mählich Euer Volk auslöſcht.“ f 

Damit war endlich das entſcheidende Wort geſprochen; freilich 

hat es noch lange genug gedauert, bis Fichtes Erkenntnis Ge⸗ 
meingut der Nation und namentlich ihrer politiſchen Führer 

wurde. Auch fehlte der hier ausgeſprochenen Forderung noch die 
inhaltliche Beſtimmtheit, deren jeder Gedanke bedarf, bevor von 
ſeiner Abertragung in die Praxis des Lebens überhaupt die Rede 

fein kann. Und der Weg, den Fichte ſelbſt zur Erfüllung glaubte 
zeigen zu können, war langwierig und unſicher. Er ſah ihn in 

der Erziehung der heranwachſenden Generation zu vaterländiſcher 

Geſinnung und ſittlichem Wollen, zu dem feſten Entſchluß, für 
das Volksganze handelnd einzutreten und jedes notwendige Opfer 
zu bringen; er nahm wohl an, daß aus ſolcher Geſinnung der 

nationale Staat von ſelbſt herauswachſen werde. 
Etwas deutlicher und näher erſchien das Traumbild der 
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deutſchen Einheit in des Turnvaters Jahn Buche über Deut⸗ 
ſches Volkstum. Eine oberſte Reichsgewalt über den Einzel⸗ 
ſtaaten, Zoll-, Münz⸗ und Maßeinheit, ein allgemeiner Reichs⸗ 
tag und außerdem Volksvertretungen in allen Einzelſtaaten, end⸗ 

lich die Organiſation einer Landwehr aus allen waffenfähigen 
Deutſchen wurde hier gefordert. Einſichtige und zukunftsreiche 
Gedanken, ohne allen Zweifel. Aber wie ſollten ſie zur Wirklich⸗ 

keit werden? Wer würde die etwa Widerſtrebenden zwingen? 

Wem ſollte die oberſte Reichsgewalt zufallen? | 
Das Ziel war von dieſen Männern erkannt; aber fie unter⸗ 

ſchätzten die ungeheuren Schwierigkeiten, die gerade auf deutſchem 
Boden ſeiner Verwirklichung im Wege ſtanden, oder wußten 
wenigſtens die Wittel zu deren Beſeitigung nicht zu finden. 



Zweites Rapitel 

Die Hinderniſſe der Einigung 

on allen Hinderniſſen, die ſich in unſerem Vaterlande der 
Verwirklichung des Einheitsgedankens entgegengeſtellt ha⸗ 

ben, war das älteſte und hartnäckigſte der Partikularismus der 

Einzelſtaaten. Die kleineren Unterabteilungen des alten deut- 
ſchen Reiches, die ſich im Laufe vieler Jahrhunderte zu völlig 
ſelbſtändigen Staatsgebilden entwickelt hatten, wollten auch dem 
erſtarkenden Nationalbewußtſein gegenüber ihre Selbſtändigkeit 
behaupten und keine irgendwie wirkſame Gewalt mehr über ſich 
dulden. Wie haben ſich dieſe Staaten im Staate bilden können, 
und welchen Umſtänden verdankten ſie dieſe hemmende Kraft? 
Wan hat die Ausbildung der deutſchen Territorien zu Staaten 

häufig dem beſonders kräftigen Selbſtbewußtſein der deutſchen 
Stämme zugeſchrieben. Durchaus mit Unrecht. Der Partikula⸗ 

rismus hat mit den Unterſchieden und Sondergefühlen der 
Stämme nichts zu tun. Gegenſätze, wie ſie zwiſchen Norddeutſchen 

und Süddeutſchen zweifellos beſtehen, wie fie die Bewohner des 
alten deutſchen Kulturbodens von denen des erſt ſpäter eroberten 

und beſiedelten Koloniallandes ſcheiden, ja wie ſie ſogar zwiſchen 
den einzelnen Stämmen, Alemannen, Franken, Bayern, Nieder— 
ſachſen und Oberſachſen, ſelbſt wo ſie eng benachbart wohnen, 
vorhanden ſind, finden ſich im Schoße aller größeren Nationen, 
5 ohne daß dadurch deren politiſcher Zuſammenſchluß ſo lange ver— 

hindert worden wäre. Wie tief verſchieden iſt in Sprache und 

1 us, in Temperament und Lebensführung der Bretagner oder 
Normanne von dem Gascogner oder Provencalen, der Lombarde 

f oder Piemonteſe vom Sizilianer oder Neapolitaner! Gar nicht 
zu reden von den Fällen, wo ſich urſprünglich verſchieden zu— 
ſammengeſetzte und einander ſogar feindliche Völker in kurzer 
4 
50 



30 Stammesgefühl und Partikularismus 

Zeit auf dem Boden eines gemeinſamen Staates zuſammenge⸗ 

funden haben, wie die Engländer und die Schotten. Warum 

ſollte in Deutſchland nicht möglich geweſen ſein, was dort ge⸗ 
lungen iſt? 

Außerdem ſind die deutſchen Einzelſtaaten keineswegs auf der 

Grundlage der Stammesverſchiedenheiten erwachſen. Die poli⸗ 
tiſchen Organiſationen der alten Stämme, die Stammesherzog⸗ 
tümer, ſind vielmehr ſchon im 12. Jahrhundert zugrunde ge⸗ 
gangen, und nur in einem einzigen Falle, in Bayern, knüpft die 

territoriale Neubildung an die Reſte des alten Stammesherzog⸗ 
tums an. Die deutſchen Staaten des 19. Jahrhunderts vereinigen 
größtenteils Angehörige der verſchiedenſten Stämme in ſich; 

Bayern wird von Bayern, Franken und Alemannen, Baden von 

Alemannen und Franken, Preußen von Splittern der allerver⸗ 
ſchiedenſten Stämme bewohnt. Diejenigen, bei denen das nicht 

zutrifft, umfaſſen doch nur einen Bruchteil älterer Stämme: 

Württemberg höchſtens die Hälfte der Alemannen, das König⸗ 

reich Sachſen nur einen Teil der nordoſtdeutſchen Kolonialbe⸗ 
völkerung, die ſelbſt wieder aus Gliedern faſt aller deutſchen 
Stämme unter ſtarker ſlaviſcher Beimiſchung zuſammengeſetzt iſt. 

Von den kleineren Staaten gilt das natürlich in noch ſtärkerem 
Maße. Nirgends alſo decken ſich Staats⸗ und Stammesgrenzen 
auch nur im entfernteſten. Die alten Sondergefühle der deut⸗ 
ſchen Stämme ſind gewiß noch vorhanden, aber ſie haben längſt 

alle politiſche Bedeutung verloren; ſie konnten bei uns, wie in ſo 

vielen anderen Ländern, fortbeſtehen, ohne ein Hindernis des 

politiſchen Zuſammenſchluſſes zu bilden. 
Jener Partikularismus, der lange Zeit eine ſchwere Gefahr für 

das Deutſchtum gebildet hat, iſt anderen Urſprungs. Er iſt ein 
künſtliches Erzeugnis derjenigen Dynaſtien, denen es gelungen 

iſt, über ihre Standesgenoſſen emporzuſteigen und die Oberho⸗ 
heitsrechte des alten Reiches allmählich abzuſchütteln. Bald wa⸗ 

ren es Beamte des Reiches ſelber, Herzoge, Markgrafen, Pfalz⸗ 

grafen, Landgrafen, Grafen, bald aber auch mächtige Großgrund⸗ 

beſitzer, denen es gelang, erſt Befreiung von der Gewalt der 
Reichsbeamten, dann ſpäter das Recht zur eigenen Ausübung 

ſtaatlicher Hoheit auf ihrem Beſitz durch Verleihung des Kaiſers 
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oder auch durch bloße Okkupation in den Zeiten beſonderer 
Schwäche des Reiches zu erlangen. Aber wie verſchiedenartig auch 
der Urſprung ihrer Gewalt geweſen ſein mag, das Endergebnis 
war überall das gleiche. Anſtatt der Beamten des Karolinger— 

reiches und der dem Kaiſer zu perſönlicher Treue verpflichteten 
Lehnsleute erblicken wir ſeit dem 13. Jahrhundert erbliche Lan⸗ 
desherren, die aus eigenem Recht über Land und Leute gebieten. 

und für die die Ableiſtung des Lehnseides und der Empfang 
der kaiſerlichen Belehnung zu einer altüberlieferten, aber tat⸗ 
ſächlich inhaltsleeren Form geworden iſt. Nur wenn eines dieſer 

Herrengeſchlechter ausſtirbt, kann der Kaiſer über das Schickſal 

des erledigten Gebietes entſcheiden — voraugeſetzt, daß er die 
Wacht dazu hat, ſeinem Willen Geltung zu verſchaffen, und daß 
der Erblaſſer nicht durch Erbeinungen mit benachbarten und ver— 
ſchwägerten Häuſern rechtzeitig ſelbſt über ſeine Beſitzungen ver⸗ 

fügt hat. 
Eine derartige Entwicklung konnte nur Platz greifen, wenn die 

Reichsgewalt, gegen deren offenbarſte Intereſſen, ja gegen deren 
Exiſtenzmöglichkeit fie ſich richtete, zu ſchwach war, es zu ver⸗ 
hindern. An ſich war es durchaus nicht im Weſen des mittelalter- 
lichen Lehnsſtaates begründet oder aus anderen zwingenden 
Urſachen notwendig, daß die Entwicklung dieſen Gang nahm. 

Das ſehen wir am deutlichſten an dem Beiſpiel der Nachbar- 
länder, namentlich Englands und Frankreichs. Hier beſtanden 
anfangs ganz dieſelben Verhältniſſe, und es waren ſogar Un- 
ſätze zu einer ähnlichen Ausbildung ſelbſtändiger Territorial⸗ 
ſtaaten vorhanden. Aber ſie wurden durch das Königtum, freilich 

unter ſchweren Kämpfen und erſt nach Aberwindung mancher 
Rückſchläge und Hemmungen, beſeitigt. Die früheren Beamten 

und Kronvaſallen wurden hier nicht zu Landesherren, ſondern 
zu bloßen Grundbeſitzern; trotz aller Privilegien, deren ſie ſich 
in Sachen der Beſteuerung, der Gerichtsbarkeit, der Beratung 

des Herrſchers erfreuten, waren ſie nur bevorrechtigte Untertanen 

des Königs, nicht ſelber Herrſcher, die nur eine gewiſſe Ober— 
hoheit des Königs anzuerkennen gehabt hätten. Und gerade im 

17. Jahrhundert wurde in Frankreich dieſer Prozeß der Einord— 
nung der lokalen und feudalen Gewalten in den nationalen Ein- 
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heitsſtaat zum Abſchluß gebracht, zu derſelben Zeit, wo dies⸗ 

ſeits des Rheins der Kaiſer die volle Selbſtändigkeit der Fürſten 

anerkennen mußte. 
Fragen wir nach den Vrſachen, welche in Deutſchland die 

Reichsgewalt derartig ſchwächten, daß ſie in dieſem Kampfe unter⸗ 

lag, ſo bietet ſich zunächſt ein rein zufälliger und doch höchſt be⸗ 

deutſamer Umſtand dar. Bei uns hat kein Herrſchergeſchlecht 

länger als etwa ein Jahrhundert auf dem Throne geſeſſen, ab⸗ 

geſehen von den Habsburgern, die erſt zur dauernden Regierung 

gelangt find, als kaum noch eine Möglichkeit beſtand, das ver⸗ 

lorene Anſehen wiederzugewinnen. Die Familie der Hohenſtaufen 

iſt die letzte geweſen, die an die Begründung der Erblichkeit ihres 

Königtums hat denken können; denn zu ihrer Zeit waren die 

Formen des Wahlverfahrens noch nicht feſt ausgebildet, und 

man war es gewöhnt, daß die Herrſcher noch bei ihren Lebzeiten 

dem Sohne von den mächtigſten Großen huldigen ließen und da⸗ 

durch ſeine Nachfolge ſicherſtellte; nur beim Ausſterben der 
geraden Linie oder des geſamten Mannesſtammes eines Herr⸗ 
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ſcherhauſes hatten bisher wirkliche Wahlen ſtattgefunden. Aber 

der Plan Kaiſer Heinrichs VI. ſcheiterte, weil dieſer hochbegabte 
Fürſt in vollſter Manneskraft und auf der Höhe ſeiner Erfolge 
vom Tode dahingerafft ward. Da ſein Söhnchen unmündig, der 
Anſpruch des Bruders zweifelhaft war, ſo hatten die Großen 
wieder die Entſcheidung in der Hand; und gerade die Abſichten 

des verſtorbenen Kaiſers mögen eine Anzahl von ihnen in dem 
Gedanken beſtärkt haben, daß es jetzt Zeit ſei, die volle Freiheit 
der Wahl in unzweifelhafter Weiſe dadurch zum Ausdruck zu 

bringen, daß man den neuen König aus einem anderen Hgauſe 
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wähle, obwohl das Geſchlecht der Hohenſtaufen noch blühte. Das 
Ergebnis war die verhängnisvolle Doppelwahl von 1198, bei 
der bezeichnenderweiſe zum erſten Mal eine feſtere Abgrenzung 

des Kreiſes der wahlberechtigten Großen verſucht wurde; zwei 

Wenſchenalter ſpäter war das Wahlverfahren in den weſent⸗ 
lichſten Punkten feſtgeſtellt, und ſeitdem war jeder Verſuch zur 

Durchführung des Erblichkeitsprinzips ausſichtslos geworden. 

Allerdings wirkten zu dieſem Ergebnis gerade im 13. Jahr⸗ 
hundert noch zwei andere bedeutſame Faktoren mit. 



=: 

Wirkungen der Kaiſerpolitik 33 

Schon ſeit langer Zeit war die Politik der deutſchen Könige 
nicht ausſchließlich durch deutſche Intereſſen beſtimmt geweſen. 

Die enge Verbindung der deutſchen Krone mit dem römiſchen 

Kaiſertum, wie ſie Otto der Große dauernd begründet hatte, iſt 
trotz aller geiſtigen Vorteile der engen Berührung mit dem alten 

Kulturlande Italien und trotz alles äußeren Glanzes, den ſie 
dem Herrſcher wie ſeinem ganzen Volke einbrachte, kein Segen für 

die Entwicklung unſeres Staatsweſens geweſen. Es iſt gewiß un⸗ 

angebracht, unſere großen mittelalterlichen Kaiſer in ſchulmeiſter— 

licher Weiſe zu tadeln, weil fie immer wieder nach der Würde 

ſtrebten, die nach der Anſchauung jener Zeit nun einmal von un⸗ 

vergleichlichem Werte war; ſie gewährte ja den Anſpruch auf die 

Hegemonie über das geſamte weſtliche Europa, und inſofern ihre 

Ausübung zugleich als religiöſe Pflicht und als notwendig zum 

Schutze der allgemeinen Kirche erſchien, gab ſie auch dem, der ſich 

ihr mit aller Kraft widmete, berechtigten Anſpruch auf ewigen, 

himmliſchen Lohn. Nationale Motive und Rückſichten, wie erſt 

eine viel ſpätere Zeit ſie gefordert und zur Geltung gebracht hat, 

darf man im Wittelalter nicht vorausſetzen und kann man von 

jenen Herrſchern nicht verlangen; und den Gegnern, die damals 
ihre Politik bekämpften, haben nationale Geſichtspunkte ganz 

gewiß ferngelegen. 

Aber darum bleibt es doch nicht minder wahr, daß die Folgen 
dieſer Politik für die weitere Geſtaltung der deutſchen Verhält— 

niſſe unheilvoll geweſen ſind. Denn unzweifelhaft mußte der 

König, der zu ſeinen Römerzügen die Unterſtützung der großen 

Vaſallen immer wieder brauchte, ſie häufig durch Zugeſtänd— 

niſſe erkaufen, die ſich ſonſt hätten vermeiden laſſen. Und während 

der langen Zeiträume, die er fern in Italien weilte, ſchalteten 

und walteten die zurückgebliebenen Fürſten und Herren unbehin— 
derter und ſelbſtherrlicher zu Hauſe, als es ihnen bei dauernder 

Anweſenheit des Oberherrn in Deutſchland möglich geweſen wäre. 

Sodann hatte die enge Verbindung des Königtums mit der 
Kaiſerwürde auch den Nachteil, daß die Vorſtellung von einem 

deutſchen Reiche als einer in ſich geſchloſſenen politiſchen Einheit 

zeitweiſe jo gut wie ganz verloren ging. Die deutſchen Fürſten 

fühlten ſich als Lehnsleute des Kaiſers, des weltlichen Oberherrn 
9 
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der geſamten Chriſtenheit, von dem der mittelalterlichen Theorie 

nach ja auch die Könige von Frankreich, Dänemark, Polen ihre 

Gebiete zu Lehen trugen; ſie betrachteten ſich infolgedeſſen als 

dieſen auswärtigen Herrſchern an Rang und Selbſtändigkeit 

gleichſtehend und als weit erhaben über deren Aftervaſallen; ſie 
konnten außerordentlich leicht vergeſſen, daß ihr eigentlicher und 

nächſter Gebieter nicht der römiſche Kaiſer, ſondern der deutſche 

König war, den ſie ſich als eine vom Kaiſer wenigſtens dem 

Rechte nach verſchiedene Perſönlichkeit kaum noch vorzuſtellen 

vermochten. 
Endlich aber hat gerade das aus den Pflichten und Rechten 

des Kaiſertums notwendig hervorgehende Eingreifen der deut⸗ 

ſchen Könige in die allgemeinen kirchlichen Fragen und in die 

wirren Territorialverhältniſſe Italiens die jahrhundertelange 
Feindſchaft der Päpſte gegen ſie hervorgerufen, weil dieſe den 

Einfluß der weltlichen Machthaber von der Kirche und die Ein⸗ 

miſchung der landfremden Barbaren von Italien fernhalten 

wollten. Und in dieſem Kampfe fanden die Päpſte, wie ſchon 

früher erwähnt wurde, ihre natürlichen Bundesgenoſſen an den 
deutſchen Fürſten, die ſie dem Kaiſer in den Rücken zu hetzen 
ſuchten, gelegentlich ſogar von ihrem Treueide entbanden und 

zur Aufſtellung eines Gegenkönigs ermunterten. Daß dieſe För⸗ 

derung ihres Strebens nach Selbſtändigkeit und ihrer Unbot⸗ 
mäßigkeit durch die oberſte kirchliche und religiöje Inſtanz der 

Chriſtenheit in einer Zeit ſo gewaltiger geiſtiger, wirtſchaftlicher 

und politiſcher Machtſtellung der Kirche nicht ohne Wirkung 

bleiben konnte, liegt auf der Hand. | 

Aus dieſen Gründen hatte ſich bereits ſeit Jahrhunderten der 

Reichsverband mehr und mehr gelockert; aber erſt im 13. Jahr⸗ 

hundert traten die Wirkungen deutlich hervor. Schon Friedrich 

Barbaroſſa hatte den verhängnisvollen Schritt getan, durch die 

Vermählung ſeines älteſten Sohnes mit der Erbin des Nor⸗ 

mannenreiches in Unteritalien die dauernde Verbindung dieſes 

bisher ſelbſtändigen Gebietes mit dem Reiche anzubahnen. Unter 

Heinrich VI. fand die Vereinigung wirklich ſtatt. Dieſes Ereignis 

trieb die Päpſte erſt zum Kampfe auf Leben und Tod mit dem 
Haufe der Hohenſtaufen. Bisher hatten ſie immer, wenn der 
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Kaiſer übermächtig zu werden drohte, bei den ſüditalieniſchen 
Herrſchern, die ihre Lehnleute waren, Unterſtützung und im 

äußerſten Notfall eine Zuflucht gefunden; jetzt war es nicht nur 
damit vorbei, ſondern ſie ſahen ſich im Norden und Süden von 

dem Gebiet des Kaiſers umklammert und mußten fürchten, jeder 
Selbſtändigkeit beraubt zu werden, wenn dieſe Verbindung be— 

ſtehen bleibe. Dieſe Gefahr wurde akut, als Heinrichs Sohn, 
Friedrich, bisher nur König von Sizilien, auch von einem Teile 
der deutſchen Fürſten zum Kaiſer gewählt ward und nach dem 

Tode des Welfen Otto allgemeine Anerkennung erlangte. Zwar 
hatte er dem Papſte vor ſeinem Aufbruch nach Deutſchland ver— 

ſprochen, ſeinen älteſten Sohn, der damals noch ein kleines Kind 
war, zum ſelbſtändigen Herrſcher Unteritaliens zu machen und 
beide Reiche nie in einer Hand zu vereinigen; aber er dachte an 

dieſe Zuſage nicht mehr, ſobald er in den Beſitz der Macht ge— 

langt war. So entbrannte der Kampf heftiger und rückſichtsloſer 
als je zuvor, und unermüdlich waren die Päpſte beſtrebt, das 

Anſehen ihres Feindes in Deutſchland zu untergraben. 
Und das war damals leichter als zur Zeit der früheren Kaiſer. 

Denn Friedrich II., vielleicht der begabteſte aller Hohenſtaufen, 
war ſeiner Anlage und Erziehung nach völlig Italiener; Sohn 
einer italieniſchen Mutter, von ihr nach dem frühen Tode des 
Vaters erzogen, in Palermo unter dem blauen Himmel Siziliens 

inmitten einer ſüdländiſchen Umgebung aufgewachſen, hatte er 
als Jüngling gewiß häufig genug reden hören von dem großen 
und halbbarbariſchen Nebellande nördlich der Alpen, deſſen Herr— 

ſchaft ihm von Rechts wegen gebühre, und das das wunderbare 
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Vorrecht beſitze, ſeinen König zugleich zum Kaiſer und Ober— 
herrn der ganzen Chriſtenheit zu machen; aber er iſt in Deutſch— 

land niemals heimiſch geworden, hat ſich nur vorübergehend dort 
aufgehalten und die eigenartigen und komplizierten Verfaſſungs⸗ 

verhältniſſe dieſes Reiches niemals ganz verſtehen gelernt. Er 
lebte und webte in den Intereſſen feiner italieniſchen Heimat; 

ſeine eigentliche Reſidenz blieb Palermo; hier hielt er feinen 
glänzenden Hof, an dem die geiſtigen Beſtrebungen der italie— 

niſchen und der arabiſch⸗-mittelländiſchen Kultur ſich berührten 
und durchdrangen und eine frohe Geſelligkeit den Zauber ſüd— 

3* 
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licher Anmut entfaltete, während in aller Stille durch emſige 
und zielbewußte Verwaltungsarbeit die Grundlagen für das erſte 

moderne, ſtreng zentraliſierte und abſolutiſtiſch regierte Staats⸗ 

weſen im ſiziliſchen Reiche gelegt wurden. Die auswärtige Po⸗ 

litik dieſes Kaiſers aber war teils auf die volle Unterwerfung 
Italiens unter Beſeitigung des politiſchen und territorialen Ein⸗ 

fluſſes der Päpſte, teils auf die Gewinnung der Hegemonie auf 

dem Mittelmeer gerichtet; von ſolchen Beſtrebungen gingen ja 

die Kreuzzüge dieſes unkirchlichſten aller Kaiſer aus. Wo war 

da Raum für die beſonderen Intereſſen Deutſchlands? Sie waren 

dem Kaiſer immer gleichgültig oder doch wenigſtens Dinge von 

nebenſächlicher Bedeutung. Für ihn ſpielte Deutſchland nur in⸗ 

ſofern eine Rolle, als er ihm die für ſeine italieniſchen und orien⸗ 

taliſchen Pläne unentbehrliche Kaiſerkrone verdankte, und als er 

von dorther Geld und Krieger zur Durchführung ſeiner großen 

Entwürfe brauchte. Für alle früheren Kaiſer mit Ausnahme 

vielleicht Ottos III. war Deutſchland nicht nur die Heimat, ſon⸗ 
dern auch das Zentrum ihrer Wachtſtellung und ihres Intereſſen⸗ 

kreiſes geweſen, ihre Züge nach Italien Fahrten in die Fremde; 

hier war es umgekehrt. Deutſchland wurde von Italien aus 
regiert, oder es wurde wenigſtens der Verſuch dazu gemacht; denn 

das Unternehmen konnte nicht gelingen. Wohl aber wirkte die 

dauernde Abweſenheit des Herrjchers noch weit ſtärker in der 

gleichen Richtung wie früher die dann und wann ſtattfindenden 

Romzüge: fie hatte ein fortwährendes Sinken der kaiſerlichen 

Autorität und ein entſprechendes Anwachſen der Wacht der 

Großen zur Folge. Um nur die Ruhe äußerlich gewahrt zu 

ſehen und die gewünſchte Unterſtützung für ſeine italieniſchen 

Feldzüge zu erlangen, ſchenkte Friedrich mit freigebiger Hand 

Privilegien und Reichsrechte weg, in einem MWaßſtabe, wie keiner 
ſeiner Vorgänger. Er zuerſt hat in kaiſerlichen Urkunden die Be⸗ 

zeichnung „Landesherren (domini terrae)“ für die großen Reichs⸗ 

vaſallen gebraucht und auf das Recht verzichtet, auf ihrem Grund 

und Boden Befeſtigungen, Städte und Wärkte anzulegen. 

Aber ſo ſehr der Kaiſer auch um die Gunſt der Großen 

werben und ſoweit er ihren Selbſtändigkeitsgelüſten entgegen⸗ 

kommen mochte, ſo konnte er doch nicht verhindern, daß eine An⸗ 
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zahl von ihnen fich von ſeinem Hauptgegner, dem Papſte, ge— 

winnen ließ, im Einverſtändnis mit dieſem Gegenkönige aufſtellte, 

und auch nach ſeinem Tode die allgemeine Anerkennung ſeines 

Sohnes verhinderte. So brach das Interregnum herein, die 
„kaiſerloſe, die ſchreckliche Zeit“, in der Deutſchland 27 Jahre 

lang ohne einen allgemein anerkannten Herrjcher war, und 

17 Jahre lang nur zwei ſich in Wort und Schrift befehdende 

ausländiſche Titularkönige hatte, von denen der eine nie, der 
andere nur auf ganz kurze Zeit den Boden des Reiches betreten 

hat. In dieſer Zeit riſſen die Landesherren alles an ſich, was 

von Gütern und Rechten der Krone noch vorhanden war, und 

namentlich die Mächtigeren unter ihnen lernten es als einen 

Vorteil für ſich betrachten, wenn die Reichsgewalt ſchwach ſei. 

Als dann ſchließlich ein tüchtiger und nicht unbegüterter Mann 

aus dem Grafenſtande auf den Thron erhoben wurde, Rudolf 

von Habsburg, da hatte das Königtum ſeinen alten Charakter 

völlig eingebüßt. An tatſächlicher Macht und perſönlichem An- 
ſehen konnte ſich Rudolf mit den alten Kaiſern des voran— 
gegangenen Jahrhunderts in keiner Weiſe meſſen, und ſeine 

wohlgemeinten Verſuche, dem Reiche die entfremdeten Güter und 

Rechte wiederzuverſchaffen, waren nun von ſehr beſcheidenen Er— 
folgen begleitet. Wenn in der Folgezeit ein König noch etwas 
galt, ſo war das nur die Folge des Beſitzes einer bedeutenden 

Hausmacht; ohne dieſe ſpielte er eine recht klägliche Rolle. Viele 

Herrſcher des ſpäteren Wittelalters haben den Beſitz der höchſten 
Würde überhaupt nur als ein Wittel angeſehen, um bei paſſen— 

der Gelegenheit, beim Ausſterben eines Geſchlechtes oder im 
Falle einer Auflehnung und Abſetzung die dem Reiche heim— 

fallenden Gebiete an ihre Familie zu bringen; ſchon Rudolf von 
Habsburg hat dazu das Beiſpiel gegeben, indem er Sſterreich 

und ſpäter Kärnten und Krain an ſeine Söhne gab. 

Solchen Beſtrebungen gegenüber konnten ſich die Fürſten ſogar 
zeitweiſe als Verteidiger der Reichsintereſſen fühlen. Sie haben 
es tatſächlich verſucht, in gemeinſamer Arbeit neue Einrichtungen 

zu ſchaffen, die als Erſatz der alten, unwirkſam gewordenen In— 

ſtitutionen der Feudalzeit dienen und den Bedürfniſſen der Ge— 
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ſamtheit ohne Mitwirkung des Kaiſers, ja zuweilen im Kampfe 

gegen ihn, Befriedigung gewähren ſollten. Im Reichstag mit 

ſeinen drei Kurien der Kurfürſten, Fürſten und Städte fanden 

ſie ihre Vertretung; die Einteilung des Reiches in Kreiſe zum 
Schutz des Landfriedens, das Reichskammergericht und das frei⸗ 

lich nur kurze Zeit beſtehende Reichsregiment waren ſolche 

Schöpfungen der Reichsſtände. Aber fie erlangten nie echte 

Lebenskraft; denn die Stände waren faſt immer unter ſich un⸗ 

einig und beſaßen weder die nötige genoſſenſchaftliche Diſziplin 
noch die erforderliche Opferwilligkeit für das Ganze, ohne die 
derartige ariſtokratiſch fundierte Einrichtungen nicht gedeihen 

können. Sodann aber hatten ſie ſtets mit dem je nach den Um⸗ 
ſtänden mehr paſſiven oder mehr aktiven Widerſtande des Kai⸗ 

ſers zu kämpfen, der ſich immer noch als das Oberhaupt des 

Reiches betrachtete und jede Ausübung ſtaatlicher Funktionen 
durch von den Ständen abhängige Behörden als einen Eingriff 
in ſeine Rechte anſah. Denn ſo wenig auch die dem Kaiſer ver⸗ 

bliebenen Befugniſſe genügten, um wirklich zu regieren oder gar 
Neues zu ſchaffen, ſo reichten ſie doch noch gerade aus, um andere 

am Regieren und Reorganijieren mit Erfolg zu hindern. 

Hatte ſo unter der Einwirkung ganz beſonderer Umſtände der 
Zerſetzungsprozeß des alten Reiches im 13. Jahrhundert ſein 
erſtes entſcheidendes Stadium paſſiert, ſo erſcheint, was damals 
im Beginnen war, um die Witte des 17. Jahrhunderts vollendet. 
Die Landesherrſchaft war voll ausgebildet, ſie hatte ſich ein ge⸗ 
ſchultes Beamtentum herangezogen, beſaß eine — wenigſtens in 
den größeren Territorien — gut entwickelte Verwaltung und 

Juſtiz, ein leidlich geordnetes Finanzweſen und war eben im 

Begriff, ſich auch ein ſtehendes Heer zu ſchaffen, während das 

Reich von dem allen nichts mehr hatte. Die Territorien waren 
im Laufe dieſer vier Jahrhunderte zu modernen Staaten ge⸗ 
worden, das Reich ſtellte nur noch einen recht locker organiſierten 
Bund derſelben dar. Dieſer tatſächlichen Entwicklung der Dinge 
drückte jener berüchtigte Artikel des weſtfäliſchen Friedens nur 
das rechtliche Siegel auf, der den Einzelſtaaten das Recht der 
Kriegführung und des Bündnisabſchluſſes mit fremden Wächten 
garantierte, unter der einen ganz wirkungsloſen Bedingung, daß 
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ihre Bündniſſe und Kriege nicht gegen Kaiſer und Reich ge— 
richtet ſein dürften. 

Aber noch war nicht das letzte Entwicklungsſtadium des deut⸗ 

ſchen Partikularismus erreicht. Noch beſtand das altüber— 

lieferte politiſche Band, das alle zuſammenhielt, mochte es auch 

ſchwach und locker genug geworden ſein. Noch mußte jeder Fürſt 

in den altüberlieferten Formen die Belehnung vom Kaiſer emp— 
fangen und ihm dafür die Huldigung leiſten, noch ſaß in Regens⸗ 

burg der immerwährende Reichstag, und noch walteten bei jedem 

Thronwechſel die Kurfürſten ihres Amtes. Und bei der un⸗ 

geheuren Zerſplitterung der ſtaatlichen Rechte in Deutſchland 

ſtanden neben einigen geſchloſſenen Territorien von erheb— 
licher Ausdehnung und Volkszahl eine ganze Menge von win- 

zigen Zwerggebieten, die, auf ſich allein geſtellt, nicht lebens⸗ 
fähig geweſen wären, ſondern über kurz oder lang den 
Abrundungsgelüſten der mächtigeren Nachbarn hätten erliegen 
müſſen. Nur der Reichsverband ſchützte ſie vor dem Untergang; 

wurde er nicht mehr reſpektiert, ſo war es mit ihnen aus. Sie 
waren daher notwendigerweiſe die Stützen des alten Reiches und 
die Feinde einer konſequenten Vollendung der partikulariſtiſchen 

Beſtrebungen; in ihren Kreiſen lebte ein eigenartiger „Reichs— 
patriotismus“, der im Grunde nichts war als ein verdünnter 

Partikularismus; ſie wollten zwar für das Ganze von der eigenen 

Selbſtändigkeit nichts opfern, aber ſie wünſchten doch, daß das 
Ganze in ſeiner bisherigen Geſtalt erhalten bleibe, eben weil 
es ſo wenig Leiſtungen verlangte und durch ſeine Exiſtenz dieſen 

Kleinen den Fortbeſtand ihres Sonderdaſeins ſicherte. 
Die Zahl der unabhängigen politiſchen Gewalten auf deutſchem 

Boden im 17. und 18. Jahrhundert läßt ſich nur annähernd be— 

1 
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ſtimmen. Wan rechnet etwa 1475 reichsritterſchaftliche Gebiete 

mit zuſammen einer halben Willion Einwohnern, jedes alſo nicht 

größer als ein mäßiges Rittergut; dazu 51 Reichsſtädte und 45 
Neichsdörfer mit etwa 800 000 Bürgern, von ein paar größeren 
abgeſehen, überwiegend kleine unbedeutende Ackerſtädtchen im 

Südweſten; 63 geiſtliche Fürſtentümer und Veichsabteien, die 
etwa drei Millionen Bewohner gehabt haben mögen; 171 kleine 

Herrſchaften, Grafſchaften und Titularfürſtentümer, die unter 63 
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verſchiedene Familien verteilt waren und ungefähr eine Willion 

Untertanen hatten; endlich 77 größere weltliche Fürſtentümer, 

von denen aber nur 60 mit Virilſtimmen im Reichsfürſtenrat 

vertreten waren. Nur die umfangreicheren unter ihnen können 

als wirkliche Staaten betrachtet werden. An Größe und Volks⸗ 

zahl allen voran ſtanden die Gebiete des Hauſes Habsburg: 

Oſterreich, Belgien und der Streubeſitz in Schwaben, mit zu⸗ 

ſammen an 10% Millionen Einwohnern; dann folgte der Preu⸗ 

ßiſche Staat mit etwa 4 Millionen, wenn man die außerhalb 

des Reichsverbandes ſtehenden Landesteile Oſtpreußen, Weſt⸗ 

preußen mit dem Retzediſtrikt (ſeit 1772), Poſen und Stücke des 

heutigen Königreichs Polen (ſeit 1795) nicht mit dazu rechnet. 

Die wittelsbachiſchen Beſitzungen mögen nach der Vereinigung 

der kurbayriſchen und der kurpfälziſchen Gebiete im Jahre 1777 
etwa 2 Millionen, die wettiniſchen 1, die hannöverſchen 

800 000, die württembergiſchen 600 000 Bewohner gehabt haben, 

während alle übrigen Staaten dieſer Gruppe erheblich kleiner 

waren und zuſammen auf 2½ bis 23/, Millionen Einwohner 

geſchätzt werden. 

Dieſe Verhältniſſe erfuhren nun eine gewaltſame, plötzliche und 

gründliche Veränderung durch den Verlauf der Kriege gegen die 

franzöſiſche Revolution. Zuerſt wurde dem Reiche das linke 

Rheinufer entriſſen; zur Entſchädigung für die erlittenen Ver⸗ 

luſte erhielten die geſchädigten Reichsſtände von Kaiſer und Reich 

das Recht zugebilligt, die geiſtlichen Fürſtentümer bis auf drei 

und die Reichsſtädte bis auf ſechs unter ſich zu verteilen. Dies 

geſchah im ſogenannten Reichsdeputationshauptſchluß von 1803 

unter dem maßgebenden Einfluß Napoleons. Indem es dieſen 
allen Grundſätzen des Reichsrechtes hohnſprechenden Gewaltakt 

formell billigte, ſprach ſich das alte deutſche Reich ſelbſt das 
Todesurteil; es konnte nirgends mehr auf Beachtung rechnen, 

am wenigſten bei denjenigen ſeiner eigenen Glieder, denen es 

die Beraubung ihrer Witſtände ſoeben geſtattet hatte; dieſe hatten 

Blut geleckt und brannten darauf, auch den Reſt der Beute zu 

verzehren; ſie waren nicht geſonnen, ſich von der machtloſen 
Reichsgewalt in dieſem Vorhaben beirren zu laſſen, und wußten, 

daß es nur auf Napoleons Zuſtimmung ankam. Nach ſeinem 
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Siege über Öfterreich gab ihnen der franzöſiſche Kaiſer die er- 
ſehnte Erlaubnis. Schon der Preßburger Friede brachte neue 

Einverleibungen bisher unabhängiger Gebiete in die mit Na— 

poleon verbündeten Staaten; durch die Rheinbundakte von 1806 

wurden ſämtliche reichsritterſchaftliche Gebiete, faſt alle kleineren 

Fürſtentümer und Grafſchaften der Landeshoheit der wenigen 

größeren, die Napoleon begünſtigte, unterworfen. Nur noch etwa 

40 Staaten blieben beſtehen. Zugleich aber machte der Abſchluß 

des Rheinbundes auch das Fortbeſtehen des alten Reiches über— 

haupt unmöglich. Am 1. Auguſt 1806 ließen die Vertreter von 

acht deutſchen Fürſten dem Reichstage erklären, daß ſie ſich nicht 

mehr als Mitglieder des Reiches betrachteten, und wenige Tage 

ſpäter gab Kaiſer Franz II. die Erklärung ab, daß er die Kaiſer— 

krone niederlege, da er nun nicht mehr imſtande ſei, die mit dieſer 

Würde verbundenen Pflichten zu erfüllen. 

Damit hatte das deutſche Reich aufgehört zu exiſtieren, ohne 

daß ein Erſatz geſchaffen worden wäre. Denn der unter Napoleons 

Protektorat begründete Rheinbund umfaßte niemals alle deut— 
ſchen Staaten; die beiden größten, Oſterreich und Preußen, 

blieben immer außerhalb der neuen Vereinigung. Und als dann 
Napoleon beſiegt und verjagt wurde, da verſchwand auch der 

Rheinbund; an dem Wiener Kongreß, der die Angelegenheiten 
Europas und Deutſchlands neu und dauernd regeln ſollte, 
konnten die deutſchen Einzelſtaaten, ſoweit ſie den großen Zu— 
ſammenbruch des alten Deutſchland überlebt hatten oder durch 
den Wachtſpruch der Großmächte wiederhergeſtellt wurden, als 

ſouveräne, keiner Reichsgewalt mehr unterſtehende politiſche 

Größen teilnehmen. 
Der Untergang des alten Reiches und das Verſchwinden der 

| vielen Zwergſtaaten waren nicht nur notwendige, ſondern auch 

für Deutſchland heilſame Ereigniſſe. Dieſe politiſchen Gebilde 
hatten ihr Daſein nur noch der Schwerkraft des einmal Be— 

ſtehenden verdankt und waren ſchlechterdings ungeeignet, den in 

der Nevolutionszeit gebieteriſch auftretenden neuen Forderungen 
des Staatslebens zu genügen. Das Heilige Vömiſche Reich 
Deutſcher Nation, um deſſen Verluſt unſere Väter getrauert 

haben in jenen Jahrzehnten, wo die politiſche Einigung Deutſch— 
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lands nur ein unerreichbares Traumbild zu ſein ſchien, war tat⸗ 

ſächlich zuletzt ein ſchweres Hindernis für die Entwicklung eines 

wahrhaft den nationalen Bedürfniſſen genügenden Staatslebens 

geweſen. Denn es erweckte den Schein, als beſtehe ſchon etwas 

derartiges, und hinter dieſer Vorſtellung konnten ſich alle die 

Bequemen und Tatenſcheuen gegenüber den nationalen Forde⸗ 

rungen verkriechen. Da es ſelbſt verbeſſerungsunfähig war, 

mußte es fort, mußte dieſer Schein zerſtört werden, wenn Raum 

werden ſollte für einen Neubau. Nicht daß es gefallen, ſon⸗ 
dern wie es gefallen iſt, müſſen wir bedauern. Denn kampf⸗ 

und würdelos iſt es ins Grab geſunken; ein fremder Eroberer 

hat ihm den Todesſtoß gegeben und die Verteilung ſeines Erbes 

geleitet. Das deutſche Volk beſaß noch nicht Einſicht und Kraft 

genug, um das Notwendige ſelbſt und ſeinen eigenen Intereſſen 

gemäß zu vollbringen; und das hat den ganzen Verlauf unſerer 

politiſchen Geſchichte im 19. Jahrhundert beſtimmt. 
Denn die neuen Staatsgebilde, die Napoleon im Bereiche 

ſeines Einfluſſes, im Rheinbundgebiete, ſchuf, waren ſelbſtver⸗ 
ſtändlich darauf berechnet, den franzöſiſchen Intereſſen zu dienen. 

Er wollte Staaten formen, die ihm alles verdankten und daher, 

wie er meinte, mit ihm ſtehen und fallen müßten, ihm durch das 

Intereſſe der Selbſterhaltung zu unverbrüchlicher Heeresfolge 
verbunden ſeien. So ſchuf er das heutige Bayern, indem er den 

altbayeriſchen Landen das öſtliche Schwaben und den größten 

Teil von Franken angliederte und es dadurch auf mehr als dop⸗ 

pelten Gebietsumfang brachte. In ähnlicher Weiſe vergrößerte 
er Württemberg. Baden, vor 1803 ein ganz unbedeutendes und 
zerſtückeltes Ländchen, wurde erſt durch ſeine Gunſt ein zu⸗ 

ſammenhängender Staat von Bedeutung. Noch weiter ging er 

in Norddeutſchland, wo er die beſtehenden Staatsverbände ganz 

auflöſte, einen Teil des Landes ſeinem Kaiſerreiche direkt ein⸗ 
verleibte und aus dem Reſt ganz neue Staaten zuſammenſetzte, 

das Königreich Weſtfalen und das Großherzogtum Berg; beiden 
gab er nahe Verwandte zu Beherrſchern. Alle dieſe teils ganz 

neu begründeten, teils durch unverhältnismäßige Vergrößerungen 

völlig verwandelten und auf ganz neue territoriale Grundlagen 
geſtellten „Mittelſtaaten“ mußten fürchten, wieder vernichtet zu 
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werden oder den größten Teil ihres Gebietes zu verlieren, ſobald 
die mächtige Hand ihres Schöpfers ſie nicht mehr ſchütze und 
aufrechterhalte. 

In der Tat ſind ja auch die norddeutſchen Gründungen Na⸗ 

poleons unmittelbar in ſeinen Sturz mit hineingezogen worden; 

fie wurden wieder beſeitigt, und die Herrſcher franzöſiſcher Ab⸗ 
ſtammung mußten weichen. Anders im Süden. Hier wirkten teils 

die dynaſtiſchen Beziehungen der Herrſcherhäuſer zu den in den 

Großſtaaten regierenden Familien ein, teils der Wunſch Oſter⸗ 
reichs, an dieſen Staaten zuverläſſige Bundesgenoſſen gegen den 
preußiſchen Rivalen zu finden, teils endlich das Beſtreben der 

außerdeutſchen Großmächte, in Deutſchland ein wirkſames Gegen— 
gewicht gegen den überwiegenden Einfluß Oſterreichs und Preu⸗ 
ßens beſtehen zu laſſen. Dieſer Gunſt der Lage, die ſie durch 
rechtzeitigen Abertritt in das Lager der Gegner Napoleons zu 

benutzen verſtanden, hatten die Dynaſtien von Bayern, Württem⸗ 
berg, Baden, Heſſen und andere mehr die Behauptung der ihnen 
von dem Kaiſer der Franzoſen geſchenkten Gebietserweiterungen 
zu verdanken. Nur Sachſen, das anfangs ganz vernichtet werden 
ſollte, verlor etwa die Hälfte ſeines bisherigen Gebietes an 
Preußen. 

So waren die Gebietsverhältniſſe Deutſchlands durch die Um⸗ 
wälzungen der Jahre von 1803 bis 1814 von Grund aus ver⸗ 
wandelt worden. Das Reich exiſtierte nicht mehr, von den faſt 

1800 politiſchen Gebilden, die wir im 18. Jahrhundert vor— 
fanden, waren nur noch 33 übrig geblieben. Unter ihnen aber 

ſahen gerade diejenigen, welche erhebliche Gebietserweiterungen 
erfahren hatten, die außerordentlich ſchwere Aufgabe vor ſich, 
die Bewohner der neu erworbenen Landesteile mit denen der 
älteren zu einem von gemeinſamer Staatsgeſinnung erfüllten 
Ganzen zu verſchmelzen und mit Anhänglichkeit an die ihnen 

9 bisher fremden Dynaſtien zu erfüllen. In dieſer Lage aber be— 
fanden ſich nicht nur Bayern, Württemberg, Baden, beide Heſſen, 
Oldenburg, Naſſau, Hannover, fondern vor allen Dingen auch 
h een, das damals als Erſatz für die an Rußland abgetretenen 

olniſchen Gebiete das Rheinland, Weſtfalen, den nördlichen 
2 Teil des ſächſiſchen Kurſtaates und Neuvorpommern erhielt. 
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Sie alle erblickten natürlich eine Gefahr für das feſtere Zu⸗ 

ſammenwachſen der verſchiedenen Beſtandteile ihrer Staaten dar⸗ 

in, wenn deren Bewohner ſich gewöhnten, die jetzt in Deutſch⸗ 

land getroffenen Einrichtungen nicht als endgültige anzuſehen, 

oder wenn ſie ihre Anhänglichkeit nicht dem Einzelſtaate, ſondern 

dem Geſamtvaterlande zuwandten und auf deſſen politiſche Eini⸗ 

gung hofften. Inſofern hat Heinrich von Treitſchke recht, wenn 

er ſagt, erſt jetzt ſei der deutſche Partikularismus in ſeiner Sün⸗ 

den Waienblüte getreten. Tatſächlich konnte erſt nach dem Fort⸗ 

fall einer wenigſtens ſcheinbar übergeordneten Reichsgewalt mit 

voller Einſeitigkeit darauf hingearbeitet werden, daß es dem 

Deutſchen verboten ſein ſolle, über die Grenzen ſeines engeren 

Vaterlandes politiſch hinauszublicken und ſich als Glied eines 
größeren Volksganzen zu empfinden. Gewiß finden ſolche Be⸗ 

ſtrebungen und Verſuche ſich auch früher ſchon, und es berührt 

oft ſonderbar genug, wenn im 18. Jahrhundert von einer preußi⸗ 

ſchen, bayriſchen oder gar anhaltiſchen Nation geredet wird. Aber 

erſt im 19. Jahrhundert ſind alle Machtmittel des Staates ſyſte⸗ 

matiſch dazu angewandt worden, ein ausſchließlich territorial und 

dynaſtiſch beſchränktes Staatsbewußtſein zu ſchaffen. Verwaltung, 

höfiſcher Einfluß, Unterricht, alles mußte zu dieſem Zwecke mit⸗ 

wirken. Denn die jetzt voll zu Staaten entwickelten Reichsteile 

waren von dem feſten Willen beſeelt, die ihnen zugefallene 
Souveränität auf jeden Fall feſtzuhalten und ſich keiner über⸗ 

geordneten Gewalt zu fügen; in erſter Linie gilt das von den 

größeren Staaten, wärend die kleineren, die unmöglich ganz auf 

eigenen Füßen ſtehen konnten, auch jetzt eher zur Einordnung in 

einen deutſchen Geſamtſtaat geneigt waren. Aber gerade die 

größeren befanden ſich im Beſitz der materiellen Wachtmittel, 

die einen Widerſtand gegen jeden Einigungsverſuch ermög⸗ 

lichten; ſie verfügten über Geld, Soldaten und Kanonen; wenn 
es nicht gelang, entweder ihren Widerſtand gewaltſam zu brechen 

oder ihren Willen auf friedlichem Wege zu ändern, ſo war an die 

Errichtung eines neuen deutſchen Geſamtſtaates nicht zu denken. 

Der Partikularismus wurzelt alſo nicht in den Beſonderheiten 
der deutſchen Stämme und Landesteile, ſondern in dem Selb⸗ 

ſtändigkeitsgelüſte der deutſchen Dynaſtien, ſoweit es ihnen ge⸗ 
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lungen war, ihre Gebiete zu wirklichen Staaten auszubilden, 

oder, um mit Bismarck zu reden, in dem „gott- und rechtloſen 

Souveränitätsſchwindel der deutſchen Fürſten“. 
* * * 

Als ein zweites Hindernis, das zu Anfang des 19. Jahr- 
hunderts der Ausbildung eines nationalen Staates im Wege 
tand, pflegt die konfeſſionelle Spaltung unſeres Vaterlandes an- 
geſehen zu werden; und zweifellos hat die Verſchiedenheit des 

Glaubens die politiſche Einigung der Nation erſchwert; die Pro— 
4 tejtanten ſahen in einem katholiſchen Reichsoberhaupt eine Ge— 

fahr für die ungehinderte Ausübung ihres Gottesdienſtes, und 

ebenſo die Katholiken in einer proteſtantiſchen Neichsgewalt. Und 

dieſes Hindernis, das noch im 18. Jahrhundert leicht überwind— 
bar ſcheinen mochte bei der damals, im Zeitalter der Aufklärung, 

heerrſchenden konfeſſionell indifferenten und deshalb toleranten 
Stimmung, wurde gerade im 19. Jahrhundert immer ſtärker. 

Dienn je größeren Einfluß die Volksmaſſen, die überall kirchlich— 
konfeſſionell geſinnt waren, auf das politiſche Leben erlangten, 

deſto ſtärker und unverſöhnlicher trat auch in ſtaatlichen Dingen 

der alte Glaubensgegenſatz wieder hervor. 
gaben nun aber deshalb diejenigen recht, welche die Reforma— 

tion des 16. Jahrhunderts, von der die Spaltung ausging, in 
erſter Linie für die ſtaatliche Zerriſſenheit Deutſchlands in den 
folgenden Jahrhunderten verantwortlich machen wollen? Wer den 
Zuſammenhang zu verſtehen ſucht, wird dieſem Urteil nicht bei— 
ſtimmen können. 

Die entſcheidende Frage iſt, ob die Reformation überhaupt als 
Arſache dieſer Spaltung angeſehen werden kann, oder ob nicht 

anderen Faktoren eine ausſchlaggebende Bedeutung für die Ent— 
ſtehung dieſer politiſch gewiß unheilvollen Zweiteilung unſeres 

Volkes beigemeſſen werden muß. Und da gibt doch zunächſt der 

Umſtand zu denken, daß in den erſten Jahrzehnten nach Luthers 

Auftreten bei weitem der größte Teil Deutſchlands der neuen 
Lenhre anhing. Eine genaue Konfeſſionsſtatiſtik iſt ja für jene 

Zeiten leider unmöglich; Ranke hat bekanntlich für die Witte 
des 16. Jahrhunderts die Proteſtanten auf etwa 9/10 der Ge— 
4 ſamtbevölkerung geſchätzt; und, ſo unſicher die Grundlagen ſolcher 
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Berechnungen auch ſein müſſen, das wird niemand in Abrede 

ſtellen können, daß damals die Zahl derjenigen, die der alten 

Kirche treu geblieben waren, außerordentlich gering geweſen iſt. 

Wir können es uns ja heute kaum mehr vorſtellen, daß da⸗ 

mals in Gebieten, die heute Hochburgen des Katholizismus ſind, 
wie Bayern und Hjterreich, der maßgebende Teil der Bevölke⸗ 
rung proteſtantiſch war, ja daß die Bewohner mancher katho⸗ 

liſcher Bistümer, wie Würzburg und Köln, zum großen Teile 
der neuen Lehre anhingen. Wir dürfen alſo ſagen, das deutſche 

Volk hatte ſich in ſeiner großen Mehrheit für den Proteſtantis⸗ 
mus entſchieden, und es konnte damals wohl die Erwartung ge⸗ 
hegt werden, daß auch der kleine Reſt mit der Zeit der Majorität 
nachfolgen werde. 

Wenn dies nicht geſchehen iſt, wenn im Laufe der hundert 

Jahre von 1550 bis 1650 ein ſehr erheblicher Teil der Pro⸗ 
teſtanten zur alten Kirche zurückgekehrt iſt, ſo iſt der Grund da⸗ 

für nicht auf religiöſem oder überhaupt auf geiſtigem Gebiete zu 

ſuchen, ſondern ausſchließlich in der Haltung der katholiſch ge- 

bliebenen Dynaſtien. Die Habsburger haben Sſterreich und die 

öſtlichen Alpenländer, die Wittelsbacher Bayern, die Biſchöfe 

ihre Territorien wieder katholiſch gemacht. Sie haben alle Macht⸗ 

mittel des Staates in den Dienſt der ſogenannten Gegenrefor⸗ 

mation geſtellt, haben keinem Proteſtanten den Aufenthalt in 
ihrem Lande geſtattet und diejenigen, die ſich nicht fügen wollten, 
ſcharenweiſe ausgetrieben; ſie haben durch Kommiſſare das Land 

bereiſen und jeden Verdächtigen verhören laſſen; ſie haben end⸗ 

lich die Jeſuiten herbeigerufen, ihnen Schulen und Kirchen über⸗ 

geben und durch ſie die heranwachſende Generation in ſtreng 
altgläubiger Kirchlichkeit erziehen laſſen. 

Wer von heutigen Vorſtellungen und Gewohnheiten aus die 

Vergangenheit betrachtet, dem wird es, namentlich wenn er demo⸗ 

kratiſche Neigungen hat und aus den Volksmaſſen hervorſteigende 

ſchöpferiſche Kräfte als Urſachen der großen geſchichtlichen Ver⸗ 

änderungen betrachtet, recht ſchwer fallen, ſich einen ſolchen Vor⸗ 
gang als möglich vorzuſtellen. Wie? Ganze Stämme, Gaue, Ort⸗ 

ſchaften ſollten in den Fragen, die jeden einzelnen im Volke 
angehen, und die gerade damals im Vordergrunde des Inter⸗ 
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eſſes ſtanden, dem Machtbefehl einiger Gewalthaber ohne nen- 
nenswerten Widerſtand ſich gefügt, ſollten ſich wie eine willen⸗ 

loſe Herde aus einer kirchlichen Hürde in die andere haben treiben 

laſſen? Und doch iſt es ſo geweſen. Dem 16. Jahrhundert, auch 

Luthern und ſeinen Anhängern, war der Gedanke noch durch— 
aus geläufig, daß in einem Staatsweſen nur Wenſchen des glei⸗ 

chen Glaubens zuſammenleben könnten, wenn nicht fortwährend 

4 Kampf zwiſchen ihnen herrſchen und alle politiſche Ordnung aus 
den Fugen treiben ſolle. Die Entſcheidung darüber, welches dieſer 
Glaube ſein ſolle, konnte dann nur der Obrigkeit zufallen; wie 
es ja der berüchtigte Grundſatz jener Tage ausſpricht: cujus regio, 
ejus religio. Sehen wir doch in England, wie das Volk ent- 
ſprechend den Deſpotenlaunen oder den politiſchen Berechnungen 

ſeiner Herrſcher von Heinrich VIII. bis Eliſabeth verſchiedene 

Wale den Glauben und die äußeren Formen ſeines kirchlichen 
Lebens wechſeln muß, ohne daß mehr als vereinzelte Märtyrer 

ihrer Aberzeugungen Einſpruch erheben. 
Für Deutſchland iſt der Beweis, daß die ſpätere Verteilung der 

Konfeſſionen nicht von der Stellungnahme der Volksmaſſen zu 
den großen religiöſen Fragen, ſondern von derjenigen der da— 
maligen politiſchen Gewalten abgehangen hat, mit beinahe mathe⸗ 
matiſcher Sicherheit zu führen. Man braucht nur eine Karte der 
heutigen konfeſſionellen Gliederung der Bevölkerung — die ja 
im weſentlichen mit der um 1650 beſtehenden identiſch iſt — neben 
eine Karte zu legen, welche die politiſchen Grenzen des 17. Jahr- 
hunderts enthält. Man ſieht dann ſofort, daß ſich die Grenzen 
der Konfeſſionen mit dieſen alten, heute meiſt nicht mehr exi⸗ 

ſtierenden Staatsgrenzen decken. So ragt z. B. das katholiſche 

a Ermland genau in dem Umfange, wie es ehemals politiſch zum 
Polenreiche gehörte, in das proteſtantiſche Oſtpreußen hinein, das 

1525 durch den Abertritt des Deutſchordens-Hochmeiſters Al— 
brecht lutheriſch geworden war. So zeichnen ſich in Franken die 
Gebiete der früheren proteſtantiſchen Markgrafſchaften Ansbach 
f 3 und Bayreuth und der alten Reichsſtadt Nürnberg ſcharf und 

ganz mit dieſen alten Grenzen gegen die katholiſchen Gebiete 
der früheren Bistümer Bamberg und Würzburg ab. So finden 

u wir am Oberrhein nördlich von Mannheim eine kleine katholiſche 
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Enklave am rechten Rheinufer eingeſprengt in die proteſtan⸗ 

tiſchen heſſiſchen und pfälziſchen Lande; es iſt das ehemalige Ge⸗ 
biet der Reichsabtei Lorſch. Soll man nun wirklich glauben, die 

Bevölkerung der bayreuthiſchen Gebiete ſei von Natur ſtärker 

zum Proteſtantismus prädeſtiniert als die unmittelbar benach⸗ 

barte und demſelben Stamme angehörige, unter denſelben kli⸗ 

matiſchen und wirtſchaftlichen Bedingungen lebende der bamber⸗ 

giſchen? Daran iſt doch offenbar nicht zu denken. Und fo bleibt 

gar keine andere Erklärung dieſer Tatſachen übrig, als daß die 

konfeſſionelle Verteilung unſerer Bevölkerung durch die Staats⸗ 

gewalten des 17. Jahrhunderts beſtimmt worden iſt. 

Steht dies aber feſt, ſo iſt eine weitere Folgerung unabweisbar. 

Die konfeſſionelle Spaltung unſeres Volkes iſt nicht verurſacht 

durch das Auftreten der neuen Lehre ſelbſt; denn dieſer hat ſich 

die große Mehrheit unſeres Volkes zunächſt angeſchloſſen; ſon⸗ 

dern ſie iſt verurſacht durch das Vorgehen derjenigen Territorial⸗ 

gewalten, die ihre Untertanen genötigt haben, zur alten Kirche 

zurückzutreten. Man braucht ſich nur einen Augenblick vorzu⸗ 

ſtellen, daß das deutſche Reich damals noch eine kräftige Zentral⸗ 

gewalt beſeſſen hätte; dann hätte naturgemäß dieſer, und nicht 

den Einzelſtaaten die Entſcheidung über die Konfeſſion aller 

Reichsuntertanen zufallen müſſen. So iſt es ja in England, in 
Skandinavien, in Frankreich geſchehen; auch hier drohte mehr 

als einmal die Spaltung; ſie wurde vermieden, weil eine kräf⸗ 

tige Staatsgewalt vorhanden war, welche diejenigen Elemente 

zu unterwerfen oder auszuſcheiden vermochte, die der von ihr 

angenommenen Konfeſſion widerſtrebten. In Deutſchland aber 

waren die Teile bereits ſtärker geworden als das Ganze, darum 

nahmen ſie hier das Recht der Entſcheidung in Anſpruch und 

behaupteten es auch. 

Es iſt alſo nicht richtig, wenn man häufig ſagen hört, die Re⸗ 

formation habe der kaiſerlichen Gewalt in Deutſchland erſt den 

Reit gegeben, den Sieg der Territorien über das Reich vollendet. 

Sie hat es nur an den Tag gebracht, daß die eigentliche Macht 

bereits bei den Territorialgewalten und nicht mehr beim Reiche 

lag; ſie hat den Schein zerſtört, als ſei das Reich noch ein Staat, 
und als ſeien die Territorien nur deſſen Teile und Provinzen. 
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Daß fie dann dieſen längſt vorher begonnenen und im wejent- 
lichen bereits entſchiedenen Kampf auch ihrerſeits beeinflußt, den 
Einzelſtaaten durch die Säkulariſation der geiſtlichen Güter, das 
landesherrliche Kirchenregiment und alles, was damit zuſammen⸗ 
hing, neue Machtmittel zugeführt und fo die völlige Auflöſung 
des Reiches beſchleunigt hat, ſoll natürlich nicht geleugnet werden. 
Aber eben dieſe Machtmittel würden ja dem Reiche zugefallen 
und zugute gekommen ſein, wenn dieſes damals noch ſtark genug 

geweſen wäre, fie für ſich in Anſpruch zu nehmen und zu be= 

haupten. So wollte es Ulrich von Hutten; aber fein Appell rich- 

tete ſich an einen Kaiſer, der ſeiner innerſten Aberzeugung nach 

auf der Seite der kleinen Winderheit in Deutſchland ſtand und 

darum trotz ſeiner auswärtigen Verbindungen und Hilfskräfte 

die Einzelſtaaten nicht zum Gehorſam gegen die Befehle der 

Reichsgewalt zu zwingen vermochte. Vielleicht hätte ein prote— 
ſtantiſcher Kaiſer mit ausreichender Hausmacht beſſere Ausſichten 

auf Erfolg gehabt; aber zweifelhaft wird es immer erſcheinen 

müſſen, ob auch er imſtande geweſen wäre, die geiſtlichen Güter 

und das Kirchenregiment dem Reiche zu retten. 

Alles wohl erwogen, darf man ſagen: Deutſchland wurde im 
16. Jahrhundert konfeſſionell zerſpalten, weil es bereits politiſch 
zerriſſen war; der einzelſtaatliche Partikularismus hat die ver— 

hängnisvolle religiöſe Zerklüftung erzeugt. 
* * * 

Ein drittes Hindernis der Einigung lag in der ſtaatsfremden 
und weltbürgerlichen Stimmung, die in den Schichten der Ge— 
bildeten während des 18. Jahrhunderts herrſchend geworden war 
und noch die erſten Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts beeinflußte. 

Dieſe Stimmung hatte ihre Urſache in der Weltanſchauung 
der Aufklärung, an deren allmählicher Ausbildung eine Anzahl 

der beſten Söhne unſeres Volkes mitgearbeitet haben, die aber 
ihren Abſchluß und ihre letzte Rundung erſt in England und 
Frankreich erhalten hat. Aus letzterem Lande kam ſie in franzö— 
ſiſchem Gewande und Aufputz zu uns zurück und wurde von den 

oberen Schichten, die unter der Herrſchaft der Mode des Nachbar- 
landes ſtanden, begierig aufgenommen. Nach ihren Lehren war 
der Staat ein Verein, den eine Anzahl von Perſonen gegründet 

Brandenburg, Die Reichsgründung J. 4 
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hatte, um Leben und Eigentum der Teilnehmer gegen äußere An⸗ 
griffe und gegen Übergriffe einzelner Mitglieder zu ſchützen. Es 
erſchien von dieſem Standpunkte aus als unerheblich, wieviel 

und welche Menſchen ſich zuſammentaten; der Staat bedurfte 

keiner nationalen oder konfeſſionellen Grundlage und ſollte auch 
von rechtswegen keine nationalen Eigentümlichkeiten haben. Wie 

ein guter Staat eingerichtet ſein müſſe, das lehrten Natur und 

Vernunft; Abweichungen von dieſem Idealbilde, wie ſie in der 
unvernünftigen Wirklichkeit unleugbar manchmal vorkamen, wur⸗ 

den als Unregelmäßigkeiten und Wißbräuche angeſehen, die man 

möglichſt bald und gründlich abzuſtellen ſuchen müſſe, oder im 
beſten Falle als Ausnahmen, die infolge beſonderer klimatiſcher 
oder geographiſcher Bedingungen für manche Länder notwendig 

ſeien. Ferner erſchien es als vernunftgemäß und natürlich, daß 

die verſchiedenen, auf ähnlichen Grundlagen errichteten Staaten 
miteinander in dauerndem Frieden zu leben und etwaige Diffe⸗ 
renzen freundlich auszugleichen hätten; ſie ſollten unter ſich auch 

wieder einen Verein, eine die ganze Welt umſpannende Staaten⸗ 

geſellſchaft bilden. Machtkämpfe und Kriege der Staaten unter- 

einander galten als unvernünftige Aberreſte früherer Barbarei, 

die zum völligen Verſchwinden beſtimmt ſeien. 

So wurde das Staatsleben zu einer bloßen Sicherungseinrich⸗ 

tung für die einzelnen geſtempelt und ſeines eigenen inneren 

Wertes und Selbſtzweckes in der Theorie wenigſtens beraubt; 
denn daß die Praxis anders ausſah und ſich dieſen von außen 

auferlegten Bedingungen nicht fügte, bedarf kaum beſonderer Er⸗ 

wähnung. 

Aus dieſer allgemeinen Anſchauung vom Staatsleben ergaben 
ſich nun unmittelbar einige nicht unwichtige Folgerungen. War 

der Staat nur eine Anſtalt zur Garantie der äußeren Sicherheit 
der einzelnen, ſo kam ihm in der Rangordnung der Kulturgüter 

nur eine untergeordnete Stellung zu. Namentlich der höher⸗ 

ſtehende, geiſtig intereſſierte und tätige Menſch konnte ſich an 

den Staat, dem er zufällig angehörte, innerlich nicht beſonders 
ſtark gebunden fühlen; jeder andere Staat, ſofern er nur den 

vernünftigen Grundſätzen gemäß organiſiert war, konnte ihm ja 

die äußere Sicherheit ebenſo gut gewährleiſten; ja, eigentlich ſollte 
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man, ohne auf das Geburtsland weiter Rückſicht zu nehmen, 
dahin gehen, wo der Staat dieſer Anforderung am beſten ent⸗ 

ſpreche. Politiſches Intereſſe konnte es in dieſer Gedankenatmo⸗ 
ſphäre nur inſofern geben, als es darauf ankam, die beſte Staats⸗ 
form zu entdecken; in der Hingabe an einen beſtimmten Staat 

und deſſen beſondere Bedürfniſſe erblickte man immer einen ge⸗ 
wiſſen Grad von Beſchränktheit; nur auf die Welt und die 
Menjchheit richteten die damaligen Führer unſeres Geiſteslebens 
ihre Gedanken, nicht auf das Vaterland und die Nation. Und 
ſelbſt zu dieſem Grade politiſchen Intereſſes gelangten nur die 
Wenigſten; die Mehrzahl der Gebildeten hielt das Staatsleben 
überhaupt für etwas Nebenſächliches gegenüber den Werten, die 

Kunſt und Wiſſenſchaft dem Wenſchen zu bieten haben; man 
mußte es ertragen, da äußere Ordnungen einmal nicht entbehrlich 

waren, wollte aber möglichſt wenig davon hören und merken, 

um beſſeren Dingen ſeine Aufmerkſamkeit und Arbeit zuwenden 
zu können. Aus derartigen Stimmungen konnte weder ein tat⸗ 
kräftiger praktiſcher Reformeifer, noch der feſte Wille zur Be— 

gründung eines nationalen Geſamtſtaates hervorgehen. 

Das aber war die Gedankenwelt, in der am Ende des 18. Jahr- 

hunderts die beſten Männer unſeres Vaterlandes lebten. Es iſt 
bekannt, daß Leſſing von der Liebe des Vaterlandes keinen Be- 
griff zu haben erklärte und ſie höchſtens als eine heroiſche 

Schwachheit gelten laſſen wollte; daß Schiller ſich rühmte, als 
Weltbürger zu ſchreiben, der früh ſein Vaterland verloren habe, 
um es gegen die große Welt einzutauſchen, ja, daß er dem Him- 

mel dankte, weil er unter Menſchen lebe, die einer Aufopferung 
für das Vaterland nicht fähig ſeien; ein vaterländiſches Ideal 
ſei nur für unreife Nationen wichtig, für die Jugend der Welt; 
„es iſt ein armſeliges, kleinliches Ideal, für eine Nation zu 
ſchreiben, einem philoſophiſchen Geiſte iſt dieſe Grenze durch— 
aus unerträglich. Dieſer kann bei einer ſo wandelbaren, zu— 

fälligen und willkürlichen Form der Wenſchheit, bei einem Frag— 

ment — und was iſt die wichtigſte Nation anders? — nicht ſtille 

ſtehen.“ Ein anderes Wal ſchreibt er: „Es iſt im buchſtäblichen 
Sinne wahr, daß ich gar nicht in meinem Jahrhundert lebe. Und 
ob ich gleich mir habe ſagen laſſen, daß in Frankreich eine Nevo- 
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lution vorgefallen, ſo iſt dies ungefähr das wichtigſte, was ich 

davon weiß.“ Auch Herder nennt eine Nation „einen großen, un⸗ 

gejäteten Haufen von Kraut und Unkraut, einen Sammelplatz 

von Torheiten und Fehlern, wie von Vortrefflichkeit und Tugend.“ 
Da man vom Staate allein verlangte, daß er die äußere Sicher⸗ 

heit ſchütze und das höhere, geiſtige Leben unbehelligt ſich ent⸗ 

falten laſſe, jo war man mit den Zuſtänden im alten Reiche, wie 
ſie vor dem Ausbruch der Revolutionskriege waren, gar nicht fo 

unzufrieden. Von außen her drohte damals keine ernſtliche Ge⸗ 

fahr, und für die geiſtige Freiheit ſchien das Fehlen einer ſtarken 
Staatsgewalt und das Vorhandenſein vieler voneinander ſo gut 
wie unabhängiger Staaten eher ein Vorteil zu ſein. So meinte 
Wieland, gerade durch ſeine Zerſplitterung genieße Deutſchland 

„einen höheren Grad menſchlicher und bürgerlicher Freiheit“ als 
irgendein anderes Kulturvolk. „Der eine von den vielen Reichs⸗ 

ſtänden wird immer den anderen im Schach halten; es wird alſo 

immer Gewiſſens⸗ und Redefreiheit geben; der einzelne Tyrann 
wird dem Abſcheu der übrigen Teile der Nation ausgeſetzt ſein.“ 

Ahnlich dachten viele andere; ſo führt ein Anonymus in Schlö⸗ 
zers Staatsanzeigen aus, daß Deutſchlands geiſtige Größe auf 

der geringen politiſchen Machtſtellung und dem wenig entwickelten 
Wirtſchaftsleben ſeiner Einzelſtaaten beruhe; man brauche nur 

noch den Heldendichtern und den Verkündern kriegeriſchen Ruhms 

das Handwerk zu legen, dann ſei alles gut. „Andere mögen es 

beklagen, daß unſere Fürſten nichts am Ganges zu befehlen 
haben; mir iſt es ein Glück für unſer Vaterland, daß der hanſe⸗ 

atiſche Bund zerſtört, der deutſche Admiral auf der See unter 
Ferdinand II. in der Geburt erſtickt, und endlich Deutſchland durch 
den weſtfäliſchen Frieden auf einige Jahrhunderte hinaus in ſo 

viele kleine Staaten zerſtückt wurde, wovon jeder ſein eigenes 
Intereſſe hat, und bald die Lage, bald die Größe es dem einen 

oder dem anderen ohnmöglich machen, große Kauffahrteiflotten 

vom Stapel zu laſſen.“ 
Allerdings hatte dieſe durch die Zerſplitterung bewirkte geiſtige 

Freiheit eine Grenze. Sie erſtreckte ſich auf Außerungen religi⸗ 

öſer, philoſophiſcher, wiſſenſchaftlicher, künſtleriſcher Art, aber 
nicht auf das Gebiet der Politik, ſobald hier irgendwie das rein 



Staatsfremdheit der Gebildeten 53 

Theoretiſche verlaſſen und an den beſtehenden Zuſtänden ernſte 

Kritik geübt werden ſollte. Daher iſt es durchaus verſtändlich, 
wenn ein politiſch intereſſierter Mann wie C. F. D. Schubart an⸗ 
ders über dieſe Art von Freiheit urteilte. Er erklärte es für 

faſt unmöglich, unter den obwaltenden Umſtänden in Deutſchland 
eeine gute politiſche Zeitung erſcheinen zu laſſen; „wir Deutſche 
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haben keine ſo freimütige Schriftſtellerei wie die Engländer. 
Glaub's wohl! Hunger, Schmach und öffentliche Schande er— 
warten den, der's wagt frei von der Bruſt zu ſchreiben! ... Alle 
unſere Schriften haben das Gepräge des ſklaviſchen Jahrhunderts, 
und die Zeitungen am meiſten.“ 

In der Tat gab es in Deutſchland keine unabhängige politiſche 
Tagespreſſe; die wenigen vorhandenen Zeitungen ſtanden unter 
ſtrengſter Aufſicht der Regierungen, und die politiſchen Zeit- 

ſchriften blieben meiſt in theoretiſchen Erörterungen ſtecken und 
wurden zudem nur von einem ganz kleinen Kreiſe geleſen; denn 

auch unter den Gebildeten, für die ſie beſtimmt waren, dominierte 

ja durchaus das literariſche Intereſſe. 
Die Denkweiſe der geiſtig führenden Schichten unſeres Volles 

war alſo bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts der Ent- 

wicklung einer auf konkrete politiſche Ziele gerichteten nationalen 
Bewegung wenig günſtig. Auch bei ihnen hat es erſt der großen 
Erſchütterung aller Verhältniſſe durch die Franzoſenzeit bedurft, 
um ſie den Wert eines nationalen Staates erkennen zu laſſen. 

Erſt nach 1806 beginnt auch unter ihnen die Erkenntnis Boden 

zu gewinnen, daß auch die höchſte Geiſteskultur ohne den Schutz 
eines ihr kongenialen Staates nicht ihres Fortbeſtandes ſicher 
fein kann, daß auch der Staat an ſich ſelber einen Kulturwert re= 
präſentiert, und daß nur die engſte Durchdringung des geiſtigen 
und des ſtaatlichen Lebens eine Kultur zu ſchaffen imſtande iſt, 

welche die Gewähr der Dauer und der Weiterentwicklung wenig— 
ſtens auf ſo lange in ſich trägt, als das Volk überhaupt geſund 
und lebensfähig bleibt, auf deſſen Boden ſie erwachſen iſt. Wohl 
ſind es zuerſt die Anhänger der Romantik geweſen, die dieſe 

Gedanken mit Eifer ergriffen und nicht bloß durch verſtandes⸗ 
mäßige Argumentationen, ſondern vor allem mit der Macht des 

leidenſchaftlich gefühlsbewegten Wortes in die Kreiſe der Ge— 
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bildeten getragen haben; aber auch ſie dachten anfangs welt⸗ 
bürgerlich und waren gleichgültig gegen den Staat, bis die welt⸗ 

bewegenden Ereigniſſe, deren wir gedachten, ſie aus dieſen Stim⸗ 

mungen herausriſſen. 

Aber auch nach 1806 darf man ſich die Anſchauungsweiſe der 
Gebildeten keineswegs als völlig beherrſcht vom nationalen Ge⸗ 
danken, wie wir ihn heute zu verſtehen pflegen, vorſtellen; ſo 
jäh und vollſtändig war der Wechſel der Geſinnung keineswegs. 

Es iſt das große Verdienſt von Friedrich Weinecke, in ſeinem 

ſchönen und feinen Buche über „Weltbürgertum und National⸗ 

ſtaat“ zum erſten Male die Wittelglieder aufgezeigt zu haben, 

welche die neue Denkweiſe mit der älteren verbanden. Nicht weil 
jedes Volk ein Recht auf Selbſtbeſtimmung und Selbſtbehaup⸗ 
tung habe, forderten nach 1806 Fichte, Humboldt, Schlegel die 
Sicherung der Unabhängigkeit und die Neukonſtituierung 
Deutſchlands, ſondern deshalb, weil das deutſche Volk und ſeine 

Kultur ihrer Anſicht nach für die Welt eine beſondere Bedeu⸗ 
tung beſaßen. Die einen erblickten dieſe Bedeutung darin, daß 

nur die Deutſchen imſtande feien, das Ideal freier Menſchen⸗ 

bildung zur vollen Entfaltung zu bringen; gerade deshalb dürften 
ſie gar nicht nach politiſcher Macht ſtreben, weil ſie dadurch von 

ihrer eigentlichen Aufgabe abgelenkt werden würden. Die anderen 

gingen von dem mehr politiſch gefärbten Gedanken aus, daß nur 

die Exiſtenz eines ſtarken Staates in der Witte Europas den 

Frieden des ganzen Erdteils ſichern und die Aufrichtung einer 
übermächtigen Univerſalherrſchaft hindern könne. Nicht von einer 
Weltherrſchaft des Volkes träumten ſie, wie wohl andere Na⸗ 

tionen, ſondern eher, wie Meinecke mit Recht bemerkt, von einer 
Weltdienſtbarkeit der Deutſchen. Das Intereſſe der Wenſchheit 
blieb auch ihnen noch das übergeordnete, eigentlich maßgebende, 

das ihres Volkes galt ihnen nur inſofern etwas, als es damit 

übereinſtimmte und ſich von ihm aus rechtfertigen ließ. Das aber 
ſchien damals allerdings der Fall zu ſein. Gegenüber der drohen⸗ 
den Abermacht Napoleons erſchien Deutſchland als der Geſchäfts⸗ 
führer aller Völker und der ihnen gemeinſamen Kulturintereſſen, 

wenn es ſich wehrte. 

Darum wollten ſie im allgemeinen auch zufrieden ſein, wenn 
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dieſe Abermacht gebrochen und ihre Wiederkehr unmöglich ge— 

macht werde. Deutſchland ſollte unabhängig ſein, weil es hierzu 
nötig erſchien, aber ein einheitlich organiſiertes Staatsweſen 
brauchte es deshalb noch nicht zu werden. Manche hielten das 
ſogar für verderblich, weil Deutſchland dann zu ſtark werden 
und vielleicht ſelbſt die Unabhängigkeit feiner Nachbarn gefährden 
könne. Und ſehr viele unter den führenden Männern ſchreckten 
nicht vor dem Gedanken zurück, die künftige Geſtaltung Deutjch- 
lands ſich unter der Mitwirfung, ja Oberaufſicht und Garantie 

der außerdeutſchen europäiſchen Mächte vollziehen zu laſſen. Ein 

wirkliches Einheitsſtreben war alſo auch im erſten Jahrzehnte 
des 19. Jahrhunderts, ja ſogar zur Zeit der Befreiungskriege 

nur bei wenigen vorhanden. Das nationale Empfinden war zwar 
erwacht, aber die zarte Pflanze war noch überdeckt und über— 
wuchert von den dichten Ranken weltbürgerlicher Geſinnung. Nur 

wenn man das im Auge behält, kann man die politiſche An⸗ 

ſchauungsweiſe eines Friedrich Wilhelm IV. und ſeines Kreiſes, 
andererſeits aber auch der deutſchen Liberalen in der erſten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts richtig würdigen. 

Es ließe ſich wohl die Frage aufwerfen, ob nicht auch dieſe 
Stellung der Gebildeten zu Staat und Nation mit den damaligen 
ſtaatlichen Verhältniſſen Deutſchlands, mit der partikulariſtiſchen 
Zerklüftung unſeres öffentlichen Lebens in urſächlichem Zuſam⸗ 
menhang ſtehe. Es iſt ja gewiß richtig, daß hier in letzter Linie die 
Weltanſchauung der Aufklärung verantwortlich gemacht werden 
muß; und, da dieſe nicht auf Deutſchland beſchränkt, ſondern eine 
internationale Erſcheinung, wenigſtens für den Umkreis der ro— 

maniſch⸗germaniſchen Welt war, ſo erſcheint es auf den erſten 

Blick ganz ausgeſchloſſen, die Urſachen für einen ſo wichtigen 
Teil ihrer Vorſtellungswelt in den ſpezifiſch deutſchen Zuſtänden 
zu ſuchen. Sehen wir aber genauer zu, ſo finden wir, daß ge— 
rade in dieſer Hinſicht das Denken der Nachbarvölker eine weſent— 
lich andere Nuance aufweiſt. Die Staatsfremdheit und die Ge— 
ringſchätzung des politiſchen Lebens, die für die Deutſchen um 

die Wende des 18. und 19. Jahrhunderts ſo charakteriſtiſch ſind, 
bemerken wir in England und Frankreich auch damals nicht. In 
England war ſchon durch das Parlament ein großer Teil der 
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oberen Volksſchichten nicht bloß theoretiſch, ſondern auch praktiſch 

am Staatsleben intereſſiert; und in Frankreich gehörten Montes⸗ 

quieu und Rouſſeau zu den Schriftſtellern, deren politiſche An⸗ 

ſichten jeder Gebildete kannte, für oder gegen die er eifrig Partei 

nahm; kann man doch noch während der großen Revolution deut⸗ 
lich zwei auf die Gedanken dieſer beiden Theoretiker zurückgehende 

Richtungen unterſcheiden. Wenn in Deutſchland dieſes inten⸗ 

ſive Intereſſe am Staatsleben fehlte, ſo dürfen wir dafür zweifel⸗ 

los den Umſtand mit verantwortlich machen, daß hier ein ge⸗ 

meinſamer, das ganze Volk umſpannender, von überall her die 

beſten Kräfte zur Betätigung heranziehender Staat fehlte. Was 

konnte einem Manne von Geiſt der abſolutiſtiſch regierte Klein⸗ 

ſtaat für ein befriedigendes Feld der Wirkſamkeit bieten? Selbſt 

wenn er zu einer leitenden Stellung darin gelangte, wie zeit⸗ 

weiſe Goethe in Weimar, ſo boten ſich ihm im beſten Falle Auf⸗ 

gaben der Verwaltung dar, die in den engen patriarchaliſchen 

Verhältniſſen und bei der beſtändigen Gegenwirkung der im 

Beſitz der Ämter befindlichen und jeder durchgreifenden Neue⸗ 

rung abgeneigten Clique von Hofleuten und Bureaumenſchen nur 

in den ſeltenſten Fällen eine ſelbſtändige und ſchöpferiſche Löſung 

zuließen. Auch Goethe hat ja dieſen Zuſtand nicht lange ausge⸗ 

halten und ſeine Kräfte unter Verzicht auf andere Verwaltungs⸗ 

tätigkeit lediglich der Fürſorge für Kunſt und Wiſſenſchaft ge⸗ 
widmet. | 

Partikularismus und Weltbürgertum bedingten einander; der 
von der Unzulänglichkeit des Partikularſtaates zurückgeſtoßene 
Geiſt entfremdete ſich dem Staatsleben überhaupt und wandte ſich 
der freien und grenzenloſen Betätigung im Dienſte ideeller Ziele 
und der geſamten Wenſchheit zu. 

* * * 

So werden wir, wenn wir nach den Hinderniſſen der politiſchen 
Einigung Deutſchlands ſuchen, immer wieder zurückgeführt auf 
den Partikularismus der Einzelſtaaten als die Grundurſache, von 
der alles andere ausging, oder durch die es doch erſt ſeine hem⸗ 

mende und trennende Kraft empfing. Aber dieſer Partikularis⸗ 
mus hatte nun außerdem noch im Laufe der letzten Jahrhunderte 
eine beſonders gefährliche und die Zukunft der Nation ernſtlich 
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bedrohende Form angenommen; er hatte ſich zugeſpitzt zum 
deutſchen Dualismus. Zwei Staaten, Oſterreich und Preußen, 
waren an Wacht und Volkszahl ſo ſtark über alle anderen hinaus⸗ 
gewachſen, daß ſie zu europäiſchen Großmächten geworden waren, 
und daß es höchſt zweifelhaft erſcheinen mußte, ob es jemals 

möglich ſein werde, ſie beide einem größeren nationalen Ganzen, 

wie es auch immer beſchaffen ſein möge, einzugliedern. 
Auch der deutſche Dualismus hat eine lange Vorgeſchichte, 

aus der hier nur die wichtigſten Momente kurz hervorgehoben 
werden können. Mit dem Erlahmen der alten Reichsgewalt be— 

gann nicht nur die Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten, ſondern na⸗ 
turgemäß auch ihr Kampf um den leitenden Einfluß unterein⸗ 
ander. Es iſt ja klar, daß in einem Syſtem loſe verbundener 

Staaten, wie es das deutſche Reich im Grunde ſchon ſeit dem 
13. Jahrhundert, ſicherlich und aller Welt erkennbar aber ſeit 

dem weſtfäliſchen Frieden war, ſtets ein Kampf um die Hege— 

monie jtattfinden muß. Dies kann nur vermieden werden, wenn 

es gelingt, eine ſtarke und von keinem einzelnen Staate abhängige 

Zentralgewalt zu ſchaffen; der Kampf wird aber um ſo ſchärfere 
Formen annehmen, je ſchwächer dieſe Gewalt iſt, und je ver— 

ſchiedener an Macht die einzelnen Staaten ſind oder allmählich 
werden. In dieſem Kampfe traten nun diejenigen Staaten mehr 
und mehr in den Vordergrund, die über ein größeres, zufammen- 
hängendes Gebiet verfügten und dies zweckmäßig zu organifieren 
verſtanden. Solche Gebiete aber fanden ſich auf deutſchem Boden 
nur in der Oſtmark des Reiches, wo der Kampf gegen die Slaven 

ſchon früh zur Schöpfung größerer militäriſch organiſierter Ver— 
waltungsbezirke geführt hatte. Seit der Kampf um die Hegemonie 

in Deutſchland begonnen hatte, kamen eigentlich nur die vier 
Staaten ernſtlich in Betracht, die alle auf dem Boden dieſer 
Grenzlande erwachſen waren: im Süden Gſterreich und Bayern, 

im Norden Sachſen und Brandenburg. 

Als ſich auf Grund der konfeſſionellen Trennung zwei Parteien 

unter den Reichsſtänden bildeten, hatte anfangs, am Ende des 

16. und am Anfang des 17. Jahrhunderts unter den Katholiken 
Bayern, unter den Proteſtanten Sachſen die Führung. Das 

öſterreichiſche Gebiet war damals durch die Teilung von 1564 



98 Hiterreih und Bayern 

in drei verſchiedene Fürſtentümer zerſpalten, von denen keines 

einer bedeutenden Machtentfaltung fähig war; außerdem waren 

die habsburgiſchen Herrſcher dieſer Periode von einer ſeltenen 

Unfähigkeit, während die Wittelsbacher gerade damals in Maxi⸗ 

milian I. einen energiſchen Vorkämpfer der bayriſchen Intereſſen 

beſaßen. Der Beſitz der Kaiſerwürde nützte den Habsburgern 
herzlich wenig, ſolange nicht eine ſtarke Hausmacht dahinter⸗ 

ſtand. Erſt die Vereinigung der drei Teilgebiete unter Leopold J., 
beſonders aber die Begründung der öſterreichiſchen Großmacht 

durch die Türkenkriege des Prinzen Eugen und die Unterwerfung 

Ungarns haben den Habsburgern die Grundlage für eine neue 

Stellung in Deutſchland geſchaffen. Die bayriſchen Fürſten hatten 
den richtigen Inſtinkt, daß es mit ihrer Bedeutung ſtark bergab 
gehen werde, wenn Öfterreich dieſe Erwerbungen behaupte; fie 
ſtanden daher in allen Kämpfen des 18. Jahrhunderts auf der 

gegneriſchen Seite. So unterſtützte Kurfürſt Max Emanuel 

Frankreich im Kriege um die ſpaniſche Erbſchaft gegen den Kaiſer, 

ſo bekämpfte Karl Albert im Bunde mit Frankreich und Preußen 
das Fortbeſtehen des öſterreichiſchen Geſamtſtaates nach dem 

Tode Kaiſer Karls VI. und verſuchte zum letzten Male den Habs⸗ 
burgern die Kaiſerkrone ſtreitig zu machen. Erſt das Mißlingen 

dieſes Unternehmens beſiegelte den Sieg Sſterreichs über 
Bayern. Die alte Rivalität blieb bis zum Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts ungeſchwächt beſtehen, ja ſie nahm noch ſchärfere 

Formen an, als Kaiſer Joſef II. nach dem Ausſterben der alten 
bayriſchen Kurlinie das ganze bayriſche Stammland für feinen 

Staat zu gewinnen verſuchte, und wenigſtens das Innviertel 

wirklich den Wittelsbachern entriß. Im heftigſten Kampfe gegen 
das Haus Habsburg und geſtützt auf die Freundſchaft Preußens 

hat das bis 1918 regierende Haus Pfalz-Zweibrücken⸗ Birkenfeld 
die Regierung in Bayern angetreten. | 
Im Norden Deutſchlands unter den Proteſtanten hatte an⸗ 

fangs Sachſen unbeſtritten die Führung, während Brandenburg 
bis ins 17. Jahrhundert hinein ein verhältnismäßig armes und 

wenig entwickeltes Land war, deſſen Herrſcher keine erhebliche 
Rolle in der deutſchen Geſchichte ſpielten, wenn nicht beſondere 
perſönliche Bedeutung ſie emporhob, wie in den früheren Jahr⸗ 
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hunderten einen Friedrich I. oder Albrecht Achilles. Abrigens 
hätten auch dieſe beiden Fürſten kaum eine ſolche Stellung ein⸗ 
nehmen können, wenn fie nicht als Burggrafen von Nürnberg 

zugleich eine ſtarke Poſition in Süddeutſchland gehabt hätten; 
ſeit 1486 waren aber die fränkiſchen Fürſtentümer Ansbach und 

Bayreuth dauernd von dem brandenburgiſchen Kurfürſtentum 

getrennt. Es war verhängnisvoll für Sachſen, daß Kurfürſt 
Auguſt, deſſen Verdienſte um die Verwaltung und wirtſchaftliche 
Entwicklung ſeines Landes bekannt genug ſind, für die Be⸗ 

dingungen der auswärtigen Wachtſtellung des Staates kein ge⸗ 

nügendes Verſtändnis beſaß, und aus Friedensliebe und tradi⸗ 
tioneller Anhänglichkeit an das Kaiſerhaus die Führung der 
deutſchen Proteſtanten ſeinen Händen entgleiten ließ. Zuerſt ver⸗ 
ſuchte Kurpfalz an die Spitze zu treten; aber die Machtmittel 
des kleinen Territoriums reichten zur Behauptung ſolcher An⸗ 
ſprüche nicht aus; da übernahm Kurfürſt Friedrich Wilhelm von 
Brandenburg die Führung der Proteſtanten. 

Das Gebiet ſeines Hauſes hatte ſich inzwiſchen vergrößert durch 

die Erwerbung Oſtpreußens und der niederrheiniſch-weſtfäliſchen 
Gebiete Cleve, Mark und Ravensberg; im weſtfäliſchen Frieden 
kamen noch Hinterpommern, Magdeburg, Halberſtadt und 
Winden hinzu; durch geſchickte Ausnutzung der politiſchen und 

militäriſchen Konjunkturen erlangte er im Frieden von Oliva die 

Anerkennung ſeiner Souveränität in Oſtpreußen, das damit aus 

dem polniſchen Lehnsverbande ſchied, ohne in das deutſche Reich, 
dem es früher angehört hatte, wieder einzutreten. An Umfang 

und Volkszahl ſeiner Beſitzungen war der Große Kurfürſt nun- 
mehr den Wettinern überlegen, zumal, da deren Lande im Jahre 
1656 in vier Fürſtentümer zerteilt worden waren; und die 

Stellung als ſouveräner Fürſt gewährte ihm in den Augen der 
Zeitgenoſſen, die auf Rang⸗ und Titelfragen ganz beſonderen 
Wert legten, unzweifelhaft einen bedeutenden Vorzug vor allen 
übrigen deutſchen Fürſten mit Ausnahme Sſterreichs, dem der 
Beſitz von Ungarn eine ebenſo unabhängige internationale Gel— 

tung verſchaffte. Die Perſönlichkeit Friedrich Wilhelms tat das 
ihre dazu, um die Ausnutzung dieſer Vorteile zu ſichern. Als 
dann gegen Ende des Jahrhunderts Kurfürſt Friedrich Auguſt 
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von Sachſen zum Katholizismus übertrat, um die polniſche Krone 
zu gewinnen, konnte Sachſen nicht mehr daran denken, dem 

Nachbarn die Führerſchaft der deutſchen Proteſtanten ſtreitig 
zu machen. Wenige Jahrzehnte ſpäter brachten dann Friedrichs 

des Großen Siege über Sſterreich und das mit dieſem verbündete 

Sachſen die letzte Entſcheidung; der Staat der Wettiner war nun 
endgültig aus der Reihe derjenigen Territorien ausgeſchieden, die 

als Witbewerber um die Hegemonie über das geſamte Deutſch⸗ 

land in Betracht kommen konnten. 

So war ſeit der Witte des 18. Jahrhunderts der Dualismus 

zwiſchen Oſterreich und Preußen für die politiſchen Verhältniſſe 

Deutſchlands maßgebend geworden. Es erſchien unmöglich, 
Preußen jemals wieder ganz einem Reiche einzugliedern, an 
deſſen Spitze der jeweilige Beherrſcher Oſterreichs ſtehe; aber 
ebenſo undenkbar war es, daß Gſterreich ſich einer nicht in den 

Händen ſeines Herrſchers befindlichen Reichsgewalt beugen 
werde. Beide waren ſie zu europäiſchen Großmächten geworden, 
und als ſolche konnte keiner dieſer Mächte ihre Politik von dem 

Einfluß der anderen oder einer über ihnen beiden ſtehenden 
Reichsregierung abhängig machen, ohne ſich ſelber aufzugeben. 
Sollte eine ſtraffere politiſche Einigung Deutſchlands zuſtande⸗ 

kommen, ſo mußten entweder dieſe beiden Staaten oder 
wenigſtens einer von ihnen zertrümmert und ſeiner Großmacht⸗ 

ſtellung beraubt werden, oder es mußte einer von ihnen aus dem 
neu zu ſchaffenden Staate ausſcheiden und dem anderen es über- 

laſſen, die übrigen Partikularſtaaten zur Unterordnung zu 
bringen. Von Anfang an aber war es klar, daß keine dieſer Lö⸗ 

jungen unter freiwilliger Zuſtimmung Öfterreih8 und Preußens 

werde herbeigeführt werden können. Es iſt unter dieſen Um⸗ 

ſtänden der Gedanke aufgetaucht, ob nicht beide Mächte ohne 
formelle Unterordnung der einen unter die andere in von Fall 

zu Fall herzuſtellendem freundlichem Einvernehmen gemeinſam 
das übrige Deutſchland beherrſchen könnten. Die Politik König 
Friedrich Wilhelms II. ſeit 1791 ging auf etwas derartiges hin⸗ 
aus. Aber wenigſtens ſolange Oſterreich im Beſitze der Kaiſer⸗ 
würde war, konnte von ihm ein ehrliches Eingehen auf eine ſolche 
Politik nicht erwartet werden; man hätte in Wien geglaubt, gegen 
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die kaiſerliche Ehre zu handeln, wenn man die Gleichberechtigung 
Preußens anerkannt hätte. Und auch nach 1806 blieb in den 

Habsburgern immer das Gefühl lebendig, daß ihnen ein Vor— 
rang vor allen anderen deutſchen Herrſcherhäuſern gebühre. Aber 
ſelbſt wenn dieſe Stimmung ſich änderte, wenn auf beiden Seiten 
die beſte Abſicht zu friedlichem Zuſammenwirken in den deutſchen 
Angelegenheiten vorhanden war, jo beſtand doch nicht die ge- 
ringſte Garantie dafür, daß die Intereſſen beider Staaten immer 
identiſch ſein und ein gemeinſames Handeln ermöglichen würden. 



Drittes Kapitel 

Das Ergebnis der erſten nationalen Bewegung: 

die Bundesakte von 1815. 

Er man alle diefe Hinderniſſe für das Zuſtandekommen 

einer politiſchen Einigung Deutſchlands in Betracht, ſo be⸗ 

greift man ohne weiteres, daß die eben erſt erwachte nationale 

Bewegung in der Zeit der Freiheitskriege noch zu keinem prak⸗ 
tiſchen Ergebnis von Bedeutung führen konnte. 

Der Befreiungskampf iſt der erſte große Volkskrieg der 
Deutſchen geweſen, im Gegenſatz zu allen den Kabinettskriegen 

der vorhergehenden Jahrhunderte. Man kann ſagen, ſeit der Zeit 

des großen Bauernkrieges im 16. Jahrhundert war es das erſte 

Wal, daß politiſche Fragen das Volk bis in ſeine Tiefen auf⸗ 
wühlten; erſt jetzt kam es allen zum Bewußtſein, daß die Schickſale 
des Staates nicht nur die Intereſſen der Fürſten berührten, ſon⸗ 
dern Angelegenheiten des ganzen Volkes ſeien. Aber die Stim⸗ 

mung der Maſſen war durchaus beherrſcht von den Leiden der 

jüngſten Vergangenheit und von dem Verlangen, die Fremden 

aus dem Lande zu werfen und den „Bluthund“ Napoleon zu 

vernichten. Größere Geſichtspunkte und Pläne, wie es in Zu⸗ 

kunft werden ſolle, wie man der Wiederkehr ähnlicher Gefahren 

wirkſam vorbeugen könne, darf man bei ihnen nicht ſuchen. Sie 

zu entwerfen, war Sache der geiſtigen Führer, ſie auszuführen 

Sache der Herrſcher und Staatsmänner. 
Aber waren dieſe wirklich innerlich von der nationalen Strö⸗ 

mung ergriffen? Konnten ſie ſich loslöſen von der ererbten Ge⸗ 

wohnheit, alle politiſchen Fragen nur unter dem Geſichtspunkte 

des Intereſſes der Dynaſtien oder beſtenfalls der einzelnen 
Staaten zu betrachten? 

Bei den Herrſchern war dies zweifellos nicht der Fall. Die 
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Fürſten der Rheinbundſtaaten hatten auch jetzt keinen anderen 
Wunſch, als den Länderbeſtand, den ſie in den letzten Jahren 
durch die Gunſt der Umſtände und Napoleons Gnade gewonnen 
hatten, auf jeden Fall zu behaupten. Für ſie war die entſcheidende 

Frage, wer vorausſichtlich ſiegen würde; ängſtlich erwogen ſie, 
ob es geratener ſei, ihrem Protektor Napoleon weiter die Treue 

zu halten, oder ſich auf die Seite feiner Gegner zu ſtellen, ſo— 
lange ſich von dieſen noch erwarten ließ, daß ſie das Bündnis 

durch die Anerkennung des bisherigen Beſitzſtandes zu bezahlen 

bereit fein würden. Ließ man fie den vollſtändigen Sieg allein er- 
fechten, ſo konnte leicht ein Augenblick kommen, wo man ihnen 
auf Gnade und Ungnade preisgegeben war und keine Be— 

dingungen mehr ſtellen konnte. 

Auch Kaiſer Franz von Oſterreich und König Friedrich Wil- 
helm III. von Preußen lebten noch ganz in den Anſchauungen 

des Abſolutismus und der alten Kabinettspolitik. Beide waren 

Männer von engem Geiſte, ohne jeden idealen Schwung, aber 

ebenſo auch ohne den hellen und ſcharfen Blick für die Realitäten 
des politiſchen Lebens, der ihren großen Gegner Napoleon immer 

ausgezeichnet hat. Die nüchterne, ſteife und ungelenke Art des 

Preußenkönigs und ſeine Scheu vor entſcheidenden Entſchlüſſen, 
die doch aufs engſte mit der beſten Seite ſeines Weſens, einer 
ängſtlichen Gewiſſenhaftigkeit, zuſammenhing, berühren immer— 
hin noch ſympathiſcher als die zähe und hinterhaltige Schlau— 
heit des Kaiſers, die ſich hinter einem ſcheinbar offenen und 
harmloſen Benehmen verbarg. Beide Herrſcher hatten die harte 
Hand des korſiſchen Eroberers ſo deutlich zu ſpüren bekommen, 
ſo viel Verluſte an Land, Leuten und Anſehen erleiden, ſo viele 
perſönliche Demütigungen hinunterſchlucken müſſen, daß ſie den 

allgemeinen Haß gegen Napoleon nur von ganzem Herzen teilen 

konnten. Aber ſie hatten aus dem großen Schiffbruch doch 
wenigſtens einiges gerettet und mußten immer fürchten, auch dies 

noch zu verlieren, wenn ſie ſich auf einen neuen Kampf gegen den 

Gefürchteten einließen und darin wieder unterlagen. Auch nach 
der furchtbaren Kataſtrophe der großen Armee in Rußland er— 
wogen ſie noch ängſtlich, ob es nicht klüger ſei, ruhig zu bleiben 

und ſich durch ſolches Wohlverhalten den Fortbeſtand ihrer 
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augenblicklichen Gebiete zu fichern, anſtatt den ihnen verbliebenen 

Reſt noch einmal aufs Spiel zu ſetzen. Für Kaiſer Franz kam 
noch hinzu, daß Napoleon ſeit einigen Jahren ſein Schwieger⸗ 

ſohn geworden war; ſollte er die Zukunft ſeiner Tochter und ſeines 
Enkels in Frage ſtellen, indem er ihn beſiegen half? 

Beide Herrſcher wünſchten natürlich ſelbſt, die drückende Herr⸗ 

ſchaft Napoleons los zu werden und ſpürten es auch, daß es 

überall im Volke gäre, daß man von ihnen das Signal zur Er⸗ 
hebung erwarte und bereit ſei, mit Gut und Blut in den großen 
Kampf einzutreten, für den die Chancen noch nie ſo günſtig ge⸗ 

ſtanden hatten und vermutlich in abſehbarer Zeit nicht wieder 
ſo gut ſtehen würden. Aber ihnen fehlte durchaus das Vertrauen 
zu der Leiſtungsfähigkeit dieſer nicht ordnungsgemäß ausgebil⸗ 

deten und organiſierten Kräfte; auch zweifelten ſie, daß die Opfer⸗ 

freudigkeit anhaltend und groß genug ſein werde, um bei einer mög⸗ 

lichen ungünſtigen Wendung des Kampfes ſtandzuhalten. Schon 
früher hatte Friedrich Wilhelm zu Gneiſenaus Denkſchrift über 

die Notwendigkeit einer allgemeinen Volksbewaffnung an den 
Rand geſchrieben: „Als Poeſie gut!“ Und als er im Februar 

1813 auf das Drängen feiner Ratgeber den Aufruf zur Bildung 
freiwilliger Jägerkorps erließ, tat er es in der peſſimiſtiſchen Er⸗ 
wartung, daß der Erfolg gering ſein werde; er ſagte: „Freiwillige 

aufrufen, ganz gute Idee, wird aber keiner kommen!“ Niemals 
wurden die Fürſten die Vorſtellung los, daß ein Sieg mit Hilfe 
des Volkes, ein Schwimmen mit dem Strome der großen popu⸗ 

lären Bewegung ihnen ſelbſt gefährlich werden und ihre Stellung 
als abſolute Herrſcher untergraben könne. Sie ſahen überall die 
verabſcheuten Ideen der franzöſiſchen Revolution auch in ihre 
Staaten eindringen; galten doch dem Könige feine großen Rat⸗ 
geber, die ihn zu den grundlegenden Reformen nach 1807 be⸗ 
ſtimmt hatten, ſelbſt als halbe Jakobiner. Sollte er ſich nicht 
manchmal mit der Frage gequält haben, ob es nicht beſſer ſei, in 

ſeinem jetzigen kleinen Lande abſoluter König zu bleiben, als 

ſein Gebiet im alten Umfange wiederzugewinnen, um dort mit 

der Revolution paktieren zu müſſen? 
Nicht von dieſen Herrfchern iſt der Entſchluß zum Beginn des 

Kampfes ausgegangen, vielmehr ſind ſie halb wider ihren Willen 
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hineingeriſſen worden. Der Abergang des Generals Vork zu den 

Ruſſen erfolgte auf deſſen eigene Verantwortung ohne den Befehl 

des Königs; der Entſchluß des oſtpreußiſchen Landtages, das 

Volk zu bewaffnen, wurde ohne Wiſſen Friedrich Wilhelms, wenn 
auch unter dem loyalen Vorbehalt, feine Zuſtimmung nachträg— 

lich einzuholen gefaßt; ein Teil des preußiſchen Volkes ſtand ſchon 
im Kampfe gegen die Franzoſen, während man am Hofe noch 
überlegte, abwartete und offiziell an dem Bündnis mit Napoleon 
feſthielt. Immer bedenklicher wurde es für den König und die 

Dynaſtie, dieſer Volksſtimmung und dieſen Tatſachen gegen- 

über untätig zu bleiben oder gar auf die franzöſiſche Seite zu 

treten. Aber den Ausſchlag gab doch für ihn erſt die Forderung 
Rußlands, daß er ſich nun darüber erklären müſſe, ob er Freund 

oder Feind ſein wolle. 
Nachdem ſich Kaiſer Alexander unter dem Einfluß Steins 

und im Gegenſatz zu den engherzigen Ratſchlägen feiner ruſſiſchen 

Umgebung zur Fortſetzung des Krieges über die Grenzen des 

eigenen Landes hinaus entſchloſſen hatte, konnte er eine Neu⸗ 

tralität Preußens unter keinen Umſtänden mehr dulden. Unter 

dem Druck der ruſſiſchen Waffen hatten ſich ja auch ſchon die 

oſtpreußiſchen Ereigniſſe vollzogen; ohne dieſen Anſtoß von außen 
würde es den kühneren und vorwärtsdrängenden Elementen 

kaum gelungen ſein, die Zögernden und Bedenklichen mit ſich 
fortzureißen. Es iſt bekannt, wie lange König Friedrich Wil- 
helm noch ſchwankte, ob er dem ruſſiſchen Verſprechen trauen 
dürfe, daß er ſein früheres Gebiet im vollen Umfange oder voll— 
wertigen Erſatz dafür erhalten ſolle, und man muß zugeſtehen, 

daß die Vorgänge des Jahres 1807, wo der Zar ihn aller Ver— 
4 ſprechungen ungeachtet im Stiche gelaſſen hatte, wohl geeignet 

waren, Bedenken zu erregen. Aber er mußte ſich doch ſchließlich 
ſagen, daß eine Zurückweiſung des ruſſiſchen Angebots in dieſem 

1 Augenblicke gleichbedeutend geweſen wäre mit der rückhaltloſen 

und dauernden Auslieferung Preußens an die Gnade Napo— 
lleons. Erſt unter dem Eindruck der Tatſache, daß feine eigenen 

Truppen auch ohne feinen Befehl unaufhaltſam mit den Ruſſen 

zuſammen nach Weſten vordrangen, und vielleicht unter dem 

Druck der perſönlichen Vorſtellungen Steins, der aus dem 
Brandenburg, Die Reichsgründung I. 5 
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ruſſiſchen Hauptquartier mit einer Vollmacht des Zaren nach 
Breslau geeilt war, entſchloß er ſich, die ruſſiſchen Vorſchläge 

anzunehmen und das Bündnis von Kaliſch abzuſchließen. Das 

Vordringen der Ruffen und die ſpontane Erhebung des eigenen 

Volkes haben den Zögernden in den Krieg hineingetrieben. Frei⸗ 

lich war auch jetzt ſein Entſchluß noch von hoher Bedeutung; 

erſt ſein Aufruf gab dem ganzen Volke das Gefühl, daß man 
zugleich für ſeinen König und für die gute Sache des Geſamt⸗ 

vaterlandes in den Kampf ziehe. Wie mancher würde ſonſt ge⸗ 

ſchwankt haben zwiſchen ſeinem deutſchen Gefühl und der Pflicht 

des Gehorſams. Die ganze Bewegung hätte in Preußen nie die 

Kraft und Einheitlichkeit gewonnen, ohne die ſie nicht ſiegen 

konnte, wenn der König nicht ſchließlich doch noch an ihre Spitze 

getreten wäre. 

Noch ſchwerer entſchloß ſich Kaiſer Franz. Erſt als alle ſeine 

Vermittelungsverſuche an der Hartnäckigkeit Napoleons geſchei⸗ 

tert waren, und als er nun noch die Wahl hatte, ob Deutſchland 

durch Rußland und Preußen allein befreit und neu geordnet 

werden ſolle, oder ob er ſich durch ſeine Mitwirkung die Mög⸗ 
lichkeit ſichern wolle, bei der notwendigen Neugeſtaltung mitzu⸗ 
wirken, ergriff er ſchweren Herzens die Waffen gegen ſeinen 

Schwiegerſohn. Sein Hauptmotiv war die Eiferſucht gegen 

Preußen; denn, wenn er ſtillſaß und die Verbündeten ſiegten, 

ſo mußte dem norddeutſchen Staate bereits damals die Hege⸗ 

monie im außeröſterreichiſchen Deutſchland zufallen. 
So dachten auch Kaiſer Franz und König Friedrich Wilhelm 

an nichts anderes als an die Zukunft ihrer Staaten und Dyna⸗ 

ſtien. Den deutſchen Grundton in der Volksbewegung ſahen ſie 

als ein gefährliches Element an. Poſitive Pläne in dem Sinne, 

daß ſie im Falle des Sieges nicht nur ihre verlorenen Gebiete 
wiederbekommen, ſondern auch für das größere Vaterland beſſere 

Zuſtände begründen wollten, lagen ihnen völlig fern. 

Anders ſtand es bei den weiterblickenden Staatsmännern und 

Publiziſten. Unter ihnen war in der Zeit der Franzoſenherrſchaft 

der deutſche Gedanke bereits zu einer ihre ganze Geſinnung be⸗ 

ſtimmenden Wacht geworden. Lieſt man die Schriften von Ernſt 

Woritz Arndt oder Joſef Görres, tut man einen Blick in die 
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Denkſchriften und Briefe des Freiherrn vom Stein, Gneiſenaus, 

Blüchers, um nur einige der bedeutendſten zu nennen, ſo fühlt 

man ſich in eine andere Welt verſetzt. Görres forderte in ſeinem 

„Rheiniſchen Merkur“ den Zuſammenſchluß ganz Deutſchlands 

zu einem Staatsweſen ohne Schonung des Souveränitätsdünkels 
der Dynaſtien. Arndt verlangte in ſeinem „Katechismus für 

deutſche Soldaten“, daß jeder Krieger nur das geſamte Deutſch— 
land und keinen der Einzelſtaaten als ſein wahres Vaterland 
betrachten und ſeinem Fürſten den Gehorſam weigern ſolle, wenn 
dieſer noch auf der Seite der Fremden ſtehe. „Das iſt die teutſche 

Soldatenehre, daß der brave Krieger dem Könige oder Fürſten, 

der ihm zu gebieten wagt, für die Franzoſen und ihren Deſpoten 

den Degen zu ziehen und gegen die Freiheit und Ehre ihres 
Landes zu fechten, den Degen im Angeſicht zerbreche, weil er 
nicht den Mut hat, gleich feinen Vätern ſtolz und frei zu herr⸗ 

ſchen, oder freier und ſtolzer zu vergehen. Denn wer nicht mit 

dem Eiſen in der Hand für das Vaterland zu ſterben den Mut 

hat, wie mag der Fürſt ſein und anderen gebieten? Das iſt 
teutſche Soldatenehre, daß der Soldat fühlt: er war ein teutſcher 
MWenſch, ehe er von teutſchen Königen und Fürſten wußte; es 

war ein teutſches Land, ehe Könige und Fürſten waren; daß er 

es tief und inniglich fühlt, das Land und das Volk ſollen un⸗ 
ſterblich und ewig ſein, aber die Herren und Fürſten mit ihren 
Ehren und Schanden ſind vergänglich.“ Auch der Fahneneid kann 
und darf ihn daran nicht hindern; denn er kann niemanden dazu 
verpflichten, Handlungen zu begehen, die gegen Gottes Ordnung 

ſind, wie ſie unſerem Gewiſſen eingepflanzt iſt. „Denn auch ein 
König und Fürſt darf nimmer tun noch befehlen, was in aller 

Ewigkeit Unrecht bleibt, und ſpräche man es mit Engelzungen und 

ſchmückte man es mit Engelſcheinen aus.“ 
In demſelben Sinne ſchreibt Stein an einen hannoverſchen 

Staatsmann im November 1812: „Es iſt mir leid, daß E. E. 
in mir den Preußen vermuten und in ſich den Hannoveraner ent— 
decken; ich habe nur ein Vaterland, das heißt Deutſchland, und da 
ich nach alter Verfaſſung nur ihm und keinem beſonderen Teil 
0 desſelben angehörte, ſo bin ich auch nur ihm, und nicht einem 

Teil desſelben von ganzem Herzen ergeben. Wir ſind die Dyna— 
5 * 
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ſtien in dieſem Augenblick großer Entwicklung vollkommen gleich⸗ 
gültig, es find bloß Werkzeuge; mein Wunſch iſt, daß Deutih- 7 

land groß und ſtark werde, um ſeine Selbſtändigkeit, Unabhängig⸗ 6 
keit und Nationalität wiederzuerlangen und beides in ſeiner Lage 
zwiſchen Frankreich und Rußland zu behaupten ... Mein Glau⸗ 
bensbekenntnis iſt Einheit.“ 

Und Blücher ſchreibt an Scharnhorſt zu Beginn des Jahres 
1813: „Jetzo iſt es wiederum die Zeit, zu duhn, was ich ſchon 

Anno 9 angeraten, nämlich die ganze Nation zu den Waffen an⸗ 

zurufen, und wann die Fürſten nicht wollen und ſich dem ent⸗ 
gegengeſetzen, ſie ſamt dem Bonaparte wegzujagen. Denn nicht 

nur Preußen allein, ſondern das ganze deutſche Vaterland muß 
wiederum heraufgebracht und die Nation hergeſtellt werden.“ 

In dieſen und ähnlichen Worten vernehmen wir zum erſten 
Wale aus dem Munde von Männern, die mitten im politiſchen 
Leben ſtanden, die Aberzeugung, daß das deutſche Geſamtinter⸗ 
eſſe unter allen Umſtänden dem Intereſſe der Einzelſtaaten und 

ihrer Dynaſtien übergeordnet fein müſſe, daß den letzteren über⸗ 

haupt nur ſo weit eine Exiſtenzberechtigung zuerkannt werden 

könne, als ſie dem Wohle des Geſamtvaterlandes dienten. E3 
lag darin zugleich die Anſchauung, daß es Grenzen für die Ge- 

horſamspflicht der Untertanen gebe, daß dieſen ein eigenes Urteil 

darüber zuſtehe, ob der Fürſt ſeine Pflichten richtig erfülle und 

noch einen ſittlichen Anſpruch auf Gehorſam beſitze. Alle dieſe 
Gedanken waren unvereinbar mit der Vorſtellungswelt des Aab⸗ 
ſolutismus; fie ſchienen die Obrigkeit ihres bisherigen Nechts⸗ 
titels als einer von Gott geordneten Gewalt zu berauben, in⸗ 
dem fie die perſönliche Verantwortlichkeit des Herrſchers gegen⸗ 

über der Gottheit umwandelten in eine Verantwortlichkeit gegen⸗ 

über den Regierten, denen der Wille Gottes ebenſogut bekannt 

ſei wie den Fürſten, und die im Einzelfalle darüber zu ent⸗ 
ſcheiden haben ſollten, ob der Herrſcher gottgefällig handle oder 
nicht. f 

Es hat in der deutſchen Geſchichte keinen Zeitpunkt wieder 
gegeben, wo es leichter möglich geweſen wäre, dieſe Pläne eines 

radikalen Unitarismus zu verwirklichen, als im Sommer und 
Herbit des Jahres 1813. Nach dem Siege über Napoleon war 
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die Verfügung über die Geſchicke Deutſchlands in die Hand der 

verbündeten Großmächte gelegt. Sie hätten, wenn ſie gewollt 

hätten, eine neue Verfaſſung unter völliger oder teilweiſer Be— 

ſeitigung der Klein⸗ und Wittelſtaaten oder wenigſtens unter 

ſtarker Einſchränkung ihrer Souveränität zugunſten des Geſamt⸗ 
ſtaates ſchaffen können. Noch waren alle die nach Gunſt und 

Laune im Laufe des letzten Jahrzehntes neu zuſammengeworfenen 
Gebietsteile nicht feſt zuſammengewachſen; die Bevölkerung Neu— 
Badens, Neu⸗Württembergs, Neu⸗Bayerns, Neu⸗Hannovers 
war noch durch keine Tradition und keine Loyalitätsgefühle an 
die Dynaſtien geknüpft, denen ſie ohne ihr Zutun überwieſen 

worden war. Zudem hatten wenigſtens die ſüddeutſchen Staaten 
in den Anfängen des Kampfes auf der Seite Napoleons ge— 

fochten und hätten ſomit einfach als Beſiegte behandelt werden 
können. Daß ſächſiſche und württembergiſche Regimenter wäh- 
rend der Schlacht bei Leipzig zu den Verbündeten übergingen, 
obwohl ihre Landesherren noch auf der Seite des Franzoſen— 
kaiſers ſtanden, zeigte deutlich genug, wie ſtark die Empfin⸗ 
dungen Arndts und ſeiner Geſinnungsgenoſſen auch von der Be— 
völkerung der Rheinbundſtaaten geteilt wurden. 

Aber nichts von alledem geſchah, weil die Beherrſcher und 
leitenden Staatsmänner der ſiegreichen Großmächte es nicht 
wollten. Wenn man ſich auf ihren Standpunkt verſetzt, fo be— 
greift man es durchaus, daß ihnen die nationale Strömung als 

revolutionär und als eine Gefahr für das legitime Fürſtentum 
erſcheinen mußte. Machten ſie ſich heute zum Vorkämpfer des 

nationalen Gedankens in der Art, wie es jene Männer von ihnen 
forderten, gegenüber ihren Standesgenoſſen, ſo konnte in einem 
ſpäteren Zeitpunkte dasſelbe Prinzip auch gegen ſie angerufen 
werden, wenn ſie ſich etwa einer als nationales Verlangen auf— 
tretenden Forderung nicht fügen wollten. Und wie ſollte über- 
haupt die Einheit möglich fein, wenn zugleich Öfterreich und 
Preußen als ſelbſtändige Großmächte beſtehen blieben? Oder 
ſollte auch der eine von den Siegern ſelbſt ſich, um dem nationalen 

. Prinzip Rechnung zu tragen, zugunſten des anderen ſeiner Auto— 

7 nomie entäußern? Dazu hatte keiner von ihnen Luſt. Vielmehr 
war jeder von ihnen eiferſüchtig darauf bedacht, den anderen nicht 
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zu mächtig werden zu laſſen. Wie wäre unter dieſen Umſtänden 

eine friedliche Verteilung der Beute unter ihnen möglich geweſen? 

Ganz abgeſehen davon, daß die beiden anderen Großmächte, die 

Napoleon hatte niederwerfen helfen, Rußland und England, eine 
derartige Vergrößerung Oſterreichs und Preußens im Intereſſe 

des europäiſchen Gleichgewichts bekämpft haben würden. 
Solche Erwägungen waren es, die kurz vor der Völkerſchlacht 

Öjterreich beſtimmten, dem König von Bayern für den Beitritt 

zum Bunde gegen Napoleon ſeinen augenblicklichen Beſitzſtand 

und die volle Souveränität zu ſichern. Was dem einen recht war, 
mußte auch den andren billig ſein, und ſo wurden in den nächſten 

Monaten auch die übrigen Fürſten des Rheinbundes unter ähn⸗ 

lichen Bedingungen zu Gnaden angenommen. Nur mit dem 

König von Sachſen, der als Feind in Leipzig gefangen genommen 
worden war, und deſſen Land Preußen zum Erſatz für ſeine 

polniſchen Gebiete erhalten ſollte, machte man vorläufig eine 
Ausnahme. Durch die Verträge mit den ſüddeutſchen Staaten | 
ſchwand für die Anhänger der Nationalpartei ſchon jede Ausſicht, 

daß aus dem Befreiungskampf ein Deutſchland, wie ſie es er⸗ 

hofft hatten, hervorgehen werde. 
Darin alſo lag die eine Schwäche der Wänner, die ſich um 

Stein ſcharten, daß ſie trotz aller Bemühungen auf die praktiſche 
Politik der beiden deutſchen Großmächte keinen wirklichen Ein⸗ 
fluß erlangen konnten. Man ließ ſich ihre Hilfe in Rede und 

Schrift gegen den gemeinſamen Feind gefallen, aber man war 

ſich des tiefen Gegenſatzes der Grundanſchauungen jetzt voll- 
kommen bewußt geworden und ſehnte in den regierenden Kreiſen 
den Augenblick herbei, wo man ihrer nicht mehr bedürfen würde. 
Dazu aber kam noch ein anderer Umſtand, der alle ihre Be⸗ 

mühungen lähmen und zur Unfruchtbarkeit verurteilen mußte. 
Wohl erkannten dieſe Männer alle die Notwendigkeit eines 
dauernden, feſteren politiſchen Zuſammenſchluſſes im Intereſſe 
des Deutſchtums. Sie waren ſich auch darüber klar, daß zu dieſem 
Zwecke notwendig ein einheitliches Heerweſen, bürgerliches Recht, 

Münz⸗, Maß⸗ und Gewichtsſyſtem, Verkehrs- und Zollweſen 

geſchaffen, daß von Reichs wegen die Religions- und Preßfreiheit 

geſichert werden und eine gemeinſame deutſche Volksvertretung 
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neben den Fürſten ſtehen müſſe. Aber Zwieſpalt und Unklarheit 
traten ſofort hervor, wenn es ſich um die grundlegenden Fragen 

des Verhältniſſes von Reich und Einzelſtaaten und der Organi— 
ſation der Reichsgewalt ſelbſt handelte. Alle Vorſchläge, die da— 
mals aufgetaucht ſind, tragen deutlich genug den Charakter künſt⸗ 

lich erdachter, aber praktiſch undurchführbarer Projekte an der 

Stirn. Wohl riefen viele Stimmen nach der Erneuerung des 1806 
zugrunde gegangenen Kaiſertums; aber wer ſollte die Kaiſerkrone 

erhalten, und welche Rechte ſollte ihr Träger gegenüber den be= 

ſtehenbleibenden Einzelſtaaten beſitzen? Die kleineren deutſchen 
Fürſten und die Mediatifierten haben während des Wiener Kon- 

greſſes den Kaiſer Franz aufgefordert, die niedergelegte Krone 
einfach wieder auf ſein Haupt zu ſetzen. Aber Preußen und die 
übrigen Königreiche teilten dieſen Wunſch nicht, und es iſt daher 

begreiflich, daß der Kaiſer nicht darauf einging. Und was hätte 

auch die bloße Erneuerung des alten Titels bedeutet, wenn man 
nicht wußte, welche Rechte unter den ſeit 1806 völlig veränderten 
Verhältniſſen damit verbunden werden ſollten? Görres trat zeit— 
weiſe ebenfalls für ein öſterreichiſches Kaiſertum ein, deſſen An⸗ 
erkennung Preußen durch die Einräumung der Würde eines erb— 

lichen Reichsoberfeldherrn ermöglicht werden ſollte. Alſo ein 

Kaiſer ohne Verfügung über das Heer und ein Bundesfeldherr 

ohne maßgebenden Einfluß auf die Politik! Und auch der Freiherr 
vom Stein wußte nichts vorzuſchlagen, was zugleich wünſchens— 
wert und erreichbar geweſen wäre. Immer wieder ergriff er die 

Feder und legte ſeine Gedanken über die Neugeſtaltung Deutſch— 
lands in einer Reihe von Denkſchriften nieder; alle Wöglich— 
keiten prüfte er durch und ſtellte ſie den Leitern der Großmächte 

vor Augen. Gewiß waren ſeine Grundgedanken richtig und zu— 
kunftsreich: auswärtige Politik, Heerweſen und Wirtſchafts— 

politik ſollten Sache des Geſamtſtaates werden, und neben der 
von den Regierungen zu bildenden Zentralgewalt ſollte eine auf 

ſtändiſcher Grundlage ruhende Vertretung der Bevölkerung 
ſtehen. Aber wer ſollte diejenigen Staaten, die es nicht wollten, 
zwingen, einen ſo erheblichen Teil ihrer Hoheitsrechte der Ge— 

ſamtheit zu überlaſſen? Auch Stein war im Grunde für ein öſter— 
reichiſches Kaiſertum, deſſen Macht ſich aber nur auf die mitt— 
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leren und kleineren Staaten zu erſtrecken habe; Öjterreich ſelbſt 

und Preußen ſollten mit dieſem Reiche nur durch ein ewiges 

Bündnis verknüpft werden. Zu anderer Zeit war er bereit, für 

ein Direktorium, beſtehend aus Oſterreich, Preußen, Hannover und 

Bayern unter Verzicht auf das Kaiſertum einzutreten. Aber 

immer ergaben ſich aus den Verhältniſſen, die wir bereits kennen, 

unüberwindliche Hinderniſſe für die Durchführung aller dieſer 

Gedanken. 
Aus dem Dualismus, wie er nun einmal hiſtoriſch erwachſen 

war, ergab ſich ſchließlich die Notwendigkeit, auf eine ſtraffere 

Form der Einheit überhaupt zu verzichten und auf den Gedanken 

einer von Öfterreich und Preußen in gegenſeitigem Einvernehmen 

ausgeübten gemeinſamen Leitung zurückzukommen. Es war 

namentlich Wilhelm von Humboldt, der immer wieder dieſe Lö— 

ſung als die einzig mögliche empfahl; und tatſächlich wußte nie⸗ 
mand etwas Beſſeres vorzuſchlagen. Im Grunde kam es ja auch 
denjenigen Staatsmännern jener Tage, die bereits von den natio⸗ 

nalen Gedanken ſtark beeinflußt waren, in erſter Linie auf die 

Sicherung Geſamtdeutſchlands nach außen, insbeſondere gegen 
einen etwaigen neuen franzöſiſchen Angriff an; die Fremdherr⸗ 

ſchaft ſtand allen noch zu lebendig im Gedächtnis, und die Er⸗ 
innerung daran beherrſchte ihr Denken und Tun. Dieſer Zweck 

der Sicherung ſchien vollſtändig erreicht, wenn die beiden Groß⸗ 

mächte feſt zuſammenhielten, und wenn für die übrigen Staaten 

gleichartige militäriſche Einrichtungen geſchaffen würden, die im 
Notfalle eine Aufbietung der geſamten Streitkräfte Deutſchlands 

geſtatteten. Konnte man weiter noch durchſetzen, daß Streitig⸗ 

keiten zwiſchen den einzelnen deutſchen Staaten auf friedlichem 

Wege ausgetragen würden, ſo ſchien vielen alles erreicht, was 

nötig ſei; man konnte dann die ſeit 1806 auch rechtlich beſtehende 

Souveränität der Einzelſtaaten unangetaſtet laſſen und alle mit 
deren Einſchränkung verbundenen Schwierigkeiten vermeiden. 

So entſtand ſchließlich das Verlegenheitsgebilde des Deutſchen 
Bundes. Der Entwurf zu ſeiner Verfaſſung rührt zwar von Hum⸗ 
boldt her; aber er wurde von Öfterreich und den ſüddeutſchen 

Staaten erſt angenommen, nachdem alle für die Souveränität der 
Einzelſtaaten bedenklichen Beſtimmungen, wie die über ein 
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oberſtes Bundesgericht und die Rechte der Landſtände, daraus 

getilgt worden waren. So, wie er ſchließlich am 8. Juni 1815 Ge⸗ 
ſetz geworden iſt, konnte er unmöglich die Grundlage eines ge⸗ 

ſunden Staatslebens für Deutſchland werden.) Als alleiniger 
Zweck des Bundes wurde „die Erhaltung der äußeren und inneren 

Sicherheit Deutſchlands und der Unabhängigkeit und Unverleß- 

barkeit der einzelnen deutſchen Staaten“ bezeichnet. Es war daher 

völlig richtig, wenn Humboldt ſagte, der Bund ſei nicht zu poſitiver 
Tätigkeit beſtimmt, ſondern ſolle nur „eine mehr abwehrende, 

negativ einwirkende, Unrecht verhindernde“ Wirkſamkeit entfalten. 

Da er für alle Teilnehmer nichts weiter ſein ſollte, als eine 
Verſicherungsanſtalt für den augenblicklichen Beſitzſtand gegen 
äußere und innere Gefahren, ſo ließ es ſich als ganz ſinngemäß 
verteidigen, daß auch allen Witgliedern gleiche Rechte zugebilligt 
wurden. Namentlich wurde darauf Bedacht genommen, die tat⸗ 

ſächliche Machtüberlegenheit der beiden Großmächte nicht im 
Stimmverhältnis zum Ausdruck kommen zu laſſen. Sowohl in 
der engeren Bundesverſammlung, welche die laufenden Geſchäfte 

erledigen ſollte, als im Plenum, dem Beſchlüſſe über Abände— 
rungen der Bundesakte, „organiſche Bundeseinrichtungen und 

gemeinnützige Anordnungen ſonſtiger Art“ vorbehalten waren, 

führten Oſterreich und Preußen nicht mehr Stimmen als die üb- 
rigen Königreiche. Im engeren Rat hatte jeder der größeren 

Staaten eine Stimme; die beiden Wecklenburg, die ſächſiſch-erne⸗ 
fſtiniſchen Lande, Braunſchweig mit Naſſau, Oldenburg mit An⸗ 
halt und Schwarzburg, die übrigen Kleinſtaaten, endlich die vier 

freien Städte erhielten zuſammen je eine Kollektivſtimme, ſo daß 
die Geſamtzahl der Stimmen hier 17 betrug. Im Plenum führte 

jeder, auch der kleinſte Staat eine Stimme für ſich, Braunſchweig, 
Mecklenburg⸗Schwerin und Naſſau je zwei, Baden beide Heſſen, 
Holſtein und Luxemburg je drei, Öfterreich und die fünf König— 
reeiche je vier Stimmen. 

Es war ſelbſtverſtändlich, daß die Großmächte dem Bunde, 
E in dem ihr offizieller Einfluß fo gering war, feine weitgehenden 

Rechte einräumen wollten. Konnten fie doch jederzeit mit Leichtig— 
keiit durch ein paar unbedeutende Kleinſtaaten überſtimmt werden, 
ſelbſt wenn ſie unter ſich einig waren. Im Plenum ſollten nur 
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Beſchlüſſe als angenommen gelten, die wenigſtens zwei Drittel 

der Stimmen auf ſich vereinigten; Entſcheidungen über Abände⸗ 

rung der Grundgeſetze, organiſche Bundeseinrichtungen, jura 

singulorum und Religionsangelegenheiten bedurften der Ein⸗ 

ſtimmigkeit. Damit war eine Fortbildung der Verfaſſung voll⸗ 

kommen ausgeſchloſſen; denn auch der kleinſte Staat, der ſich 
etwa dadurch in ſeiner Machtvollkommenheit beeinträchtigt fühlte, 

konnte ſie durch ſeinen Widerſpruch hindern; es war eine Aber⸗ 

tragung der berüchtigten Liberum Veto der polniſchen Reichstage 
auf den neuen Bund. Dieſe Beſtimmung wurde zuerſt von Würt⸗ 

temberg, dann ganz allgemein dahin ausgelegt, daß ſchon das 

Fehlen eines einzigen Geſandten eine gültige Beſchlußfaſſung 

unmöglich mache. Aus der alten Reichsverfaſſung wurde ſogar 
die verhängnisvolle Beſtimmung herübergenommen, daß die 

Bundesglieder das Recht zum Abſchluß von Bündniſſen aller 
Art, ſelbſt mit auswärtigen Staaten behalten ſollten, mit der 
alten, hinlänglich als gänzlich unwirkſam erprobten Einſchrän⸗ 
kung, daß dieſe nicht gegen die Sicherheit des Bundes oder ſeiner 

einzelnen Glieder gerichtet ſein dürften. Ein dauerndes Vorrecht 

genoß Oſterreich inſofern, als ſeinem Vertreter der Vorſitz in der 
engeren Bundesverſammlung ſowohl als im Plenum übertragen 
war, und damit zugleich das Recht, bei Stimmengleichheit den 
Ausſchlag zu geben, vorausgeſetzt, daß ein Wehrheitsbeſchluß 

in der betreffenden Angelegenheit überhaupt zuläſſig war. 

Der ſachliche Inhalt der Bundesakte war außerordentlich mager. 
Während in breiteſter Ausführlichkeit die Rechte der ehemals 
reichsunmittelbaren, jetzt aber mediatiſierten Fürſten und Grafen 
behandelt wurden, finden ſich über die Rechte und Pflichten der 

ſonſtigen Bewohner des Bundesgebiets nur ganz nebenbei ein 

paar wenig bedeutende Beſtimmungen. Die Zuſicherung un⸗ 

bedingter bürgerlicher und politiſcher Gleichberechtigung für die 

Anhänger aller chriſtlichen Bekenntniſſe war ja für ein konfeſſio⸗ 

nell gemiſchtes Gebiet eigentlich ſelbſtverſtändlich; die bürger⸗ 
liche Gleichſtellung der Juden ſollte zwar in Beratung genommen 
werden, jedoch wurde in dieſer Hinſicht vorläufig alles der Ge⸗ 
ſetzgebung der Einzelſtaaten überlaſſen. Die den einzelnen Bür⸗ 

gern gewährleiſtete Freizügigkeit innerhalb des Bundesgebiets 
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war an ſo viel Klauſeln und Einſchränkungen geknüpft, daß ihr 

praktiſcher Nutzen nur gering fein konnte. Die berühmte Feit- 

ſetzung des Artikels 13 endlich: „In allen Bundesſtaaten wird 

eine landſtändiſche Verfaſſung ſtattfinden“, war, wie Treitſchke 
mit Recht ſpottet, eine Prophezeiung und keine Vorſchrift, und 

iſt bekanntlich gerade von den größten Staaten ein Menjchen- 

alter lang völlig ignoriert worden. Ebenſo erging es den für 
die Zukunft in Ausſicht genommenen Beſtimmungen über 

Preßfreiheit, Handel, Verkehr und Schiffahrt. Das AUller- 

ſchlimmſte aber war es, daß für die Hauptaufgabe des Bundes, 

den Schutz des Bundesgebietes gegen äußere Feinde, gar keine 

näheren Feſtſetzungen getroffen wurden. Weder von der Zu— 
ſammenſetzung, Ausrüſtung und dem Kommando des Bundes— 

heeres, noch von der Errichtung und Beſatzung der Bundes- 

feſtungen iſt in der Bundesakte die Rede; alles war in dieſer 

Hinſicht ſpäterer Feſtſetzung vorbehalten. 
Es iſt leicht verſtändlich, daß dieſe Bundesverfaſſung ſchon bei 

den Zeitgenoſſen Enttäuſchung hervorgerufen hat. Um billig zu 
ſein, muß man die Schwierigkeiten des Werkes und vor allen 
Dingen die verhältnismäßige Jugend und Unklarheit der nativ» 
nalen Forderungen zur Zeit ihrer Entſtehung ins Auge faſſen. 
Die große Maſſe des Volkes war doch von dem Gefühl beſeelt, 
daß dem nationalen Bedürfnis, wie ſie es in der Zeit der Not 
empfinden gelernt hatte, durch die Beſiegung Napoleons und 

die Vertreibung der Franzoſen vom deutſchen Boden vollauf ge⸗ 
nügt worden ſei, und daß die Regierungen nun dafür ſorgen 

müßten und würden, daß ſie nicht wiederkämen. Diejenigen, 
welche zur Erreichung dieſes Zweckes eine feſtere Organiſation 
für notwendig hielten oder gar vom Boden des Nationa— 
litätsprinzips aus ein gemeinſames inneres Staatsleben für das 

geſamte Deutſchland forderten, waren doch nur eine verhältnis— 
mäßig kleine Minderheit, wenn fie auch in der Öffentlichkeit faſt 
ausſchließlich das Wort führten; und zudem waren ſie unter 
ſich keineswegs einig. Nur deshalb war es den Regierungen 

möglich, ſich über dieſe Wünſche ſo leicht hinwegzuſetzen. 
Aber ſelbſt wenn man dies berückſichtigt und in Erwägung zieht, 

daß die Urheber des Bundes nichts weiter ſchaffen wollten als 
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ein dauerndes Verteidigungsbündnis, wird man über ihr Werk 

nicht günſtiger urteilen können. Eine Verfaſſung, die weder ge⸗ 

eignete Wittel zur Verteidigung gegen das Ausland darbot, noch 

ein dem tatſächlichen Machtverhältnis der Bundesglieder einiger⸗ 

maßen entſprechendes Stimmverhältnis, noch endlich die Mög⸗ 
lichkeit zum ſpäteren Ausbau des in der Eile hingeſtellten kahlen 
Gerüſtes, konnte auf die Dauer dem tiefen Bedürfnis Deutſch⸗ 
lands nach Sicherheit ſeiner Grenzen und Eintracht unter ſeinen 
Fürſten nicht Genüge leiſten. Wenn ſpäter zuweilen geſagt 

worden iſt, der Bund könne doch nicht ſo ganz ſchlecht geweſen 
ſein, da er tatſächlich dem deutſchen Volke ein halbes Jahrhundert 
des Friedens und ungeſtörter innerer Entwicklung geſchaffen 
habe, ſo überſah man dabei den Umſtand, daß es nicht die 
Bundeseinrichtungen, ſondern die Heere der beiden deutſchen 

Großmächte waren, welche dieſe Sicherheit gewährten. 
So ſehr die Einzelſtaaten ſich bemüht hatten, ihre volle Un⸗ 

abhängigkeit auch unter den neuen Verhältniſſen aufrecht zu er⸗ 

halten, und den Bund gerade als Garantie ihrer Selbſtändigkeit 
zu benutzen, vollſtändig hatten ſie ihr Ziel doch nicht erreichen 

können, weil dies der Natur der Sache nach unmöglich war. 

Ein Staat, der nicht imſtande iſt, ſich im Notfall ſelbſt zu 
beſchützen, ja vermöge ſeiner Kleinheit nicht einmal die nötigen 
Wittel aufbringen kann, um den Bedürfniſſen ſeiner Bevölkerung 

im Frieden allein zu genügen, kann wohl eine ſcheinbare Sou⸗ 
veränität und formelle Gleichberechtigung mit größeren Staaten 
beſitzen, wird aber in Wahrheit immer von ſeinen mächtigeren 
Nachbaren abhängig ſein. In dieſer Lage aber befanden ſich 

zweifellos alle deutſchen Kleinſtaaten und ob ſelbſt die größeren 
Wittelſtaaten imſtande ſein würden, aus eigener Kraft ihre Selb⸗ 

ſtändigkeit zu behaupten, konnte recht fraglich erſcheinen. Daher 
fühlten ſie auch alle das Bedürfnis nach fremdem Schutz und 

nach einer äußeren Garantie ihres Beſitzſtandes. Da der Bund 
ihnen beides verhieß, ohne ihre Selbſtändigkeit in nennenswerter 
Weiſe zu beeinträchtigen, ſchien er ihren Intereſſen aufs beſte 

angepaßt zu ſein. Sie glaubten, große Vorteile von ſeiner Exiſtenz 

haben zu können, ohne ſelbſt erhebliche Opfer bringen zu müſſen. 

Daraus erklärt ſich die Anhänglichkeit, welche die kleineren und 
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mittleren Staaten bis zuletzt dieſem Bunde bewahrten, ein Ge— 
fühl, das ſich in feinen Motiven dem Reichspatriotismus des 
18. Jahrhunderts, von dem wir früher geſprochen haben, ver— 
gleichen läßt Nur ſolange die Großmächte ſich freiwillig dazu 
verſtanden, ihren Schutz den kleineren Bundesgenoſſen ohne er⸗ 
hebliche Gegenleiſtungen zu gewähren, konnte dieſer Zuſtand be⸗ 

ſtehen bleiben. Weil die Souveränität der kleineren Staaten nur 
auf dem guten Willen der Großmächte beruhte, war fie ledig- 
lich eine Fiktion; mochte ſie auch ihre rechtliche Grundlage und 

Gewährleiſtung in den Beſtimmungen der Bundesakte finden, 

fo blieb es doch immer fraglich, ob dieſe Urkunde ein unüber- 
ſteigliches Hindernis für die Großmächte ſein werde, wenn eine 
von ihnen in einen ſtarken Gegenſatz zu den Intereſſen des 

Bundes geraten ſollte. 
And dieſe Wöglichkeit war doch niemals ausgeſchloſſen. Denn 

die beiden Großmächte gehörten nicht mit ihrem ganzen Gebiete 

dem Bunde an und blieben trotz ihrer Zugehörigkeit zum Bunde 

immer in erſter Linie europäiſche Staaten, die als ſolche eine 

beſondere, nur von ihren eigenen Intereſſen diktierte Politik 

trieben und treiben mußten. Sobald die Mehrheit des Bundes— 
tages, die ja infolge der eigenartigen Verteilung der Stimmen 

von den kleineren Staaten gebildet wurde, den Verſuch machte, 
die Politik der Großmächte in einer Weiſe zu beeinfluſſen, die 
deren europäiſchen Intereſſen zuwiderlief, konnte ſehr leicht ein 
derartiger Zwieſpalt entſtehen und den Fortbeſtand des Bundes 

bedrohen. Das war eben von Anfang an der Unterſchied in der 
Stellung der Kleinſtaaten und der Großmächte zum Bunde, daß 
jene nur durch den Bund etwas bedeuten und ſich erhalten 

konnten, während dieſe ihren Schwerpunkt in ſich ſelbſt hatten 

und leicht in die Lage kommen konnten, den Bund, der ihnen 

wenig leiſtete und nur Opfer von ihnen verlangte, als eine un⸗ 

bequeme Feſſel zu empfinden. Auch dieſe Schwierigkeiten traten 
praktiſch nur deshalb zunächſt nicht hervor, weil die beiden Groß— 
mächte, ſolange ſie unter ſich einig blieben, tatſächlich doch den 
Bundestag beherrſchen konnten und derartige Abergriffe der klein— 
ſtaatlichen Mehrheit nicht zu fürchten brauchten. 

* * * 



78 Einheitliche und freiheitliche Ideen 

Von dem, was die geiſtigen Führer unſeres Volkes ſchon 

während des Befreiungskampfes als wünſchenswert und not⸗ 

wendig für die Zukunft erkannt hatten, war nichts erreicht worden: 

kein ſtarker, den Egoismus der Einzelſtaaten wirkſam be⸗ 

ſchränkender Bundesſtaat, keine Beteiligung der Bevölkerung an 

der Leitung ihrer öffentlichen Angelegenheiten, keine Sicherung 

der deutſchen Grenze durch die Zurückgewinnung von Elſaß und 

Lothringen. Der letztere Wunſch, den namentlich die preußiſchen 
Staatsmänner unterſtützten, ſcheiterte vor allen Dingen an dem 

Widerſpruch des Zaren, der Frankreich nicht zu ſehr geſchwächt 

ſehen wollte. Nur ſo viel wurde mühſam erreicht, daß wenigſtens 
das untere Saargebiet mit Saarbrücken und Saarlouis und die 
Feſtung Landau durch den zweiten Pariſer Frieden wieder deutſch 

wurden. 

Dennoch würde man ſehr irren, wenn man die Bedeutung 

dieſer Kampfjahre lediglich nach den unmittelbaren Erfolgen ab⸗ 
ſchätzen und infolgedeſſen für gering halten wollte. Sowohl der 
nationale wie der freiheitliche Gedanke hatten die oberen Schichten 

der Bevölkerung bereits mit ſolcher Kraft ergriffen, daß beide, 

ſo unangenehm dies den Regierungen ſein mochte, auch durch 

die Anwendung der ſchärfſten Zwangsmittel nie wieder ganz be⸗ 
ſeitigt werden konnten und ſich in den folgenden Jahrzehnten 

nach und nach die Geltung zu erringen vermochten, die ihnen 
1813 und 1815 verſagt geblieben war. Die alte Staatsfremd⸗ 
heit der Gebildeten war für immer dahin, und der weltbürger- 

liche Zug ihres Denkens, wenn auch noch nicht ganz beſeitigt, 

doch außerordentlich geſchwächt und zurückgedrängt. Die Be⸗ 

geiſterung und die Opfer dieſer Kriege haben den Grund gelegt 

zu einer neuen Art des politiſchen Denkens und Empfindens in 

den oberen Schichten des deutſchen Volkes, namentlich im ge⸗ 

bildeten deutſchen Bürgertum. 
Aber das waren ſchließlich nur Anfänge, Keime, deren weitere 

Entwicklung abgewartet werden mußte und mit Sicherheit da⸗ 
mals noch nicht vorauszuſehen war. In zwei anderen Beziehungen 
aber haben die Befreiungskriege unmittelbare und für die 
weitere Geſtaltung der deutſchen Geſchicke geradezu entſcheidende 

Wirkungen ausgeübt, die freilich von den Männern, die damals 
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die Stimmführer der nationalen Bewegung waren, weder ge— 
wünſcht noch vorausgeſehen wurden. 

Die Freiheitskriege haben Deutſchland zwar von der unmittel⸗ 
baren Herrſchaft der Franzoſen erlöſt, es dafür aber auf ein 

halbes Jahrhundert unter die Vormundſchaft der europäiſchen 

Großmächte geſtellt. Deutſchland hatte ſich nicht ſelbſt und aus 
eigener Kraft befreien können; ohne Rußlands Drängen würden 

ſich weder die Völker erhoben, noch die Herrſcher zum Kampfe 
entſchloſſen haben; und ohne Englands Unterſtützung hätte der 

Krieg ſchwerlich mit ſo durchſchlagendem Erfolge geführt werden 
können. Als ſelbſtverſtändlichen Lohn ihrer Hilfe forderten dieſe 
auswärtigen Mächte das Recht, auch bei der Feſtſetzung deſſen, 

was nach dem Siege in Deutſchland geſchehen ſolle, maßgebend 

mitzuſprechen. Sie nahmen an den Beratungen des Wiener Kon⸗ 

greſſes beſtimmenden Anteil; namentlich der Zar erſchien in 

manchen Augenblicken als der eigentliche Schiedsrichter Europas; 

und die in der Bundesakte niedergelegte neue Verfaſſung 

Deutſchlands wurde ausdrücklich unter die Garantie der euro— 
päiſchen Großmächte geſtellt. Damit wurde ihnen das unzweifel⸗ 
hafte Recht gegeben, gegen jede Veränderung dieſer Verfaſſung 

ihr Veto einzulegen und ſich beſtändig in die inneren Verhält— 

niſſe Deutſchlands einzumiſchen. Gerade Rußland hat davon in 
den nächſten Jahrzehnten ausgiebigen Gebrauch gemacht. Wenn 
dies ſelbſt von eifrigen deutſchen Patrioten, wie Gneiſenau, nicht 

unbedingt als eine Schmach empfunden wurde, ſo hing das ge— 
wiß mit der univerſaliſtiſchen Färbung zuſammen, die auch bei 
ihnen damals noch dem Nationalbewußtſein anhaftete; auch ſie 
ſahen die Ordnung Deutſchlands als eine Sache an, die ganz 
Europa angehe und nach den Intereſſen des europäiſchen Gleich— 

gewichts geregelt werden müſſe. Sie wollten die Selbſtändig— 

keit ihres Vaterlandes nur, ſoweit darin keine Gefahr für Europa 

liege; Unabhängigkeit erſchien ihnen denkbar ohne eigene 
Wacht. Sie erkannten noch nicht, was ſchon Wachiavelli gewußt 
hatte, daß ein Staat ſeine augenblickliche Machtſtellung inmitten 
ſtarker Rivalen nur behaupten kann, wenn er auch zur Wacht— 
erweiterung fähig und bereit iſt, ſobald ſeine Nachbarn größer und 
ſtärker werden. Aber nicht dieſer Geſinnung der führenden Kreiſe 
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entſprang jene Feſtſetzung des Wiener Kongreſſes, ſondern ſie 

war das einfache Ergebnis der Tatſache, daß Europa Deutſchland 

gerettet hatte. Wie die Wachtloſigkeit des alten Reiches und die 
Unfähigkeit der Deutſchen, ſich ſelber beſſer zu organiſieren, zu 
der Herrſchaft Napoleons geführt hatte, und wie dieſe durch die 
Schöpfung des Rheinbundes und der Wittelſtaaten dauernde 

Spuren in unſerer politiſchen Entwicklung zurückgelaſſen hat, ſo 

hat die Unfähigkeit der Deutſchen, ſich ſelbſt von Napoleons Herr⸗ 

ſchaft zu befreien, den ſtarken Einfluß Rußlands auf unſere 

inneren Angelegenheiten begründet, deſſen „Spuren wir wieder 

und wieder begegnen werden. 

Endlich hat eine der deutſchen Großmächte ſelbſt, Preußen, 
durch den Befreiungskampf eine ſo weitgehende Umgeſtaltung 

erfahren, daß ſie dadurch in ein völlig verändertes Verhältnis 

zu dem übrigen Deutſchland getreten iſt. 
Wie es ſchon im Vertrage von Kaliſch in Ausſicht genommen 

war, mußte Preußen auf einen großen Teil der Gebiete ver⸗ 
zichten, die es in den polniſchen Teilungen erhalten hatte. Ihm 
blieb davon nur Weſtpreußen und das zur Verbindung zwiſchen 

dieſer Provinz und Schleſien als unentbehrlich erſcheinende Poſen. 
Als Erſatz für das Verlorene ſollte Preußen urſprünglich das ganze 

Königreich Sachſen erhalten. Bekanntlich hat das Eintreten Öfter- 
reichs und Frankreichs für den Fortbeſtand Sachſens während 
des Wiener Kongreſſes zu den heftigſten Konflikten geführt, und 

beinahe wäre es zum Ausbruch eines Krieges zwiſchen den bis⸗ 

herigen Verbündeten gekommen. Zuletzt einigte man ſich dahin, 

daß Preußen nur die nördliche Hälfte des bisherigen ſächſiſchen 
Gebietes, dafür aber außerdem noch Neu⸗Vorpommern, Rhein⸗ 
land und Weſtfalen bekommen ſollte. Der preußiſche Staat er⸗ 

hielt dadurch eine völlig veränderte Zuſammenſetzung. Von den 

etwas mehr als 10 Willionen Einwohnern, die nach der Zäh⸗ 

lung von 1816 auf ſeinem Gebiete wohnten, gehörten beinahe 

4 Millionen den neuerworbenen deutſchen Gebietsteilen an. Bis⸗ 
her war Preußen, obwohl es einzelne Beſitzungen im Nordweſten 

Deutſchlands hatte, ſeinem ganzen Charakter nach ein rein nord⸗ 
oſtdeutſcher Staat geweſen; nach der letzten polniſchen Teilung 
hatte es in Gefahr geſtanden, durch die Aufnahme eines großen 
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Prozentſatzes polniſcher Bevölkerung ſeinen deutſchen Charakter 
ebenſo zu verlieren, wie dies mit Öfterreich bereits in den früheren 
Jahrhunderten geſchehen war. Hätte es 1815 ganz Sachſen, aber 
keine nennenswerten, zuſammenhängenden Gebiete im Weſten 

von Deutſchland erhalten, ſo würde ſein Verhältnis zum übrigen 
Deutſchland nicht weſentlich verändert worden ſein; die Er— 
werbung von Rheinland und Weſtfalen fügte jedoch dem alt⸗ 
preußiſchen Staate Beſtandteile ein, die ſich ſeinem bisherigen 

Weſen nicht ohne weiteres aſſimilieren ließen. Namentlich die 
leichtbewegliche, hochbegabte und wohlhabende Bevölkerung der 
rheiniſchen Gebiete, die nichts von der Herrenſtellung eines alt⸗ 

eingeſeſſenen Adels wußte und zwei Jahrzehnte lang unter fran⸗ 
zöſiſcher Herrſchaft geſtanden hatte, war für die in Preußen 
herrſchenden Schichten, Adel und Beamtentum, ein höchſt fremd⸗ 

artiges und unbequemes Element. Preußen wurde durch dieſe 

Erwerbungen vor die Aufgabe geſtellt, innerhalb ſeines eigenen 
Staatskörpers alle die Gegenſätze des Stammes und der Denf- 
weiſe auszugleichen, die ſich in Deutſchland überhaupt gegenüber⸗ 

überſtanden. Die Rheinländer bildeten das ſüddeutſche Element 

innerhalb des neuen Staates, während die Weſtfalen den Nord— 
weiten, die alten Stammlande den Nordoſten und die thü⸗ 

rringiſchen Gebietsteile das mitteldeutſche Weſen vertraten. 
Preußen war ſeitdem ein Deutſchland im Kleinen und wurde 
ſelbſt von allen Fragen mit berührt, die in irgendeinem Teile 
Deutſchlands Bedeutung erlangten. Es wurde dem altpreußiſchen 

Adel und Beamtentum ſchwer genug, ſich mit den neuen Wit⸗ 
bürgern abzufinden, ebenſo wie dieſen, ſich an das preußiſche Re— 

giment zu gewöhnen. Namentlich in der erſten Zeit wurden in 

der Auswahl der Beamten und in der Behandlung der eigentüm— 
lichen Einrichtungen und Sitten der neuen Länder zahlreiche 
Mißgriffe begangen, und nur ſehr langſam entwöhnte ſich die 
altpreußiſche Bureaukratie davon, die Bewohner der neuen Ge— 
biete als Bürger zweiter Klaſſe zu behandeln. Aber ſchon im 

Laufe einer Generation war doch ein lebhaftes Gefühl der Zu— 
ſammengehörigkeit zwiſchen den weſtlichen und öſtlichen Teilen 

der preußiſchen Monarchie erwachſen; man braucht nur daran 
zu denken, welche Rolle gerade die Wortführer des Rhein- 
Brandenburg, Die Reichsgründung I. 6 
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landes und Weſtfalens in dem Vereinigten Landtag von 1847 

und in der Revolution des Jahres 1848 geſpielt und welchen 
Einfluß ſie damals auf die Schickſale des Geſamtſtaates aus⸗ 
geübt haben. | 

Erſt durch die neue Abgrenzung ſeines Gebietes nach den Be⸗ 
freiungskriegen hat Preußen feinen oſtdeutſch⸗kolonialen Cha⸗ 
rakter verloren, iſt es ſo weit in Deutſchland hineingewachſen, 

daß es fähig wurde, die Führung im deutſchen Staatsleben zu 
übernehmen. Dieſe Ausdehnung nach dem Weſten hat in der⸗ 
ſelben Richtung gewirkt, wie die innere Umwandlung, die 

Preußen in der Reformzeit erfahren hatte, und von der noch in 

anderem Zuſammenhang die Rede ſein wird. 

Nehmen wir noch hinzu, daß die große Volksbewegung, welche 
die Fremdherrſchaft zerbrochen hat, faſt ausſchließlich eine nord⸗ 
deutſche Bewegung geweſen iſt, und daß Preußen der ein⸗ 

zige deutſche Staat war, der von Anfang an auf ihrer 
Seite und an ihrer Spitze geſtanden hat, ſo begreift man, daß 
ſchon damals einzelne Stimmen nach einem preußiſchen Kaiſer⸗ 

tum riefen. Wenn dieſe auch noch ungehört verhallten, ſo wird 

man doch ſagen müſſen, daß durch die Befreiungskriege der Aber⸗ 
gang der politiſchen Führung auf den Norden Deutſchlands ent⸗ 

ſchieden und die Entwicklung Preußens zur Vormacht Deutſch⸗ 
lands angebahnt worden iſt. 
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Erſtes Kapitel 

Die Möglichkeiten für eine Loͤſung der deutſchen Frage 

Preußen und Deutſchland 

er deutſche Bund hatte ſein Gepräge erhalten durch den 

Widerſtreit der Intereſſen der Großmächte und der kleineren 

Einzelſtaaten, und durch ihren gemeinſamen Gegenſatz gegen das 

Verlangen nach einem wirklichen deutſchen Geſamtſtaate. Daß 

man überhaupt ein gemeinſames politiſches Band für alle 

deutſchen Staaten ſchuf, galt bereits als ein großes Zugeſtänd⸗ 

nis an die während des letzten Jahrzehntes erwachſenen natio— 

nalen Forderungen; dabei ſollte es nun nach Anſicht der 
einzelſtaatlichen Machthaber aber auch vollſtändig und dauernd 

ſein Bewenden haben; jede weitergehende Forderung anders 
Denkender wurde von ihnen als revolutionär und auf den Um⸗ 
ſturz der ganzen beſtehenden Staatsordnung abzielend gebrand- 

markt. 

Konnte es aber wirklich ſo bleiben? Würde die neu geſchaffene 
Verfaſſung ſich wenigſtens als ausreichend erweiſen, um Deutjch- 

land die Unabhängigkeit vom Auslande zu ſichern? Und würde 

die nationale Strömung ſich ſo ohne weiteres wieder eindämmen 
und zurückſtauen laſſen, oder würde fie auch unter den un- 

günſtigen Verhältniſſen ihre Kraft behaupten, ja vielleicht ver— 
mehren? 

In erſterer Hinſicht gaben ſchon die erſten Jahre nach 1815 
wünſchenswerte Klarheit. Es zeigte ſich ſchon beim Zuſtande— 

kommen der berüchtigten Karsbader Beſchlüſſe von 1819, daß ge— 
meinſame Maßregeln irgendwelcher Art nur beſchloſſen werden 
konnten, wenn man die Grundgeſetze des Bundes offen über— 
trat. Die geplanten Schritte gegen die Freiheit der Preſſe und 
der Univerſitäten hätten niemals die Zuſtimmung der Bundes— 
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verſammlung gefunden, wenn man die Verhandlung darüber auf 

geordnetem Wege eingeleitet hätte, weil eine ganze Reihe von 

kleineren Staaten ſie nicht billigte. Das erkannten die beiden 
Großmächte von vornherein und handelten demgemäß. Nachdem 

ſie unter ſich einig geworden waren, beriefen ſie die Vertreter 

der mittleren Staaten zu einer vertraulichen Vorbeſprechung zu⸗ 
ſammen und bewogen ſie zur Zuſtimmung; dann erſt kam die 
Sache an den Bundestag; und zwar wurde der Präſidial⸗ 
geſandte angewieſen, den Antrag überraſchend vorzulegen und 

auf ſofortiger Annahme zu beſtehen. Die nicht eingeweihten 

Kleinſtaaten verlangten vergeblich eine Friſt zur Einholung von 
Inſtruktionen; im Widerſpruch mit der Geſchäftsordnung wurde 
ſie ihnen verſagt; keiner von ihnen wagte zu proteſtieren; ein⸗ 

zelne gaben ihre Bedenken zu Protokoll; dieſe wurden jedoch 
vor der Veröffentlichung geſtrichen. Es war eine einfache Ver⸗ 
gewaltigung der kleineren Staaten durch die größeren; und in 

derſelben Weiſe verfuhr man bei ſpäteren Gelegenheiten, wenn 
wichtigere Anträge gegen das Liberum Veto geſchützt und durch 
die Abſtimmung gebracht werden ſollten. 

Zeigte ſich an dieſen Vorgängen auf das deutlichſte die Unzu⸗ 
länglichkeit der ganzen Verfaſſung, ſo kann es nicht überraſchen, 
daß die Bundesverſammlung auch ihre Hauptaufgabe, die 
Schaffung eines Bundeskriegsweſens, nicht zu erfüllen imſtande 
war. Ein Vorſchlag Preußens, die kleinen norddeutſchen Kon⸗ 
tingente, die ſchwächer ſeien als ein Armeekorps, ſeinem Ober⸗ 
befehl zu unterſtellen, wurde von Metternich entſchieden zurück⸗ 
gewieſen und dazu benutzt, die Abſichten der norddeutſchen Groß⸗ 
macht bei den übrigen Regierungen zu verdächtigen. Die 
Beſchlüſſe von 1821 und 1822 ſetzten nur die Höhe der von den 
einzelnen Staaten zu ſtellenden Kontingente feſt, überließen aber 
die Bewaffnung und Ausbildung dem Belieben jedes Bundes⸗ 
gliedes und ſahen von der Zuſammenfaſſung der kleineren Kon⸗ 
tingente zu taktiſchen Einheiten im Frieden völlig ab; denn, ſo 

hieß es in dem Beſchluſſe, ſelbſt der Schein der Suprematie 
eines Bundesſtaates über den anderen müſſe vermieden werden. 
Im Falle eines Krieges ſollte allerdings ein Bundesfeldherr 
von der Bundesverſammlung gewählt, ihm ſollten aber Ver⸗ 
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treter der ſämtlichen Kriegsherren zur Wahrung der Intereſſen 
ihrer Bundeskontingente beigegeben werden, alſo ein richtiger 
Hofkriegsrat, der jedes ſelbſtändige Vorgehen des Feldherrn un- 
möglich machen konnte. Aber die Einrichtung und Beſetzung der 
vier Bundesfeſtungen kam man erſt nach einem vollen Menſchen⸗ 
alter, im Jahre 1842, zu einer Verſtändigung. Daß ein fo zu⸗ 
ſammengeſetztes und geleitetes Heer vollſtändig unfähig ſein 
müſſe, das Bundesgebiet einem mächtigen Gegner, etwa 

Frankreich, gegenüber zu beſchützen, war allen Einſichtigen ſchon 
damals klar, und der Ruf nach einer Reform der Bundeskriegs⸗ 
verfaſſung wollte nie verſtummen; namentlich von preußiſcher 

Seite wurde er immer wieder erhoben. Da aber jede wirkliche 
Organiſation des Bundesheeres mit ſachlicher Notwendigkeit zur 

Unterordnung der norddeutſchen Kontingente unter den preußi- 

ſchen Oberbefehl führen mußte, fo verſtand Sſterreich, das keine 
preußiſche Machtſteigerung dulden wollte, im Bunde mit dem 
Souveränitätsgefühl der kleineren Staaten jede Anderung zu 
hintertreiben, bis die erſte ernſtliche Kriegsgefahr, die im Jahre 

180 am Rheine drohte, wenigſtens zu erneuter Erwägung 
zwang; ſobald aber die Gefahr vorübergegangen war, blieb 

wieder alles liegen. 
So ergab ſich alſo das Reſultat, daß der Bund ganz unfähig 

blieb, ſeinen Gliedern Schutz gegen äußere Angriffe zu ge= 
währen. Seiner wichtigſten Aufgabe vermochte er in keiner 
Weiſe zu genügen; vielmehr blieb Deutſchland für den Schutz 

ſeiner Unabhängigkeit nach außen auf den guten Willen und die 
Wachtmittel der beiden Großmächte angewieſen. Dieſe aber 
blieben in ihrer auswärtigen Politik nach wie vor unabhängig 

vom Bunde, und es war daher fraglich, ob ſie dieſen Schutz unter 
allen Umſtänden zu gewähren bereit ſein würden. 

Aber die Tätigkeit des Bundes in bezug auf die innere Po— 
litik brauche ich kaum ein Wort zu verlieren. Iſt es doch be— 
kannt genug, daß ſich hier ſeine Wirkſamkeit einzig und allein 
darauf beſchränkte, jede freiere Regung, die ſich in der Bevölke— 

rung zeigte, niederzuhalten; namentlich trat das in der Dema— 

gogenverfolgung hervor, die nach dem harmloſen Wartburgfeſte 
der deutſchen Burſchenſchaft von 1818 und wieder nach der Juli— 
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revolution von 1830 einſetzte. Mochte es ſich um die Aber⸗ 
wachung der Preſſe und der Univerſitäten oder um den Kampf 

gegen die Ständeverſammlungen der Einzelſtaaten handeln, 
immer war die Bundesverſammlung, von Oſterreich und 
Preußen geleitet, bereit, ſolche Beſtrebungen der Regierungen 
zu unterſtützen. Als ganz beſonders verdächtig aber galt der 

hohen Bundesverſammlung jedes Streben nach einer feſteren 

Organiſation des Geſamtvaterlandes, ja jede allzu deutliche Er⸗ 

innerung daran, daß es überhaupt ein gemeinſames größeres 

Vaterland neben und über den Einzelſtaaten gäbe. Am ſchroffſten 

und klarſten kam dieſe Auffaſſung zum Ausdruck in der berüch⸗ 

tigten Antwort, die das Bundespräſidium an Friedrich Liſt auf 

eine im Namen des deutſchen Handelsvereins eingereichte Pe⸗ 

tition erteilte; denn es wurde darin geſagt, der Verein dürfe 

einen ſolchen Namen gar nicht führen, „da es keine deutſchen, 

ſondern nur bayriſche, württembergiſche, ſächſiſche uſw. Kauf⸗ 
leute gäbe“. Höchſt bezeichnend iſt auch eine ſächſiſche Zenſur⸗ 

verordnung von 1844, wonach allen Artikeln und Aufſätzen die 

Druckerlaubnis zu verweigern war, „welche einen anderen Ver⸗ 

einigungspunkt für die geſamte deutſche Nation bezwecken als 

den in der Gründung des Deutſchen Bundes gegebenen oder 

auf demokratiſche Umgeſtaltung derr Bundesverhältniſſe hin⸗ 
wirken“. Dagegen war es vollſtändig unmöglich für die Unter⸗ 
tanen der einzelnen Staaten, ſogar gegen die offenbarſten Ge⸗ 
walttaten und Rechtsbrüche ihrer Landesherren auch nur den 

geringſten Schutz bei der oberſten Behörde des Bundes zu finden. 

Man jagt aljo nicht zuviel, wenn man behauptet, daß der Bund 

für die innere Entwicklung Deutſchlands nicht den geringſten 

Nutzen gehabt hat; ja ſeine Exiſtenz war inſofern geradezu 

ein Hindernis für die Weiterbildung der nationalen Einrich⸗ 
tungen, als ſie nach außen hin den Schein erweckte, als beſtehe 
eine ſolche Einheit ſchon, und ſomit wiederum allen denen, die 
an der Feſthaltung des beſtehenden Zuſtandes intereſſiert waren, 

eine bequeme Ausrede gewährte, wenn ſie ſich jeder Anderung 
widerſetzten. % 

Die zweite Frage war, ob die im Volke erwachte nationale 
Strömung ſich durch die Maßregeln der Regierungen und des 
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Bundes werde zurückdämmen laſſen, oder ob fie gerade durch 

die wachſende Verfolgung an Kraft und Tiefe gewinnen würde. 
Es iſt nicht leicht, dieſe nationale Strömung gerade während der 
Zeit der Reſtauration im einzelnen zu verfolgen. Die Preſſe war 
noch wenig ausgebildet, ohnmächtig und dazu der ſtrengſten Zen⸗ 

jur unterworfen; dasſelbe Schickſal erlitten alle kleineren Drud- 
ſchriften und Broſchüren; und auf die gedruckte Literatur iſt man 
doch hauptſächlich angewieſen, wenn man derartige Strömungen 

verfolgen will. In den größeren Schriften von mehr als zwanzig 
Bogen Umfang, die von der Zenſur frei waren, kann man zwar 

manche Äußerungen dieſer Gedanken finden, aber doch nur ver⸗ 

ſteckt unter anderen gelehrten oder ſchöngeiſtigen Ausführungen. 

Es wird erſt einmal die ganze ſchöne Literatur dieſer Jahre, und 

alles, was uns von Briefwechſeln und Memoiren erhalten iſt, 
auf dieſe Frage hin durchgearbeitet werden müſſen, bevor man 

eine wirkliche Geſchichte des nationalen Gedankens in dieſem 

MWenſchenalter wird ſchreiben können. Das aber iſt ja vollſtändig 

klar, daß dieſe Ideen ſeit 1815 niemals wieder aus dem Denken 
des Volkes verſchwunden ſein können; ſonſt würde es ganz un⸗ 
begreiflich ſein, daß ſie in den vierziger Jahren und namentlich 
während der Revolution von 1848 mit fo elementarer Gewalt 
hervorbrachen. Gerade in dieſen Jahren hat ſich ja erſt die Ro— 
mantik ihre Herrſchaft über weite Kreiſe der Gebildeten erobert 
und überallhin die Aberzeugung verbreitet, daß jedes Volk, wie 
ſeine beſondere Sprache und Literatur, ſo auch ſein beſonderes 
Recht und ſeinen beſonderen Staat haben müſſe. Unter dieſem 
Geſichtspunkt hat damals Ranke in ſeiner hiſtoriſch-politiſchen 
Zeitſchrift vor der einfachen Nachahmung der franzöſiſchen Ver— 
faſſungen gewarnt. Und in derſelben Zeit ſind auch erſt die 

großen Werke unſerer klaſſiſchen Literatur wirklich tiefer in das 

Volk hineingedrungen, namentlich durch die Vermittlung der 

Schule; erſt dadurch iſt das Gefühl, daß alle Deutſchen wenigſtens 
eine geiſtige Einheit bildeten, recht lebendig geworden und hat 

dazu beigetragen, die politiſche Zerſplitterung als etwas Lächer— 
liches und eines großen Kulturvolkes Unwürdiges erſcheinen zu 
laſſen. Endlich erweckte die auch in Deutſchland bereits ein— 

ſetzende Entwicklung des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftslebens in in- 
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duſtriellen und kaufmänniſchen Kreiſen das Bedürfnis und das 

Verlangen nach einem großen einheitlichen Wirtſchaftsgebiet, in 
welchem Handel und Verkehr nicht fortwährend durch die Ver⸗ 

ſchiedenheit der Maße, Münzen und Gewichte und durch die 
Zollplackereien bei Aberſchreitung jeder Grenze beeinträchtigt und 
gehemmt würden. Alle dieſe Motive verſtärkten die Gefühle und 
Stimmungen, die aus der Zeit des Befreiungskrieges wenigſtens 

in den oberen Schichten und unter der ſtudierenden Jugend, 

namentlich in den Kreiſen der Burſchenſchaft, zurückgeblieben 

waren; ſie ſorgten dafür, daß der Gedanke niemals unterging, 
das deutſche Volk bedürfe, wie es eine kulturelle Einheit ſei, 

auch einer politiſchen Einigung, und es fehle ihm etwas zur 

Vollendung ſeines Weſens, ſolange es nicht den ſeiner Eigenart 

und feinen beſonderen Bedürfniſſen entſprechenden Staat ge⸗ 

funden habe. 
* * * 

Welche Wöglichkeiten waren aber nach 1815 noch vorhanden, 

um ſolchen Gedanken zur Verwirklichung zu verhelfen? Daß die 
Beherrſchung Deutſchlands durch Hfterreich und Preußen gemein⸗ 
ſam, wie ſie gerade in der Zeit des Deutſchen Bundes verſucht 

wurde, keine Gewähr der Dauer in ſich trug, haben wir ſchon 
früher geſehen. Sobald dieſe Zweiherrſchaft nicht nur die ver⸗ 

hüllte Alleinherrſchaft eines dieſer Staaten — damals Sſterreichs 
— war, ſtand ſie in Gefahr, bei jeder großen europäiſchen Kriſe 
durch die Verſchiedenheit der Intereſſen beider Großmächte zer⸗ 
ſprengt zu werden. | 

Eine zweite Möglichkeit war die Zerteilung Deutſchlands in 
zwei Einflußgebiete, ein norddeutſches unter Preußen, und ein 

ſüddeutſches unter Oſterreich. Eine ſolche Zweiteilung aber wäre 
gewiß keine Löſung der deutſchen Frage geweſen, die Ausſicht auf 

Dauer gehabt hätte; immer wäre auch dann die Möglichkeit ge⸗ 

blieben, daß die beiden führenden Staaten ſich veruneinigen und 
bekämpfen könnten, daß dann Deutſche gegen Deutſche die Waffen 

führen müßten, und die Entſcheidung ſchließlich dem Auslande 

zufallen werde. Daher würde auch der Ruf nach einer die natio⸗ 
nale Unabhängigkeit wirklich ſichernden Verfaſſung niemals ver⸗ 
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ſtummt, das Gefühl, daß man etwas beſitze, wobei man ſich be— 
ruhigen könne, nie herrſchend geworden ſei. Auch würde Gſterreich 
in eine ſolche Aufteilung niemals gewilligt haben, ſolange es 

hoffen konnte, geſtützt auf ſeinen Anhang unter den mittleren 
und kleineren Staaten, tatſächlich die Herrſchaft über ganz 
Deutſchland zu behaupten. 

Eine dritte Möglichkeit, der ſogenannte Triasgedanke, fand ihre 
Vertreter namentlich unter den Staatsmännern der Wittelſtaaten. 
Hiernach ſollte Deutſchland nicht in zwei, ſondern in drei Ge— 
bietsgruppen zerlegt werden; neben Öjterreich und Preußen ſollten 

ſich alle übrigen deutſchen Staaten zu einer dritten, in ſich feſter 
geeinigten Gruppe zuſammenſchließen. Auf dieſe Art glaubte 
man allein dem überwiegenden Einfluß der beiden Großmächte 
auf die Geſchicke des Vaterlandes entgegenwirken und auch den 
übrigen Staaten den gebührenden Anteil an der Leitung der 

gemeinſamen Angelegenheiten ſichern zu können. Zur Verteidi⸗ 
gung dieſen Gedankens wurde wohl angeführt, daß gerade dieſe 
mittleren Staaten das eigentliche alte Kulturgebiet Deutſchlands 
repräjentierten; hatten ſich doch am Rhein, in Franken, Schwaben 
und Bayern die Schickſale des deutſchen Volkes in den früheren 
Jahrhunderten entſchieden, und waren doch hier die größten und 

eigenartigſten Werke deutſcher Kunſt und Literatur entſtanden. 

Was hatte dagegen der Oſten und Norden aufzuweiſen, das 

Kolonialgebiet, dem die Großmächte ihre Entſtehung und ihre 
Eigenart verdankten? Oſterreich und Preußen erſchienen den Ver— 

tretern dieſes Triasgedankens beinahe als halbbarbariſche Länder, 
denen gegenüber das alte und wahre Deutſchland auch ſein po— 
litiſches Recht wieder in Anſpruch nehmen müſſe. 

Es läßt ſich nicht abſehen, wie auf dieſem Wege etwas hätte 
zuſtande kommen ſollen, das man als Einheit hätte bezeichnen 

können. Vielmehr würde dieſes „dritte Deutſchland“, falls es 
ins Leben getreten wäre, in ſteter Reibung und Spannung mit 

den beiden deutſchen Großmächten gelebt haben, und ein geord— 
netes Zuſammenwirken dieſer drei Faktoren läßt ſich kaum vor— 
ſtellen. Aber auch davon abgeſehen, war der ganze Gedanke rein 
utopiſch. Es war gar nicht daran zu denken, daß alle die mitt- 

leren und kleineren Staaten, die das „dritte Deutſchland“ bilden 
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ſollten, ſich untereinander über eine jo feſtgefügte und lebens⸗ 

fähige Verfaſſung ihres Bundes jemals einigen würden, daß ſie 
den beiden Großmächten als gleichberechtigte Macht gegenüber⸗ 

treten könnten. Immer würden Hjterreich und Preußen ihre An⸗ 

hänger und Trabanten unter den kleineren deutſchen Fürſten ge⸗ 

habt haben; und Bayern, Württemberg, Hannover, Sachſen, Ba⸗ 
den und Hefjen hätten ſich untereinander ebenſowenig über die 

Bildung und Leitung einer gemeinſamen Zentralgewalt ver⸗ 

ſtändigen können, wie Oſterreich und Preußen. 

Alle dieſe Wege konnten nicht zum Ziele führen; ſollte die 
deutſche Einheit zuſtande kommen, ſo konnte es nur geſchehen, 
indem entweder eine große Volksbewegung die ſämtlichen be⸗ 

ſtehenden Einzelſtaaten hinwegſpülte und den Einheitsſtaat ſchuf, 

oder indem einer der mächtigſten Einzelſtaaten den anderen von 

der Leitung zurückdrängte und ſich die dauernde Hegemonie 

ſicherte. Ob der erſte Weg, der Weg der Revolution, der ja in Italien 
zum Ziele geführt hat, auch für Deutſchland gangbar ſein werde, 
konnte von vornherein bei dem ruhigen und geſetzlichen Sinne des 

deutſchen Volkes und der Anhänglichkeit aller Volksſchichten 
gegenüber den angeſtammten Landesherren als fraglich er⸗ 

ſcheinen; der Verſuch iſt ja 1848 gemacht worden, und wir werden 

ſpäter von den Urſachen ſeines Scheiterns genauer zu reden haben. 
Auf dem zweiten Wege aber boten ſich wieder zwei verſchiedene 

Möglichkeiten dar: entweder konnte Öfterreich die Einheit ſchaffen; 
das hätte, da ein Deutſchland ohne die zum preußiſchen Staate 

gehörigen Gebiete undenkbar war, die Aufteilung Preußens in 

eine Reihe kleinerer Staaten bedeutet; oder aber Preußen kam an 

die Spitze; dann mußte entweder Sſterreich zertrümmert, oder die 
deutſchöſterreichiſchen Gebiete mußten aus dem neuen Reichs⸗ 
verbande ausgeſchloſſen werden. 

War es aber überhaupt möglich, daß Öfterreich jemals an die 
Spitze eines deutſchen Geſamtſtaates treten konnte? Das Reich 
der Habsburger, wie es im Laufe der Jahrhunderte ſich geſtaltet 

hatte, war ja gar kein überwiegend deutſcher Staat; ſlaviſche und 

magyariſche Elemente zuſammen übertrafen die deutſchen erheb⸗ 

lich an Zahl. Sollten nun alle dieſe fremden Volksteile in ein 
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von Sſterreich zu beherrſchendes Deutſches Reich mit aufge- 
nommen werden, oder ſollten ſie draußen bleiben? Entweder mußte 
dann ein Staatsgebilde entſtehen, das von der nationalen Grund— 

lage, die man doch in Deutſchland erſtrebte, ſich aufs weiteſte 
entfernte; oder Oſterreich mußte in zwei weſentlich getrennte 
Staatshälften, eine deutſche und eine ſlaviſch-magyariſche zerlegt 
werden, und es entſtand das unlösbare Problem, wie zwiſchen 
dieſen ein Zuſammenhang hätte beſtehen bleiben können, ohne 

die Verbindung des deutſchen Teiles mit dem deutſchen Gejamt- 

ſtaate zu lockern. 
Ferner wieſen die wirtſchaftlichen und politiſchen Intereſſen des 

habsburgiſchen Staates ſeit Jahrhunderten in eine Richtung, die 

von derjenigen der deutſchen Bedürfniſſe ſehr weit ablag. Oſter— 
reich ſtrebte nach der Vorherrſchaft in Italien, woſelbſt es über 
zwei reiche und wertvolle Provinzen, Venetien und die Lombardei, 

verfügte, und wo auf den Thronen der kleinen Fürſtentümer über⸗ 

all Angehörige oder nahe Verwandte des öſterreichiſchen Kaiſer— 

hauſes ſaßen. Und es war aufs engſte verflochten in die po= 

litiſchen und nationalen Kämpfe auf der Balkanhalbinſel. Mündet 
doch der große Strom, der Oſterreich-Ungarns wirtſchaftliche 
Lebensader war, die Donau, in das Schwarze Meer, und 
lebten doch auf dem Gebiete des Kaiſerſtaates Willionen von 
nahen Verwandten des rumäniſchen und ſerbiſchen Volkes, 
die naturgemäß an dem Schickſale ihres Blutsverwandten 
ſüdlich der Donau intereſſiert waren. Schon in Rückſicht 

auf ſie mußte die öſterreichiſche Politik die Bildung ſelb— 
ſtändiger chriſtlicher Staaten auf der Balkanhalbinſel möglichſt 
zu verhindern ſuchen. Denn es war klar, daß alle dieſe Völker— 

ſchaften zwar die Herrſchaft der Habsburger derjenigen des Halb- 

monds vorziehen würden, daß aber die Bildung ſtammverwandter 

ſelbſtändiger Staaten unmittelbar an der Grenze eine ſtarke An— 

ziehungskraft auf ſie ausüben und ſomit für die Fortexiſtenz 

des habsburgiſchen Reiches eine beſtändige Gefahr bilden werde. 
Was aber hatte das deutſche Volk für ein Intereſſe daran, daß 
Italien und die Balkanhalbinſel in ihrer naturgemäßen natio— 
nalen Entwicklung aufgehalten und gehindert würden? Deutſch— 

land hätte offenbar für ihm ganz fremde und fernliegende Zwecke 
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jeine Volkskraft einſetzen müſſen, wenn Sſterreich an die Spitze 

gelangt wäre. | | 
Sodann dürfen wir nicht vergeſſen, daß Oſterreich die Vor⸗ 

macht des Katholizismus in Deutſchland war. Nicht nur in dem 
Sinne, daß es der größte katholiſche Staat innerhalb des Bundes 
war, ſondern auch inſofern, als es von jeher mit der katholiſchen 
Kirche in den engſten Beziehungen geſtanden hatte, ja als der 

ganze Staat hier eine ſpezifiſch kirchliche Färbung trug. Oſterreich 

war infolgedeſſen ſo gut wie abgeſperrt von dem geiſtigen Leben 

des übrigen Deutſchland; unſere Klaſſiker galten dort als Ketzer, 
ihre Schriften wurden möglichſt ferngehalten und fanden in die 

Schulen keinen Eingang. Wäre es wirklich denkbar geweſen, daß 

ein Staat, der im Grunde noch an den Ideen des mittelalter⸗ 
lichen Konfeſſionalismus feſthielt, und dem Beſten und Reifſten, 

was der deutſche Geiſt geſchaffen hatte, fremd und feindſelig 
gegenüberſtand, die Führung auf politiſchem Gebiete hätte über⸗ 

nehmen und behaupten können? 

And endlich war Hfterreich der entſchiedenſte Vorkämpfer des 

Abſolutismus. Hat doch der leitende Staatsmann Öfterreichg, 

Fürſt Metternich, geradezu eine herrſchende Stellung in der euro⸗ 
päiſchen Politik der Reſtaurationszeit gehabt, und es meiſterhaft 

verſtanden, die übrigen Großmächte in der gleichen Richtung feſt⸗ 

zuhalten. Gerade vom Intereſſe des national zerſplitterten habs⸗ 
burgiſchen Reiches aus erſchien es ihm abſolut notwendig, den 

Abſolutismus zu erhalten und den Völkern jede Teilnahme an 
der Regierung zu verſagen. Denn es ließ ſich ja leicht voraus⸗ 

ſehen, daß jede Volksvertretung in Oſterreich-Ungarn zum Tum⸗ 
melplatz der einander bekämpfenden nationalen Anſprüche der 

einzelnen Volksteile werden müſſe, und daß es ſchwer ſein werde, 

die Einheit des Reiches ihnen gegenüber zu behaupten. Nun 

waren aber in Deutſchland gerade diejenigen, welche die Einheit 
wollten, durchdrungen davon, daß dieſe nur auf der Grundlage 
freier Beteiligung des Volkes am Staatsleben errichtet werden 
könne. In dem Abſolutismus ſahen ſie einen Feind, den es auf 
Tod und Leben zu bekämpfen gelte. Konnten ſie ſich da der Füh⸗ 
rung desjenigen Staates unterordnen, der durch die Art ſeiner 
Zuſammenſetzung und ſeiner Intereſſen am meiſten von allen 
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genötigt war, am abſolutiſtiſchen Regierungsſyſtem feſtzuhalten? 
In einem ſächſiſchen Blatte aus dem Jahre 1841 heißt es: „Nur 
durch Ausſchluß Oſterreichs vom weiteren Deutſchland kommen 
wir aus dem ſchlimmen Widerſpruch, an dem wir jetzt faſt 

30 Jahre leiden. Unmöglich können wir alle unſere Anſprüche 
auf ein freieres Volksleben ſo lange auf ſich beruhen laſſen, bis 
Oſterreich denſelben Grad politiſcher Kultur erreicht hat wie wir.“ 

* * * 

Alle dieſe Gründe, die gegen Oſterreichs Führerſchaft ſprachen, 
ließen ſich gegen Preußen nicht geltend machen. Preußen war 

ſeinem Charakter nach durchaus ein deutſcher Staat; der geringe 
Prozentſatz pollniſcher Bevölkerung, den es in den letzten Jahr— 

zehnten des 18. Jahrhunderts in ſich aufgenommen hatte, änderte 

daran nichts; ja, es war, wie wir geſehen haben, durch die Neu— 

erwerbungen von 1815 in noch viel höherem WMaße als früher, 

ein deutſcher Staat geworden. Hätte ſich vor 1815 vielleicht ein 
Deutſches Reich unter Ausſchluß des Nordoſtens denken laſſen, 
jetzt war das nicht mehr möglich, bevor nicht der preußiſche Staat 

völlig zertrümmert war. 

Preußen hatte ferner in ſeiner auswärtigen Politik keine Ziele, 
die von denen des übrigen Deutſchland erheblich abwichen. In⸗ 
dem es in ſeinem eigenen Intereſſe die Freiheit der Nord- und 
Oſtſee verteidigen, indem es, wieder durch feine eigenen Bedürf⸗ 

niſſe gezwungen, im Oſten gegen Rußland und im Weſten gegen 

Frankreich auf der Grenzwacht ſtehen mußte, vollbrachte es 
Leiſtungen, die dem geſamten Deutſchtum zugute kamen. Es iſt 
gewiß verkehrt, wenn man den Herrſchern Preußens ſchon bis in 
die Jahrhunderte des Wittelalters zurück eine bewußt deutjch- 
nationale Politik hat zuſchreiben wollen; aber das iſt unzweifel⸗ 

haft richtig, daß ſie, ſeitdem ihr Staat ſich in verſtreuten Ge— 
bieten über den ganzen Norden von Deutſchland erſtreckte, durch 
die Lage dieſes Staates ſelbſt gezwungen wurden, deutſche Inter— 
eſſen zu vertreten, auch wenn ihre Abſicht nur auf die Wahrung 
und Erhöhung der Wacht ihres eigenen Staates ging. 

Preußen war der größte proteſtantiſche Staat in Deutſchland; 
aber ſeine Beziehungen zum Proteſtantismus waren weſentlich 

andere, wie die Oſterreichs zum Katholizismus. Lutheraner, Cal- 
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viniſten und Katholiken wohnten auf dem Gebiete des preußiſchen 
Staates; die Herrjcher ſelbſt gehörten ihrem Bekenntniſſe nach 
nicht der lutheriſchen Mehrheit, ſondern der calviniſtiſchen Min⸗ 
derheit an. Sie haben es daher ſtets vermieden, konfeſſionelle Ge⸗ 

ſichtspunkte für ihre Politik und Verwaltung ausſchlaggebend 
werden zu laſſen; ihr Streben ging vielmehr dahin, allen Kon⸗ 
feſſionen berechtigte Bewegungsfreiheit innerhalb der Schranken 
des Geſetzes zu gewähren. Und wie ſtark gerade Preußen von den 

geiſtigen Bewegungen des 18. Jahrhunderts erfaßt worden iſt, 

das beweiſt nicht nur die Tätigkeit Friedrichs des Großen, ſon⸗ 
dern eben ſo ſehr ſpäterhin der Einfluß, den Kants Lehren auf 

die ganze Generation von Staatsmännern gehabt haben, die in 

der Reformzeit an der Spitze ſtanden. War doch einer der Vor⸗ 

kämpfer der klaſſiſchen Geiſtesrichtung, Wilhelm von Humboldt, 
preußiſcher Kultusminiſter; ſein Geiſt verſchwand auch nicht aus 
der preußiſchen Unterrichtsverwaltung, nachdem er ſelbſt ge⸗ 
gangen war. 

Preußen war zwar in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts 

auch noch ein abſolutiſtiſch regierter Staat. Aber man darf doch 

nicht vergeſſen, daß es bereits in der Reformzeit nach der Kata⸗ 
ſtrophe von 1806 Elemente in ſich aufgenommen hatte, die eigent⸗ 

lich mit dem Grundgedanken des Abſolutismus unvereinbar 
Zwaren und, konſequent weitergebildet, ſchließlich zu ſeiner Auf⸗ 

hebung führen mußten. Nach der furchtbaren Niederlage, die den 

Staat Friedrichs des Großen bis in ſeine Grundfeſten erſchütterte, 

wußte König Friedrich Wilhelm III. ſich nicht anders zu helfen, 
als daß er den Männern freie Hand ließ, die ihm ſchon vor dem 
Kriege zu einer gründlichen Umgeſtaltung der Verfaſſung und 

Verwaltung ſeines Landes geraten hatten. Der König hatte ja 

längſt ſelbſt ein Gefühl davon gehabt, daß nicht alles beim alten 
bleiben könne. Aber die Reformentwürfe aus der Anfangszeit 

ſeiner Regierung litten alle an dem Mangel, daß fie wohl ein⸗ 

zelne Schäden beſeitigen wollten, aber doch mit dem Geiſte des 
friderizianiſchen Staates nicht brechen wollten; auch fehlte dem 

König die rückſichtsloſe Energie und Konſequenz, um wenigſtens 

das, was er für notwendig hielt, dem Widerſtande ſeines Adels 

und ſeiner Bureaukratie gegenüber praktiſch durchzuführen. Nur 
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die Befreiung der Bauern auf den königlichen Domänen und 

ihre Ausſtattung mit freiem Eigentum an dem von ihnen be— 

bauten Boden wurde damals erreicht, alle übrigen Reformbeſtre— 
bungen aber verliefen im Sande. Den bedeutendſten Vorkämpfer 
einer Reform großen Stils, den Freiherrn vom Stein, hat der 
König noch während des Krieges in Ungnaden aus ſeinem Dienſte 

entlaſſen, weil er in deſſen Verlangen, daß die Kabinettsregierung 
beſeitigt werden ſolle, und in der Art, wie er ſeine miniſterielle 
Stellung auffaßte, eine Beeinträchtigung der Rechte des Mon⸗ 
archen erblickte. 

Es iſt dem König gewiß nicht leicht geworden, daß er jetzt 
dieſen Mann bitten mußte, die Leitung der Geſchäfte zu über- 
nehmen; aber es war niemand vorhanden, der in feiner jo ge— 

fährlichen Lage die ſchwere Verantwortung auf ſich nehmen wollte; 
faſt einſtimmig war man ſelbſt in der nächſten Umgebung des 
Königs der Weinung, daß Stein der einzige ſei, der die Eigen⸗ 
ſchaften hierzu beſitze. Stein ſelbſt zeigte in dieſem Augenblick die 
ganze Größe ſeines Charakters; ohne ſich zu beſinnen, ohne auch 

nur eine Bedingung für die Zukunft zu ſtellen, erklärte er ſich 
bereit zu kommen. 

Seine feſte Überzeugung war, daß Preußen ſich aus dem furcht— 
baren Zuſammenbruch nur wieder erheben, die Franzoſen nur 

beſiegen und ſeine alte Größe nur wieder erlangen könne, wenn 
es vollſtändig breche mit der Anſchauung, daß das Staatsleben 
nur den König und ſeine Beamten etwas angehe, für das Volk 

aber eine gleichgültige Sache ſei. So hatte noch der Gouverneur 
von Berlin gedacht, als er die Nachricht von der Niederlage bei 
Jena der Bevölkerung mit den berühmten Worten mitteilte: „Der 
König hat eine Bataille verloren; Ruhe iſt jetzt die erſte Bürger— 
pflicht.“ Es war ein letzter Nachhall jener Meinung Friedrichs 
des Großen, das Volk dürfe es gar nicht merken, wenn der König 

Krieg führe. Demgegenüber war es Steins und feiner Geſin— 
nungsgenoſſen feſte Überzeugung, daß in Zukunft der König keinen 

Krieg mehr führen könne und ſolle, in dem nicht das ganze Volk 
mit Begeiſterung und Hingabe hinter ihm ſtehe. Er ſah die Ret— 

tung nur darin, daß jeder einzelne im Volke erkennen lerne, wie 
eng ſein eigenes Wohl und die Behauptung ſeines Volkstums 

Brandenburg, Die Reichsgründung 1 7 
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an den Staat geknüpft fei; er betrachtete es aber auch als ſelbſt⸗ 4 ö 
verſtändlich, daß eine ſolche Geſinnung nur dann entſtehen und 

feſte Wurzeln ſchlagen könne, wenn man den Bürgern auch in 

friedlichen Zeiten aktiven Anteil am Staatsleben gewähre, ſie 
zur freiwilligen Mitarbeit im Dienſte des Ganzen heranziehe. 

Er wollte den Staat begründen nicht auf ſklaviſchen Gehorſam 
und kritikloſes Vertrauen in die Weisheit der Regierenden, ſon⸗ 

dern auf die freie Zuſtimmung der Beherrſchten, weil dieſe allein 

die Sicherheit gewähre, daß auch im Falle der Gefahr die Be⸗ 
völkerung ſelbſt mit aller Kraft für die bedrohte Exiſtenz des 
Staates eintreten werde. 

Er wollte dies Ideal erreichen durch die erzieheriſche Wirkung 
der Selbſtverwaltung. Von dieſem Geſichtspunkte aus gab ſeine 
Städteordnung zunächſt den Bürgern der größeren in ſich ge⸗ 

ſchloſſenen Gemeinweſen das Recht, ihre Angelegenheiten ſelbſt 
zu beſorgen, und die dazu nötigen Beamten ſich ſelbſt zu wählen; ö 
dem Staate ſollten nur diejenigen Befugniſſe vorbehalten bleiben, 

die nötig erſchienen, um einen Wißbrauch dieſer Rechte zu ver⸗ 

hüten und die Intereſſen der größeren Geſamtheit wahrzunehmen. 
Sein Wunſch war, auch den ländlichen Gemeinden eine ähn⸗ 
liche Selbſtverwaltung zu geben und in den ſtaatlichen Ver⸗ 
waltungsbezirken neben die Beamten des Königs gewählte Ver⸗ 

treter der Stadtgemeinden und Grundbeſitzer zu ſtellen. Und in 

derſelben Weiſe ſollten auch im Wittelpunkt des Staates neben 
dem König Vertreter der Bevölkerung ſtehen und die Fühlung 
zwiſchen dem Herrſcher und dem Volke herſtellen. Nur in den 

Städten hat er ſeine Gedanken praktiſch verwirklichen können; 

denn ſchon ein Jahr nach feiner Berufung mußte der gefähr- 
liche Mann auf den Befehl Napoleons wieder aus dem preu⸗ 

ßiſchen Staatsdienſt entfernt werden. 
Ebenſo gehörte es auch zu den Grundgedanken Steins, daß 

der Einzelne vom Staate nicht ſtärker bevormundet und in ſeiner 
Bewegungsfreiheit beſchränkt werden ſolle, als unbedingt no(t⸗ 

wendig ſei. Deshalb beſeitigte er die alten Zunftſchranken und 

führte die Gewerbefreiheit ein; deshalb hob er auch die her⸗ 
gebrachten Verbote der freien Veräußerung des Grundbeſitzes 1 ‚ 

und die rechtlichen Schranken zwiſchen den Ständen auf, und 1 | 
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beſeitigte vor allen Dingen die perſönliche Unfreiheit der Bauern, 
indem er den König bewog, die Leibeigenſchaft und das guts⸗ 
herrlich⸗bäuerliche Untertanenverhältnis für den ganzen dama⸗ 
ligen Umfang der preußiſchen Monarchie für abgeſchafft zu er- 
klären. Sein Wunſch war, daß neben dem Großgrundbeſitz ein 
zahlreicher, freier und ſelbſtbewußter Bauernſtand, wie er ihn im 

Weſten Deutſchlands aus eigener Anſchauung kannte, auch hier 

im Oſten entſtehen möge. Er hat die Schwierigkeiten, die in den 

ſeit Jahrhunderten beſtehenden Verhältniſſen dieſer Gebiete 
lagen, wohl nicht in ihrer ganzen Tragweite erkannt, jedenfalls 
nicht die geeigneten Wittel zu ihrer vollen Beſeitigung zu finden 
vermocht, und ſeine Nachfolger haben das von ihm begonnene 
Werk gerade auf dieſem Gebiet nicht in ſeinem Geiſte 
weitergeführt, wenn ſie durch die Regulierungsgeſetze von 

1811 und 1816 die Bauern das freie Eigentum an dem 

Reite ihres Beſitzes und die Aufhebung der Dienſte und Frohn⸗ 
den durch die Abtretung mindeſtens eines Drittels, oft ſogar der 
Hälfte ihres bisherigen Gutes an den Grundherrn erkaufen 

ließen, und außerdem noch die kleineren Bauernwirtſchaften und 

die erſt in den letzten Jahrzehnten angeſetzten Bauern von der 
RNegulierung ausſchloſſen. Der wachſende Einfluß des alten herr— 
ſchenden Standes, des Adels, machte ſich in dieſen Beſtimmungen 
Auund in der Aufhebung des Bauernſchutzes geltend. Aber mochte 
auch noch fo viel in der Weiterführung des großen Werkes ver— 

ſehen und gefehlt werden, die Grundlagen eines neuen Zuſtandes 
waren damit doch geſchaffen; die alte Vorſtellung, daß das ganze 

Staatsgebiet ſich nur aus den Gebieten der Stadtgemeinden und 

der Großgrundherren zuſammenſetze, mußte allmählich verſchwin— 

den, ſeitdem es auch im öſtlichen Preußen einen freien Bauern⸗ 
ſtand gab. 
Aus demſelben Geiſte heraus ſchufen Scharnhorſt, Boyen und 

Gneiſenau das preußiſche Volksheer. Langſam und widerſtrebend 

folgte der König ihren Natſchlägen, und die wachſame Eiferſucht 
Napoleons ſorgte dafür, daß der große Gedanke nur ganz all— 
mählich Geſtalt und Leben gewinnen konnte. Erſt das Wehrgeſetz 
von 1814 hat den Gedanken der allgemeinen Wehrpflicht wirklich 
durchgeführt, und damit Volk und Staat feſter verbunden, als 
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irgendeine andere Einrichtung es vermocht hätte. Denn es iſt 
ja klar, daß der Staatsbürger, der im Falle der Not mit Gut und 
Blut ſelbſt für das Vaterland eintreten muß, ein ganz anderes 

Intereſſe an den öffentlichen Dingen nimmt wie der Untertan 

des abſoluten Staates, deſſen Kriege durch Söldner geführt 
werden. Wenn durch die Folgen einer unvorſichtigen oder unge⸗ 
ſchickten Politik die wehrkräftigen Männer und Söhne jedes 
Hauſes gezwungen werden können, ſelbſt ins Feld zu ziehen, 

bedarf es für niemanden im Volke großen Nachdenkens, um ein⸗ 

zuſehen, daß die Politik eine Sache iſt, die alle angeht, und die 

man unmöglich der Willkür Weniger überlaſſen kann. 
In dieſen Einrichtungen, die dem Geiſte des alten Preußen ſo 

ganz entgegengeſetzt waren, lagen bereits die Keime zu einer neuen 
freieren Staatsordnung, die auch nicht vernichtet werden konnten, 
als der König nach den Freiheitskriegen wieder ganz in die alten 

Bahnen zurückzulenken ſuchte. Mehrmals hatte er in bindendſter 

Form ſeinem Volke die Berufung von Reichsſtänden ver⸗ 
ſprochen; keine neuen Steuern und Anleihen ſollten in Preußen 
ohne ihre Bewilligung mehr eingeführt werden dürfen. Es wurde 

auch eine Kommiſſion eingeſetzt, die über die Zuſammenſetzung 

dieſer Reichsſtände und die Ausdehnung ihres Wirkungskreiſes 

Erhebungen anſtellen und Gutachten ausarbeiten mußte. Aber 

immer ſtärker geriet Friedrich Wilhelm unter den Einfluß Wetter⸗ 
nichs, der ihn vor ſo unheilvollen Zugeſtändniſſen an den Geiſt 
der Revolution warnte und ihm immer wieder vorſtellte, daß 

kein Mittel der Welt ſolche Reichsſtände, wenn ſie einmal ins 
Leben gerufen ſeien, daran hindern könne, die Rechte eines Parla⸗ 

ments nach dem Mujter Frankreichs und Englands zu fordern, 

und daß es dann um die Wacht des Königtums geſchehen ſein 

werde. Die Männer in des Königs Umgebung, die noch an den 

alten Gedanken feſthielten, wie Gneiſenau und Humboldt, wur⸗ 
den entlaſſen oder doch jedes politiſchen Einfluſſes beraubt, und 
zuletzt entſchloß ſich Friedrich Wilhelm, anſtatt der verheißenen 
Reichsſtände nur provinziale Ständeverſammlungen ins Leben 
zu rufen (1823). Mi 

In ihnen nahm der grundbeſitzende Adel eine unbedingt herr⸗ 

ſchende Stellung ein; auch ſollten ſie nur beratende Stimme haben 
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und ſich nur mit den Angelegenheiten ihres beſonderen Wirkungs⸗ 
kreiſes, nicht aber mit denen des Geſamtſtaates, beſchäftigen 

dürfen. Außerdem mußten fie hinter geſchloſſenen Türen ver- 
handeln, und die Bevölkerung erfuhr nichts davon, was in ihren 
Beratungen vorging. Gewiß haben auch dieſe Provinzialſtände 
innerhalb des engeren Kreiſes, für den ſie allein kompetent 

waren, manche fruchtbare Arbeit geleiſtet; aber als ein voll⸗ 
wertiger Erſatz für die früher verheißenen allgemeinen Reichs- 

ſtände konnten ſie doch nicht gelten. Ganz abgeſehen von der 
Wirkung, die der offene Abergang Preußens zur konſtitutionellen 
Staatsform damals für ſeine Stellung in Deutſchland gehabt 
haben würde, wären preußiſche Reichsſtände ſicherlich auch das 
beſte Mittel geweſen, um ein feſteres Zuſammenwachſen der alten 

und neuen Gebietsteile zu erleichtern und zu beſchleunigen. Das 
Beiſpiel der ſüddeutſchen Staaten läßt hieran kaum einen Zweifel. 
Indem man aus Beſorgnis vor den Anſprüchen, die eine ſolche 
Verſammlung vielleicht würde erheben können, und aus der Tra⸗ 
dition des altpreußiſchen Abſolutismus heraus jenes Verſprechen 

des Königs umging, erſchwerte man es dem preußiſchen Staate, 
zur vollen Entwicklung ſeiner Kräfte zu gelangen; denn um keiner 
neuen Steuern und Anleihen zu bedürfen, mußte die Regierung 

an allen Ecken knauſern und ſich von jeder Unternehmung, die 

Geld hätte koſten können, möglichſt fernhalten; zugleich aber 
brachte man ihn dadurch, wie wir noch zu beobachten haben 
werden, in ein ſeinen Intereſſen und Zukunftsaufgaben in keiner 
Weiſe entſprechendes Verhältnis zum übrigen Deutſchland. 

Dies alles konnte die Entwicklung der preußiſchen Hegemonie 
wohl verzögern und eine verwirrende Unficherheit in die national 
geſinnten Kreiſe tragen; aber ſchon damals blieben diejenigen, die 
über die Anforderungen des Tages hinauszudenken imſtande 
waren, überzeugt davon, daß Deutſchlands Heil nur in dieſer 

Richtung liegen könne, und daß die Einheit entweder gar nicht 
kommen werde oder durch und unter Preußen. 

Beſonders ſtark waren die Hoffnungen, die man auf Preußen 
ſetzte, in der Zeit des Befreiungskrieges ſelbſt und unmittelbar 
nachher. War doch dieſer Staat der Vorkämpfer der nationalen 
Bewegung gegen Napoleon geweſen, hatten doch ſeine Feldherren 
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und Truppen das Größte im Kampf geleiſtet. Je weniger ſich 

eine ſegensreiche Wirkſamkeit von dem Bundestage erwarten ließ, 
je ſtärker die Aberzeugung wurde, daß in den Feſtſetzungen der 

Bundesakte etwas Dauerndes nicht geſchaffen ſei, deſto mehr er⸗ 

wartete man von Preußen. In einem Aufſatz aus dem Jahre 1816 
wird bereits ausgeführt, daß der Bund, um die Sicherheit 
Deutſchlands gewährleiſten zu können, nur eine Schutzmacht 
haben könne; Preußen laſſe ſich vom Bunde unmöglich aus⸗ 
ſchließen, da alle ſeine Einwohner Deutſche ſeien; als europäiſche 
Großmacht werde es ſich aber nie einer anderen Macht unter⸗ 
ordnen, die Verfügung über ſein Heer und ſeine Feſtungen, die 

Aberwachung ſeiner inneren Verhältniſſe nie einer fremden Ge⸗ 

walt überlaſſen können; daher ſei die einzig mögliche Löſung die, 
daß Preußen ſelbſt dieſe Schutzmacht werde, den übrigen Staaten 

aber in ihren inneren Angelegenheiten möglichſt viel Selbſtändig⸗ 
keit laſſe; allerdings müſſe es, um dieſe Stellung einnehmen zu 
können, ſelbſt eine Verfaſſung erhalten und ein ſo lebendiges 

inneres Staatsleben entwickeln, daß es die geiſtig bedeutendſten 
Kräfte aus ganz Deutſchland an ſich ziehe. 

Derartige Stimmen wurden freilich ſeltener, als die regie⸗ 

renden Kreiſe Preußens immer deutlicher ihre Feindſeligkeit 
gegen die nationalen Beſtrebungen zeigten und in der inneren 
Politik in die Bahnen des Abſolutismus zurücklenkten. In der 
Offentlichkeit vernahm man fie faſt gar nicht mehr; nur im Stillen 
hielten Einzelne an dem großen Ziele feſt. So bezeichnete Fried⸗ 

rich von Gagern 1823 in einer Denkſchrift, die damals nicht ge⸗ 

druckt wurde, und die „von der Notwendigkeit und den Witteln, | 

die politiſche Einheit Deutſchlands herzuſtellen“ handelte, die 
Begründung eines Bundesſtaates unter der Führung Preußens 

als die einzig mögliche Löſung der deutſchen Frage. Preußen, 
ſagte er, brauche nur eine kluge und kühne Politik zu verfolgen, 

um Deutſchland in ein Reich zu vereinigen. Wenn es die Kam⸗ 

mern der verſchiedenen deutſchen Staaten zuſammenberufe, aus 
den Wediatiſierten eine Pairskammer bilde und allen Offizieren 

der kleineren Heere ihren Rang zuſichere, ſo werde es nirgends 
Widerſtand finden. Oſterreich habe alle Popularität in Deutſch⸗ 
land verloren, und Preußen könne keine günſtigere Stimmung als 
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die augenblicklich herrſchende für ein ſolches Unternehmen finden. 
Sobald es Reichsſtände habe, würden dieſe wie ein Magnet die 

übrigen deutſchen Kammern anziehen. Wan ſieht aus dieſen 
Ausführungen, daß Gagern von ähnlichen Geſichtspunkten aus- 
ging, wie Stein und Arndt während der Befreiungskriege. 
Welches Maß von Selbſtändigkeit den einzelnen Staaten noch 
verbleiben ſollte, jagt er nicht genauer; groß hätte es keines- 
falls ſein können. Wie die übrigen Anhänger des deutſchen Ge— 
dankens unterſchätzte auch er zweifellos die Anhänglichkeit des 
größten Teils der Bevölkerung an ihre angeſtammten Fürſten. 
Auch Preußen ſollte nach ſeiner Meinung als Einzelſtaat zu⸗ 
grunde gehen, damit ſeine Staatseinrichtungen und ſein König⸗ 

tum den Kern der Organiſation des neuen Reiches bilden könnten. 
Namentlich in einer ſpäteren Denkſchrift aus dem Jahre 1833 
hat er direkt gefordert, daß der erbliche Monarch, der an die 
Spitze des neuen Bundes treten ſollte, nicht zugleich Beherrſcher 
eines beſonderen Einzelſtaates ſein dürfe. Danach, ob Preußen 
auch bereit ſein werde, um dieſen Preis die Hegemonie über 
Deutſchland zu erkaufen, fragte er nicht. In ganz beſonders 
ſcharfen Ausdrücken verurteilte Gagern das Treiben des Bundes- 

tages, den er als „die Schande Deutſchlands und den Spott 
Europas“ bezeichnete. Ebenſo kritiſierte er bitter die partifula- 
riſtiſche Geſinnung der einzelſtaatlichen Machthaber, die dar— 
auf ausgingen, „die Deutſchen einander zu entfremden und einen 

Provinzialegoismus zu ſchaffen“. Jeder Fürſt wolle in ſeinem 
Ländchen ein eigenes abgeſchloſſenes Volk erziehen, das mit Haß 
auf ſeine Nachbarn blicke. Für Deutſchland, ſagt er, ſei jetzt die 
Hauptfrage, „ob wir eine Nation ſind, oder ob einige fürſtliche 

Familien das Recht haben, Deutſchland wie ihr Privateigentum 
unter ſich zu verteilen“. Er für ſeine Perſon zweifelt nicht dar— 
an, daß für das Volk das Deutſchtum höher ſtehen müſſe als 
die Anhänglichkeit an den Einzelſtaat. Alles, meint er, werde 

dem zuſtrömen, der zuerſt ausrufe: „Hier weht das deutſche 
Banner.“ 

Einige Jahre ſpäter wagte es der rheiniſche Kaufmann David 
Hanſemann in einer Denkſchrift, die er im Jahre 1830 an König 

Friedrich Wilhelm III. ſandte, ähnliche Gedanken zu vertreten. 
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„Ich ſehe“, ſchreibt er, „daß Preußen, weil es den Geiſt der Zeit 
beſſer als Oſterreich aufzufaſſen verſteht, beſtimmt zu fein ſcheint, 

den Einfluß und die Wacht Deutſchlands vorzugsweiſe zu heben, 

während Öfterreich durch feine Herrſchaft über nicht germaniſche 

Völker jener Beſtimmung ſich mehr und mehr entfremdet.“ 

Deutſchland bedürfe, um gegen Rußland und Frankreich dauernd 

geſichert zu ſein, eines feſteren Bundes als des beſtehenden; 
Preußen habe den Beruf, dieſen neuen Bund zu ſchaffen, und 

könne dies nur, wenn es durch die Entwicklung eines eigenen 
freien Staatslebens das Vertrauen der Nation gewinne. Die 

Aufgabe, Deutſchland zu einem lebenskräftigen Föderativbunde 
zu vereinigen, ſei des größten Staatsmannes würdig. 

Während dieſe Schriften der Hffentlichfeit nicht bekannt 
wurden, gewannen dieſelben Gedanken zum erſten Wale wieder 

eine Wirkung auf weitere Kreiſe, als der Württemberger Paul 

Pfizer ſie in ſeinem „Briefwechſel zweier Deutſcher“ (1831) in 

größerem Zuſammenhang erörterte. Wie ſchon Fichte in ſeinen 

Reden an die deutſche Nation, trat auch Pfizer der Meinung ent⸗ 

gegen, daß die kulturelle Eigenart und Bedeutung Deutſchlands 
bewahrt bleiben könne, wenn es nicht gelinge, einen nationalen 

Staat zu ſchaffen. Hierzu ſei Öfterreich, das ſich ſeit der Refor⸗ 
mation dem deutſchen Leben entfremdet habe, durchaus nicht in 

der Lage; nur Preußen könne dieſe Aufgabe löſen; ſowohl durch 
ſein Verhältnis zu dem engeren geiſtigen Leben der Nation wie 

durch ſeine treffliche Verwaltung und ſein leiſtungsfähiges Heer 
ſei es dazu in den Stand geſetzt. 

Wie er dachte auch Friedrich Chriſtoph Dahlmann; auch er 
hielt jedoch für die Vorbedingung einer ſolchen Löſung den Aber⸗ 
gang Preußens zum konſtitutionellen Staatsleben. Wenn 

Preußen ſeine Aufgabe nicht erkenne und Deutſchland im Stiche 
laſſe, ſo drohe dieſem Anarchie und Untergang. 

Wan ſieht aus allen dieſen Äußerungen, daß die politiſche 

Einſicht und die Erkenntnis deſſen, was möglich und notwendig 
ſei, in dem Wenſchenalter nach den Freiheitskriegen erhebliche 
Fortſchritte gemacht hatte. Aber man darf ihre Tragweite doch 
nicht überſchätzen und vor allen Dingen nicht vergeſſen, daß dieſe 

Männer keineswegs die Wortführer der herrſchenden Anſchau⸗ 
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ungen waren, ſondern einzelne, die ſich in ihrem Denken über 
das durchſchnittliche Niveau weit erhoben und auf die Maſſe 
des Volkes nur geringe Wirkung auszuüben vermochten. Und 
auch ſie wußten die Wittel nicht anzugeben, um die jeder ſtrafferen 

Organiſation entgegenſtehenden Hinderniſſe zu überwinden. Sie 

vermochten ſich weder von der Stellung Preußens innerhalb des 
neuen Deutſchland eine klare und mit den Lebensbedingungen des 

beſtehenden preußiſchen Staates verträgliche Anſchauung zu 

bilden, noch das Verhältnis des erſtrebten Bundesſtaates zu 

Oſterreich ſich genauer vorzuſtellen. Sie vergaßen, daß einer 
preußiſchen Hegemonie nicht nur der Geiſt des ſtarren Alt— 
preußentums ſelbſt, ſondern ebenſoſehr die Abneigung des Sü— 

dens und Weſtens von Deutſchland gegen dieſes Preußentum 

im Wege ſtand. Wan ſah hier in Preußen noch einen reinen 

Wilitärſtaat, der nur künſtlich durch Aberanſpannung aller ſeiner 

Kräfte zu Stellung einer Großmacht emporgehoben worden ſei; 

man fühlte ſich abgeſtoßen von dem ſtraffen und rückſichtsloſen 
Weſen, das teilweiſe in norddeutſcher Eigenart, teilweiſe in dem 
militäriſchen Urſprung Preußens ſeine Urſache hatte. Man 
glaubte vielfach ſchwere Gefahren für das deutſche Weſen und 
die deutſche Kultur in einer Vorherrſchaft Preußens erblicken 
zu müſſen. Auch darf man nicht vergeſſen, daß neben den Er— 

wägungen des Verſtandes, wie ſie Männern wie Gagern, 
Hanſemann, Pfizer und Dahlmann natürlich waren, für die 

Maſſen des Volkes überlieferte Anſchauungen und Gefühle eine 
entſcheidende Rolle ſpielten. Wie ſehr war man aber ſeit Jahr 
hunderten daran gewöhnt, Öfterreich als den führenden Staat 
Deutſchlands, den öſterreichiſchen Herrſcher als den von Natur 
und Geſchichte beſtimmten Träger der Kaiſerkrone zu betrachten! 

Gerade die romantiſche Richtung mit ihrer Vorliebe für das 
Althergebrachte mußte ſolche Gefühle verſtärken. Hat doch noch 
König Friedrich Wilhelm IV. von Preußen im März 1848 ge— 

ſagt, wenn die Krone Deutſchlands wieder erſtehen ſolle, ſo müſſe 
ſie Oſterreichs Herrſcher zieren, und mit Freuden wolle er dem 
Kaiſer bei ſeiner Krönung das ſilberne Waſchbecken halten. 

Aber wenn es auch vielleicht möglich geweſen wäre, allen dieſen 
widerſtrebenden Gefühlen und Stimmungen zum Trotz den 
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Bundesſtaat unter Preußens Führung ſchon damals zu ſchaffen, 

ſo hätte doch eine unerläßliche Vorbedingung erfüllt ſein müſſen: 
die leitenden Staatsmänner Preußens ſelbſt hätten entſchloſſen 
ſein müſſen, die geſamte Politik ihres Staates auf die Erreichung 
dieſes Zieles einzuſtellen und alle ſeine Machtmittel rückſichtslos 

dafür einzuſetzen. Denn man konnte Preußen nicht gegen ſeinen 

eigenen Willen an die Spitze von Deutſchland ſtellen. 

An ſich konnte für die preußiſchen Staatsmänner der Ge⸗ 

danke nichts Neues ſein, daß Preußen zu ſeiner eigenen Sicher⸗ 

heit und Stärke der engſten Verbindung mit dem übrigen Deutſch⸗ 

land bedürfe. Als Preußen durch die Waffentaten König Fried⸗ 

richs ſeinen Eintritt in die Reihe der europäiſchen Großmächte 

erzwang, war es nach der Ausdehnung ſeines Gebietes, der Zahl 

ſeiner Bewohner und dem Stande feiner materiellen Wacht⸗ 
mittel die kleinſte und ſchwächſte Großmacht. Der große König 

war ſich hierüber vollkommen klar und hat nach dem ſieben⸗ 
jährigen Kriege ſtets ſein Augenmerk darauf gerichtet, für den 

Fall künftiger Konflikte durch vorteilhafte Bündniſſe gedeckt zu 
ſein. Als den Gegner, deſſen Angriff vor allen Dingen zu 

fürchten ſei, mußte er immer Öfterreich betrachten, das den Ver⸗ 
luſt Schleſiens noch keineswegs verſchmerzt hatte. Es iſt bekannt, 
daß er die nötige Sicherung lange Zeit in einem engen Bündnis 

mit Rußland zu finden geglaubt hat; aber er mußte die Er⸗ 
fahrung machen, daß die kluge Beherrſcherin des Zarenreiches 

ſich keinen Augenblick beſann, ihn preiszugeben, ſobald ihr die 

Ausſicht winkte, durch eine friedliche Verſtändigung mit Hjter- 
reich Vorteile im Orient für Rußland zu erlangen. Für die 
ruſſiſche Politik konnte Preußen immer nur ein Stein im Schach⸗ 

brett ſein, der drohend in Bewegung geſetzt wurde, wenn Hiter- 
reich ſich nicht willfährig zeigte, aber unbeachtet zur Seite ſtehen 
blieb, wenn man auf den Donauſtaat durch andere Wittel wirken 
konnte. Da Friedrich der Große ähnliche Erfahrungen bereits 

früher mit Frankreich und England gemacht hatte, ſo iſt er am 
Abend ſeines Lebens auf den Gedanken gekommen, die unent⸗ 
behrliche Sicherung durch die Anbahnung engerer Beziehungen 

zu den übrigen deutſchen Fürſten zu gewinnen. Die Wöglichkeit 
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dazu wurde durch die ſcharf ausgreifende Politik des damaligen 

öſterreichiſchen Herrſchers, Kaiſer Joſefs II., gegeben; ſowohl 
ſeine Verſuche, die kaiſerlichen Rechte den Fürſten gegenüber 

ſtärker zu betonen, als ſeine offenkundigen Beſtrebungen, ſeine 

unmittelbare Herrſchaft namentlich auf Koſten Bayerns weiter 

in Deutſchland auszudehnen, hatten die bedeutendſten geiſtlichen 
und weltlichen Fürſten des Reiches mit heftigem Wißtrauen 

gegen ſeine Abſichten erfüllt, und ſie erblickten in dem König von 
Preußen ihren natürlichen Beſchützer gegen derartige Be— 
ſtrebungen. Aus dem Eintreten Friedrichs für den Beſitzſtand 
des Hauſes Wittelsbach ging der letzte feiner Kriege gegen Oſter— 
reich hervor, und der natürliche Ausdruck der hierdurch ge— 

ſchaffenen Lage war die Gründung des deutſchen Fürſtenbundes 
im Jahre 1785. Das Ziel des Bündniſſes war die Aufrecht⸗ 

erhaltung des Beſitzſtandes und der hergebrachten Rechte aller 
Teilnehmer, ſowie der Schutz der Reichsverfaſſung gegen die 
Abergriffe des Kaiſers. 

So wenig ſich auch verkennen läßt, daß der Fürſtenbund ein 
Erzeugnis der augenblicklichen politiſchen Lage geweſen iſt, und 
daß ſeinen Urhebern die Schöpfung eines dauernden engeren 

Vereins, der mit der Zeit die Reichsverfaſſung hätte erſetzen 

können, durchaus ferngelegen hat, ſo läßt ſich doch nicht leugnen, 
daß er bei längerer Wirkſamkeit zur Grundlage eines neuen Zu- 
ſtandes hätte werden können. Bekanntlich hat wenigſtens einer 
der Teilnehmer, Herzog Karl Auguſt von Sachſen⸗Weimar, der- 
artige Pläne gehegt und ausgeſprochen. Ich laſſe es dahingeſtellt, 
ob nicht König Friedrich, wenn er länger gelebt hätte, in dieſer 

7 Richtung weiter vorwärts gegangen ſein würde. Jedenfalls aber 
& bedeutete der Fürſtenbund den erſten Verſuch Preußens, die 
kleineren Staaten Deutſchlands unter ſeiner Führung zum 

Schutze der gemeinſamen Intereſſen gegenüber Oſterreich zu ver— 
eeinigen. 

Der Bund konnte nur jo lange Beſtand haben, wie die Rich— 
tung der preußiſchen Politik die gleiche blieb, und die Furcht der 
kleineren Staaten vor der Abermacht und den Ausdehnungs⸗ 
gelüſten Oſterreichs anhielt. Beide Bedingungen kamen ſchon 

nach wenigen Jahren in Fortfall. Die Tradition der frideri- 
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zianiſchen Politik wurden zwar nach dem Tode des großen Kö⸗ 
nigs noch eine Zeitlang durch ſeinen Schüler, den Grafen Hertz⸗ 

berg, aufrecht erhalten; aber der Ausbruch der franzöſiſchen Re⸗ 

volution und der Beginn ihrer Einwirkung auf Deutſchland 
ſchuf eine gänzlich veränderte Lage. König Friedrich Wilhelm I. 
ſah ſich veranlaßt, der gegen Oſterreich gerichteten Politik zu ent- 

ſagen, ja ſogar mit dem bisherigen Gegner ein Bündnis zur 

Bekämpfung der Revolution zu ſchließen; öſterreichiſche und 

preußiſche Truppen haben in den folgenden Jahren nebenein⸗ 

ander auf den Schlachtfeldern Frankreichs und der Rheinlande 
gegen die Heere der Revolution gekämpft. 

Dieſe Wendung der preußiſchen Politik iſt ſo bedeutſam und 

für die in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts verfolgte Riy- 
tung jo beſtimmend geweſen, daß wir ihren Urſachen unſere ge⸗ 

nauere Aufmerkſamkeit ſchenken müſſen. Man hat es dem 

preußiſchen König oft verdacht, daß er die Kräfte ſeines Staates 
für eine Sache einſetzte, die deſſen unmittelbaren Intereſſen fern⸗ 
lag, daß er ſich von Oſterreich und Rußland zu einem Prin⸗ 

zipienkriege beſtimmen ließ gegen einen Nachbarn, der Preußen 

nicht angriff, ſondern mit ihm in Frieden zu leben wünſchte. 

Sucht man aber dieſen auffallenden Entſchluß zu verſtehen, ſo 

zeigt ſich, daß der König allerdings der Meinung war, daß für 
ihn ein unmittelbares Intereſſe vorhanden ſei. 

Bisher hatten alle größeren europäiſchen Staaten auf dem 

gleichartigen Boden der monarchiſch-abſolutiſtiſchen Staatsauf⸗ 

faſſung beruht. Trotz aller Streitigkeiten und Rivalitäten unter⸗ 

einander fühlten ſich die Herrſcher dieſer Staaten als eine große 

Familie, und wenn man die häufigen Verſchwägerungen unter 

ihnen bedenkt, ſo waren ſie es eigentlich auch. Mit dem neuen 
„franzöſiſchen Staate, wie er aus dem Willen der Nationalver⸗ 

ſammlung hervorgegangen und vom Könige nur widerſtrebend 

anerkannt worden war, trat ein ganz neuartiges Gebilde in den 
Kreis der europäiſchen Mächte ein. War man bei den Nachbar⸗ 
völkern eine Zeitlang geneigt geweſen, es als gleichgültig an⸗ 
zuſehen, ob die Revolution in Frankreich ſiege, ja es ſogar als 

einen Vorteil für die eigene Macht zu betrachten, wenn Frank⸗ 
reich durch ſeine inneren Wirren lahm gelegt werde, ſo begann 
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ſich doch bald die Befürchtung zu regen, ob die Grundſätze, welche 
die Nationalverſammlung aufgeſtellt hatte, nicht über die Grenzen 

Frankreichs hinaus Schule machen und die benachbarten Völker 

dazu ermutigen würden, von ihren Fürſten ähnliche Ein- 
ſchränkungen ihrer Herrſchermacht, und von den bisher herr— 

ſchenden Geſellſchaftsſchichten die Opferung ihrer ererbten Privi⸗ 
legien zu verlangen. Dieſer Konſequenz ſchien ſich am beſten vor- 
beugen zu laſſen, wenn man dieſe Ideen in ihrem Urſprungslande 
ſelbſt bekämpfe und ausrotte, dem dortigen König ſeine 

Herrſcherſtellung zurückerobere und ihn in die Lage verſetze, nach 
freiem Ermeſſen darüber zu entſcheiden, ob und welche Rechte er 
jeinen Untertanen in Zukunft zugeſtehen wolle. Wären dieſe Be- 
fürchtungen nicht vorhanden geweſen, ſo würde wohl weder das 
Betteln der Emigranten noch die kleinen Streitigkeiten der elſäſſi⸗ 

ſchen Stände mit der Nationalverſammlung, noch die ge— 

ſchwollenen Reden der girondiſtiſchen Führer in Paris den Krieg 
herbeigeführt haben. Nicht für ein leeres Prinzip ergriffen die 

Herrſcher von Oſterreich und Preußen die Waffen; fie wurden 
ihnen vielmehr in die Hand gedrückt durch ſehr reale Befürch— 

tungen für die Zukunft der eigenen Dynaſtien und ihrer Wacht⸗ 
befugniſſe. Im 18. Jahrhundert hatte es zuweilen geſchienen, 
als ſeien die Fürſten ſchon zu Dienern des Staates geworden, 
wie es Friedrich der Große von ſich behauptete; das Intereſſe 
des Staates, die Staatsraiſon, ſchien alle ihre Handlungen zu 
leiten; jetzt aber wurde es durch die Feuerprobe der Revolution 

offenbar, daß ihnen im Grunde doch das Intereſſe ihrer Dy— 
naſtien über das ihrer Staaten ging; denn nur jenes, nicht dieſes, 

wurde durch die Revolution unmittelbar bedroht. 

Indem nun Preußen ſich an der Seite Oſterreichs in einen 
Kampf einließ, deſſen gewaltige Dimenſionen und lange Dauer 
niemand vorausberechnen konnte, beraubte es ſich der vollen 

Freiheit, ſeine Intereſſen in jedem Augenblicke mit voller Kraft 
wahrzunehmen. Das zeigte ſich beſonders, als Rußland die Ge- 

legenheit benutzte, um die polniſche Frage aufzurollen und in 
ſeinem Sinne zu löſen. Als man dies erkannte und ſich daher 

entſchloß, aus dem Kriege auszuſcheiden und den Frieden von 
Baſel zu ſchließen, wurde man doch die Furcht vor dem revolu— 
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tionären Frankreich und der von dorther drohenden Invaſion 
gefährlicher politiſcher Grundſätze nicht los. Die alte Rivalität 
gegen Oſterreich war von neuem erwacht, wurde aber an voller 
Betätigung durch jene Furcht vor dem neuen unheimlichen 

Gegner gehindert. So verſank Preußen ein Jahrzehnt lang in 

Tatloſigkeit und ſpielte die Rolle des neutralen Zuſchauers bei 
den furchtbaren Kämpfen, die Napoleons Emporkommen be⸗ 

gleiteten und ermöglichten. Auch in dieſer Lage drängte ſich den 

preußiſchen Staatsmännern von neuem der Gedanke auf, gegen 

beide Feinde einen Rückhalt an den kleineren deutſchen Staaten 
zu ſuchen. Aber die ſchüchternen Verſuche in dieſer Richtung 

führten zu keinem Erfolge, weil kein feſter Plan und Entſchluß 
dahinter ſtand, und weil die kleineren Staaten größere Vorteile 
von dem Anſchluß an den mächtigen franzöſiſchen Herrſcher er⸗ 

hofften und auch erhielten. 

Als Napoleon dann nach dem Siege über ſeine übrigen 
Gegner auch Preußen aus ſeiner Neutralität hinausdrängte und 

zum Kampf zwang, und als in dieſem Ringen das alte Preußen 
zugrunde ging, da verlor der Staat Friedrichs des Großen zu⸗ 

nächſt ganz den Charakter einer Großmacht. Mühſam, wie die 
anderen Beherrſcher der Kleinſtaaten auch, mußte König Friedrich 

Wilhelm III. nach dem Tilſiter Frieden ſich drehen und winden, 
um nur die Fortexiſtenz des kleinen Gebietes, das man ihm ge⸗ 

laſſen hatte, zu retten. Wir wiſſen, wie ihn dann die Flut der 
nationalen Bewegung mit ſich fortriß, und wie aus dem Kampf 

gegen Napoleon ein neuer preußiſcher Staat hervorging, der über 
größere Machtmittel verfügte, wie ſie Friedrich der Große jemals 

beſeſſen hatte. Es wäre zu verwundern geweſen, wenn ſich da⸗ 
mals in Preußen ſelbſt nicht auch der Gedanke von neuem ein⸗ 

geſtellt hätte, daß jetzt der Augenblick gekommen ſei, die 
friderizianiſche Politik wieder aufzunehmen und Preußen zur 

Vormacht Deutſchlands zu machen. Selbſt ein ſo ſtarrer 

preußiſcher Junker wie der Freiherr v. d. Marwitz erlag dem 
Reiz dieſer Zukunftsausſicht; er riet während des Wiener Kon⸗ 

greſſes, als noch die Erwerbung ganz Sachſens in Ausſicht ſtand, 

der König möge den Titel: „König der Teutſchen in Preußen 
und Sachſen“ annehmen, um die Abneigung der übrigen 
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Deutſchen gegen das ſpezifiſche Preußentum zu überwinden. Er 

ſagte zur Begründung ausdrücklich, die Idee eines gemeinſamen 

deutſchen Vaterlandes habe unzerſtörbar Wurzel gefaßt. „Wer 
ſich dieſer Idee bemächtigen wird, der wird herrſchen in Deutſch— 
land, denn er wird der lichte Punkt ſein, nach dem alle ſich hin⸗ 
wenden in trüben Zeiten.“ Der leitende Staatsmann, Fürſt 
Hardenberg, fand dieſen Gedanken erwägenswert; nur wollte er, 
der neuen Abgrenzung des Staates gemäß, lieber ſagen: „König 

von Preußen und der Deutſchen in Brandenburg, Sachſen und 

am Niederrhein.“ Ein Geheimbund zur Verbreitung ſolcher 
Ideen bildete ſich, an dem hohe preußiſche Beamte beteiligt 
waren; Hardenberg wußte auch darum und ließ es wenigſtens ge⸗ 

ſchehen. Man glaubte namentlich auf die oberen Klaſſen auch 
im ſüdlichen Deutſchland zählen zu dürfen, ja man hoffte ſogar, 
die Heere der kleineren Staaten für den deutſchen Geſamtſtaat 
unter Preußens Führung gewinnen zu können. 

Aber wir wiſſen auch, wie unheimlich gerade dieſe nationale 

Bewegung, ohne die man nicht hätte ſiegen können, dem König 
war. Gerade weil ſie Nation und Staat höher ſtellte als das 57 
Schickſal der Dynaſtien, erſchien ſie als vergiftet durch die revo— 
lutionären Grundſätze. Wie hätte er es billigen können, daß man 

die Offiziere und Soldaten gegen die eigenen Landesherren be— 
nutzen wollte! Die gleiche Befürchtung, welche die Dynaſtien zum 
Kampfe gegen Frankreich getrieben hatte, ließ ſie auch in der 

nationalen Bewegung im eigenen Vaterlande Gefahren ähn— 
licher Art ahnen. Und natürlich fehlte es nicht an Männern, die 
den preußiſchen König in dieſen Sorgen beſtärkten. Schon längſt 

war neben den unzufriedenen Elementen aus dem Adel der ge— 

ſchmeidige Ancillon in dieſer Richtung tätig. Und faſt unmittel- 
bar nach der Beendigung des Krieges erſchien die berüchtigte 

Schrift des Geheimrats Schmalz, in der alle Anhänger der Na- 
tionalpartei der jakobiniſchen Geſinnung beſchuldigt wurden, und 

in der zum erſten Male die dann immer wieder hervorgeſuchte 
Legende verbreitet wurde, daß es nicht die Begeiſterung des 
Volkes, ſondern nur die tiefe Weisheit des Königs und der un- 
bedingte Gehorſam der Bevölkerung geweſen ſei, was den Staat 
gerettet und zu neuer Macht geführt habe. Friedrich Wilhelm 
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ließ ſich um ſo leichter ganz in das Netz dieſer Gedanken ein⸗ 

ſpinnen, als auch Wetternich, den er für den bedeutendſten 

Staatsmann Europas hielt, fortwährend in dem gleichen Sinne 

auf ihn einwirkte. In Oſterreichs Intereſſe lag es natürlich, wenn 

Preußen von den nationalen Beſtrebungen durch eine möglichſt 5 

tiefe Kluft getrennt blieb; im Intereſſe Preußens lag das gewiß a 
nicht; aber der König fühlte fich durch die Waffenbrüderſchaft 
der letzten Kämpfe und den gemeinſamen Gegenſatz gegen die 

Grundſätze der Revolution fo feſt mit Öjterreich verbunden, daß 1 
er keinen weſentlichen Unterſchied der Intereſſen beider Staaten 5 

anerkannte. Konnte er doch ſogar jagen, er betrachte den Fürſten 

„Wetternich auch als ſeinen erſten MWiniſter. 

Solange dieſe Stimmung anhielt, ſolange alle Männer, die 

ſich zu nationalen Geſinnungen bekannten, in Preußen als De⸗ 

magogen verfolgt wurden, ließ ſich von dieſem Staate ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht erwarten, daß er eine Politik im Sinne von 
Gagern, Hanſemann und ihren Geſinnungsgenoſſen treiben 

werde. Es muß daher von vornherein ſehr fraglich erſcheinen, 

ob in der Wirtſchaftspolitik Preußens, die ſchließlich in der 

Gründung des Zollvereins gipfelte, wirklich der Geſichtspunkt 

mitgewirkt haben kann, daß Preußen die wirtſchaftliche Führung 

in Deutſchland ergreifen müſſe, um dadurch die politiſche Füh⸗ 

rung vorzubereiten. Der Zollverein iſt ja ſo oft als eine wichtige 

Vorſtufe in der Entwicklung der politiſchen Einheit Deutſchlands 
dargeſtellt und geprieſen werden, daß es ſich wohl verlohnt, ein⸗ 
mal zu fragen, ob er wirklich eine derartige Tragweite gehabt hat. 

Die erſte Maßregel Preußens, die den Anſtoß zu allen wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Verhandlungen mit den Nachbarſtaaten ge⸗ 

geben und ſchließlich, wenn auch auf mancherlei Umwegen, zur 

Gründung des Zollvereins hingeführt hat, iſt bekanntlich das 
Zollgeſetz von 1818 geweſen. Es verdankte ſeinen Urſprung 

lediglich den eigenen wirtſchaftlichen und finanziellen Bedürf⸗ 
niſſen des preußiſchen Staates. Die Abſicht ſeiner Urheber war, 
aus den verſchiedenartigen Gebietsteilen, die durch die Wiener 

Verträge zu einem neuen Staatsweſen vereinigt weren, ein ein⸗ 

heitliches preußiſches Handels⸗ und Verkehrsgebiet zu machen, 
die noch beſtehenden Binnenzölle zwiſchen einzelnen Landesteilen 
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und den früher ſelbſtändigen Staaten zu befeitigen, und die Er⸗ 
hebungskoſten der Zölle ſo weit herabzudrücken, daß ſie nicht 
mehr wie bisher den größten Teil des geſamten Ertrages ver— 
ſchlängen. Dies ſchien nur erreichbar, wenn man die Erhebung 
ausſchließlich an der Staatsgrenze ſtattfinden laſſe, und der Ver— 

zollung ein einfaches Berechnungsſyſtem auf Grund des Ge— 

wichtes anſtatt des Wertes zugrunde lege. Solche Artikel, bei 

denen der Ertrag vorausſichtlich die Mühe der Verhinderung 

des Schmuggels nicht gelohnt hätte, ſollten überall frei bleiben. 
Die eigentümliche Geſtaltung der langgeſtreckten preußiſchen 
Grenzen war es auch, die zur Hereinziehung der kleineren, ganz 
von preußiſchem Gebiete umſchloſſenen Beſitzungen anderer 
deutſcher Staaten zwang und die Aufnahme ganzer benachbarter 
Staaten in das preußiſche Zollſyſtem nahelegte. Denn jede An⸗ 

gliederung, die das Zollgebiet abrundete und vergrößerte, mußte 

die zu bewachende Grenze verkürzen, die Koſten der Zollerhebung 

herabmindern und zugleich die Einnahmen vermehren. Die An⸗ 

ſchlußverträge, zu denen Schwarzburg und Anhalt unter An⸗ 
wendung ziemlich ſtarken Druckes von Preußen genötigt wurden, 

ſind ganz aus dieſen Geſichtspunkten zu erklären. 
Etwas anders liegt die Sache bei demjenigen Vertrage, der 

gewöhnlich, und durchaus mit Recht, als das Muſter der ſpäteren 

Zollvereinsverträge betrachtet wird, dem mit Heſſen-Darmſtadt 
von 1828. Hier handelte es ſich um ein Land, das nur an wenigen 

Stellen loſe mit dem preußiſchen Staatsgebiet zuſammenhing, 
an dem überwiegenden Teile ſeiner Grenze aber durch Kur— 
heſſen im Oſten und Naſſau im Weſten von Preußen getrennt 
war. Die Anregung zu dem Vertrag ging von Heſſen-Darmſtadt 

aus, das feine ſchlechten Finanzen durch Anteil an den preußi- 
55 ſchen Zolleinnahmen aufzubeſſern ſtrebte. In Berlin war man 

anfangs wenig geneigt, darauf einzugehen, weil dadurch nicht 
eine Verkürzung, ſondern eine Verlängerung der zu bewachenden 
Grenze herbeigeführt werden mußte. Auch war eine erhebliche 
Steigerung der eigenen Zolleinnahmen nicht zu erwarten, ſon⸗ 

1 dern eher eine Verminderung, wenn man Heſſen-Darmſtadt ge— 

mäß dem bei früheren Anſchlußverträgen angewendeten Prinzip 
die Verteilung des Geſamtertrages nach Maßgabe der Bevölke— 

Brandenburg, Die Reichsgründung J. 5 
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rungszahl zugeſtand. Es war namentlich das Verdienſt des ge⸗ 
nialen Finanzminiſters von Wotz, daß man ſchließlich dieſe finan⸗ 
ziellen Bedenken zurückſtellte und den Anſchlußvertrag, ſogar 
unter Anerkennung vollkommen ſelbſtändiger Erhebung der Zölle 
durch Heſſen⸗Darmſtadt, wenn auch natürlich auf Grund des 
preußiſchen Zolltarifs, abſchloß. Motz hat es offen ausgeſprochen, 

daß für ihn der finanzielle Verluſt reichlich aufgewogen werde 
durch die bloße Tatſache, daß ſich ein größerer deutſcher Staat 
freiwillig dem bisher von den mittleren Staaten als eine Feind⸗ 

ſeligkeit Preußens gegen das übrige Deutſchland verſchrieenen 
Zollſyſtem anſchließe. Er hoffte, daß Heſſens Vorgang bald bei 
anderen Staaten Nachahmung finden werde. In der Tat hat der 

Abſchluß dieſes Vertrages, der faſt gleichzeitig mit dem Zoll⸗ 
bündnis zwiſchen Bayern und Württemberg zuſtande kam, den 
übrigen deutſchen Staaten die Notwendigkeit zum Bewußtſein 
gebracht, ſich im Intereſſe ihres eigenen Wirtſchaftslebens in 
ein größeres Verkehrsgebiet einzugliedern. Namentlich als 

Preußen ſich mit den ſüddeutſchen Staaten über die Köpfe der 
kleinen thüringiſchen Fürſten hinweg verſtändigte, wurde dieſe 

Erkenntnis lebendig und hat dann bekanntlich dazu geführt, daß 

durch den Vertrag von 1834 und den bald darauf erfolgenden 
Beitritt von Baden, Naſſau und Frankfurt der Zollverein für 

Deutſchland, mit Ausſchluß Oſterreichs, Hannovers, Oldenburgs 
und der Hanſaſtädte in Wirkſamkeit treten konnte. | 
Wenn man ſich aber fragt, ob die preußiſchen Staatsmänner 

1828 durch politiſche Erwägungen zum Eingehen auf die heſſiſchen 

Anträge beſtimmt worden ſind, und ob es in ihrem Sinne gelegen 

hat, den politiſchen Einfluß Preußens auf die übrigen deutſchen 
Staaten zu verſtärken, ſo wird man darauf doch verneinend ant⸗ 1 
worten müſſen. Von dem König ſteht es feſt, daß er von ſeinen 
Miniſtern die ſorgſamſte Reſpektierung der Souveränitätsrechte 

der übrigen Fürſten gefordert hat. Bei Wotz, der kein geborener 
Preuße war, erſcheint der politiſch⸗unitariſche Zug des Denkens 
am ſchärfſten ausgeprägt. Er glaubte, daß der wirtſchaftliche Zu⸗ 
ſammenſchluß den politiſchen vorbereiten und erleichtern werde, 

und äußerte gelegentlich die Hoffnung auf eine gemeinſame aus⸗ 
wärtige Politik der Zollvereinsſtaaten. Aber auch bei ihm und 
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ſeinen Witarbeitern ſtand der politiſche Geſichtspunkt doch nicht 

in erſter Linie, wenn ſie auch im allgemeinen eine Stärkung 
des preußiſchen Einfluſſes auf die kleineren Staaten erhofften. 

Wenn ſie die finanziellen Nachteile des Vertrages mit in den 
Kauf nahmen, ſo taten ſie es aus der weitblickenden, aber rein 
nationalökonomiſchen Aberlegung heraus, daß der augenblickliche 
wirtſchaftliche Nachteil in der Zukunft wirtſchaftliche Vorteile er- 

warten laſſe. Sie hofften, wie es ja auch geſchehen iſt, eine Reihe 

von anderen Staaten durch die Aufnahme Heſſens ebenfalls all- 
mählich zum Anſchluß an das preußiſche Zollſyſtem zu bringen, 

wodurch dann ein größeres, in ſich lebensfähigeres und leichter zu 
bewachendes Verkehrs- und Wirtſchaftsgebiet entſtehen mußte. 

So wird man alſo jagen dürfen, daß die Gründung des Zoll⸗ 
vereins, ſoweit die preußiſche Politik dabei in Frage kommt, nicht 
eigentlich als ein Eingehen auf die nationalen Wünſche und Hoff⸗ 
nungen betrachtet werden kann, ſondern in erſter Linie aus den 
wirtſchaftlichen Bedürfniſſen Preußens ſelbſt erklärt werden muß. 
Daß er ſchließlich nicht nur Preußen, ſondern dem geſamten 
Deutſchland zugute gekommen iſt, beweiſt nur, in wie hohem 
Grade die Intereſſen Preußens und Deutſchlands auch auf dieſem 

Gebiete identiſch waren. Preußen konnte auf die Dauer ſo wenig 
wirtſchaftlich ohne Deutſchland exiſtieren, wie Deutſchland ohne 
Preußen, während Oſterreich ein ganz anders geartetes Wirt- 
ſchaftsſyſtem und demgemäß auch eine andere, auf Beharrung 
und Abwehr der modernen induſtriellen Entwicklung gerichtete 
Wirtſchaftspolitik hatte. 

Die Bedeutung des Zollvereins für die Entwicklung der poli— 
tiſchen Einigung pflegt gewöhnlich überſchätzt zu werden. Vielleicht 
kann man ſagen, daß in der Verfaſſung des Zollvereins bereits 
manche Elemente enthalten waren, die ſpäter bei der Löſung der 
politiſchen Einigungsfrage benutzt und weitergebildet werden 
konnten. Man könnte dabei an die formelle Gleichberechtigung 

aller Teilnehmer bei tatſächlich entſcheidendem Abergewicht 
Preußens, namentlich in den Verhandlungen mit auswärtigen 
Staaten, denken, oder an die Methode, wie durch Verhandlungen 

mit den Einzelſtaaten ohne ſichtbare Anwendung eines Druckes 
der Zuſammenſchluß erreicht wurde. Aber das waren ſchließlich 
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doch Wege und Ziele, die durch die Struktur Deutſchlands ge⸗ 
boten waren, und auf die man ſpäter auch hätte geführt wer den 

müſſen, wenn der Zollverein nicht exiſtiert hätte. Deſſen Organi⸗ 

ſation war übrigens eine äußerſt lockere; in der Generalzoll⸗ 

konferenz war Einſtimmigkeit für jeden Beſchluß erforderlich. 

Seine Kompetenz war ſtreng auf Zollfragen und unmittelbar 
damit im Zuſammenhang ſtehende wirtſchaftliche Dinge, wie z. B. 

Münzangelegenheiten, beſchränkt. Ohne Zweifel hat der Weg⸗ 

fall vieler trennender Schranken zwiſchen den einzelnen deutſchen 

Ländern, die gerade im täglichen Leben von jedem Geſchäftsmann 

und jedem Reiſenden läſtig empfunden wurden, das Bewußt⸗ 

ſein der engeren Zuſammengehörigkeit aller Deutſchen geſteigert. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus läßt ſich begreifen, daß der biedere 
Hoffmann von Fallersleben alle die guten Sachen, die in dem 
Verein der Verzollung unterworfen wurden — „Schwefelhölzer, 

Fenchel, Bricken, Kühe, Käſe, Krapp, Papier“ —, in begeiſterten 
Verſen anredete und ihnen ſeinen Dank darbrachte: 

Was kein Geiſt je konnte machen, 

Ei, das habet ihr gemacht. 
Denn ihr habt ein Band gewunden 

Um das deutſche Vaterland, 

Und die Herzen hat verbunden 
Mehr als unſer Bund dies Band. 

Sicherlich hat der zollpolitiſche Zuſammenſchluß die große wirt⸗ 
ſchaftliche Entwicklung der folgenden Jahrzehnte erleichtert, viel⸗ 
leicht erſt ermöglicht und das Ausland allmählich daran gewöhnt, 
Deutſchland als ein wirtſchaftliches Ganzes zu betrachten. Auch 

hat die Gründung des Zollvereins eines der wichtigſten Lebens⸗ 
gebiete dem Einfluß des Bundestags entzogen und damit die 
Wachtloſigkeit dieſer angeblichen Zentralregierung immer deut⸗ 

licher an den Tag gebracht. | 15 
Aber mußte die Begründung eines einheitlichen Wirtſchafts⸗ 

gebietes notwendig auch die politiſche Einigung befördern? Lag 

nicht ſogar eine gewiſſe Gefahr für die Einheitsbewegung darin? 

Alle Kreiſe, die lediglich aus wirtſchaftlichen Motiven daran 
intereſſiert waren, daß die Zerſplitterung Deutſchlands aufhöre, 
die alſo nur einheitliche Maße, Münzen, Gewichte, Zölle, kurz 
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alles, was ihnen den Betrieb ihrer Geſchäfte innerhalb des 
größeren Vaterlandes erleichterte, wünſchten, alle dieſe konnten 
ja völlig zufrieden ſein mit dem, was der Zollverein ihnen bot 
oder verhieß; ſie hatten gar keinen Anlaß, mehr zu verlangen. 

Für ſie wäre die politiſche Einigung Deutſchlands nur dann ein 
erſtrebenswertes Ziel geweſen, wenn ſich ohne ſie die wirtſchaft— 

liche Einigung nicht hätte erreichen laſſen; nachdem aber dieſe un- 
abhängig von jener erreicht war, ließ ſich vom rein wirtſchaft⸗ 
lichen Standpunkt aus kein Wotiv mehr denken, nach einem 

engeren politiſchen Zuſammenſchluß Deutſchlands zu ſtreben. 
Und weiter: Hat der Zollverein wirklich während des 

Menſchenalters, während deſſen er ohne die politiſche Einheit 
beſtand, in irgendeiner Beziehung auf das politiſche Leben ein- 

gewirkt? Ich wüßte nicht eine einzige Tatſache anzuführen, die 
dafür ſprechen könnte. Trotz der Exiſtenz des Zollvereins haben 
die ſüddeutſchen Staaten und Kurheſſen in der ſchweren Zeit der 
Kämpfe um die preußiſche Union von 1848 bis 1850 auf der Seite 
Oſterreichs geſtanden; trotz des Zollvereins haben alle dieſe 
Staaten ſich 1866, als es ſich um den Entſcheidungskampf über 
Deutſchlands Zukunft handelte, wiederum auf die Seite Öfter- 
reichs geſtellt. Nichts kann deutlicher zeigen, daß die führende 
Stellung, die Preußen im Zollverein und damit auch im ge— 
ſamten wirtſchaftlichen Leben des außeröſterreichiſchen Deutſch— 
land gewonnen hatte, dieſem Staate keineswegs einen über— 

wiegenden politiſchen Einfluß auf die im Verein zufammen- 
geſchloſſenen Staaten gewährte. Im Gegenteil, dieſe Staaten, die 
im Intereſſe ihrer Finanzen dem Zollverein hatten beitreten 
müſſen, waren nur um ſo eifriger beſtrebt, ihre volle politiſche 
Unabhängigkeit von Preußen zu wahren, und der Zollvereins— 

vertrag bot keine Möglichkeit, fie in anderen wie rein wirtſchafts— 

politiſchen Fragen zu beeinfluſſen. 
Es ſteht mit dieſen Erwägungen nicht im Widerſpruch, daß 

Oſterreich ſich ſtets aufs eifrigſte bemüht hat, den Zollverein zu 
zerſprengen, weil es in ſeiner Exiſtenz eine Steigerung der preu— 

ßiſchen Macht erblickte. Denn die Gefahr lag immerhin nahe, 
daß Preußen, nachdem allen klar geworden war, daß es für eine 
günſtige Geſtaltung des Wirtſchaftslebens in den kleineren und 
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mittleren Staaten ausſchlaggebend ſei, einmal verſuchen könne, 
ſeine wirtſchaftliche Machtſtellung zu politiſchen Zwecken aus⸗ 
zunutzen und etwa die gefürchtete Waffe der Kündigung des Zoll⸗ 
vereins drohend gegen diejenigen zu richten, die ſich in der Politik 

nicht der preußiſchen Führung anſchließen wollten. Dieſe Mög⸗ 
lichkeit war gewiß vorhanden, und deshalb erſchien der Zoll⸗ 

verein Hfterreich gefährlich; aber ebenſo gewiß iſt es auch, daß 
Preußen ſie nie benutzt hat. Denn wie der Zollverein von 

Preußen nicht deshalb ins Leben gerufen war, um ſeine poli⸗ 
tiſche Stellung in Deutſchland zu verſtärken, ſo iſt er auch ſpäter⸗ 
hin nie für dieſe Zwecke benutzt worden. Ein ſolches Vorgehen 

hätte ganz außerhalb der Richtung gelegen, die Friedrich Wil⸗ 
helm III., Friedrich Wilhelm IV. und ihre Staatsmänner, ja 

ſogar der Prinzregent Wilhelm verfolgten. Zwar hat man 
während der Revolution von 1848 verſucht, an den Zollverein 

anzuknüpfen, aber dieſe Beſtrebungen fanden kein Verſtändnis 
und blieben wirkungslos. Erſt Bismarck hat den Zollverein als 
ein Wittel preußiſcher Machtpolitik und zugleich nationaler Ein⸗ 
heitsbeſtrebungen zu benutzen verſtanden, wie wir ſpäter zu 
ſchildern haben werden. 
Es wird demnach trotz des Zollvereins dabei bleiben müſſen, 

daß Preußen in der Zeit der Reſtauration keine Neigung gezeigt 

hat, auf die nationalen Beſtrebungen einzugehen. 
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Zweites Kapitel 

Liberalismus und Demokratie in Deutſchland; 

ihr Verhältnis zur nationalen Frage 

eben den nationalen Wünſchen, ja ſogar lauter und 
dringender als dieſe, vernehmen wir in den Jahrzehnten 

der Reſtauration in Deutſchland die Forderung nach einer 
freieren Geſtaltung der Verfaſſung und des geſamten Staats- 
lebens. Und als in der Revolution von 1848 der erſte Verſuch 
gemacht wurde, die nationalen Beſtrebungen zu verwirklichen, 
wollte man damit zugleich die Erfüllung der wichtigſten liberalen 
Forderungen verbinden. Nicht immer ſtanden beide Ziele in 
vollem Einklang miteinander, oft kreuzten ſich nationale und 
liberale Wünſche oder ſchienen einander ſogar auszuſchließen; 
aber bald ſtellten ſich zwiſchen beiden Ideen die engſten Wechjel- 
beziehungen her. Woher kamen dieſe liberalen Beſtrebungen? 
Welches war ihr Ziel und ihr Inhalt? 

Als die Grundlage des liberalen Denkens muß die Forderung 
möglichſter Freiheit des Einzelnen gegenüber dem Staate be— 
trachtet werden. Mögen wir die Beſtrebungen der engliſchen Whigs 
während des 17. und 18. Jahrhunderts, die Theorien Lockes oder 
Montesquieus oder endlich die Ziele der liberalen Gruppen 
während der franzöſiſchen Revolution oder zu Anfang des 
19. Jahrhunderts betrachten, überall tritt uns dieſe Grundforde— 
rrung entgegen. Man will Freiheit des religiöſen Glaubens, 
Freiheit des Wortes, der Perſon, des Eigentums, der wirt- 
ſchaftlichen Betätigung überhaupt; man ſtellt Grenzen auf, die 
der Staat nicht überſchreiten darf, ohne ſich einer Verletzung der 
heiligſten Rechte des Individuums ſchuldig zu machen; der Ein- 
zelne ſoll ein Gebiet für ſich haben, in dem er ſicher iſt, nur ſeinem 
eigenen Willen folgen zu müſſen. Zugleich ſollen aber auch die 
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Schranken fallen, welche die Kräfte der übrigen Volksgenoſſen 
bisher zugunſten einer kleinen Zahl rechtlich Privilegierter an 

freier Entfaltung und Betätigung gehindert haben; daraus ent⸗ 

ſpringt das Verlangen nach Gleichheit vor dem Geſetz, das ſich 
bei den Liberalen nicht auf Beſeitigung der geſellſchaftlichen und 
wirtſchaftlichen Unterſchiede überhaupt, ſondern nur auf das 

Verſchwinden der die Freiheit einſchränkenden rechtlichen Unter⸗ 

ſchiede richtete. 

Wan hat wohl geſagt, dieſe Grundgedanken entſtammten dem 

Zeitalter der Aufklärung, und hat deren individualiſtiſche Welt⸗ 

anſchauung auch für die Entſtehung des Liberalismus verant⸗ 
wortlich gemacht. Als ob nicht der Trieb nach Selbſtändigkeit 

und Behauptung der eigenen Perſönlichkeit zu allen Zeiten vor 4 

handen und jeder kräftigen Natur angeboren wäre! Wenn ſich 

dieſe Gedanken aber gerade im 17. und 18. Jahrhundert zu be⸗ 
ſtimmten politiſchen Forderungen verdichtet und zu einem Syſtem 

zuſammengeſchloſſen haben, ſo werden wir den Grund dafür weit 

weniger in der Anſchauungsweiſe der Aufklärung, als in den 

politiſchen Zuſtänden jener Zeit zu ſuchen haben. Der Liberalis⸗ 
mus iſt überall da in Erſcheinung getreten, wo der Abſolutismus 
herrſchend geworden war oder wenigſtens zur Herrſchaft zu 

kommen ſtrebte. Denn der Abſolutismus bedeutete an ſich die 
konſequenteſte Negation aller perſönlichen Freiheitsrechte der ein⸗ 

zelnen Staatsbürger. Er ging von dem Grundſatz aus, daß es 

dem Willen des Herrſchers gegenüber keinerlei ſelbſtändiges Recht 
gebe, ſei es bei Korporationen oder bei Einzelnen; er erlaubte 

ſich jeden willkürlichen Eingriff in Freiheit und Eigentum der 
Bürger und unterdrückte mit allen Witteln der Gewalt jede 

Außerung einer perſönlichen Überzeugung, die mit derjenigen des 
Herrſchers nicht im Einklang ſtand. Aus der Erbitterung hier⸗ 

über und im Kampf gegen dieſe keinerlei Grenzen der willkürlich 

ausgeübten Staatsmacht kennenden Praxis iſt der Liberalismus 

als praktiſch wirkſame politiſche Macht hiſtoriſch entſtanden. Sein 
oberſtes Ziel war und blieb immer, ſolche Willkür unmöglich 

zu machen. Als die ſchlimmſten Feinde der Freiheit galten ihm 

diejenigen Elemente, die den Abſolutismus geſtützt und getragen 

hatten, die Bureaukratie und das ſtehende Heer. 
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Damit ſoll natürlich nicht geſagt ſein, daß die Weltanſchauung 
der Aufklärung gar keinen Einfluß auf das Entſtehen und Er⸗ 
ſtarken der liberalen Forderungen gehabt habe. Wäre noch die 

Anſchauungsweiſe des Wittelalters oder der Reformationszeit 

unter den oberen Schichten der Bevölkerung herrſchend geweſen, 
ſo hätte auf politiſchem Gebiet der Grundſatz von der unbedingten 

Gehorſamspflicht der Untertanen gegenüber der von Gott ein- 
geſetzten Obrigkeit nach wie vor Geltung behalten müſſen, und 
es hätte den Beherrſchten jedes Recht abgeſprochen werden 
müſſen, der Macht des abſoluten Herrſchers Schranken zu ſetzen, 
abgeſehen höchſtens von dem einen Falle, daß er Befehle er— 

teile, die gegen die Gebote Gottes oder die Vorſchriften der Kirche 
gingen. Weitere Einſchränkungen der Herrſchermacht im Intereſſe 
der Freiheit und Würde der Einzelperſönlichkeit zu fordern, 
wurde erſt möglich, nachdem man ſich gewöhnt hatte, das Staats⸗ 
leben als eine menſchliche Einrichtung anzuſehen, deren Aus⸗ 
geſtaltung von den allgemeinen Eigenſchaften der menſchlichen 

Natur und den wechſelnden Bedürfniſſen der Völker und Zeiten 
abhängen müſſe. Dies war die Vorſtellung, die ſchließlich der 
vielgeſchmähten Lehre des Naturrechts, daß der Staat auf Ver— 
trag beruhe, zugrunde lag und dieſer ihre relative Berechtigung 

gab. Daß aber die menſchliche Einzelperſönlichkeit an ſich ſelbſt 
wertvoll und im letzten Grunde Träger und Urſache aller Rultur- 
erſcheinungen ſei, war nicht nur die Meinung der Vorkämpfer der 

Aufklärung, ſondern ebenſo die Aberzeugung unſerer Klaſſiker 
und im Grunde ſelbſt der Romantiker. Denn wenn die Romantik 
auch die politiſchen Einrichtungen als ſolche aus dem geheimnis- 
vollen Urquell der Volksſeele hervorgehen ließ, jo ſchrieb fie 

doch dem begabten und ſelbſtbewußten Individuum das Recht 
zu, ſich gegen die herrſchende Konvention auf allen Gebieten auf⸗ 
zulehnen und zu behaupten. Inſofern führten von allen geiſtigen 
Strömungen, die wir zu Anfang des 19. Jahrhunderts wahr— 

nehmen, Seitenarme und Kanäle genug zum Liberalismus hin. 
Denn auch deſſen Vorkämpfer haben — von vereinzelten Aus— 
nahmen abgeſehen — keineswegs den Gedanken vertreten, daß 

der Staat nur um des Individuums willen da ſei und ſich ſeinen 
Zwecken unterzuordnen habe, ſondern ſie haben nur danach ge— 
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ſtrebt, die Einzelperſönlichkeit als eine gleich wertvolle und gleich⸗ 
berechtigte Macht neben dem Staate zur Geltung zu bringen 
und die richtige Grenzlinie zwiſchen der Wirkungsſphäre von 

Staat und Individium zu finden. | | 
Der Liberalismus war als Stimmung der Gebildeten gegen⸗ 

über dem beſtehenden Staate auch in Deutſchland ſchon im 
18. Jahrhundert vorhanden, ohne indes ein gemeinſames, feſt⸗ 

formuliertes Programm zu beſitzen. Von einer Organiſation der 

Gleichgeſinnten konnte damals natürlich überhaupt keine Rede 
ſein; organiſierte Parteien können ſich nur in ſolchen Staaten 
bilden, in denen die Bevölkerung ein geſetzmäßiges Organ zur 

Geltendmachung ihrer Wünſche beſitzt. Im abſoluten Staate 
kann es ſolche Vereinigungen nur in der Form von Geheim⸗ 
bünden oder Verſchwörungen geben. Auch der Verlauf der fran⸗ 

zöſiſchen Revolution, der von den Gebildeten Deutſchlands mit 
Eifer verfolgt wurde, konnte nicht dazu beitragen, die liberal 
Denkenden auf ein beſtimmtes Programm zu vereinigen. Schon 

die Verfaſſung von 1791, die dem Königtum kaum noch eine 

Selbſtändigkeit ließ, ging vielen zu weit; die Abſetzung und Ent⸗ 
hauptung des Königs, das Wüten der Schreckensmänner, die 

daraus erfolgende Anarchie, die zuletzt mit der Gewaltherrſchaft 

eines ſiegreichen Generals endigte, alles das wirkte auf die 

meiſten ernüchternd und abſchreckend. Nur wenige blieben, wie 
Kant, der Meinung, daß die Männer der Revolution trotz aller 

Fehler und Ausſchreitungen doch auf dem richtigen Wege ge⸗ 
weſen ſeien, und daß man mit der nötigen Vorſicht aus dem, 

was ihnen gelungen und mißlungen ſei, etwas lernen könne. 
Aber wenn man auch von einem wirklichen Programm der 

Liberalen damals noch nicht reden kann, ſo laſſen ſich doch einige 
gemeinſame Grundzüge ihres Denkens aufzeigen. Man glaubte 
allgemein, das beſte Wittel zur Beſeitigung des Abſolutismus 
und zur Wahrung der perſönlichen Freiheit darin zu erblicken, 

daß die Macht des Herrſchers vertragsmäßig beſchränkt werde 
. eine Verfaſſung, die ſeine Befugniſſe genau feſtſetze, ebenſo 

aber auch die Rechte der Einzelnen als Menſchen und Bürger 

genau formuliere und ſichere. Hierbei ſchwebte den meiſten in 
mehr oder minder klarer Weiſe das Bild der engliſchen Ver⸗ 
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faſſung vor Augen, weniger jo, wie ſie jeit dem 17. Jahrhundert 
wirklich beſtand, als wie ſie Locke und Montesquieu aufgefaßt und 
mundgerecht gemacht hatten. 

Sollte die Verfaſſung dem Inhaber der oberſten Staatsgewalt 
ein für allemal den Kreis abſtecken, innerhalb deſſen er ſich zu 
halten habe, ſo galt es außerdem, noch geeignete Vorkehrungen 
zu treffen, daß ihre Beſtimmungen nicht von einem rückſichts⸗ 
loſen Herrſcher durchbrochen werden könnten. Das geeignete 
Wittel hierzu glaubte man in der Teilung, oder beſſer geſagt, 
der gegenſeitigen Hemmung und Kontrolle der Gewalten zu 

finden. Wenn man die Haupttätigkeiten der Staatsgewalt in ver⸗ 
ſchiedene Hände legte, wenn man neben dem Herrſcher einer aus 
dem Vertrauen des Volkes hervorgegangenen Gewalt Anteil an 
der Staatsleitung und das Recht zur Ausübung einer wirkſamen 
Kontrolle gewähre, hielt man die politiſche Freiheit für verbürgt 

und jeden Mißbrauch der Staatsgewalt für ausgeſchloſſen. Ich 
kann die verſchiedenen Wandlungen, die dieſe Lehre von Locke und 

Wontesquieu an bis in das 19. Jahrhundert hinein durchgemacht 
hat, hier nicht eingehender ſchildern. Als die zu Beginn des 
19. Jahrhunderts am weiteſten verbreitete Meinung kann es 

gelten, daß die Exekutive (d. h. außer der Verwaltung auch die 
auswärtige Politik und Kriegführung) in der Hand des Mon⸗ 

archen bleiben müſſe, jedoch unter einer gewiſſen Kontrolle der 
geſetzgebenden Gewalt und unter Einſchränkung der Wacht des 

Berufsbeamtentums durch die Selbſtverwaltung; die Geſetz— 
gebung ſollte im Prinzip der Volksvertretung zuſtehen, aber unter 
einer gewiſſen Witwirkung des Herrſchers. Die Rechtſprechung v 

endlich müſſe in der Hand eines von den beiden anderen Fak⸗ 

toren unabhängigen Richterſtandes liegen und nur zu Hilfe ge- 
rufen werden, falls zwiſchen den beiden anderen Gewalten Un— 

einigkeit über das Maß und die Anwendung ihrer Rechte 

entſtehe. 
Heerrſcher und Parlament ſollten alſo die beiden Pole des ge- 
ſamten Staatslebens fein. Aber die Zuſammenſetzung der Volks— 
vertretung herrſchte unter den älteren Liberalen durchaus die 
Meinung vor, daß man das Wahlrecht keineswegs unterſchieds⸗ 
los jedem einzelnen Witgliede der Staatsgemeinſchaft zubilligen 
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könne. Sie wollten den politiſchen Einfluß den gebildeten und be⸗ 
ſitzenden Klaſſen ſichern, aus denen die Wortführer im Kampfe 
gegen den Abſolutismus hervorgegangen waren, und die nach 

ihrer Anſicht allein imſtande waren, die Intereſſen des Volkes 
richtig zu würdigen und zum Ausdruck zu bringen. Gewöhn⸗ 

lich nahm man eine allmähliche Ausdehnung des Wahlrechts 
gemäß der Zunahme der Volksbildung und dem Wachstum des 

politiſchen Verſtändniſſes in Aussicht. 

Aber die genaue Abgrenzung der Befugniſſe von Herrſcher und 

Parlament finden wir keine feſten gemeinſamen Anſchauungen. 

In der Richtung des ganzen liberalen Denkens lag es, dieſen 

beiden Inſtanzen möglichſte Selbſtändigkeit und Gleichberechti⸗ 

gung zu wahren. Sollte es aber zu einem Konflikt zwiſchen 
beiden kommen und eine Entſcheidung darüber notwendig werden, 

weſſen Wille denn ſchließlich der ausſchlaggebende ſein ſolle, ſo 
neigte man wohl im allgemeinen dazu, die größere Vernunft auf 

der Seite der Volksvertretung zu ſuchen, da man den Herrſcher 

als den Nachfolger des alten abſoluten Monarchen doch mit 

einem gewiſſen Wißtrauen betrachtete. 

Die hauptſächlichen liberalen Forderungen zu Anfang des 
19. Jahrhunderts waren alſo: ein verfaſſungsmäßig beſchränktes 

„Königtum; ein die Volksrechte wahrendes Parlament, gewählt 
von den oberen Volksklaſſen; ein unabhängiger Richterſtand; Be⸗ 

ſchränkung der Staatstätigkeit auf diejenigen Gebiete, die nicht 

der Freiheitsſphäre des Individuums vorbehalten waren; Aus⸗ 
dehnung der Selbſtverwaltung gegenüber der bureaukratiſchen 
Bevormundung; endlich Beſeitigung der Standes privilegien und 
Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Geſetz. Keineswegs 
ſchwebte den Liberalen ein voller Umſturz des beſtehenden 

Staates und ſein Erſatz durch ganz neue, aus theoretiſchen Aber⸗ 
legungen gewonnene Einrichtungen vor; ſie wünſchten vielmehr 

überall an das Beſtehende anzuknüpfen und dieſes allmählich 
in der Richtung auf das ihnen vorſchwebende Ideal hin um⸗ 
zuwandeln. 3 
Wan hat oft gejagt, daß die volle Verwirklichung der liberalen 

Gedanken die Staatsgewalt derart ſchwächen müſſe, daß ſie ihre 
Aufgaben nicht mehr richtig erfüllen könne. Ein durch die Ein? 
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ſchließung in feſte Schranken und durch die Teilung der oberſten 
Gewalt geſchwächter Staat könne weder dem Einzelnen gegen— 
über mit Erfolg die Intereſſen der Geſamtheit vertreten, noch in 
dem immer ſchärfer werdenden Wettkampf der Staaten und 
Völker untereinander die Sache des eigenen Volkes kräftig wahr- 
nehmen. Derartige Bedenken konnten den älteren Liberalen noch 
nicht kommen. Sie ſahen den abſoluten Staat als eine jo ge- 
waltige und ſo ſchwer auf dem Einzelnen laſtende Macht noch 
unmittelbar vor Augen, daß ſie eine Schwächung dieſer Gewalt 

zunächſt nur für heilſam halten und erſtreben konnten. Auch 
glaubten ſie mit Recht, daß der Staat auf andere Weiſe an Wacht 

gewinnen würde, was etwa der Herrſcher verliere. Wenn das 
Volk zur Witregierung herangezogen wurde und ein lebendigeres 

Intereſſe am Staatsleben gewann, wenn die Regierung ſich an⸗ 
deren Staaten gegenüber auf die eigene Bevölkerung ſtützen 

konnte, jo mußte dadurch das Anſehen des Staates ſowohl nach 
außen hin als den eigenen Bürgern gegenüber gekräftigt werden. 

Auch das iſt einer der alten Kerngedanken des Liberalismus, 

den man nicht überſehen darf, wenn man ihn nicht ungerecht 
beurteilen will. 

Der ältere Liberalismus trägt unverkennbar einen ariſto— 
kratiſchen Charakter. Das macht ſich geltend in der Art, wie man 

das Wahlrecht zu geſtalten ſuchte und in der ſozialen Zuſammen⸗ 
ſetzung ſeiner Gefolgſchaft. Er fand feine Anhänger hauptſächlich 
unter dem oberen Beamtentum, Kaufleuten, Fabrikanten, Ge— 
lehrten, Beamten, vielfach aber auch unter dem Adel, der ja aus 
ſeinen Reihen einige der bedeutendſten Vorkämpfer dieſer 
Richtung geſtellt hat. 

* * * 

Neben dem Liberalismus tauchte aber überall eine Richtung 
auf, die weit über ihn hinausgehen wollte und in den Grund— 
anſchauungen von ihm völlig verſchieden war, die Demokratie. 
Sie ging nicht von dem Gedanken der politiſchen Freiheit und 

der Wahrnehmung der Rechte des einzelnen aus, ſondern von 
der Vorſtellung, daß jedes Volk ein Recht habe, nach denjenigen 

Geſichtspunkten und Intereſſen regiert zu werden, die bei der 
Wehrheit feiner Angehörigen die vorherrſchenden ſeien. Da der 
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Staat nur im Intereſſe der Geſamtheit geſchaffen ſei, ſo müſſe | 1 
ſeine Geſtaltung auch vom Willen aller abhängen. Anknüpfend 

an gewiſſe Lehren des Altertums, die in der Zeit der Renaiſſance 

neues Leben gewonnen hatten und aus dem Denken der weſt⸗ 
europäiſchen Völker nie wieder ganz verſchwunden waren, lehrte 
ſie die Souveränität des Volkes, das nicht nur als der Quell 
aller politiſchen Macht gedacht wurde, ſondern auch als der In⸗ 
haber aller politiſchen Weisheit. In der Tat, wenn es ſich um die 
Angelegenheiten aller handelte, ſollten da nicht auch alle mit⸗ 

zuſprechen haben, und nicht ſchließlich am beſten verſtehen, was 

ihnen gut ſei? Nahm man aber dieſe Vorausſetzungen an, dann 

mußte man auch verlangen, daß es keine vom Willen des Volkes 
unabhängige Gewalt im Staate geben dürfe, daß alle Beamten, 
einſchließlich des oberſten Leiters der Exekutive, vom Volke zu 
wählen ſeien, und daß in allen übrigen Fragen das Volk ſelbſt 
m ſeine Entſcheidung befragt werden müſſe. Weder einem Ein⸗ 

zelnen noch einer Anzahl von Volksvertretern konnte das Volk 
auf die Dauer die Ordnung ſeiner Angelegenheiten überlaſſen. 
Ebenſowenig aber konnte es von dieſem Standpunkt aus eine 

Grenze für die Wirkſamkeit des Staates geben; wenn der Staats⸗ 
wille wirklich dem Geſamtwillen des Volkes entſprach, ſo konnte 
er dem Einzelnen gegenüber unbedingte Geltung beanſpruchen, 

und es konnte kein Recht des Individuums anerkannt werden, 
ſich in irgendwelchen Dingen von dem Willen der Geſamtheit 

abzuſondern. 
So hängen die Forderungen der Demokratie, Selbſtregierung 3 

des Volkes, Gleichheit aller Staatsbürger, nicht bloß vor dem 
Geſetz, ſondern auch an politiſchem Einfluß, Allmacht des 
Staates gegenüber dem einzelnen, untrennbar miteinander zu⸗ 

ſammen. Schon während der engliſchen Revolution des 17. Jahr⸗ 

hunderts haben ſolche Forderungen eine Volle geſpielt, aber erſt h 
im 18. Jahrhundert find ſie in Frankreich von Roufjeau in glän⸗ 
zender Weiſe formuliert und begründet worden. Gewiß war man 1 0 

bereit, in der Praxis einige Zugeſtändniſſe zu machen, etwa in 

großen Staaten einen unter ſtrenger Aufſicht des Volkes 4 C 
ſtehenden Monarchen an der Spitze der Exekutivgewalt zu laſſen, 4 

obwohl das eigentliche Ziel jedes Demokraten natürlich die Re 7 
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publik mit einem auf kurze Zeit gewählten Präſidenten an der 
Spitze ſein mußte; oder auch in großen Staaten, wo die Be- 

fragung aller nicht jeden Augenblick ausführbar erſchien, einer 
Volksvertretung die Funktionen zu überlaſſen, die eigentlich nur 

das Volk ſelbſt ausüben konnte; ſelbſtverſtändlich mußte dann 

aber dieſe Volksvertretung von der geſamten Bevölkerung gewählt 
ſein und fortwährend ſcharf kontrolliert werden. Schon aus den 
Worten Rouſſeaus klingt ja deutlich die Abneigung gegen jede 

Bevormundung des Volkes, auch durch ſeine ſelbſtgewählten 
Vertreter, heraus, und ſelbſt an die von ihm gegebenen Geſetze 

und Verfaſſungen kann nach ſeiner Meinung das Volk nicht 
länger gebunden ſein, als es ihm behagt. Auch die demokratiſchen 
Parteien der franzöſiſchen Revolution, namentlich die Jakobiner, 
ſind ja mit der Volksvertretung aufs rückſichtsloſeſte um⸗ 

geſprungen, ſobald dieſe ſich erlaubte, eine eigene Meinung zu 

haben. 

Es iſt klar, daß das Programm der Demokratie auf einer 
völlig anderen Ideengrundlage ruht und den Intereſſen ganz an⸗ 
derer Volksſchichten entſpricht als das des Liberalismus; beiden 
Richtungen ſind nicht etwa nur dem Grade nach verſchieden, ſo 

daß die eine von demſelben Grundgedanken aus zu den äußerſten 
Konſequenzen vordringt, die andere aber mit den vorgefundenen 

Einrichtungen und Anſchauungen ein Kompromiß eingehen will; 
ſie ſind vielmehr im Grunde ihres Weſens verſchieden. Das 

oberſte Ziel des Liberalismus iſt die politiſche Freiheit, das 
Grundmotiv der Demokratie die Gleichheit aller und die Herr- 
ſchaft des Mehrheitswillens. In der Konſequenz ihrer Anſchau— 
ungen, die zunächſt allerdings nur von wenigen gezogen wurde, 
lag auch das Streben nach voller geſellſchaftlicher und wirtjchaft- 
licher Gleichheit, ohne welche die politiſche Gleichheit immer nur 
Schein bleiben muß. In jedem Demokraten ſteckt der Abſolutiſt; 
er verteidigt die Allgewalt ſeines Herrn, des Volkswillens, ebenſo 

eifrig, wie nur ein Diener des unumſchränkten Deſpoten deſſen 
Herrſchaft verteidigen kann; die Demokratie iſt ſozuſagen ein Ub- 
ſolutismus mit umgekehrtem Vorzeichen, und daher dem Libe— 
ralen ebenſo unerträglich wie der Deſpotismus eines einzelnen 
MWenſchen. 
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Die Schwäche der Demokratie beſtand anfangs darin, daß ihre 

Ideen bei den Maſſen der Bevölkerung, auf deren Unterſtützung 

ſie doch eigentlich angewieſen war, keine rechten Wurzeln faſſen 

konnten. Das Intereſſe der Maſſen erſchöpfte ſich eben in der täg⸗ 

lichen Sorge für die wirtſchaftliche Exiſtenz, und eine weitergehende 

Teilnahme fanden höchſtens lokale Fragen, deren Bedeutung für 
das eigene Schickſal man mit Händen greifen konnte. Gegen⸗ 

über dem Staate und der Politik waren die Maſſen im großen 

und ganzen noch gleichgültig und gewöhnt, hier der Autorität 
ihrer Monarchen, Prieſter, Grundherren und Beamten ohne 

weiteres zu folgen. Sie waren aus ihrer Gleichgültigkeit nur auf⸗ 
zurütteln, wenn es ſich um Fragen handelte, die an das all⸗ 

gemeine Volksgefühl unmittelbar appellierten, wie die Abwehr 

der Fremdherrſchaft während der Befreiungskriege oder die 
Zurückweiſung ſtaatlicher Eingriffe in das religiöſe Leben. So 
wurde ja die katholiſche Bevölkerung des Rheinlandes durch den 

Streit zwiſchen dem preußiſchen Staate und dem Erzbiſchof von 
Köln über die Zuläſſigkeit der gemiſchten Ehen aufs tiefſte er⸗ 

regt. Sonſt aber rührten ſie ſich nur, wenn die wirtſchaftlichen 
Intereſſen einzelner Bevölkerungsgruppen ins Spiel kamen. Die 

demokratiſchen Führer wußten ſehr wohl, was ſie taten, wenn 
ſie dem Volke Herabſetzung der Steuern, Erleichterung der mili⸗ 
täriſchen Dienſtpflicht, ja unter Umſtänden Brot und Arbeit für 

alle in Ausſicht ſtellten. Nur durch die Hoffnung auf derartige 

unmittelbare Vorteile konnten ſie die Maſſen für ſich zu gewinnen 
hoffen, während dieſe den allgemeinen Fragen des Staats⸗ und 

Verfaſſungslebens gleichgültig gegenüberſtanden. 
So ſcharf auch der Gegenſatz zwiſchen Liberalen und Demo⸗ 

kraten ſowohl in der politiſchen Grundanſchauung wie in der Art 

der Agitation war, ſo ſtanden ſie doch begreiflicherweiſe oft 
Schulter an Schulter, ſolange es galt, den gemeinſamen gefähr⸗ 

lichen Feind, den Abſolutismus, zu bekämpfen. Viele ſind ſich 
des Unterſchiedes ſicherlich gar nicht bewußt geworden, zumal, 
da anfangs ganz konſequente Vertreter der Demokratie in 

Deutſchland kaum vorhanden waren; traten aber bei manchen 

Liberalen unwillkürliche Annäherungen an die demokratiſchen 
Gedanken weſteuropäiſchen Urſprungs hervor, jo wurde deren 
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Unvereinbarkeit mit den eigenen Grundanſchauungen meiſt gar 

nicht empfunden. Und auch auf der Seite der Gegner liebte man 

es, liberale und demokratiſche Beſtrebungen als völlig gleich- 
artig zu behandeln und namentlich die Liberalen in der Art zu 
bekämpfen, daß man ſie als Vertreter der Volksſouveränität oder 
gar der Republik oder als kritikloſe Anbeter des franzöſiſchen 
Vorbildes hinſtellte. Da unter den oppoſitionellen Gruppen die 

Liberalen faſt ausſchließlich in der Öffentlichkeit hervortraten, jo 
gewöhnte man ſich begreiflicherweiſe daran, alle, die mit den be— 
ſtehenden Zuſtänden unzufrieden waren, ohne Rückſicht darauf, 

was ſie an die Stelle ſetzen wollten, als Liberale zu bezeichnen. 
Dadurch wurde dieſes Wort zu einem Sammelnamen ohne be— 
ſtimmten Inhalt; dieſer Umſtand hat manche Zeitgenoſſen ebenſo 

irregeführt wie neuere Forſcher, die ſich mit den Problemen der 

Parteigeſchichte beſchäftigt haben. 
So weitmaſchig war damals die Bezeichnung „liberal“, daß 

auch viele von denen, deren Ideal die Rückkehr zu dem alten ſtän⸗ 

diſchen Staate war, ſich ſelbſt Liberale zu nennen pflegten. In der 
Tat ſtimmten fie in einem weſentlichen Punkte mit dieſen über- 

ein, da auch ſie den Abſolutismus beſeitigt und die Ausübung der 
monarchiſchen Rechte in beſtimmte Schranken eingeſchloſſen ſehen 
wollten. Aber ſie wollten die Vertretung der Bevölkerung, die 
auch ſie für notwendig hielten, nicht aus Wahlen, ſei es des 
ganzen Volkes, ſei es der gebildeten und beſitzenden Klaſſen, her— 
vorgehen laſſen, ſondern die alten privilegierten Stände, wie ſie 

vor dem Siege des Abſolutismus beſtanden hatten, einfach in 
ihre Rechte wieder einſetzen. Dieſe waren beherrſcht worden von 
den grundbeſitzenden Schichten; daneben hatten in den katho— 
liſchen Gebieten die Geiſtlichkeit und überall die Magiftrate der 
größeren Städte, auch alte Korporationen wie die Univerſitäten, 
einen gewiſſen Einfluß beſeſſen. Gerade die durch die wirtſchaft— 
liche Entwicklung des letzten Jahrhunderts zu Reichtum und An— 
ſehen gelangten Schichten des Bürgertums würden durch die 
Rückkehr zum mittelalterlichen Ständeſtaat von jeder Einwirkung 
auf das Staatsleben ausgeſchloſſen worden ſein. Es waren denn 

auch, abgeſehen von einzelnen Theoretikern, im weſentlichen Ver— 
treter des Großgrundbeſitzes, die altſtändiſchen Ideen huldigten. 
Brandenburg, Die Reichsgründung I 90 



130 Freiherr von Stein 

Eine gewiſſe Verbreitung über dieſe Kreiſe hinaus fand dieſe 
Anſchauung durch die Romantiker, denen die Anknüpfung an das 
früher Beſtehende, hiſtoriſch Gewordene ſympathiſch war. Je 
mehr die Anhänger dieſer Gedanken die Reformbedürftigfeit des 
alten Ständeweſens zugaben, dieſes nur noch als Ausgangspunkt 
des neuen Staatslebens zur Wahrung der hiſtoriſchen Konti⸗ 
nuität betrachteten und den Beſitzenden und Gebildeten neben 
den früher herrſchenden Schichten eine angemeſſene Vertretung 

einräumen wollten, deſto ſtärker näherten ſie ſich in einem weſent⸗ 
lichen Punkte dem Liberalismus. 

Von dieſen Vorausſetzungen aus verſteht man auch die eigen⸗ 

artige Stellung des Freiherrn vom Stein und ſeiner Geſinnungs⸗ 
genoſſen. Auch ſie ſprachen viel von ſtändiſchen Verſammlungen 

und redeten der Anknüpfung an die alten Einrichtungen das 
Wort; aber Stein, der die Grundbeſitzer als den Kern der Nation 
bezeichnete, hat doch niemals daran gedacht, die ſelbſtändigen 
freien Bauern oder das angeſeſſene ſtädtiſche Bürgertum von 
dem Wahlrecht für die Volksvertretung auszuſchließen. Er ent⸗ 
fernte ſich in dieſem Punkte kaum von den älteren Liberalen 

und wich nur in der Ausdrucksweiſe von ihnen ab. Eine ge⸗ 

ſchriebene Verfaſſung, die den Altſtändiſchen als überflüſſig er? 
ſchien, wollte auch er; immer wieder hat er betont, daß der Volks⸗ 7 
vertretung das Recht der Steuerbewilligung und der Mit- 
wirkung bei der Geſetzgebung ſowie der Anklage gegen Winiſter, 

welche die Verfaſſung verletzten, zuſtehen müſſe. Ebenſo hat ge⸗ 

N ade Stein immer wieder hervorgehoben, wie notwendig es ſei, 
den Staat auf die freie Mitwirkung der Bevölkerung zu gründen, 4 

nd die Wacht des ausſchließlich vom Willen des Herrſchers ab⸗ 
e Beamtentums einzuſchränken. Man wird ihn daher 

jener Gruppe zuzählen müſſen, die, von altſtändiſchen Anſchau⸗ 

ungen ausgehend, ſich den liberalen Forderungen ſehr ſtark ge⸗ 

nähert hatte. | | 

Allen dieſen Gruppen von oppoſitionellen Elementen jtanden 3 
nun die Anhänger des beſtehenden Regierungsſyſtems gegen 
über. Eine gemeinſame Bezeichnung für ſie gab es zunächſt nicht; 
ſpäter hat man ſie als Konſervative bezeichnet, weil ſie den vor⸗ 
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handenen Zuſtand in ſeinen weſentlichen Teilen, wenn auch nicht 

in allen Einzelheiten, dem Anſturm der Neuerer gegenüber auf- 
recht erhalten wollten. Sie fanden ihre Anhänger hauptſäch⸗ 
lich in dem höheren Beamtentum und dem Offizierkorps, die 

in der Wachtſtellung des Herrſchers zugleich ihre eigene zu ver- 
teidigen hatten; ferner in den Kreiſen des Großgrundbeſitzes, der 

ja namentlich in Preußen und Hjterreich durch Familientradi⸗ 
tionen und den Dienſt ſeiner jüngeren Söhne im Heere und in 
der Verwaltung aufs engſte mit den herrſchenden Dynaſtien ver⸗ 
wachſen war. Gewiß hatte man auch in dieſen Kreiſen manches 
gegen den Abſolutismus auf dem Herzen und war zum Teil alt⸗ 
ſtändiſch geſinnt; wenn aber die Stände in ihrer früheren Zu⸗ 
ſammenſetzung nicht wieder zu erwecken waren, und man nur die 

Wahl hatte zwiſchen der unbeſchränkten Monarchie und der Wit⸗ 
wirkung eines Parlaments, das zum größten Teil aus den 
Reihen des Bürgertums hervorgehen ſollte, ſo zog man das 
erſtere ganz entſchieden vor, ſowohl aus angeſtammter Vaſallen⸗ 
treue wie aus Abneigung gegen die Männer, die vom Schreib- 

tiſch oder Kontor aus die Welt betrachteten und von weſentlich 
anderen Intereſſen wie die Großgrundbeſitzer gegleitet wurden. 
Ein beſtimmtes Programm darf man hier noch weniger ſuchen als 
auf der entgegengeſetzten Seite; wozu brauchte man auch eines? Es 
galt einfach für die hergebrachten Rechte des Monarchen ein⸗ 
zutreten, die ſo eng mit den eigenen verbunden waren. Man 

fühlte ſich im Beſitz der Macht und gedachte ſie zu behaupten. Die 
romantiſche Vorſtellung vom organiſchen Wachstum der poli⸗ 
tiſchen Einrichtungen und der Verwerflichkeit jeder planmäßigen 
Anderung durch menſchliche Willkür kam ihnen zu ſtatten und 
wurde von ihnen als theoretiſche Begründung ihrer Stellung 
mit Eifer ergriffen. 

* * * 

Aber ganz vermochten die Regierungen und die privilegierten 
Schichten auch in Deutſchland den liberalen Forderungen nicht 
zu widerſtehen. Wir haben ſchon geſehen, unter welchen Um- 
ſtänden in Preußen der Anfang mit Reformen in liberalem 

Sinne gemacht wurde, und aus welchen Gründen ſie ins Stocken 
9 * 

* 
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gerieten. Am deutlichſten trat nach 1815 die praktiſche Wirkung 
jener Beſtrebungen darin hervor, daß eine Reihe von deutſchen 

Staaten Verfaſſungen einführte. 

Bekanntlich ſind die ſüddeutſchen und einige mitteldeutſche 
Staaten auf dieſem Wege vorangegangen. Zuerſt Sachſen⸗ 
Weimar, wo Großherzog Karl Auguſt mit weitem und freiem 

Blick die Regierung führte; dann Bayern, Baden, Württemberg, 

Naſſau, Hannover. Die Verfaſſungen dieſer Länder wieſen zwar 

im einzelnen manche Verſchiedenheiten auf, zeigten aber doch in 

den Grundzügen eine große Gleichartigkeit, wie ja auch die Ver⸗ 

hältniſſe ähnlich lagen. Wenn auch gewiß darin, daß man über⸗ 

haupt Verfaſſungen gab und die Rechte des Monarchen in be⸗ 

ſtimmter Weiſe beſchränkte, ein nicht unerhebliches Zugeſtändnis 

an die liberalen Gedanken erblickt werden muß, fo ſuchten die Re⸗ 
gierungen doch überall möglichſt viel von ihrer alten Wacht⸗ 

ſtellung in die neue Zeit hinüber zu retten. So wurden denn die 

Rechte der Volksvertretungen ſehr beſcheiden bemeſſen; meiſt 

hatten ſie nur neue Steuern zu bewilligen, während die bisher in 
Übung geweſenen auch ohne einen neuen Beſchluß der Volksver⸗ 
tretung weiterliefen; ebenſo hatten ſie meiſt nur ſolche Geſetze in 

Beratung zu nehmen, die ihnen die Regierung vorlegte, beſaßen 
aber nicht das Recht, von ſich aus eigene Geſetzesvorſchläge zu 

machen; ſelbſt die Redefreiheit der Abgeordneten war in mancher⸗ 
lei Weiſe beſchränkt, und den Präſidenten, der die Diſziplinar⸗ 

gewalt auszuüben hatte, ernannte oder beſtätigte meiſt die Re⸗ 

gierung. In ihrer Zuſammenſetzung glichen dieſe Parlamente 
mehr den alten Ständen als den heutigen Volksvertretungen, und 
inſofern entſprachen ſie am meiſten den Wünſchen der Alt⸗ 

ſtändiſch⸗Liberalen. Die Ausübung des Wahlrechts war überall 
an die Zahlung einer direkten Steuer, ſelbſtändigen Haushalt oder 
Gewerbebetrieb und die Zugehörigkeit zu einer der chriſtlichen 
Konfeſſionen gebunden. Um wählbar zu fein, mußte man meiſt 

ſtädtiſchen oder ländlichen Grundbeſitz, mindeſtens aber ein be⸗ 

ſtimmtes jährliches Einkommen — in Baden 1500 Gulden — 

nachweiſen können. Beamte bedurften, um als Abgeordnete fun⸗ 

gieren zu können, eines Urlaubs, der ihnen meiſt verweigert 

wurde, ſobald ihre politiſche Geſinnung bei den Vorgeſetzten Be⸗ 
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denken erregte. Das Wahlverfahren war überall ein indirektes, 
die Wahlperioden ſehr lang (6 bis 12 Jahre), in vielen Staaten 
wurde immer nach ein paar Jahren ein Drittel oder Viertel der 
Abgeordneten neugewählt, ſo daß das Wahlergebnis niemals die 
Zuſammenſetzung des Parlaments gründlich ändern, der Wahl- 
kampf nie allgemeineres Intereſſe erwecken konnte. Öffent- 

liche Wählerverſammlungen mit Vorſtellung der Kandidaten 

waren vielfach geſetzlich verboten. Meiſt waren die Wähler nach 

Ständen eingeteilt und jedem Stande eine beſtimmte Anzahl von 

Sitzen ein für allemal zugewieſen; wo dies nicht der Fall war, 
wie in Baden, waren wenigſtens Stadt und Land ſtreng vonein⸗ 
ander geſchieden. In den erſten Kammern herrſchte überall der 

Großgrundbeſitz unbedingt, und auch in den zweiten Kammern 
war er meiſt ſo ſtark vertreten, daß man wohl ſagen kann, dieſe 
Parlamente ſtellten im weſentlichen eine Vertretung der grund— 

beſitzenden Klaſſen dar. 
Entſprechend dieſer Zuſammenſetzung und dem verhältnismäßig 

gering bemeſſenen Wirkungskreiſe, den ſie beſaßen, haben dieſe 
Parlamente überall nur eine ziemlich geringe Wirkſamkeit ent⸗ 
falten können. Sie haben es auch nirgends zu hindern vermocht, 
daß die von den Großmächten mit Hilfe der Bundesgewalt vor- 
geſchriebenen Maßregeln zur Beſchränkung der Preß-, Vereins⸗ 
und Lehrfreiheit durchgeführt wurden, und ſelten einmal erklang 
aus ihren Reihen ein Wort, das über die Grenzpfähle des eigenen 

Staates hinaus Beachtung fand. Im allgemeinen herrſchte auch 
in dieſen konſtitutionellen Staaten nach wie vor ein patriarcha⸗ 

liſches Regiment und ein politiſches Stillleben, fo daß der Unter- 
ſchied von den abſolutiſtiſch regierten Staaten nicht allzu erheblich 
war. Auch von einer parteipolitiſchen Organiſation bemerkt man 
in dieſen Verſammlungen höchſtens ſchüchterne Anfänge. Ver— 
hältnismäßig am lebhafteſten ging es in Baden zu; die etwas 
freiere Geſtaltung des Wahlrechts, die rheiniſche Lebhaftigkeit der 
Bevölkerung, die Nähe Frankreichs mit feinem bewegten poli- 

tiſchen Leben, alles das wirkte in der gleichen Richtung zuſammen. 
Hier ſaßen in der zweiten Kammer die bedeutendſten Führer des 
älteren Liberalismus, von denen namentlich Welcker und Rotted, 
der eine durch ſein Staatslexikon, der andere durch ſeine Welt— 
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geſchichte, auch literariſch viel zur Verbreitung der liberalen Ge © 
danken beigetragen haben. 2 

In den Verhandlungen der Badiſchen Zweiten 3 for⸗ 
derten die Liberalen neben einer größeren Ausdehnung der 

Preßfreiheit namentlich die volle Trennung von Juſtiz und Ver⸗ 
waltung, die Durchführung der Winiſterverantwortlichkeit und 
des Rechtes der Volksvertretung, die Miniſter wegen Verletzung 

der Verfaſſung in Anklagezuſtand zu verſetzen, ferner eine gründ⸗ 

liche Reform der Gemeinden im Sinne der Selbſtverwaltung, 
endlich eine Reform des Heeres auf der Grundlage der all⸗ 
gemeinen Volksbewaffnung. Unter den Führern vertrat der Frei⸗ 

herr von Liebenſtein die gemäßigtere Richtung, die möglichſt an 
das Beſtehende anknüpfen und die Zuſtände allmählich in libe⸗ 
ralem Sinne fortbilden wollte; er gehörte zu denen, die gerade 
im Intereſſe einer Stärkung der Staatsmacht weitere Kreiſe zum 
Staatsleben heranziehen und politiſch intereſſieren wollten. Der 
Hauptvertreter einer radikaleren Tonart war Votteck, der nicht 
müde wurde, immer wieder die ewigen Grundſätze des Natur⸗ 
rechts den beſtehenden zufälligen Verhältniſſen gegenüber ins 
Feld zu führen. Aber auch er war von der hiſtoriſchen Bedingt⸗ 
heit des Staatslebens vollſtändig überzeugt, wandte ſich aus⸗ 
drücklich gegen die Lehre von der Souveränität des Volkes und 

wollte den Monarchen als gleichberechtigten vertragſchließenden 
Teil neben dem Volke anerkennen; auch er war ein Gegner des 
allgemeinen Wahlrechts und konſtruierte ſich einen „idealen Ge⸗ 
ſamtwillen“, der durch die Mehrheit der gebildeten und beſitzenden 

Stände zum Ausdruck gebracht werde; er war der Anſicht, daß 

alle Staatsbürger dasſelbe wollen würden wie dieſe, wenn ſie 

gleich gebildet und unbefangen wären. Eine wirkliche partei⸗ 

politiſche Organiſation war auch in Baden in dem erſten Jahr⸗ 
zehnt nach der Einführung der Verfaſſung noch nicht vorhanden. 

* * * 

Fragen wir nun nach der Stellung, welche die einzelnen Partei⸗ 

gruppen zu der nationalen Frage eingenommen haben, jo verſteht 

es ſich zunächſt von ſelbſt, daß die Konſervativen bei ihrer engen 

Verbindung mit den Regierungen der beſtehenden Einzelſtaaten 

keineswegs geneigt ſein konnten, für einen ſtarken deutſchen Ge⸗ 
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ſamtſtaat und ein gemeinſames inneres Staatsleben einzutreten. 

Jede Beſchränkung der einzelſtaatlichen Souveränität bedeutete 
für ſie einen Machtverluſt, da ſie kaum hoffen konnten, in dem 
neuen geſamtdeutſchen Staate einen ebenſo ſtarken Einfluß zu 
erlangen, wie ſie ihn in den bisherigen Gebieten beſeſſen hatten. 
Erfolgte ſie gar gegen den Willen der beſtehenden Regierungen, 
ſo mußten ſie das als Bruch des hiſtoriſchen Rechts, auf dem ja 

auch ihre Stellung beruhte, verurteilen. Vielfach fand ſich bei” 
ihnen, namentlich ſoweit fie von der Romantik beeinflußt waren, 

eine gefühlsmäßige Hochſchätzung deutſcher Art und Sitte, aus 
der ſie aber keine weiteren politiſchen Folgerungen zogen, als daß 

eine gemeinſame Verteidigung des deutſchen Bodens gegen das 

Ausland nationale Pflicht ſei. — 
Für die Demokraten war ihre Stellung zu der nationalen Be— 

wegung ſcheinbar ganz einfach und klar gegeben. Von dem Grund— 
| gedanken aus, daß jedes Volk ein unveräußerliches Recht auf 

9 Selbſtregierung habe, mußten fie auch dem deutſchen Volke, jo- 

i bald fie dieſes als eine nationale Einheit anerkannten, die Be- 
fugnis einräumen, ſeine politiſchen Verhältniſſe nach Belieben 
zu verändern und über die ſeinem Willen entgegenſtehenden 

Rechte der Dynaſtien ohne weiteres hinwegzuſchreiten. Es konnte 
aber doch die Frage aufgeworfen werden, ob nicht einzelne der 

deutſchen Stämme ſchon zu ſelbſtändigen Nationen geworden 
ſeien, wie früher die Schweiz und die Niederlande, und ob deren 
5 Wille überhaupt dahin gehe, ſich einer deutſchen Zentralgewalt 
Auunterzuordnen. Für eine Entſcheidung dieſer Frage im Sinne 

möglichſter Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten mußte zudem bei den 
Demokraten ae in welchem 
ja die unmittelbare Volksregierung weit leichter durchzuführen 

iſt als im Großſtaate. Jedenfalls ließ ſich von ihnen erwarten, 
daß ſie einen vom Volkswillen beherrſchten Einzelſtaat einem 
monarchiſchen Geſamtſtaate vorziehen, ihre Stellung zur Ein- 
heit oder Vielheit alſo davon abhängig machen würden, in welchem 
Grade der neue Geſamtſtaat den demokratiſchen Idealen ent— 
ſpreche. 
ne fanden es an ſich richtig und vernünftig, 

daß ein Volk gleicher Abſtammung, Sprache und Sitte auch ein 
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gemeinſames Staatsleben haben müſſe. War es möglich, eine 
. kräftige, von liberalem Geiſte getragene, unter Mitwirkung einer 

geſamtdeutſchen Volksvertretung arbeitende Zentralregierung zu 

ſchaffen, ſo konnten ſie außerdem hoffen, ihre Forderungen auf 

dieſem ſozuſagen geſchichtsloſen und jungfräulichen Boden eher zu 

verwirklichen als gegenüber den feſtgefügten und hiſtoriſch ver⸗ 

Lankerten einzelſtaatlichen Regierungen; vom Wittelpunkte aus 

hätten ſie dann dieſe in ihrem Sinne zu beeinfluſſen ſuchen 

können. Inſofern ſchien für ſie der Weg zur Freiheit durch die 
Lirheit leichter gangbar. Aber die Frage blieb doch immer, ob 

eine ſolche Zentralgewalt überhaupt ins Leben zu rufen ſei, ohne 

daß vorher die Einzelſtaaten und namentlich die Großmächte ſelbſt 
liberale Inſtitutionen angenommen hätten. Gegen ihren Willen 

konnte es nur auf dem Wege der Revolution geſchehen, den die 

Liberalen nicht gehen wollten. So erklärt es ſich, daß ſie ſich 

ſchließlich immer wieder auf die Umwandlung der einzelſtaatlichen 

Verfaſſungen in freiheitlichem Sinne als das dringendſte Be⸗ 

„dürfnis zurückgewieſen ſahen und den Weg durch die Freiheit 

zur Einheit vorzogen. Nur ſelten wurden unter den Liberalen 

Stimmen laut, welche die Einheit ſchon jetzt für erreichbar hielten; 
man war im allgemeinen geneigt, dieſe Forderung zunächſt zurück⸗ 

zuſtellen. Erſt als die Revolution herannahte und ausbrach, er⸗ 

ſchien der umgekehrte Weg als gangbar und wurde von ihnen 
betreten. | 

Aber es kam bei ihnen noch etwas anderes in Betracht. Noch 

viel ſtärker als es Friedrich Meinecke für die Konſervativen nach⸗ 
gewieſen hat, gilt es für die Liberalen, daß ſich ein ſtarker Neſt 

weltbürgerlicher Geſinnung des 18. Jahrhunderts bei ihnen er⸗ 

halten hatte. So erklärt ſich namentlich die Verehrung, die manche 

von ihnen für Frankreich als das damalige Muſterland des 

Liberalismus empfanden, während es doch auf der Hand lag, 

daß gerade die franzöſiſche Politik ſeit Jahrhunderten jedem natio⸗ 

nalen Zuſammenſchluß des deutſchen Volkes die ſchwerſten 
Hinderniſſe in den Weg gelegt hatte. So erklärt ſich auch das 
eifrige Eintreten aller Liberalen für ſolche Völker, die für ihre 

Freiheit gegen irgendeine deſpotiſche Gewalt zu ringen hatten, 

für die Griechen in den zwanziger und für die Polen in den 
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dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts. Namentlich die Begeiſte⸗ 
rung für die Polen und ihren vergeblichen Aufſtand gegen Kaiſer 
Nikolaus im Jahre 1831 mutet uns heute recht ſonderbar an. 
Der Gedanke, daß durch die Herſtellung eines ſelbſtändigen pol- 

niſchen Reiches auch Deutſchland in Witleidenſchaft gezogen 
werden müſſe, daß die zu Oſterreich und Preußen gehörigen Teile 

des alten Polen darnach ſtreben würden, ſich dieſem Reiche an⸗ 
zuſchließen, daß dadurch die deutſche Oſtgrenze in erheblicher 
Weiſe gefährdet und auch das Deutſchtum an der unteren 
Weichſel und an der Oſtſee bedroht werden könnte, iſt den meiſten 

Liberalen zunächſt nicht gekommen. Jedenfalls hielten ſie ſolche 
Bedenken für gänzlich unerheblich gegenüber dem Umſtande, daß 
es ſich hier um den Kampf eines unterjochten Volkes gegen 

. einen abſoluten Herrſcher handelte. Nicht wenige dachten, wie 
Freiligrath: 

„Zwei Lager nur auf Erden, 
Die Freien mit dem kühnen Blick, 

Die Sklaven, um den Hals den Strick! 

Sei's! Mag's entſchieden werden!“ 

Beſonders ſchwierig mußte bei dieſer Geſinnung ihre Lage 
werden, wenn es ſich um die Stellung der abſolutiſtiſch regierten 
deutſchen Staaten zum liberalen Ausland handelte. Varnhagen 
von Enſe, einer der wenigen Diplomaten, die liberal geſinnt 
waren, ſchreibt: „Wer die Freiheit als Ausnahmebeſitz der Deut— 
ſchen, wer ſie nicht als Gemeingut aller Völker will, der iſt kein 

echter Freund von ihr. Verbrüderung mit Franzoſen, Polen, 
Italienern, gemeinſamer Krieg gegen alle Unterdrücker, das iſt 
not!“ Auch Rotteck erklärte ohne Bedenken, bei einem Konflikt 

des konſtitutionellen Frankreich mit den abſolutiſtiſchen deutſchen 
Großmächten könne ein deutſcher Liberaler nur auf jener, nicht 

auf dieſer Seite ſtehen. Aber ſo dachten keineswegs alle. Auf 
dem Hambacher Feſte ſagte Johann Georg Wirth: „Selbſt die 
Freiheit darf auf Koſten der Integrität unſeres Gebietes nicht 

erkauft werden. Der Kampf um unſer Vaterland und unſere 
Freiheit muß ohne fremde Einmiſchung durch unſere eigene Kraft 

von innen heraus geführt werden, und die Patrioten müſſen in 
dem Augenblicke, wo fremde Einmiſchung ſtattfindet, die Oppo⸗ 
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ſition gegen die inneren Verräter ſuſpendieren und das Geſamt⸗ | 

volk gegen den äußeren Feind zu den Waffen rufen.“ Nur, 
wenn beſtimmte Bürgſchaften für die Integrität Deutſchlands ge⸗ 
geben ſeien, möchte „ein Bund deutſcher Patrioten eine brüder⸗ 

liche Vereinigung mit den Patrioten anderer Länder ſtiften“. 

Paul Pfizer gibt in ſeinem Briefwechſel zweier Deutſcher ſogar 

der Einigung Deutſchlands unter einem gewalttätigen Deſpoten 
den Vorzug vor der Ausbildung völlig ſelbſtändiger Einzel⸗ 

ſtaaten mit liberalen Einrichtungen, allerdings in der ſicheren 

Erwartung, daß ſich freiſinnige Inſtitutionen mit der Zeit doch 
durchſetzen würden. 

So viel geht aus dieſen zwieſpältigen Außerungen deutlich her⸗ 

vor, daß der liberale und der nationale Gedanke in den Jahr⸗ 
zehnten nach 1815 noch keineswegs untrennbar miteinander ver⸗ 

bunden waren. Sie fanden vielfach in den gleichen Schichten ihre 
Anhänger, traten aber bei den einzelnen in ſehr verſchiedener 

Wiſchung und Stärke auf. 
Die Maſſe des Volkes aber wußte von den Parteiunterſchieden 

wenig, ſondern lebte den Bedürfniſſen des Tages und Ortes, 
hielt ſich an die hergebrachte Ordnung und die mit alter Loyalität 
verehrten Herrſcher und ſpitzte nur die Ohren, wenn man ihm 

wirtſchaftliche Erleichterungen in Ausſicht ſtellte, oder wenn vom 
Ausland her eine Gefahr zu drohen ſchien. 

} * * * 

Neuer Wind kam in die Segel des Liberalismus, als nach 
dem Siege der Julirevolution von 1830 in Paris der revolu⸗ 
tionäre Sturm, wenn auch ſchon ſtark abgeſchwächt, über die 
deutſche Grenze wehte. Namentlich diejenigen mittleren und 
kleineren Staaten, die noch keine Verfaſſung hatten, wurden da⸗ 
von getroffen. Aberall verlief die Bewegung unblutig, weil die 
Regierungen den Wünſchen, die in Verſammlungen und Pe⸗ 

titionen an ſie gerichtet wurden, unter dem Eindruck der Pariſer 

Vorgänge ohne weiteres nachgaben. Zwei der ſchlimmſten 

Deſpoten Deutſchlands, Herzog Karl von Braunſchweig und 
Kurfürſt Wilhelm von Heffen, wurden am ſchwerſten getroffen. 

Der eine mußte aus ſeinem Lande fliehen und die Regierung 
ſeinem jüngeren Bruder überlaſſen, der andere mußte wenigſtens 
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ſeinen Sohn zum Witregenten annehmen. In Hannover ſah ſich 
der König zur Bewilligung einer neuen, den liberalen Be- 
ſtrebungen mehr entgegenkommenden Verfaſſung gedrängt (1833). 

In einigen anderen Staaten wurden jetzt überhaupt erſt Ver⸗ 
faſſungen eingeführt, ſo in Kurheſſen und Sachſen (1831). Die 
ſächſiſche Verfaſſung ſah wenig anders aus wie die älteren jüd- 

deutſchen; ſie enthielt jedoch die wunderliche Beſtimmung, daß 
Geſetzesvorſchläge der Regierung als angenommen zu gelten 
hätten, wenn eine der Kammern ſie gutheiße und in der anderen 

nicht wenigſtens zwei Drittel der Stimmen dagegen ſeien. Da⸗ 
gegen gewährte in Kurheſſen und Hannover die Verfaſſung den 

Ständen das Recht, auch ihrerſeits Geſetze zu beantragen und 
ſämtliche Steuern zu bewilligen; die heſſiſche ſah ſogar nur eine 

Kammer vor, in der die Prinzen des regierenden Hauſes und die 
Standesherren neben den Bürgern und Bauern ſitzen ſollten. 

Die beiden deutſchen Großmächte blieben von der Revolution 
des Jahres 1830 völlig unberührt; ſie führten auch jetzt keine 
Verfaſſung ein, ſondern hielten am Abſolutismus feſt. Ja in 
Preußen wurde durch eine Reviſion der Städteordnung die 
ſtädtiſche Selbſtverwaltung in engere Schranken eingeſchloſſen. 

Bei der ausſchlaggebenden Stellung, die Oſterreich und Preußen, 
wenn ſie einig waren, in Deutſchland beſaßen, war es damit von 
vornherein entſchieden, daß eine weitgehende Umgeſtaltung des 
deutſchen Staatslebens nicht ſtattfinden werde. Das harmloſe Feſt 
auf dem Hambacher Schloſſe, bei dem ſich die weinfrohen Pfälzer 
für die deutſche Republik und den zukünftigen Völkerbund be— 

geiſterten, und der lächerliche Frankfurter Waffenſturm boten 

den erwünſchten Anlaß, um mit Hilfe des Bundestags in ganz 
Deutſchland neue Demagogenverfolgungen ins Leben zu rufen 
und durch eine neue Konferenz von Vertretern der deutſchen Re— 
gierungen, die in Wien abgehalten wurde, weitgehende Ein- 
ſchränkungen der Rechte der einzelſtaatlichen Landſtände be= 
ſchließen zu laſſen (1834). Hier wurde ausdrücklich feſtgeſtellt, 
daß in jedem deutſchen Staate die volle Regierungsgewalt in 

der Hand des Landesherrn bleiben müſſe, und daß den Ständen 

nur eine Mitwirkung bei der Ausübung ganz beſtimmter Rechte 
geſtattet werden dürfe. Es war dabei namentlich auf die Ein⸗ 



140 Die Göttinger Sieben 

ſchränkung des Budgetrechtes der Stände abgeſehen, um den Re= 

gierungen eine möglichſt große finanzielle Unabhängigkeit von 

ihren Kammern zu ſichern. Ferner ſollte die Preß⸗ und Rede⸗ 

freiheit in engere Schranken eingeſchloſſen und das Verbindungs⸗ 

weſen auf den Univerſitäten einer noch ſchärferen Aufſicht unter⸗ 

ſtellt werden. Die etwa entgegenſtehenden Beſtimmungen der 

einzelſtaatlichen Verfaſſungen ſollten für die Ausführung 

dieſer Maßregeln kein Hindernis bilden dürfen. Die Widerſtands⸗ 
kraft der kleineren Staaten reichte nicht aus, um dieſe Einmiſchung 

des Bundes in ihr inneres Staatsleben, wozu die Bundesakte 

durchaus kein Recht gewährte, zurückzuweiſen; auch ſtanden die 

meiſten Höfe im Stillen auf der Seite der Großmächte und des 

Bundestags und waren ganz zufrieden, unter einem guten Vor⸗ 

wand von der ſtrengen Beobachtung ihrer Verfaſſungen los⸗ 
zukommen. Schon wenige Jahre ſpäter (1837) konnte es König 

Ernſt Auguſt von Hannover ruhig wagen, die von ſeinem Vor⸗ 

gänger gegebene Verfaſſung ganz und gar aufzuheben und ſie 

durch eine andere zu erſetzen, welche die Rechte der Stände 

weſentlich beſchränkte. Der Bundestag, deſſen Hilfe dagegen an⸗ 

gerufen wurde, erklärte ſich für inkompetent und bewies dadurch 

aufs deutlichſte, daß es gegen abſolutiſtiſche Beſtrebungen, ſelbſt 
wenn ſie ſich unter offener Verletzung des geltenden Rechtes gel⸗ 
tend machten, in Deutſchland keinen Schutz gebe. / 

Allerdings zeigte gerade die Wirkung dieſes Verfaſſungs⸗ 

bruchs, daß die Liberalen Deutſchlands wenigſtens bei außer⸗ 
gewöhnlichen Anläſſen über die Landesgrenzen hinaus Fühlung 

miteinander zu gewinnen vermochten, und daß eine Art von deut⸗ 

ſcher öffentlicher Meinung ſich zu bilden begann. Die ſieben Göt⸗ 
tinger Profeſſoren, die ſich weigerten, den Eid auf die neue Ver⸗ 

faſſung zu leiſten, da ſie ſich durch den der früheren Verfaſſung 

geſchworenen Eid gebunden fühlten, und die deshalb vom König 

Ernſt Auguſt ihrer Ämter entſetzt wurden, fanden bei den Ge⸗ 
bildeten faſt aller Gegenden Deutſchlands lebhafte Zuſtimmung 
und zum Teil tatkräftige Unterſtützung. Auch in die Ständever⸗ 
ſammlungen der Einzelſtaaten hinein wirkten dieſe Stimmungen. 

Im ſächſiſchen Landtag wurde die Notwendigkeit eines oberſten 
Reichsgerichts, das Verfaſſungsſtreitigkeiten zu entſcheiden habe, 
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betont und ſogar ein deutſches Parlament neben dem Bundes⸗ 
tage verlangt. Die Regierungen ſahen das alles natürlich ſehr 
ungern; der preußiſche Winiſter erließ damals eine geharniſchte 

Verfügung, in der die Worte vorkamen: „Es ſteht dem Unter⸗ 

tanen nicht an, an die Handlungen des Staatsoberhauptes den 

Mapjtab feiner beſchränkten Einſicht zu legen und ſich in dünkel⸗ 
haftem Abermute ein Urteil über die Rechtmäßigkeit derſelben 
anzumaßen.“ 

In der Zeit nach der Julirevolution begannen die liberalen Ge- 
danken auch zuerſt in ſtärkerem Waße in die Literatur ein- 
zudringen und mit ihrer Hilfe Einfluß auf weitere Kreiſe zu 

gewinnen. In Börne und Heine erſtanden dem Liberalismus die 
erſten Vorkämpfer, die nicht in langatmigen Broſchüren oder 

gelehrten Werken feine Ideen vertraten, ſondern in leichten Plau⸗ 

dereien, Feuilletons und Gedichten. Die Schriftſteller des ſo— 
genannten jungen Deutſchland haben es dann verſucht, auch in 

Romanen und Dramen die Fragen der Zeit zu behandeln, und 
bei der geringen Ausdehnung des Zeitungsweſens und dem 
großen Einfluß, den in dieſen Jahrzehnten die ſchöne Literatur 

auf das gebildete Publikum ausübte, war das gewiß von großer 
Bedeutung. Die Regierungen verfolgten denn auch dieſe Schriften 
mit allen Witteln, die ihnen zu Gebote ſtanden, und ließen ſogar 
die gemeingefährlichen literariſchen Produktionen des „jungen 
Deutſchland“ durch die hohe Bundesverſammlung verbieten. 

Ferner machte ſich in den Jahren nach 1830 in der politiſchen 
Bewegung auch zuerſt ein Element geltend, das bisher in Deutſch⸗ 

land keinen Einfluß gehabt hatte, das Judentum. Im 18. Jahr- 
hundert waren die Juden in Deutſchland noch völlig rechtlos 
geweſen, hatten in das Ghetto eingeſchloſſen ein Sonderleben für 
ſich geführt und ſich faſt ausſchließlich auf dem Gebiete des Han— 

dels betätigt. Nur ganz vereinzelt waren ſie als Schriftſteller 
hervorgetreten, ohne indeſſen auf das geiſtige Leben im Ganzen 
eine erhebliche Wirkung auszuüben. Unter der franzöſiſchen Herr— 
ſchaft war ihnen in den linksrheiniſchen Gebieten die volle Gleich— 

berechtigung gewährt worden; in den folgenden Jahrzehnten 
wurden ihnen auch in den übrigen deutſchen Staaten Erleich— 
terungen zuteil, die freilich nicht überall bis zur Anerkennung 
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ihrer vollen Gleichheit vor dem Geſetz gegenüber den chriſtlichen 

Staatsbürgern gingen. Mochte ſich aber auch ihre Stellung in 
vieler Hinſicht verbeſſert haben, ſo wurden ſie doch von der über⸗ 
wiegenden Menge der deutſchen Bevölkerung durchaus als fremd⸗ 

artige Beſtandteile empfunden, und von allen Stellungen aus⸗ 
geſchloſſen, die obrigkeitliche Befugniſſe oder überhaupt eine 
öffentliche Autorität gewährten. Die volle Anerkennung als 

gleichberechtigte Staatsbürger konnten ſie nur von einem möglichſt 

ſtarken Bruch mit den bisher bei den Regierungen herrſchenden 

Grundſätzen erwarten. So iſt es begreiflich, daß ſie ſich überall, 
wo ſie ſich öffentlich betätigten, den oppoſitionellen Richtungen 
anſchloſſen und meiſt die radikaleren Meinungen und Waßregeln 

vertraten. Sie fühlten ſich innerlich nicht mit den überlieferten 
Verhältniſſen verwachſen, durch keine Tradition an die be- 
ſtehenden Dynaſtien gebunden. So führten ſie der Oppoſition 

überall neue Kräfte zu; durch ihre große geiſtige Begabung, leb⸗ 

hafte Auffaſſungsgabe und Beweglichkeit, durch ihre Neigung 

zu rückſichtsloſer Kritik und Verſpottung deſſen, was ihnen an 

den beſtehenden Zuſtänden als unvernünftig und veraltet erſchien, 

waren ſie beſonders geeignet, die Gegenſätze zu verſchärfen und 

aufreizend zu wirken. Es braucht nur daran erinnert zu werden, 

daß nicht nur Börne und Heine jüdiſcher Abkunft waren, ſondern 

ebenſo die bedeutendſten Führer der ſpäteren radikalſten Oppo⸗ 

ſition, Karl Marx und Ferdinand Laſſalle. 
Auch in den Kammern der Einzelſtaaten nehmen wir nach der 

Julirevolution eine Verſchärfung des politiſchen Kampfes wahr. 

Namentlich in Baden tauchten jetzt neben den alten Forderungen, 

deren Verwirklichung bisher noch nicht erreicht worden war, neue, 

weitergehende auf; ſo verlangte man die Vereidigung des Heeres 

auf die Verfaſſung und drohte mit der Steuerverweigerung, 

wenn ſich die Regierung der Wehrheit nicht gutwillig fügen 
wollte. Ein neues politiſches Zentrum der liberalen Beſtrebungen 
begann ſich allmählich im preußiſchen Rheinland zu bilden. Dieſes 
Gebiet gehörte zu den wirtſchaftlich fortgeſchrittenſten Gegenden 
Deutſchlands; es gab hier bereits ein zahlreiches wohlhabendes 
Bürgertum, das ſich namentlich durch die in Preußen hergebrachte 
Bevorzugung des Adels und die Bevormundungsſucht der 
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Bureaukratie zur Oppoſition gedrängt fühlte. Die ungeſchickten 
Verſuche der preußiſchen Regierung, das aus der Zeit der fran⸗ 

zöſiſchen Herrſchaft in Geltung gebliebene franzöſiſche Recht 
wieder zu beſeitigen und die für die dortigen Verhältniſſe gar nicht 

paſſende Unterſcheidung von ſtädtichen und ländlichen Ge- 
meinden in der Verwaltung durchzuführen, mußten die Ab⸗ 
neigung der Rheinländer gegen die preußiſche Herrſchaft, die von 
Anfang an vorhanden geweſen war, noch verſtärken. In derſelben 
Richtung wirkten die ſcharfen Maßregeln gegen die katholiſche 
Geiſtlichkeit während des Kölner Kirchenſtreits; denn auch dieſer 
wurde von vielen lediglich als ein Kampf der preußiſchen Bureau⸗ 

kratie gegen die hergebrachte Eigenart des Rheinlandes betrachtet. 
Allerdings konnte ſich die Wißſtimmung hier zunächſt nur ver- 
einzelt äußern, da es keine unabhängige Preſſe gab und die Pro- 

vinzialſtände unter Ausſchluß der Offentlichkeit verhandeln 

mußten. Aber in der ſchon erwähnten Denkſchrift des Aachener 

Kaufmanns Hanſemann an den König von Preußen, ſowie in 

deſſen wenige Jahre ſpäter veröffentlichter Schrift über Frank- 
reich und Preußen kamen die Stimmung und die Wünſche des 
rheiniſchen Bürgertums bereits zu lebhaftem Ausdruck. Man 
verlangte auch hier die Einführung einer Verfaſſung mit einem 
von den wohlhabenderen Volkskreiſen gewählten Parlament, die 
Ausdehnung der Selbſtverwaltung, endlich die Freiheit der 
Preſſe und der wirtſchaftlichen Betätigung, ſowie eine gründ⸗ 
liche Reform des Steuerweſens. Hanſemann verſäumte nicht, 

darauf hinzuweiſen, daß dieſe Maßregeln eine Kräftigung der 

Staatsgewalt herbeiführen würden, während das Beharren bei 
einer veralteten Regierungspraxis den Staat an der Abernahme 
neuer Aufgaben verhindern und zur Leitung des Volkslebens 
ungeeignet machen müſſe. 

Freilich war auch hier das Intereſſe an politiſchen Fragen 
immer noch auf enge Kreiſe beſchränkt. Hanſemann hat oft ge- 
nug über die Gleichgültigkeit ſeiner Berufsgenoſſen gegenüber 
ſeinen Beſtrebungen geklagt; ſeine Freunde warnten ihn, er möge 
nicht zuviel Kraft an die politiſche Tätigkeit verſchwenden, ſon— 
dern lieber an Weib und Kind und an ſeine Geſchäfte denken. 
Er hatte, wie er ſelbſt geſtand, Augenblicke, in denen er ſich ſagte: 



144 Lage vor 1840 

„Was gehen dich die Hohenzollern, was Preußen an? Einerlei 
wer herrſcht, wie geherrſcht wird, du oder deine Kinder werden 

wohl ſtets Brot verdienen und komfortabel leben können; nur 
dafür ſorge, und du brauchſt für das Gelingen nicht bange zu 

ſein, auch nicht zu fürchten, daß du dann von jeder Regierung 

nicht als ein guter Untertan betrachtet wirſt.“ Andererſeits ſagte 
ihm ſein Gefühl, daß es etwas Höheres gebe, daß Liebe und 

Anhänglichkeit für Dynaſtie und Vaterland kein leerer Schall 
ſeien; aber ſeine Frau und ſeine Verwandten ſuchten dem Egois⸗ 

mus auch in ihm ſelbſt zum Siege zu verhelfen. „Geſchieht dies, 

ſo erziehe ich auch meine Kinder im gleichen Sinne; ſie werden 

dann bei der Erbſchaft ſich darüber freuen, daß ihr Vater weniger 

Patriot und beſſerer Kaufmann war.“ Ahnliche widerſtreitende 
Empfindungen werden manche Zeitgenoſſen bewegt haben, und 
die meiſten gaben doch ſchließlich der Erwägung nach, daß ihr 

beſonderer Beruf ihnen mehr gelten müſſe als die Arbeit für 
die Öffentlichkeit, zumal da die letztere ihnen nur perſönliche 
Kränkungen und Verfolgungen von ſeiten der Wachthaber ein⸗ 

zubringen geeignet wur und wenig Hoffnung auf wirkliche prak⸗ 

tiſche Erfolge bot. 

Die liberalen Beſtrebungen hatten in der Periode von den Be⸗ 
freiungskriegen bis 1840 immerhin einiges erreicht; die nationalen 

Hoffnungen aber waren ganz und gar im Gebiet der Wünſche 
und Träume geblieben. Der deutſche Bund mit allen ſeinen 
Unvollkommenheiten beſtand nach 25 Jahren noch unverändert 

weiter; die Herrſcher verfolgten jeden, der die Notwendigkeit einer 
ſtärkeren Einigung zu vertreten wagte, noch ſchärfer als die An⸗ 
hänger liberaler Gedanken, weil ſie ihnen noch gefährlicher für 
ihre Souveränität erſchienen. Es gehörte ein hohes Maß von Hin⸗ 
gabe und Charakterfeſtigkeit dazu, um unter dieſen Umſtänden 

ſeine nationale Geſinnung überhaupt zu zeigen. Den meiſten, die 

ſie in der Stille hegten, mußte es als ſehr unwahrſcheinlich vor⸗ 
kommen, daß ſie noch eine Veränderung in ihrem Sinne erleben 
würden. 

Erſt der Thronwechſel, der im Jahre 1840 in Preußen eintrat, 
ſchuf eine veränderte Lage und gab dem politiſchen Leben in 
Deutſchland neue Impulſe. 
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Friedrich Wilhelm IV. und die nationale Bewegung 
von 1848 

icht3 zeigt deutlicher, wie ſehr die Geſchicke Deutſchlands tat⸗ 

ſächlich bereits von Preußen abhingen, als die ſtarke Ein⸗ 

irkung der Thronbeſteigung Friedrich Wilhelms IV. auf das 
Fin deutſche Leben. Nur wenige Jahre früher war auch in 

terreich ein anderer Monarch zur Regierung gekommen; der 

alte Kaiſer Franz war 1835 geſtorben und ſein Sohn Ferdinand 

hatte den Thron beſtiegen. Dieſes Ereignis wurde in Deutjch- 

land kaum beachtet, was allerdings auch daran lag, daß mit 

dieſem Regierungswechſel kein Syſtemwechſel für den Kaiſer— 

ſtaat verbunden war. Kaiſer Ferdinand war geiſtesſchwach, wie 

niemand beſtritt; aber im Intereſſe des monarchiſchen Prinzips 
hielt man es für unmöglich, ihn vom Throne auszuſchließen. 
Wan begnügte ſich, die tatſächliche Regierung in die Hand einer 

Staatskonferenz zu legen, die aus dem Bruder und dem Oheim 
des Kaiſers, ſowie zwei Winiſtern, dem Fürſten Metternich und 

dem Grafen Kolowrat beſtand. Tatſächlich blieb Metternich nach 
wie vor das Haupt der Regierung, wenigſtens was die allgemeine 
Richtung der Politik und die auswärtigen Angelegenheiten be— 

traf; in der Verwaltung, wo Graf Kolowrat den Ton angab, hatte 
er weniger Einfluß. Für ihn blieb nach wie vor der leitende Ge— 
ſichtspunkt, daß im Intereſſe OÖſterreichs jedes Zugeſtändnis ſo— 
wohl an die nationalen wie an die liberalen Beſtrebungen ab— 

gelehnt werden müſſe, und daß es die Hauptaufgabe des deutſchen 

Bundes ſei, alle revolutionären Verſuche dieſer Art im Keime 
zu erſticken. Unter dieſen Umſtänden war es für das übrige 

Deutſchland ziemlich gleichgültig, ob Kaiſer Franz oder Kaiſer 
Ferdinand in Wien regierte. 
Brandenburg, Die Reichsgründung 1 10 
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Ganz anders lagen die Dinge in Preußen, als dort 1840 nach 

einer Regierung von 43 Jahren König Friedrich Wilhelm III. 
ſtarb. Er war mit Metternich in den Hauptfragen immer ein⸗ 

verſtanden geweſen, und in ſeiner Umgebung hatten ſich ab⸗ 

weichende Anſchauungen kaum noch hervorgewagt. Jedermann 

wußte in Preußen, daß es völlig unnütz ſein würde, wenn man 
ihn für bedeutendere Reformen gewinnen oder auch nur an die 

volle Erfüllung ſeiner früher gegebenen Zuſagen erinnern wolle. 

Da an eine offene Auflehnung gegen ſeinen Willen niemand 
zu denken wagte, ſo hatte man ſich ſchließlich wohl oder übel 
darin gefunden, daß man alle Wünſche zurückdrängen müſſe, 
ſolange der alte König lebe. Man glaubte dies um ſo eher tun zu 
können, als man von dem Thronfolger längſt wußte, daß er 

weſentlich andere Geſinnungen hege; man hörte, daß er ein Mann 
von geiſtigen Intereſſen und großer geiſtiger Regſamkeit ſei, daß 

er Sympathien für das Deutſchtum und für eine freiere Ge⸗ 
ſtaltung des Staatslebens habe, und man glaubte in ihm den 

Mann zu ſehen, der bei der Löſung der großen, jo lange zurück⸗ 

gedrängten Fragen die Führung übernehmen wolle und könne. 
Nicht nur in Preußen ſelbſt, ſondern auch im übrigen Deutſch⸗ 
land richteten alle diejenigen, die mit den beſtehenden Zuſtänden 
unzufrieden waren, ihre Blicke auf ihn. Der junge ſchwäbiſche 
Dichter Georg Herwegh gab nur der allgemeinen Meinung Aus⸗ 
druck, wenn er dem neuen Herrſcher zurief: 

Die Sehnſucht Deutſchlands ſieht nach Dir, 

Feſt, wie nach Norden, blickt die Nadel; 

O Fürſt, entfalte Dein Panier! 

Noch iſt es Zeit, noch folgen wir, 

Noch ſoll verſtummen jeder Tadel! 

Du biſt der Stern, auf den man ſchaut, 

Der letzte Fürſt, auf den man baut; 

O eil Dich! Eh' der Morgen graut, 

Sind ſchon die Freunde in der Weite. 

Aber alle, die ihre Hoffnungen auf den neuen Herrſcher geſetzt 

hatten, wurden bitter enttäuſcht. Sie kannten den König nicht und 

konnten ihn nicht kennen, da von feinen intimen Äußerungen 

faſt nichts in die öffentlichkeit gedrungen war, und das, was er 
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öffentlich ſprach, gerade bei einem jo von der Stimmung des 
Augenblicks abhängigen Redner keinen klaren Blick in ſeine 
Denkweiſe tun ließ. 

In des Königs Perſönlichkeit dominierten unter den ſeeliſchen 
Kräften durchaus das Gefühl und die Phantaſie; Verſtand und 

Wille waren ihnen untergeordnet. Während er als glänzender 
Redner jede Zuhörerſchaft hinriß, als witziger und liebens⸗ 
würdiger Cauſeur in jeder Unterhaltung bezauberte, bildete für 
ſeine Mitarbeiter in den Geſchäften des täglichen Lebens ſeine 
Vorliebe für draſtiſche Bilder und witzige Pointen, ſein be— 
ſtändiges Abſpringen vom Gegenſtande den Anlaß zu manchen 

Klagen; denn ſie erhielten ſtatt kurzer, beſtimmter, unter ſich 
übereinſtimmender Anweiſungen oft genug ſchillernde Aperçus 
und Bonmots. In ſeiner Gefühlsweichheit hatte der König ſtets 
das Bedürfnis, freundliche Geſichter zu ſehen; um nicht zu 

kränken, hüllte er oft einen ſcharfen ſachlichen Gegenſatz in eine 
ſo liebenswürdige Form, daß er von dem anderen gar nicht mehr 
klar als Gegenſatz empfunden wurde. 

Ganz beſonders war das religiöſe Gefühl in ihm lebendig; in 
privaten und öffentlichen Kundgebungen betonte er immer 
wieder die Unerſchütterlichkeit feiner chriſtlichen Aberzeugung; 
ſein ganzes öffentliches Wirken ſetzte er immer wieder in Be— 

ziehung zu feinen religiöfen Grundanſchauungen, und kein Be⸗ 
kenntnis iſt ihm ernſter geweſen als das, welches er vor dem 
erſten Vereinigten Landtag ablegte: „Ich und mein Haus, wir 
wollen dem Herrn dienen.“ Sein Herrſcheramt war ihm durch— 
aus in erſter Linie religiöſe Pflicht; er fühlte ſich als Obrig 
keit von Gott beauftragt, auf Erden Zucht und Ordnung zu — 

halten; zu ihm flehte er bei ſchwierigen Entſchlüſſen und war 
überzeugt, daß ihm als geſalbtem Diener des Herrn beſondere 
Erleuchtungen zuteil würden. Das geſamte Staatsleben ſollte 
ſich auf chriſtlichen Anſchauungen aufbauen; ſein Verhältnis zu 

den Untertanen betrachtete er als ein rein perſönliches, patriarcha— 

liſches, welches darauf beruhe, daß Gott ihm gerade dieſe nach 
ſeinem Willen im Verlauf der Geſchichte in dem preußiſchen 

Staate vereinigten Menſchen zur Leitung übergeben habe. Die 
Hereintragung juriſtiſcher Begriffe in das Staatsleben mutete 
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ihn ebenſo fremd und kalt an, wie die Auffaſſung des Staates 

als einer Machteinheit oder als eines Erzeugniſſes des Volks⸗ 

willens. Das alles waren ihm Erfindungen des abſtrahierenden 

Verſtandes, während ſeine Staatsanſchauung aus dem Gefühl 
der beſonderen Erwählung durch Gott und des geheimnisvollen 

Zuſammenhanges eines in organiſcher Entfaltung allmählich ge⸗ 

ſchichtlich erwachſenen Ganzen hervorging. 

Als perſönlicher Beauftragter Gottes fühlte er ſich natürlich 

allein verantwortlich für die Art, wie die Herrſchaft auszuüben 

‚Sei; inſofern vertrat er einen religiös fundierten. Abſolutismus. 
Seine religiöſen und moraliſchen Überzeugungen ſollten die 
natürlichen Vorbilder für die Untertanen und die maßgebenden 

Geſichtspunkte für die Leitung der Politik ſein. Ergab ſich ein 

Widerſtreit zwiſchen dieſen Aberzeugungen und dem, was das 

Intereſſe des Staates zu fordern ſchien, ſo mußte das letztere 

weichen. Unmöglich konnte der König feine Grundſätze ver— 

leugnen, das Heil ſeiner Seele gefährden, um dem Staate, deſſen 

Beherrſcher er doch ſchließlich ſelbſt wieder war, dieſen oder jenen 

vergänglichen Vorteil zu verſchaffen. Gewiß iſt auch Friedrich 
Wilhelm IV. nicht frei geweſen von politiſchem Ehrgeiz, und 
auch ihn mochte der Gedanke locken, für ſich, ſein Haus und 

ſeinen Staat einen Zuwachs an Macht und Ruhm zu gewinnen; 

aber ſeine ganze Denkweiſe verhinderte ihn, dieſem Triebe rück⸗ 

ſichtslos zu folgen, Leben, Ehre und Stellung für die Erreichung 

eines ſolchen Zieles einzuſetzen, weil die Bewahrung ſeiner Prin⸗ 

zipien und die Reinheit ſeines Gewiſſens ihm höher ſtanden als 

die Macht ſeines Staates. 
Das Vorherrſchen der gefühlsmäßigen Elemente in ſeinem 

Weſen brachte ihn in engſte Verbindung mit der Romantik, die 

ja in der Zeit ſeiner maßgebenden Jugendeindrücke in Deutſch⸗ 

land noch die herrſchende Geiſtesrichtung geweſen war. Seine 
innerſte Neigung trieb ihn zu ihr hin, und andererſeits wurde 

er wieder in ſeinen Neigungen und Empfindungen durch ſie 

befeſtigt und geſteigert. Mit den großen Romantifern teilte er 

vor allen Dingen das Gefühl der Pietät gegenüber dem Alt⸗ 

hergebrachten und hiſtoriſch Gewordenen. Auch in Geſellſchaft 

und Staat trägt nur das organiſch und langſam Erwachſene den 
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Stempel der göttlichen Weihe an ſich; der Menſch kann das or⸗ 
ganiſche Weiterwachſen liebevoll befördern; aber er frevelt, 

wenn er die Gebilde der Geſchichte zerſtören und Ausgeburten 

ſeines Grübelns an ihre Stelle ſetzen will. Daher erblickte er 
in den demokratiſchen und liberalen Beſtrebungen feines Jahr- 

hunderts die eigentlichen Feinde; die ganze Geſinnung, aus der 
ſie hervorgingen, war der des Königs diametral entgegengeſetzt; 

ſie bedeutete ihm eine Verleugnung der göttlichen Weltordnung, 
eine Auflehnung gegen Gottes Willen. Der Liberalismus war in 
ſeinen Augen „eine Krankheit, wie die Rückenmarksdarre“; auch 

die gemäßigten Liberalen waren für ihn im beſten Falle Ver— 

blendete, denen der Radikalismus bald feinen eiſernen Fuß auf 

den Nacken ſetzen werde. 

Von der gleichen Grundanſchauung aus verurteilte er es aber 

auch, wenn der Herrſcher unter Mißbrauch der ihm von Gott 
verliehenen Gewalt die hergebrachten Rechte ſeiner Untertanen 
beſeitige oder einſchränke, die überlieferten landſchaftlichen und 
ſtändiſchen Privilegien nicht mehr anerkenne und die Schranken 
mißachte, die im geheiligten Herkommen und der guten alten 
Sitte lagen. Daher mißbilligte er im Grunde das ganze Syſtem, 
das ſeine Vorfahren ſeit 200 Jahren zur Geltung gebracht hatten, 
und durch das Preußen zu dem geworden war, was es war. 

Namentlich gegen ſeinen größten Vorgänger, Friedrich II., 

empfand er immer eine ſtille Abneigung, die nicht minder dem 

rückſichtsloſen Selbſtherrſcher und Wachtpolitiker als dem ſkep⸗ 
tiſchen Freigeiſt galt. Sein Verfaſſungsideal war der alte deutſche 
Ständeſtaat, wo neben dem König als der höchſten Obrigkeit 

die niederen Obrigkeiten mit eigenem, ebenfalls von Gott ver— 
liehenem Rechte ſtehen ſollten, Gutsherren, Stadtmagiſtrate, 

Korporationen. Im Landtage vereinigt ſollten ſie dem König 
beratend zur Seite ſtehen, nicht als eine auf dem mechaniſchen 
Prinzip der Zahl beruhende Volksvertretung, ſondern als Re— 

präſentanten aller gottgeſetzten Obrigkeiten im Lande. Das war 
ihm die Verwirklichung der wahren Freiheit im Gegenſatze zu 

den liberalen Verfaſſungsidealen. Freiheit und Konſtitution er= 

klärte er für abſolut unvereinbar, ſich in ihrer Wurzel urſprüng— 

lich tödlich. Aberall, wo der Konſtitutionalismus zur Herrſchaft 
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gekommen ſei, habe er Ströme von Blut gekoſtet, und das Re⸗ 

ſultat ſei geweſen: Minijterial- und Partei⸗Tyrannei, erhöhte 
Abgaben, Defizit und gräßliche Korruption. In Deutſchland halte 
nur das Beſtehen des Bundes und die feſte Verbindung zwiſchen 

Hiterreich und Preußen das wilde Tier grinſend im Käfig. Inner⸗ 

halb ſeines Rechtskreiſes, der Oberleitung des Geſamtſtaates 

und ſeiner Politik, ſollte alſo der König unumſchränkt, keinem 

fremden Willen unterworfen und nur Gott und feinem Ge⸗ 

wiſſen verantwortlich ſein; aber in die Rechtskreiſe der übrigen 

Obrigkeiten ſollte er ſich nicht ſtörend einmiſchen; einen ſolchen 
Zuſtand meinte er, wenn er als ſein Loſungswort bezeichnete: 
„Ein freies Volk unter einem freien König.“ 

Bei dieſer Art, die politiſchen Dinge zu betrachten, mußte ihm 
die ganze Menſchheit naturgemäß in zwei Parteien zerfallen: 
Die im Glauben an Gott beharrenden, die überkommenen Ein⸗ 
richtungen verehrenden Volksſchichten, und die von Gott ab⸗ 
gefallenen, der Revolution verfallenen Elemente. Eine ſelbſt⸗ 
verſtändliche Folgerung daraus war es, daß alle Staaten, in 
denen noch die gutgeſinnten Elemente den herrſchenden Einfluß 
beſaßen und die hiſtoriſchen Grundlagen des öffentlichen Lebens 
unerſchüttert waren, feſt zuſammenhalten müßten im Kampfe 

gegen die Revolution, als deren Bannerträger ihm das Frankreich 
des Bürgerkönigtums und des Bonapartismus erſchien. Auch 
die Stellung des Königs zur deutſchen Frage und die einzelnen 
Maßnahmen ſeiner deutſchen Politik laſſen ſich nur von dieſer 
Geſamtanſchauung aus in ihrem Zuſammenhang begreifen. } 

Friedrich Wilhelm hat ſich ſtets als ein guter Deutſcher ge⸗ 
fühlt. Er ſpricht gelegentlich von ſeinem von Kindesbeinen an 
für Deutſchland begeiſterten Herzen und nennt die glühende Liebe 
zum geſamten Vaterlande das ſchöne und ſchmerzensreiche Erbe 
ſeiner ſchmerzensreichen Mutter. Es iſt die gefühlsmäßige 

Grundſtimmung der Romantik, die in ſolchen Worten zutage 

tritt. Aber der König zog doch aus ihr auch gewiſſe Folge⸗ 
rungen für ſein Handeln und ſeine Politik. Er iſt ſtets der Mei⸗ 

nung geweſen, daß die augenblicklich in Deutſchland beſtehenden 

Verhältniſſe den berechtigten Anforderungen des National- 
an? nicht entſprächen, und wollte fie reformieren. Da aber 
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der deutſche Bund einmal beſtand, jo konnte er an deſſen Be⸗ 
ſeitigung oder radikale Umgeſtaltung natürlich nicht denken; nur 
was ſich im Rahmen der Bundesverfaſſung ausführen ließ. 
ſollte geſchehen. Dazu rechnete er namentlich eine beſſere Orga— 

Aniſation des Bundeskriegsweſens und der Vechtspflege, eine ge⸗ 
meinſame Wirtſchaftspolitik, ſowie Beſchleunigung und Ver⸗ 

öffentlichung der Beratungen des Bundestags. Er hoffte dies 

alles durch eine freie Verſtändigung der deutſchen Regierungen 
untereinander und namentlich durch gemeinſames Vorgehen 

d Preußens zu ichen. 

Namentlich die Zuſtimmung Gſterreichs erſchien ihm als eine 
unerläßliche Vorausſetzung jeder Reform; daran, Oſterreich aus 
Deutſchland hinauszudrängen oder ſeinen Einfluß auf die klei⸗ 

neren Staaten zugunſten Preußens zu beſchränken, dachte er nicht. 
Als ihm im Frühjahr 1847 der Fürſt von Leiningen die Be- 
gründung eines deutſchen Bundesſtaates ohne Öfterreich empfahl, 
bemerkte der König zu deſſen Denkſchrift: „Vor ſeinem Wunſche, 
daß Oſterreich faktiſch aus dem Bunde gedrängt werde und 
Preußen ſeine Stelle einnehme, möge mich unſer Herrgott im 
Himmel bewahren! Teutſchland ohne Trieſt, Tyrol und das herr— 
liche Erzherzogtum wäre ſchlimmer als ein Geſicht ohne Naſe!! 
Gott wird Teutſchland nicht verlaſſen.“ Ebenſo beſtimmt verwarf 
er den Gedanken, durch Ausübung eines Druckes auf die Einzel⸗ 
regierungen dieſe zur Opferung eines Teiles ihrer Souve— 
ränitätsrechte zu beſtimmen. Dem Prinzgemahl Albert von Eng— 
land, der dies für unvermeidlich erklärte, ſchrieb er ausdrücklich, 
daß er in dieſem Punkte nicht mit ihm übereinſtimmen könne; 
und feinem Freunde und Vertreter in London, Bunſen, gegen— 
über fügte er erläuternd hinzu: „Für den Bund ſollten ſie 

es allerdings, für Preußen ſollen ſie es aber ſo wenig, und 
noch weniger als für Sſterreich.“ 
Wenn alſo der König nur ſolche Reformen wollte, die das 

Verbleiben Oſterreichs im Bunde ermöglichten und deſſen Zu— 
ſtimmung fänden, und die außerdem die Souveränitätsrechte der 

Einzelſtaaten nicht weſentlich beeinträchtigten, ſo mußten ſich ſeine 
Beſtrebungen natürlich in in ſebr beſchei eidenen Grenzen halten. Das 
Weſentlichſte war für ihn immer, einmütiges Handeln der ſelb— 

— 
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ſtändig bleibenden deutſchen Regierungen dem Auslande 

gegenüber zu erreichen. Daneben malte ſich ſeine Phantaſie gern 

die Möglichkeit aus, daß wieder ein Römiſcher Kaiſer als erjter 

Monarch der Chriſtenheit an der Spitze Deutſchlands ſtehe und 

auch äußerlich den erſten Rang unter den Völkern einnehme. Nie 

aber wollte er dieſe Krone für ſich; dem Herrſcher Sſterreichs 

e ſie nach hiſtoriſchem Rechte zu. 

Es war dem König klar, daß jede ſchärfere Anſpannung der 
Bundesgewalt den beiden deutſchen Großmächten, oder, 
wenigſtens einer von ihnen das Verbleiben im Bunde unmöglich 
machen werde. Darum wollte er auch dem Kaiſer aus dem ver⸗ 

ehrten Erzhauſe wohl einen höheren Rang und eine äußere 

Ehrenſtellung, aber keine Rechte einräumen, die Preußen an 

einer ſelbſtändigen europäiſchen Politik hätten verhindern oder 

die Souveränität der übrigen deutſchen Staaten beeinträchtigen 

können. 
* * * 

Unter den Reformen, die er wünſchte, war die Verbeſſerung 
der Bundeskriegsverfaſſung zweifellos die notwendigſte. Zur Er⸗ 
reichung dieſes Zieles ſchien ſich gleich nach ſeinem Regierungs⸗ 
antritt eine günſtige Gelegenheit zu bieten, da das Eintreten 
Englands, Rußlands und der deutſchen Größmächte für die 
Türkei gegen den ägyptiſchen Vizekönig Mehemed Ali, der von 
Frankreich unterſtützt wurde, im Herbſt 1840 die Gefahr eines 

großen europäiſchen Krieges heraufbeſchwor. Die offenen 

Drohungen der franzöſiſchen Regierung gegen Deutſchland ließen 
zum erſten Wal ſeit langer Zeit das deutſche Nationalgefühl 
wieder lebhaft emporflammen; damals dichtete Nikolaus Becker 
ſein bekanntes Rheinlied: „Sie ſollen ihn nicht haben, den freien 

deutſchen Rhein!“ und fand damit lebhaften Widerhall in der 
öffentlichen Meinung; damals entſtand auch Hoffmann von 

Fallerslebens Lied: „Deutſchland, Deutſchland über alles“. 

Gerade die Gefahr eines Krieges gegen Frankreich war ge- 
eignet, von neuem die Frage anzuregen, ob Deutſchland wirklich 
verteidigungsfähig ſei; Friedrich Wilhelm trat mit dem Wiener 

Hofe in Verhandlung über die Verbeſſerung der gemeinſamen 
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Kriegseinrichtungen und erklärte ſich bereit, auch Oſterreichs ita— 

lieniſche Beſitzungen unter die Garantie des Bundes zu ſtellen, 
wenn man in dieſer Frage Entgegenkommen zeige. Bereits nach 

der Julirevolution, als auch ein ſolcher Krieg als möglich er— 
ſchienen war, hatte Preußen die Zuſtimmung der ſüddeutſchen 

Staaten und ſchließlich auch Oſterreichs dafür gewonnen, daß im 
Kriegsfalle die norddeutſchen Truppen unter ſeinen Oberbefehl 
geſtellt werden ſollten; ein zweites Heer würde dann aus eigenen 

preußiſchen und den ſüddeutſchen Kontingenten gebildet, endlich 
ein drittes von Oſterreich aufgeſtellt, und alle drei Armeen von 
einem Hauptquartiere aus geleitet worden ſein. Damals war es 

weder zur Ausführung dieſer Maßregeln noch zu einer dauern— 

den Verabredung für künftige Fälle gekommen. Jetzt griff man 

darauf zurück, und Wetternich zeigte ſich bereit, wenn der Krieg 
wirklich ausbreche, nach demſelben Plane zu verfahren; aber allen 

Anregungen, dieſe Beſtimmung zu einer dauernden zu machen, 

wußte er geſchickt auszuweichen. Das einzige Ergebnis der 

übrigens ſchnell vorübergehenden Kriegsgefahr war die Einrich— 

tung zweier neuer Bundesfeſtungen in Ulm und Raſtatt und 

regelmäßiger Inſpektionen der Bundeskontingente, die praktiſch 

wenig zu bedeuten hatten. 

Wurde durch dieſe geringen Ergebniſſe der deutſchen Reform- 
beſtrebungen die Erwartung der national geſinnten Elemente ent— 
täuſcht, ſo konnte es auch nicht ausbleiben, daß die Liberalen 

an dem neuen preußiſchen Herrſcher ſehr bald irre wurden; 
denn ihr Freiheitsbegriff unterſchied ſich aufs Stärkſte von dem 
Friedrich Wilhelms. Seine erſten Waßregeln erweckten noch 
einige Hoffnungen; ſo die Amneſtie für die verfolgten Demagogen 

und die Wiedereinſetzung des alten Ernſt Moritz Arndt in ſeine 

Bonner Profeſſur; aber es erregte ſchon Bedenken, daß der König 

den Anträgen der oſtpreußiſchen Stände, die ihn zur Erfüllung 

des vor einem Wenſchenalter von feinem Vater gegebenen Ver— 

faſſungsverſprechens ermahnten, die Antwort gab, er werde den 

von ſeinem Vater betretenen Weg weiterverfolgen, ſich aber von 

dem herrſchenden Begriff ſogenannter allgemeiner Volksver— 
tretungen fernhalten. Den Erwartungen, welche die Liberalen von 
ihm hegten, wie ſie namentlich in den „Vier Fragen“ des oſt— 
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preußiſchen Arztes Jacoby und in milderer Form in des Ober⸗ 
präſidenten von Schön Schrift „Woher und Wohin?“ ihren Aus⸗ 

druck fanden, wollte der König keineswegs entſprechen, ſondern 

vielmehr ſeine eigenen ſtändiſchen Ideen in der Verfaſſung ſeines 

Landes zur Durchführung bringen. 

Eine Zeitlang zögerte er noch; denn im Nachlaß ſeines ver⸗ 
ſtorbenen Vaters hatte ſich ein Teſtamentsentwurf vorgefunden, 
worin beſtimmt wurde, daß zur Bewilligung künftiger Anleihen 
eine Verſammlung von 32 Abgeordneten der Provinzialſtände 

und 32 vom König ernannten Witgliedern zuſammentreten ſolle; 
jede weitere Veränderung der Verfaſſung wurde darin von der 

Zuſtimmung ſämtlicher erwachſener männlicher Agnaten des 

Königlichen Hauſes abhängig gemacht. Erforderte nicht die 

Pietät, daß der Sohn dieſe Anordnung reſpektiere, auch wenn ſie 

keine rechtliche Gültigkeit haben mochte? Dieſe Frage machte 
dem König eine Zeitlang um ſo ernſtere Bedenken, als ſein 

Bruder Wilhelm entſchieden dafür eintrat, daß dem Willen des 
Vaters gehorcht werden müſſe. Zuletzt aber entſchloß er ſich 

doch, dieſen von ſeinem Vater weder unterzeichneten noch eigen⸗ 

händig geſchriebenen Entwurf als nicht verbindlich anzuſehen, 
und ſchritt im Februar 1841 dazu, den Provinziallandtagen 
etwas größere Rechte einzuräumen, als ſie bisher beſeſſen hatten. 
Namentlich wurde ihnen das Recht auf regelmäßige Berufung 3 
in jedem zweiten Jahre und die Befugnis gegeben, Berichte über 
ihre Verhandlungen zu veröffentlichen, in denen allerdings die 

Namen der einzelnen Reder nicht genannt werden durften. Als 

zweite Maßregel folgte im Herbſt 1842 die Berufung der Ver⸗ 
einigten Ausſchüſſe. Jeder Provinziallandtag hatte eine Anzahl 
von Vertretern zu wählen, die der König zu einer gemeinſamen 

Tagung nach Berlin berief. Er erklärte ihnen, daß er ſie nicht 
etwa als Volksvertreter, ſondern nur als Beauftragte der Stände, 
die ſie entſandt hätten, betrachte, und daß er zwar ihren Rat 
hören wolle, ihnen aber kein Beſchlußrecht zugeſtehe. Auch wurden 
ihnen nur unbedeutende Angelegenheiten vorgelegt, und die ein⸗ 

zige Folge ihrer Beratungen war, daß die meiſten Landtage in 

den folgenden Jahren immer dringender die regelmäßige Ein⸗ 

berufung der Ausſchüſſe, die Erweiterung ihrer Rechte und ihre 
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Ausgeſtaltung zu wirklichen Reichsſtänden forderten. Das ganze 

Experiment erwies ſich als verfehlt und legte Zeugnis ab von der 
verhängnisvollen Neigung des Königs zu halben Maßregeln, die 
niemanden zufriedenſtellten, aber doch das Gefühl erweckten, daß 

der Herrſcher ſelbſt eine Anderung des beſtehenden Zuſtandes für 
nötig halte, und daher Erregung in weite Kreiſe trugen. 

Auch die Erleichterungen, die Friedrich Wilhelm der Preſſe 
gewährte, waren ſolche halben Maßregeln. Für die Schriften 
von geringerem Umfang als 20 Bogen und die Zeitungen wurde 
die Zenſur etwas gemildert, und das Rechtsmittel der Berufung 
an ein neubegründetes Oberzenſurgericht eingeführt. Auch hier⸗ 

mit war niemand zufrieden, und die gewährten Erleichterungen 

wurden hauptſächlich dazu benutzt, die volle Befreiung der Preſſe 
zu fordern und das herrſchende Regierungsſyſtem, ſowie die Per- 

ſönlichkeiten, von denen es getragen wurde, anzugreifen und zu 

verhöhnen. 
Für die Weiterentwicklung der Verfaſſung hatte der König 

inzwiſchen einen eigenen Plan entworfen, den er allen Wider- 

ſtänden gegenüber mit großer Zähigkeit aufrecht erhielt, und 

ſchließlich auch zur Ausführung brachte. Die von dem alten 
König den künftigen Reichsſtänden vorbehaltene Befugnis, neue 
Anleihen zu bewilligen, ſollte zugleich mit dem Rechte der Be- 
willigung neuer Steuern für friedliche Zeiten einem „Vereinigten 
Landtage“ übertragen werden, der aus ſämtlichen Witgliedern 
der Provinziallandtage beſtehen ſollte. Die Vertreter der Ritter, 
Bürger und Bauern ſollten nach des Königs urſprünglichem 

Plane geſondert tagen und nach Kurien abſtimmen; da dies bei 
ſeinen Räten auf Bedenken ſtieß, gab er zu, daß ſie gemeinſam 
beraten und beſchließen möchten; ſie ſollten aber zuſammen nur 

das Unterhaus des neuen preußiſchen Parlaments darſtellen. 

Neben ihnen ſollte eine Herren⸗Kurie aus dem hohen Adel ge— 
bildet werden, die nur bei finanziellen Bewilligungen zu gemein⸗ 
ſamer Beſchlußfaſſung mit den übrigen Kurien zuſammen— 

zutreten habe. Der König wollte den Reichsſtänden außer den 
ſchon erwähnten Rechten in Finanzfragen noch eine beratende 

Stimme bei der Geſetzgebung und das Petitionsrecht gewähren, 
er behielt ſich aber die freie Entſchließung vor, wie oft und in 
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welchen Zwiſchenräumen die Verſammlung zu berufen ſei. Außer⸗ 

dem wurden ihre Rechte dadurch ſtark beſchränkt, daß für ſolche 

Anleihen, die vor Ausbruch oder während eines Krieges plötzlich 
notwendig werden möchten, die Zuſtimmung einer ſtändiſchen De⸗ 

putation von acht Witgliedern für genügend erklärt ward; end⸗ 
lich erhielt noch ein beſonders zu wählender Ausſchuß, der 
mindeſtens alle vier Jahre zuſammenzutreten habe, die Befug⸗ 
nis, in allen Fällen, wo es ſich nicht um finanzielle Bewilli⸗ 
gungen handle, die Funktionen des Landtags auszuüben. In 

dem Patent vom 3. Februar 1847 machte der König ſeinen Ent⸗ 
ſchluß bekannt, indem er ausdrücklich betonte, daß er ſeinen 
Untertanen dadurch einen beſonderen Beweis ſeines königlichen 

Vertrauens gebe. 

Es kann nicht überraſchen, daß die Liberalen auch in der Be⸗ 
rufung des Vereinigten Landtags eine Erfüllung ihrer Wünſche 

nicht zu erblicken vermochten. Die Hauptbedenken lagen für ſie 

einerſeits in dem Mangel der Periodizität, wodurch es völlig 

in des Belieben des Monarchen geſtellt wurde, ob er den Land⸗ 
tag berufen wolle oder nicht; ſodann in der Einrichtung des ſtändi⸗ 
ſchen Ausſchuſſes und der Deputation, die leicht dazu benutzt 

werden konnten, die größere Verſammlung völlig in den Hinter- 
grund zu drängen und vielleicht allmählich ganz einſchlafen zu 

laſſen; endlich in der Zuſammenſetzung des Landtags, welche die 
ſchon bei den Provinzialſtänden vorhandene Bevorzugung des 

größeren Grundbeſitzes durch die Hinzufügung der Herrenkurie 

noch bedeutend verſtärkte. Auch vermißte man die genaue Feſt⸗ 

legung der Rechte des Königs und des Landtags durch eine ge⸗ 

ſchriebene Verfaſſung, wie der Liberalismus ſie überall gefordert 
und in den kleineren Staaten auch bereits durchgeſetzt hatte. 

Gerade dieſen beiden Forderungen, die ihn in feinen Rechten 
zu ſtark zu beſchränken ſchienen, wollte der König auf keinen 

Fall nachgeben; dieſen Entſchluß verkündete er in feierlicher 
Weiſe in der Thronrede, mit der er am 11. April 1847 den erſten 

Vereinigten Landtag eröffnete. Er ſagte, keine Macht der Erde 
ſolle ihn bewegen, das natürliche Verhältnis zwiſchen Fürſt und 

Volk in ein konventionelles, konſtitutionelles zu verwandeln, und 
nun und nimmer werde er zugeben, „daß ſich zwiſchen unſeren 
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Herrn Gott im Himmel und dieſes Land ein beſchriebenes Blatt, 
gleichſam als eine zweite Vorſehung, eindränge, um uns mit 

ſeinen Paragraphen zu regieren und durch ſie die alte heilige 

Treue zu erſetzen“. Die Krone ſolle nach dem Geſetze Gottes und 

des Landes und nach eigener freier Beſtimmung herrſchen, aber 
nicht nach dem Willen von Wajoritäten. Er würde den Landtag 

nicht berufen haben, wenn er nur im Entfernteſten geglaubt hätte, 

es gelüſte ſeine Mitglieder darnach, die Rolle ſogenannter Volks⸗ 

repräſentanten zu ſpielen. 
Es zeigte ſich ſehr bald, daß die Mehrheit des Landtags trotz 

des großen Übergewichts, das der Grundadel hier behauptete, 

dieſe Gelüſte, die der König verabſcheute, trotzdem hegte. Nach 

einer längeren Debatte nahm der Landtag eine Adreſſe an, die 
darauf hinwies, daß die Verordnung vom 3. Februar keines— 

wegs als eine volle Erfüllung der von dem verſtorbenen Herrſcher 

gemachten Zuſagen gelten könne, und der Hoffnung Ausdruck 
gab, daß der König dieſem Abelſtande durch die Erweiterung 
der ſtändiſchen Rechte abhelfen werde. In feiner Antwort be— 
ſtritt Friedrich Wilhelm, daß die früheren Verheißungen dem 

Landtag irgendein Recht zu weiteren Forderungen gewähren 

könnten, verſprach aber, die ihm auf verfaſſungsmäßigem Wege 
zugehenden Anträge zu prüfen und ihnen ſo weit ſtattzugeben, 

wie es mit den Rechten der Krone und dem Wohle des Landes 

verträglich ſei; auch wolle er den Vereinigten Landtag jeden— 

falls im Laufe der nächſten vier Jahre wieder zuſammenberufen. 
Die Oppoſition ſetzte eine Erklärung auf, die im Gegenſatz zu 

den Anſchauungen des Königs alle dem Landtag gemäß den 

früheren Verordnungen zuſtehenden Rechte aufzählte; ſie fand 

142 Unterſchriften; und eine ganze Reihe von Petitionen im 
liberalen Sinne wurden vom Landtag angenommen und dem 
König übermittelt. Dieſer verſprach nur, ſie in Erwägung zu 
ziehen und behielt ſich alle weiteren Entſchlüſſe vor. 

Aber das waren alles nur Vorpoſtengefechte. Zur Entſcheidung 
kam es erſt, als der Landtag den finanziellen Vorlagen der Re— 

gierung ſeine Zuſtimmung geben ſollte. Es handelte ſich dabei um 
Forderungen, deren ſachliche Berechtigung niemand beſtritt, vor 
allen Dingen um die Genehmigung einer Anleihe zum Bau der 
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Eiſenbahn von Berlin nach Königsberg. Aber es wurde von 

den Liberalen ſofort die prinzipielle Frage aufgeworfen, ob der 
Landtag überhaupt berechtigt ſei, derartige Beſchlüſſe zu faſſen, 
ſolange ihm nicht die vollen Rechte wirklicher Reichsſtände ein⸗ 
geräumt ſeien. Dieſe Frage wurde mit großer Wehrheit verneint, 

und infolgedeſſen die Faſſung eines zuſtimmenden Beſchluſſes 
abgelehnt. Der König war darüber ſehr erzürnt und verlangte 

nun die ſofortige Wahl des in ſeinem Patente vorgeſehenen Aus⸗ 

ſchuſſes. Eine große Anzahl von Abgeordneten beteiligte ſich je⸗ 
doch an dieſer Wahl gar nicht oder unter Vorbehalt, und nur 

eine geringe Mehrheit kam dem Befehl des Königs nach. Es 
iſt daher begreiflich, daß Friedrich Wilhelm den Landtag un⸗ 
gnädig entließ und ihm zum Schluß nochmals einſchärfte, daß 
er nur ſolche Rechte habe, die ihm das Patent ausdrücklich bei⸗ 

lege oder die ihm der König aus freiem Entſchluß noch weiter 
verleihen werde. 

Hatte Friedrich Wilhelm gehofft, durch die Schöpfung des Ver⸗ 
einigten Landtags und des periodiſchen Ausſchuſſes die Ver⸗ 
faſſungsfrage für Preußen auf die Dauer löſen zu können, ſo 

mußte ihm der Verlauf dieſer erſten Tagung zeigen, daß er ſich 
hierin getäuſcht hatte. Er ſah ſchon damals keinen anderen Aus⸗ 

weg aus dieſen Schwierigkeiten, als den Wünſchen der Mehr⸗ 
heit noch einen Schritt weiter entgegenzukommen und dem Land⸗ 
tag das Recht der periodiſchen Wiederberufung zu gewähren. 

Aber ſein Stolz verhinderte ihn, dies ſofort zu tun, obwohl er 
dadurch wahrſcheinlich die Kraft der Oppoſition gebrochen und 

eine veränderte Mehrheitsbildung herbeigeführt haben würde. 
Es ſollte nicht ſcheinen, als weiche er den Forderungen, die an 
ihn geſtellt würden; er wollte daher einige Zeit vergehen laſſen, 

bevor er dieſe Erweiterung der ſtändiſchen Rechte als ein Er⸗ 
gebnis ſeiner freien Entſchließung verkündige. Bevor es aber dazu 
kam, traten Ereigniſſe ein, welche die Lage völlig veränderten. 

Der erſte Vereinigte Landtag iſt für Preußen und indirekt für 

ganz Deutſchland von großer Bedeutung geweſen. Zum erſten⸗ 
mal kamen hier Vertreter der verſchiedenen Landſchaften und 

Volksſtämme, die durch die Ereigniſſe von 1815 zu einem Staate 
verbunden worden waren, zu gemeinſamer politiſcher Arbeit zu⸗ 
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ſammen; zum erſtenmal entwickelte ſich unter ihnen ein Gefühl 

der Zuſammengehörigkeit und der Intereſſengemeinſchaft. Gewiß 

gab es auch in dieſer Verſammlung noch keine feſtgeſchloſſenen 

Parteien, ſondern nur loſe verbundene Gruppen von ungefähr 

Gleichgeſinnten, und gewiß machten ſich die landſchaftlichen 
Unterſchiede in der Auffaſſung politiſcher Fragen ſtark bemerk— 

bar; aber trotzdem zeigten ſich die gemeinſchaftlichen Aberzeu— 

gungen ſtark genug, um dieſe Gegenſätze überbrücken und die 

Grundlagen für eine ſpätere Parteibildung legen zu können. Die 
Hauptführer der Oppoſition waren Kaufleute aus dem Rhein⸗ 

lande, Hanſemann, Camphauſen, Weviſſen, Beckerath, und 
Adelige aus Weſtfalen und dem Oſten, wie Georg von Vincke, 

die Grafen Schwerin und Auerswald. Da die Verhandlungen 

des Vereinigten Landtags im vollen Wortlaut und mit Angabe 
der Redner veröffentlicht werden durften und überall geleſen 
wurden, ſo wurden dieſe Männer jetzt zu Parteiführern, deren 

Namen man in ganz Preußen, ja weit über die Grenzen 

Preußens hinaus kannte. Die Gegenpartei hatte weit weniger 
Männer zur Verfügung, die das Wort wirkſam zu gebrauchen 

und die allgemeine Aufmerkſamkeit auf ſich zu lenken verſtanden; 
als ein Redner, der urwüchſige Kraft mit ſchneller Schlagfertig- 
keit verband, trat aus ihren Reihen namentlich der junge Otto 
v. Bismarck⸗Schönhauſen hervor. 

Die großen prinzipiellen Gegenſätze waren hier in den De— 
batten ſcharf aufeinander geſtoßen. Der König ſcheute namentlich 

deswegen vor der Bewilligung der Periodizität des Landtags 
und ſeiner ſonſtigen Anſprüche zurück, weil er fürchtete, durch 

die Anerkennung eigener Rechte der Stände den erſten Schritt 
zu dem verhaßten Konſtitutionalismus zu tun. Denn ſie mußten 
dadurch von dem königlichen Willen bis zu einem gewiſſen Grade 
unabhängig werden und hätten der Krone als eine ſelbſtändige 

und gleichberechtigte Macht gegenübertreten können. Er be” 
trachtete als das Weſen des Konſtitutionalismus das Streben 
nach unbedingter Herrſchaft der Mehrheit und nach Unterwerfung 

der Krone unter das Prinzip der Kopfzahl. Er hielt es auf die 
Dauer nicht für möglich, daß Krone und Parlament als gleich— 
berechtigte Mächte nebeneinander beſtehen und mit einander zu— 
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en wirken könnten. Sollte aber eine von ihnen die oberſte 
Entſcheidung haben, ſo konnte dies nach ſeiner Anſicht nur die von 

Gott eingeſetzte höchſte Obrigkeit, nicht aber eine ſtändiſche Ver⸗ 
ſammlung, und noch weniger eine aus dem Volkswillen hervor⸗ 

gegangene Mehrheitsvertretung ſein. Auf der anderen Seite gab 

es gewiß, namentlich unter den liberalen Rheinländern, manche, 

die ſich ein konſtitutionelles Staatsleben auch nicht anders vor⸗ 

ſtellen konnten, als nach dem Muſter der weſteuropäiſchen Länder, 

wo das Miniſterium aus der Wehrheit der Volksvertretung ge⸗ 

nommen wurde und der König nur formelle Rechte beſaß; aber 
man würde doch irren, wenn man dieſe Weinung für die all⸗ 

gemeine unter den Liberalen anſehen wollte. Viele unter ihnen 

wollten immer noch ein Gleichgewicht der beiden Gewalten, und 

hielten eine ſelbſtändige und mit beſtimmten Rechten aus⸗ 

geſtattete Volksvertretung für durchaus vereinbar mit dem mon⸗ 

archiſchen Prinzip. Sie bekämpfen des Königs Abſichten nur des⸗ 

halb, weil bei ihrer Ausführung ein zu großes Abergewicht auf 

ſeiten der Krone geweſen ſein würde. Auch in dieſer Beziehung 

treten uns in dem erſten preußiſchen Parlament bereits die 1 
Fragen entgegen, welche die folgende Generation bewegt haben, 1 
wenn auch natürlich noch nicht ſo klar und ſcharf geſtellt, wie 
dies erſt auf Grund der ſpäteren praktiſchen Erfahrungen mög⸗ 
lich war. 

* * * 

Aber nicht nur auf die Entwicklung des Verfaſſungslebens 
in Preußen ſelbſt, ſondern auch auf das öffentliche Leben im 
übrigen Deutſchland haben dieſe Vorgänge eine ſtarke Wirkung 

ausgeübt. Schon die Tatſache, daß der preußiſche König das 
Syſtem ſeines Vaters verließ, und, wenn auch zögernd und % 
tajtend, den Weg betrat, der Preußen aus der Reihe der ab⸗ 4 . 

ſoluten in diejenige der Verfaſſungsſtaaten hinüberführen mußte, = 

erregte überall das größte Aufſehen. Der ruſſiſche Zar und 55 

Metternich, die Vorkämpfer des abſolutiſtiſchen Syſtems, erhoben 
ihre warnende Stimme, ſobald ſie von den Abſichten des Königs 
erfuhren, und hielten mit ihrer Mißbilligung feiner Schritte nicht 
zurück. In der Bevölkerung aber begann allmählich das Gefühl 
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zu verſchwinden, daß die beſtehenden Zuſtände unabänderlich 
ſeien; ſollte aber etwas Neues geſchaffen werden, ſo wollte jeder, 

der politiſches Intereſſe beſaß, ſeine Gedanken darüber, wie es 
beſchaffen ſein ſolle, zur Geltung bringen und diskutiert ſehen. 
Die Wilderung der Zenſur bot die Wöglichkeit zu einer freieren 
Ausſprache; eine Menge neuer Zeitungen und Zeitſchriften 
wurden gegründet, wenn ſie auch oft nur einen lokalen Wirkungs⸗ 
kreis und eine kurze Lebensdauer hatten, doch zur Erregung der 

öffentlichen Meinung lebhaft beitrugen; das bedeutendſte und 
zugleich in der Oppoſition ſtärkſte dieſer neuen Blätter war die 
Rheiniſche Zeitung. Neben der Preſſe aber war es namentlich 
die Dichtung, welche die politiſchen Fragen weiteren Kreiſen 
näherbrachte; die ganze Lyrik des Jahrzehntes nach 1840 iſt in 
einem Maße von politiſchen Wotiven beherrſcht, wie nie vorher 

oder nachher. Das ſtille Deutſchland aus der Zeit Friedrich Wil⸗ 
helms III. war kaum noch wiederzuerkennen. 

Eine nicht unerhebliche Einwirkung begann in dieſen Jahren 
die neue politiſche Richtung auszuüben, die in den erſten Jahr⸗ 

zehnten des Jahrhunderts in Weſteuropa emporgekommen war. 
Auf dem Boden Frankreichs und Englands, wo mit der Aus⸗ 
bildung des Kapitalismus auch die Proletariſierung der Maſſen 
und das furchtbare Elend der Fabrikarbeiter früher und ſtärker 

aufgetreten waren als in Deutſchland, hatten ſich zuerſt ſozia— 

liſtiſche Anſchauungen und Syſteme entwickelt. Während aber 
die älteren Lehren eines Saint⸗Simon, Fourier und Owen in 
Deutſchland früher kaum Verbreitung gefunden hatten, wirkten 

die kraſſeren und volkstümlicheren Schriften Louis Blancs und 
Proudhons auf weitere Schichten der Bevölkerung ein. Die 
hauptſächlichſten Vermittler dieſer Einflüſſe waren die deutſchen 
Flüchtlinge, die ſich, als Demagogen verfolgt, nach Frankreich 

oder England gewandt hatten, und die Anſchauungen, die ſie 
hier in ſich aufnahmen, durch Schriften und Briefe auch in der 
alten Heimat zu verbreiten ſuchten. Die ſozialiſtiſchen Anſchau— 
ungen mußten aber in ihrer politiſchen Wirkung zu einer Ver— 
ſtärkung der demokratiſchen Richtung hinführen. Sozialismus und 
Demokratie gehören ihrem innerſten Weſen nach zuſammen und 

üben auch da, wo ſie zunächſt vereinzelt auftauchen, eine ge— 
Brandenburg, Die Reichsgründung 1 11 
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heime Anziehungskraft auf einander aus, bis ſie ſich gefunden 

haben. Alle Demokratie bleibt Schein und graue Theorie, ſo⸗ 
lange die Ungleichheit der ſozialen Geltung und des Vermögens 

ſtarke tatſächliche Abhängigkeiten innerhalb der Mafje der for- 

mell gleichberechtigten Staatsbürger ſchafft. Und der Sozialis⸗ 
mus — mag ihm nun mehr das kleinbürgerliche Ideal mög⸗ 

lichſter Gleichheit von Grundbeſitz und Vermögen oder die kom⸗ 

muniſtiſche Lehre von dem gemeinſamen Rechte aller auf alles 
oder doch wenigſtens auf die Produktionsmittel vorſchweben — 

kann ſein Ziel nicht erreichen, wenn nicht die Mehrheit der wenig 

oder nichts Beſitzenden die Verfügung über die Staatsgewalt in 

Händen hat. Damals wurden die ſozialiſtiſchen Theorien in 
vollem Umfang in Deutſchland nur von wenigen aufgenommen 

und vertreten; aber ſie lenkten den Blick auf neue Probleme, 
und ſie verſtärkten überall, wo ſie Einfluß gewannen, den po⸗ 
litiſchen Radikalismus. 

In der Rheiniſchen Zeitung war es namentlich Karl Warx, 
der die kummuniſtiſchen Ideen offen vertrat und ſie mit politiſch⸗ 

radikalen Tendenzen verband. Dort veröffentlichte auch Ferdi⸗ 
nand Freiligrath feine politiſchen Gedichte, die ſchon wie ein 

Signal der Revolution klangen, namentlich jene ſechs, die er 
ſpäter unter dem Titel „Ca ira“ beſonders herausgegeben hat. 
In einem von ihnen läßt er den Waſchiniſten des Dampfers, auf 
dem König Friedrich Wilhelm IV. den Rhein hinabgefahren iſt, 
die drohenden Worte ſprechen: 

Du biſt viel weniger ein Zeus, als ich, o König, ein Titan! 5 

Beherrſch' ich nicht, auf dem du gehſt, den allzeit kochenden Vulkan 
Es liegt an mir: Ein Ruck von mir, ein Schlag von mir zu dieſer Friſt, 
Und ſiehe, das Gebäude ſtürzt, von welchem du die Spitze biſt! 

Der Boden birſt, aufſchlägt die Glut und ſprengt dich krachend in die Luft! 
Wir aber ſteigen feuerfeſt aufwärts ans Licht aus unſrer Gruft! 

Wir ſind die Kraft! Wir hämmern jung das alte morſche Ding, den Staat, 
Die wir von Gottes Zorne ſind bis jetzt das Proletariat! 

In einem anderen Liede ſchildert er, wie die Arbeiter einer 
Druckerei aus den Lettern Kugeln 7 Eben ſind ſie damit 

fertig: 
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Jetzt ein Schuß! — Und wieder einer! — Die Signale ſind's, Geſellen! 
Hallender Schritt erfüllt die Gaſſen, Hufe dröhnen, Hörner gellen! 

Hier die Kugeln! Hier die Büchſen! Raſch hinab! — Da ſind wir ſchon! 

Und die erſte Salve praſſelt! — Das iſt Revolution! 

Gerade bei Freiligrath kann man es deutlich verfolgen, wie 
gewaltig der Radikalismus in den vierziger Jahren die Ge— 

müter ergriffen hat. Noch in ſeinem „Glaubensbekenntnis“ aus 

dem Jahre 1844 ſchlägt er ruhige gemäßigte Töne im Sinne 
der Liberalen an, ruft vor allen Dingen nach der Preßfreiheit 

und der deutſchen Einheit; und ſchon zwei Jahre ſpäter ver- 
zweifelt er an einem ruhigen 8 und hält die Revolution 
für unvermeidlich. 

Nicht minder aufreizend klangen die Gedichte, durch die Hein— 

rich Heine von Paris aus auf ſeine Landsleute zu wirken ſuchte. 

In immer neuen Wendungen verſpottet er die gutmütigen 

Deutſchen, die da ſchlafen, wie einſt Brutus ſchlief, aber nicht wie 

jener erwachen, um ihre Tyrannen zu töten, ſondern in an— 

geborenem Servilismus pietätvoll den Hut ziehen, wenn einer 

ihrer vielen Herren und Landesväter vorübergeht, und in zu⸗ 

friedenem Stumpfſinn ihren Sauerkohl verzehren. Oder er ver— 

höhnt die Perſönlichkeiten der einzelnen Herrſcher, namentlich 

Friedrich Wilhelm IV. und Ludwig von Bayern. Am beißend— 

ſten ergießt er ſeinen Spott über die deutſchen Zuſtände in 
„Deutſchland, ein Wintermärchen“. Hier läßt ſich zuletzt die 
Göttin Hammonia von ihm das Verſprechen geben, nichts von 

dem zu verraten, was er ſehen werde, und zeigt ihm dann die 

Zukunft Deutſchlands in einer Miftgrube. Auch Heine begnügt 

ſich nicht, die deſpotiſchen Zuſtände zu kritiſieren, ſondern greift 

ebenſo ſcharf die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung an, als deren 
Wotto er das Wort hinſtellt: „Denn ein Recht zum Leben, Lump. X 

haben nur, die etwas haben!“ 

Allerdings löſte die nähere Kenntnis der weſteuropäiſchen Zu— 

ſtände und Ideen nicht bei allen ſolche Gefühle des Haſſes und 
ſolchen Eifer zur Vernichtung des Beſtehenden aus, ſondern regte 

auch bei manchen zuerſt den Gedanken an die Notwendigkeit einer 
weitblickenden Sozialpolitik und ſozialer Reformen an. Nament⸗ 

11* 
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lich bei Meviſſen können wir das beobachten; er hat ſich ſchon 
in einer Denkſchrift aus dem Jahre 1845 für die Feſtſetzung einer 

Maximalarbeitszeit durch den Staat und ebenſo eines Windeſt⸗ 
lohns ausgeſprochen; damit die Länder, die ſolche Einrichtungen 

treffen, nicht gegenüber der ausländiſchen Konkurrenz in Nach⸗ 
teil geraten, wünſcht er eine Aufnahme dieſer Beſtimmungen in 
das europäiſche Völkerrecht. Auch die Gründung des Vereins für 
das Wohl der arbeitenden Klaſſen, der namentlich im Rhein⸗ 

land ſeine Wirkſamkeit entfaltete, zeigt deutlich, daß man auch 
in den Kreiſen des höheren Bürgertums nicht ohne Verſtändnis 

für die neuen ſozialen Fragen war, die infolge der mächtigen 

Entwicklung der Induſtrie für die moderne Geſellſchaft auf⸗ 
tauchten und ſich auch bereits am Horizont des deutſchen Lebens 

zu zeigen begannen. Allerdings war es nur der Weſten Deutſch⸗ 

lands, der von dieſen Fragen berührt wurde, weil hier die in⸗ 

duſtrielle Entwicklung am weiteſten fortgeſchritten und der Ver⸗ 
kehr mit Weſteuropa am ſtärkſten war. Der Oſten und Norden 

Deutſchlands, wo die agrariſchen Intereſſen noch bei der geſamten 

Bevölkerung durchaus im Vordergrund ſtanden, blieb davon zu⸗ 
nächſt noch unberührt. 8 

Auch in den Parlamenten der Einzelſtaaten machte ſich die 

neue Richtung des politiſchen Lebens bemerkbar. Immer ſchärfer 

trennten ſich die Liberalen und die Demokraten voneinander, 
immer enger ſchloſſen ſich die Parteien zuſammen und ſuchten 
durch Vorberatung innerhalb der Fraktionen die Gleichgeſinnten 
bei den Abſtimmungen feſter zuſammenzuhalten. In Baden 
wurde der Radikalismus namentlich gefördert durch den Verſuch 

des Winiſters von Blittersdorff, die Mitwirkung des Parla⸗ 
ments einzuſchränken, das Beamtentum zum unbedingten Ge⸗ 

horſam gegen die Regierung zu erziehen und durch Verweige⸗ 

rung des Urlaubs von der Anteilnahme am parlamentariſchen 
Leben fernzuhalten. In dem daraus entſtehenden Konflikt kam 
es zum erſtenmal ſeit dem Beſtehen der badiſchen Verfaſſung 

zur Auflöſung des Parlaments und zu einem Wahlkampf, der 
das Intereſſe weiterer Volkskreiſe erregte. Aber gerade hierbei 

machte ſich in der Preſſe die Anſicht geltend, daß die Führer 
der liberalen Kammermehrheit eigentlich gar nicht die Vertreter 



Der Einheitsgedanke 165 

der wahren Intereſſen des Volks ſeien; denn dem Volke komme 
es nicht auf die Ausgeſtaltung der Verfaſſung und die Wah- 

rung der parlamentariſchen Rechte, ſondern auf die Verbeſſe— 

rung ſeiner wirtſchaftlichen Lebensbedingungen an. So heißt es 
wohl: „Das Volk hat ohne Zweifel noch viel mehr und ganz 
andere Rechte, als die in ſeinen Kammern durch Deputierte ver— 
treten werden und vertreten werden können.“ Wenige Jahre 

ſpäter verlangt die Mannheimer Abendzeitung ausdrücklich, daß 
bei der wachſenden Wichtigkeit der geſellſchaftlichen Fragen die 
Sozial-Radikalen von den bloß Politiſch-Radikalen ſcharf ge⸗ 
trennt werden müßten. Als Wortführer der Demokratie erſcheinen 

vor allen Dingen Hecker und Struve. Sie eifern gegen die Halb⸗ 
heit des Liberalismus der bloßen Worte, leiten ihre Forderungen 
aus der Souveränität des Volkes ab und erklären die Winiſter, 

die ſich ihnen widerſetzen, für Hochverräter. Sie behaupten, daß 

die öffentliche Meinung, auch wenn ſie irrig ſei, beſtimmend für 
die Leitung des Staates ſein müſſe und nähern ſich immer ſtärker 
republikaniſchen Anſchauungen. Hecker hat ſich ſchon 1847 zum 
Sozialismus bekannt und verlangt, daß die Macht des Staates 
in den Dienſt der wirtſchaftlichen Intereſſen der Mehrheit ge- 

ſtellt werden müſſe. 

In der badiſchen zweiten Kammer machte ſich auch, ſoviel ich 
ſehe, zuerſt der Einfluß taktiſcher Erwägungen auf die Haltung 
der Parteien bemerkbar. Solange die Gruppen gleichgeſinnter 
Abgeordneter nur einen loſen Zuſammenhang unter ſich beſaßen, 
war dies nicht möglich geweſen. Als aber zuerſt liberale Winiſter 
ans Ruder kamen, und dieſe aus Rückſicht auf die Großmächte 
und den Bund manches tun mußten, was ihren Parteigenoſſen 

im Parlament nicht gefiel, erhob ſich für die Liberalen zum 
erſtenmal die Frage, die ihnen ſpäter fo viel zu ſchaffen ge⸗ 
macht hat, ob es beſſer ſei, ſich gegen ein im allgemeinen libe- 
rales Winiſterium zu wenden, deſſen einzelne Maßregeln man 

nicht billigen könne, oder über ſolche Meinungsverſchiedenheiten 
hinwegzuſehen und das Winiſterium der eigenen Parteifarbe am 
Ruder zu erhalten, um ſeinen Einfluß auf die Regierung zu be— 
haupten. Die bisherige Mehrheit wurde durch die Bildung einer 

rein miniſteriellen Partei zeitweiſe auseinandergeriſſen, und erſt 
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die Ernennung des allen Liberalen verhaßten Herrn von Blitters⸗ 

dorff machte dieſem Zwieſpalt vorläufig ein Ende. 

Auch im rheiniſchen Provinziallandtag traten jetzt die Par⸗ 

teien ſchärfer als früher auseinander. Zuerſt im Jahre 1845 bei 

der Erörterung der Frage, ob der Landtag für die Einführung 
von Reichsſtänden in Preußen eintreten ſolle. 

Gleichzeitig nehmen wir auch die erſten Verſuche der Par⸗ 
teien wahr, ſich über die Grenzen der Einzelſtaaten hinaus die 

Hände zu reichen und ein gemeinſames Vorgehen in Fragen 

von allgemeinerer Bedeutung zu ermöglichen. Seit 1839 kamen 
die liberalen Führer Süddeutſchlands von Zeit zu Zeit zu der⸗ 
artigen Beſprechungen zuſammen. Naturgemäß wurden ſie von 

der Erörterung der ſpeziell die Einzelſtaaten angehenden Fragen 

mehr und mehr auf die Beſprechung der geſamtdeutſchen An⸗ 

gelegenheiten abgelenkt, zumal da der Gedanke, daß ein engerer 

Zuſammenſchluß Deutſchlands notwendig ſei, ſeit den Vorgängen 

des Jahres 1840 aus der öffentlichen Diskuſſion niemals wieder 

verſchwunden war. 

In der politiſchen Lyrik jener Zeit finden wir das Verlangen 
nach einer ſolchen Einigung faſt überall und ohne Rückſicht auf 
den ſonſtigen Parteiſtandpunkt der einzelnen Dichter aus⸗ 

geſprochen. Georg Herwegh ruft dem deutſchen Volke zu: 

Tritt in deiner Fürſten Reihen! 
Sprich: Die neununddreißig Lappen, 
Sollen wieder beſſer klappen, 

Und ein Heldenpurpur ſein; 

Ein Reich wie ein Sonnenſchein 
Ein Herz, ein Volk und ein Wappen! 
Helf uns Gott — ſo ſoll es klappen! 

Oder er läßt in einer Viſion Gottvater über die Völker zu 

Gerichte ſitzen; alle kommen auf feinen Ruf, nur die faulen 

Deutſchen erſcheinen nicht, weil ſie noch nicht ausgeſchlafen 

haben. Gott läßt einen Engel in die Poſaune blaſen, mit dem 

Rufe: 

Ihr Deutſchen, wollt Ihr nicht aufſtahn? 
Die Ewigkeit geht eben an! 

Doch ehe ſich die Deutſchen zuſammengefunden, 
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War längſt der jüngſte Tag verſchwunden, 

Hat alles ſeinen Lohn empfangen — 

Den Deutſchen iſt Himmel und Höll' entgangen. 

In dem ſchönen Liede endlich, in dem er die Gründung einer 
deutſchen Flotte fordert, ruft er aus: 

Es wird geſchehn! Sobald die Stunde 
Erſehnter Einheit für uns ſchlägt, 

Ein Fürſt den deutſchen Purpur trägt, 

Und einem Herrſchermunde 

Ein Volk vom Po gehorchet bis zum Sunde; 
Wenn keine Krämerwage mehr, wie Pfunde 

Europas Schickſal wägt! 

Ferdinand Freiligrath läßt den alten Fritz als Wortführer 
der deutſchen Einheit auftreten. Wenn er jetzt lebte, ſo läßt er ihn 

ſprechen, ſo werde er die Forderungen der Zeit erfüllen. 

Ich tät's! Einſchlüg' ich mit der Fauſt dies Diplomatennetz! 
Reichsſtände! Öffentlich Gericht! Ein einig deutſch Geſetz! 

Und überall das freie Wort! — Bei Gott, ſo trät' ich hin! 

Bei Gott dem Herrn ſo ſchlüg' ich durch! — ſo wahr ich König bin! 

Und nach dem kurzen Wetter dann ein Land voll Sonnenſcheins! 

Ein neues Deutſchland, frei und ſtark; ein Deutſchland, groß und eins! - 
Ja nach dem Sturm die Iris dann auf fliehender Wolken Grund! 

Ein Bund der Fürſten mit dem Volk — ein rechter deutſcher Bund! 

Emanuel Geibel endlich beſchwört die Geiſter der alten Hanſa— 
helden herauf und läßt Wullenweber das deutſche Volk zur 

Einigkeit und zur Gründung einer ſtarken deutſchen Flotte auf— 
rufen. Auch er glaubt die Zeit der Erfüllung nahe: 

Deutſchland, die ſchön geſchmückte Braut, 
Schon ſchläft fie leis und leiſer — 
Wann weckſt du ſie mit Trompetenlaut 

Wann führſt du ſie heim, mein Kaiſer? 

Gewiß klingt uns aus den Verſen der Dichter mehr Enthu— 
ſiasmus und unklare Zukunftshoffnung entgegen, als daß be— 

ſtimmte Forderungen erhoben würden, was geſchehen und wie 

es geſchehen ſolle. Aber wo finden wir Ähnliches in den vorher— 
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gehenden zwei Jahrzehnten? Auch in der Preſſe können wir das 

Erſtarken der nationalen Stimmung verfolgen. Namentlich die 
1847 gegründete „Deutſche Zeitung“ in Mannheim wurde die 
Vorkämpferin dieſer Ideen. Die Hiſtoriker Gervinus und 

Häußer und der Buchhändler Baſſermann, einer der Führer der 

badiſchen Liberalen, redigierten fie zuſammen, und die be⸗ 
deutendſten Vertreter des Liberalismus arbeiteten daran mit. 

Hier wurde immer wieder die Einigung Deutſchlands unter mög⸗ 

lichſter Schonung der beſtehenden Staaten gefordert; ein Bund 

mit monarchiſcher Spitze und einer kräftigen Volksvertretung 

neben der Zentralgewalt ſchwebte dieſen Männern vor, und auch 

die Forderung, daß die Leitung des Bundes in Preußens Hand 

75 liegen müſſe, fand allmählich mehr und mehr Anhänger. Da⸗ 

gegen ſtand allerdings die geleſenſte ſüddeutſche Zeitung, die 
Augsburgiſche Allgemeine, ganz unter öſterreichiſchem Einfluß. 

Die preußiſche Regierung ſelbſt unterhielt keine Beziehungen zu 

der Preſſe, da es der ganzen Anſchauungsweiſe des Königs 

widerſprochen haben würde, ſich mit den Vertretern des Zeit⸗ 
geiſtes, den er haßte, in Verbindungen einzulaſſen. 

C'bbenſo wie im Jahre 1840 die franzöſiſche Kriegsgefahr be⸗ 
lebend auf das Nationalgefühl gewirkt hatte, tat dies ſechs Jahre 
ſpäter der Verſuch des däniſchen Königs, die Herzogtümer 

Schleswig und Holſtein enger als bisher an den däniſchen Ge⸗ 
ſamtſtaat anzugliedern und durch die Einführung der däniſchen 

Thronfolgeordnung ihre dauernde Zuſammengehörigkeit mit dem 
letzteren zu ſichern. Wir werden ſpäter in anderem Zuſammen⸗ 
hang von dem offenen Briefe zu ſprechen haben, den König 

Chriſtian VIII. im Jahre 1846 erließ. Nicht nur in den Herzog⸗ 
tümern ſelbſt, ſondern in ganz Deutſchland erregte dieſe Kund⸗ 
gebung Zorn und Entrüſtung. Aberall wurde das Lied: „Schles⸗ 

wig⸗Holſtein meerumſchlungen, deutſcher Sitte treue Wacht“ ge⸗ 
ſungen, und Geibel ließ die Bewohner Schleswig⸗Holſteins dem 
däniſchen Herrſcher zurufen: 

Wir ſprechen Nein und aber Nein 

Zu ſolchem Einverleiben! 

Wir wollen keine Dänen ſein, 

Wir wollen Deutſche bleiben! 
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Immer ſchärfer nahm dieſer Konflikt den Charakter eines na- 
tionalen Kampfes zwiſchen Deutſchtum und Dänentum an. In 
den Kammern der deutſchen Staaten, ſogar im preußiſchen Ver- 
einigten Landtag, in Verſammlungen und Zeitungen, klang dem 
Appell der bedrängten Stammesbrüder an das deutſche Na⸗ 
tionalgefühl ein lebhaftes Echo entgegen. Die Holſteiniſchen 
Stände riefen, da ihr Land zum Bunde gehörte, die Hilfe des 
Bundestages in Frankfurt an. Der damalige preußiſche Bundes⸗ 
tagsgeſandte, Herr von RNadowitz, trat auch dafür ein, daß der 

Bund energiſche Schritte zur Wahrung der deutſchen Rechte tue; 
aber Metternich wußte jede wirkſame Maßregel zu hintertreiben. 

Es kam nur ein ganz matter Beſchluß zuſtande, des Inhalts, 
daß der Bundestag die vertrauensvolle Erwartung hege, König 
Chriſtian werde bei der Regelung der Thronfolge die Rechte 
des Bundes, der Agnaten und der holſteiniſchen Stände be⸗ 

achten. Wiederum hatte es ſich bei dieſer Gelegenheit deutlich 
gezeigt, daß der Bund nicht imſtande ſei, die bedrohten Inter- 
eſſen des Deutſchtums ſelbſt gegen einen ſo verhältnismäßig un⸗ 
bedeutenden Nachbar zu ſchützen. Es iſt daher begreiflich, daß 
gerade dieſer Ausgang von neuem die Agitation für einen ſtär⸗ 

keren ſtaatlichen Zuſammenſchluß Deutſchlands verſtärkte. 
* * 

Einen weiteren Anſtoß von außen erhielt die Bewegung der 
öffentlichen Meinung in Deutſchland durch die Vorgänge in den 
weſtlichen und ſüdlichen Nachbarländern. Seit 1846 begannen 
ſich in Frankreich, Italien und der Schweiz die mit den be- 
ſtehenden Zuſtänden unzufriedenen Elemente kräftig zu rühren. 
In der Schweiz führte die Vereinigung der ſieben katholiſchen 
Kantone zu einem Sonderbund, und ihre Auflehnung gegen die 

Eidgenoſſenſchaft zum Siege der Radikalen in der Bundes- 
verſammlung und zum Beſchluß der Bundesexekution gegen die 
Sonderbündler. Preußen und Gſterreich nahmen offen für die 
letzteren Partei, da fie in den katholiſchen Kantonen die fon- 
ſervativen Elemente innerhalb der demokratiſchen Schweiz er— 
blickten. Metternich und Friedrich Wilhelm IV. waren darüber 
einig, daß die Beſchlüſſe der Tagſatzung den erſten Verſuch der 
europäiſchen Revolutionspartei zur Durchführung ihrer Grund— 
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ſätze bedeuteten. Tatſächlich ſtand die radikale ſchweizeriſche 
Bundesregierung in enger Verbindung mit der italieniſchen Fort⸗ 
ſchrittspartei und bot dieſer für den Fall ihres Sieges bewaffnete 
Unterſtützung für einen Einfall in die öſterreichiſche Lombardei 

an. Oſterreich entſandte Truppen an die ſchweizeriſche Grenze, 
Preußen und Frankreich ließen durch ihre Geſandten in Bern 

drohende Vorſtellungen erheben, und nur England ſtellte ſich 
auf die Seite der Bundesgewalt. Auf den Nat der engliſchen 

Winiſter entſchloß ſich die Tagſatzung, energiſch einzugreifen, be⸗ 

vor der von Frankreich vorgeſchlagene Kongreß der Großmächte 
zuſammentreten konnte; das Bundesheer jagte mit leichter Mühe 

die Truppen des Sonderbundes auseinander und eroberte am 

24. November 1847 Luzern, den Hauptſitz des Widerſtandes. 

Die Niederlage und Auflöſung des Sonderbundes bedeutete zu⸗ 

gleich eine ſchwere Einbuße für das Anſehen der deutſchen Groß⸗ 

mächte und Frankreichs, die ſich auf ſeine Seite geſtellt hatten. 
Gerade dadurch fanden ſich die oppoſitionellen Elemente in 
Frankreich zu einem energiſchen Anſturm gegen die Regierung 

ermutigt, zumal da ſich die Anzeichen fortwährend mehrten, daß 

auch in Italien der Ausbruch einer revolutionären Bewegung 
nahe bevorſtehe. 

Wie hätte Deutſchland von dieſen Vorgängen unmittelbar an 

ſeiner Grenze unberührt bleiben ſollen? Namentlich die Demo⸗ 

kraten fühlten ſich durch den Sieg ihrer Geſinnungsgenoſſen in 
der Schweiz ermutigt, ſie ſtanden mit den franzöſiſchen, polni⸗ 
ſchen und ſchweizeriſchen Radikalen in beſtändigem Verkehr und 

ſuchten jetzt durch eine ſtarke Agitation auch in Deutſchland den 

Stein ins Rollen zu bringen. Überall verbreiteten fie Flug⸗ 
ſchriften, in denen ſie zum erſten Male beſtimmte Forderungen 

erhoben: Verjagung des Adels, der Fürſten und der Juden 

ſpielten darin eine große Rolle neben der Verheißung wirt⸗ 

ſchaftlicher Vorteile für die Volksmaſſen. Daneben wurde auch 

mancher praktiſche Wink gegeben, wie man ſich zu verhalten habe, 
wenn die Revolution wirklich ausbreche, z. B. Anleitungen zur 
Organiſation von Geheimbünden und zum Barrikadenbau. Am 
12. September 1847 kamen die bedeutendſten Führer dieſer 
Gruppe in Offenburg zu einer Beſprechung zuſammen. Hecker 
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und Struve gaben hier den Ton an. Das Programm, das fie 
aufſtellten, umfaßte folgende Hauptpunkte: Volle Gewiſſens⸗ und 

Vereinsfreiheit, allgemeines gleiches Wahlrecht, Abſchaffung der 
ſtehenden Heere und Einführung einer Volkswehr, progreſſive 

Einkommenſteuer, Geſchworenengerichte für alle politiſchen und 
Preßvergehen, Abſchaffung alles Standesvorrechte, Wohlſtand, 
Bildung und Unterricht für alle, Ausgleichung des Wißverhält⸗ 
niſſes zwiſchen Kapital und Arbeit, Beſeitigung der Bureau⸗ 
kratie und volle Selbſtregierung des Volkes, Verantwortlichkeit 

der Winiſter und Berufung eines deutſchen Parlaments. Man 

vermied es, offen die Einführung der Republik zu fordern, aber 

deutlich ſtand die Lehre von der Volksſouveränität als Begrün⸗ 
dung dieſer Forderungen zwiſchen den Zeilen zu leſen. 

Die Offenburger Beſchlüſſe waren die erſte Kundgebung eines 

Parteiprogramms, das über den Rahmen der einzelnen Staaten 

hinaus allgemeine Forderungen für ganz Deutſchland aufſtellte. 
Auch die Liberalen wollten jetzt nicht zurückbleiben. Auch ihre 
Führer, zunächſt ebenfalls die ſüddeutſchen, hielten am 10. Ok 

tober 1847 in Heppenheim eine Verſammlung ab, wo Baſſer— 

mann und ſein Freund Karl Wathy, der geiſtig bedeutendſte der 
badiſchen Liberalen, die Führung hatten. Auch hier verlangte 
man volle Preßfreiheit, öffentliches und mündliches Gerichts- 
verfahren mit Schwurgerichten, Aufhebung der noch beſtehenden 
Feudallaſten, Trennung von Juſtiz und Verwaltung, wirkliche 
Selbſtverwaltung der Gemeinden, Verminderung des Aufwands 
für das ſtehende Heer; auch Verbeſſerungen des Steuerweſens 
und Reformen des Urmen- und Unterrichtsweſens wurden hier 
beſprochen; jedoch gelangte man in dieſen Dingen zu keinem be— 

ſtimmten Abſchluß, ſondern ſetzte nur eine Kommiſſion ein, die im 
nächſten Jahre Vorſchläge zur gerechten Verteilung der öffent— 

lichen Laſten und zur Erleichterung des kleineren Wittelſtandes 
und der Arbeiter machen ſollte. In bezug auf die deutſche Frage 

ergab ſich hier eine Meinungsverſchiedenheit; die einen wollten 
den deutſchen Bund durch die Einrichtung einer Volksvertretung 
kräftigen und in einheitlichem Sinne umgeſtalten; die anderen 
hielten es für beſſer, den Zollverein durch Errichtung eines Zoll— 
parlaments und allmähliche Erweiterung ſeiner Aufgaben zu 
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einem engeren Bundesſtaate auszubauen. Die letztere Anſicht, die E 

beſonders von Mathy mit Eifer vertreten wurde, gelangte in 

Heppenheim ſchließlich zum Siege, und alle Anweſenden ver⸗ 
pflichteten ſich, in gleichem Sinne zu wirken. Jedoch wurde den 
Anhängern der unterlegenen Meinung eine Hintertür offen⸗ 

gelaſſen, indem man jedem freiſtellte, auch ſonſt jede Gelegen⸗ 
heit zu benutzen, die Zeit und Ereigniſſe bringen möchten, um 

die Idee der deutſchen Einigung zu ſtärken, vorausgeſetzt, daß 
dabei die Mitwirkung des Volkes durch gewählte Vertreter zur 

Geltung komme. 

In dieſem Streite bildete den Hintergrund bereits der Gegen⸗ 
ſatz der großdeutſchen und der kleindeutſchen Anſchauungen. Es 
iſt ja möglich, daß manche von denen, die gegen ein Bundes⸗ 

parlament und für ein Zollparlament eintraten, in der Errichtung 

einer Volksvertretung beim Bunde, deren Kompetenz ſich auf 

alle Gebiete des Staatslebens erſtreckt haben würde, eine zu 
ſtarke Beeinträchtigung der Einzelſtaaten erblickt haben. Aber 
wichtiger war es zweifellos, daß die Verbindung der parlamen⸗ 
tariſchen Einrichtungen mit dem Zollverein Öjterreich aus dem neu 
zu begründenden gemeinſamen Staatsleben von vornherein aus⸗ \ | 
geſchloſſen haben würde; auch wäre damit die preußiſche Spitze 
unabweislich gegeben geweſen. Die Zollparlamentsfreunde E | 
jtrebten alſo deutlich die Gründung eines engeren und fejteren 7 
Bundes innerhalb des weiteren alten Bundes, ohne dieſen völlig 
aufzuheben, an. Sie wollten zum erſtenmal verſuchen, den Zoll⸗ 
verein für die politiſche Einigung nutzbar zu machen, was er 9 5 

bisher nicht geweſen war. 

Tatſächlich war der Sieg dieſer Richtung in Heppenheim nur 

von vorübergehender Bedeutung; denn die Anhänger der ent⸗ 

gegengeſetzten Meinung waren wohl von Anfang an nicht gewillt, 
ſich ohne weiteres zu fügen. Durch raſches Handeln gewannen 
fie tatſächlich den Vorſprung. Am 2. Februar 1848 ſtellte Baſſer⸗ 
mann in der zweiten badiſchen Kammer den Antrag, den Groß: 

herzog zu erſuchen, dieſer möge für die Vertretung der deutſchen 
Ständefammern neben dem Bundestag als Mittel zur Erzielung 

einer gemeinſamen deutſchen Geſetzgebung und einheitlicher Na⸗ 
tionaleinrichtungen eintreten. Das war nichts anderes als ein 
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deutſches Parlament, hervorgegangen aus der Wahl der einzel- 

ſtaatlichen Volks vertretungen. Ende Februar tat Heinrich von 
Gagern den gleichen Schritt in der zweiten heſſiſchen Kammer 
und fügte noch hinzu, gleichzeitig müſſe ein proviſoriſches 
Bundesoberhaupt beſtellt werden, das die Leitung der aus⸗ 
wärtigen Politik und des Heerweſens zu übernehmen und ſeine 
Rechte durch verantwortliche Miniſter auszuüben habe. Darüber, 
ob die Volksvertretung von den Ständeverſammlungen oder von 
der Geſamtbevölkerung zu wählen ſei, ſprach ſich Gagern nicht 
aus. Damit war die Heppenheimer Richtung in den Hintergrund 
gedrängt. Das Programm der Liberalen in der deutſchen Frage 
war von jetzt an: ein allgemeines deutſches Parlament und an 
Stelle des Bundestags eine proviſoriſche Zentralgewalt. 

So waren zum erſten Wale die Forderungen der Parteien in 

größeren Programmen formuliert, als aus Paris die Nachricht 

vom Ausbruch der Revolution, vom Sturz des Julikönigtums 
und von der Errichtung der Republik über den Rhein gelangte. 

Bei der Erregung, die bereits in Deutſchland herrſchte, und bei 
der allgemeinen Unzufriedenheit mit der Haltung des Bundes 
tags, der Großmächte und der von ihnen abhängigen kleineren 
Regierungen iſt es begreiflich, daß dieſe Kunde eine ganz gewal⸗ 
tige Wirkung ausübte und den Anlaß zu lebhaften Rund- 
gebungen des Unwillens gegenüber den beſtehenden Zuſtänden 

gab; aus ihnen entwickelte ſich mit ungeahnter Schnelligkeit eine 
Revolution, die das ganze alte Deutſchland mit dem Untergang 
bedrohte und ein völlig neues deutſches Staatsleben nach den 
Wünſchen der Liberalen begründen zu wollen ſchien. — 
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Erſtes Kapitel 

Ausbruch und Sieg der Revolution 

uerſt erlagen der Revolution die kleineren Staaten im Süden 
und Weſten Deutſchlands. Schon auf die erſte Nachricht von 

den Vorgängen in Paris fand auf badiſchem Gebiet in Offen⸗ 

burg am 27. Februar eine große Volksverſammlung ſtatt, an 
der ſowohl die liberalen wie die demokratiſchen Führer teil— 

nahmen; Mathy und Hecker führten den Vorſitz. Hier wurden 

zwölf Forderungen aufgeſtellt; die wichtigſten waren: Aufhebung 

der Zenſur, Schwurgerichte, konſtitutionelle Verfaſſungen in allen 
Einzelſtaaten und Berufung eines deutſchen Parlaments. Der 

Großherzog von Baden gab ſofort nach; er ernannte Mathy zum 

Minijterpräfidenten und einen anderen Führer der bisherigen 

Oppoſition, Welcker, zum Geſandten beim Bundestag; ebenſo 

gewährte er volle Preßfreiheit. 
Auch in Württemberg verſtand ſich der König, ohne es zum 

Kampfe kommen zu laſſen, zur Berufung eines liberalen Wi— 
niſteriums, in dem Paul Pfizer als Kultusminiſter ſaß. Ebenſo 
wurden in Hannover, Braunſchweig, Naſſau, Sachſen-Weimar 
und Oldenburg liberale Winiſterien gebildet und liberale Ver— 
treter in den Bundestag entſandt. In Hefjen-Darmjtadt, wo 
Mainz der Wittelpunkt der Agitation war, ſah ſich der Groß— 
herzog genötigt, ſeinen Sohn zum Witregenten anzunehmen und 

Heinrich von Gagern an die Spitze ſeiner Regierung zu ſtellen. 
In Kurheſſen wurde ebenfalls einer der bisherigen Führer der 
Oppoſition, der Hanauer Bürgermeiſter Eberhardt, Winiſter— 
präſident. 

In Sachſen fand die Bewegung ihren Wittelpunkt in Leipzig. 
Eine Deputation der Leipziger Bürgerſchaft forderte vom König 
Preßfreiheit und ein aus Volkswahlen hervorgehendes deutſches 
Brandenburg, Die Reichsgründung J. 12 
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Parlament. Der König wies ſie anfangs entſchieden zurück, und 
als darauf Unruhen in Leipzig ausbrachen, ſchickte er ſich an, 

die Stadt militäriſch einſchließen und beſetzen zu laſſen. Er än⸗ 
derte aber ſeinen Entſchluß, vermutlich infolge der Nachrichten, 

die er über den Verlauf der Dinge in den übrigen deutſchen 

Staaten erhielt. Der Winiſter von Falkenſtein wurde entlaſſen, 
die Ständeverſammlung einberufen und ein liberales Winiſterium 
gebildet. 

In Bayern beſtand ſchon ſeit längerer Zeit eine Spannung 
zwiſchen dem König Ludwig J. und der Bevölkerung ſeiner Haupt⸗ 

ſtadt. Lange Zeit hatte ſich das ultramontane Winiſterium Abel 
ieder freiheitlichen Maßregel widerſetzt. Das anſtößige Verhältnis 

2 des alternden Königs zu der ſpaniſchen Tänzerin Lola Montez 
hatte dieſem Miniſterium noch einen anſtändigen Abgang ver⸗ 

ſchafft. Abel hatte dem Verlangen des Königs, die Spanierin in 

den Adelsſtand zu erheben, ſeinen Widerſpruch entgegengeſetzt 

und war daraufhin im Februar 1847 entlaſſen worden Seitdem 1 
hatte Lola Montez tatſächlich in Bayern regiert, aber aufs un⸗ 1 
vorſichtigſte die Gefühle des Offizierkorps und der Studenten 
ſchaft verletzt. Im Februar 1848 zwang eine Studentenrevolte den 
König, ihre Entfernung aus München zuzugeſtehen; bald dar⸗ 

auf mußte er auch Preßfreiheit, Winiſterverantwortlichkeit und 

eine Reform des Wahlrechts gewähren und ein liberales Wi⸗ 
niſterium berufen. Als ſich aber das Gerücht verbreitete, Lola 

ſei heimlich zurückgekehrt, brach ein neuer Aufſtand aus, und 

Ludwig legte, empört über die Undankbarkeit der Münchener, für 

die er ſo viel getan hatte, die Krone nieder (19. März). Er ging 
ins Ausland und iſt erſt 1868 in Nizza geſtorben, während ſein 

Sohn Maximilian II. die Regierung übernahm. 
Zu ernſteren Kämpfen war es in allen dieſen kleineren Staaten 

nicht gekommen; Volksverſammlungen, Straßendemonſtrationen 

und Sturmpetitionen hatten überall ausgereicht, den eingeſchüch⸗ 

terten Herrſchern die geforderten Zugeſtändniſſe abzutrotzen. Auch 
dem allgemeinen Verlangen nach der Berufung eines deutſchen 
Parlaments und einer ſtrafferen Einigung Deutſchlands wagten 

ſie keinen ernſtlichen Widerſtand entgegenzuſetzen. Man fürchtete 

allgemein, daß der Sieg der Revolution in Paris, wie einſt in 
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der Zeit der Girondiſten, einen großen Propagandakrieg gegen 
Deutſchland zur Folge haben werde, und gerade die kleineren 
Regierungen empfanden deutlich genug, daß ſie für ſich allein 
zum Widerſtand zu ſchwach ſein würden, und daß auch der Bund 
ihnen keinen ſicheren Rückhalt bieten könne. 

Aberall war der Sieg ſo überraſchend ſchnell erfochten worden, 

daß die Führer der bisherigen Oppoſition, die jetzt regieren 
ſollten, berauſcht von ihren Erfolgen, auch ſofort die deutſche 
Frage glaubten löſen zu können. Am 5. Wärz traten 51 Ver⸗ 
trauensmänner, meiſt Kammermitglieder, in Heidelberg zu einer 
Konferenz zuſammen. Es waren faſt ausſchließlich Süddeutſche; 
nur vier Preußen aus dem Rheinlande, darunter Hanſemann, 

und ein Öjterreicher waren zugegen. Es zeigte ſich aber hier be⸗ 
reits, daß jetzt, wo der gemeinſame Feind niedergeworfen ſchien, 

die Liberalen und Demokraten ſich nicht ſo leicht über ein poſitives 
Programm würden einigen können. Hecker und Struve ver— 
langten die deutſche Republik, während Heinrich von Gagern 
und feine Geſinnungsgenoſſen für ein erbliches deutſches Kaiſer⸗ 
tum eintraten. Nur mühſam vermied man eine offene Spaltung, 

indem man beſchloß, als gemeinſamen Wunſch aller die ſofortige 
Berufung eines deutſchen Parlaments, gewählt nach der Volks⸗ 
zahl, in den Vordergrund zu ſtellen. Ein Ausſchuß von ſieben 
Männern wurde eingeſetzt, um auf die Verwirklichung dieſer 

Forderung hinzuwirken und zunächſt den Zuſammentritt einer 
neuen größeren Verſammlung in Frankfurt für Ende März vor⸗⸗ 
zubereiten. 

Inzwiſchen war auch der Bundestag unter den Einfluß der 
nationalen Bewegung geraten. Die neuen liberalen Regierungen 
entſandten meiſt neue liberale Vertreter nach Frankfurt, ſo daß 

ſchon die Zuſammenſetzung der Verſammlung eine ganz andere 
geworden war., Der preußiſche Geſandte, Graf Dönhoff, der in 
Abweſenheit des öſterreichiſchen Vertreters den Vorſitz führte 
und ſchon ſeit längerer Zeit eine gründliche Reform des 

Bundes unter Verſtärkung des preußiſchen Einfluſſes plante, 

gewann jetzt die Aberzeugung, daß von ſeiten der beſtehen— 
den Zentralbehörde ſchnell etwas geſchehen müſſe, wenn ſie nicht 
ganz beiſeite gedrängt werden wolle. Sein Grundgedanke war, 

12* 
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daß nur die Erfüllung des berechtigten Teils der aufgeſtellten 
Forderungen die Stoßkraft der Revolution brechen und ihr einen 
erheblichen Bruchteil ihrer Anhängerſchaft entziehen könne. Ohne 

beſondere Ermächtigung von Berlin aus ging er in dieſem Sinne 

vor und ſetzte es durch, daß der Bundestag am 2. Wärz einen 

Aufruf an alle Deutſchen erließ, in dem er zur Wahrung der 

Eintracht und der geſetzlichen Ordnung aufforderte, zugleich aber 

auch alles aufzubieten verſprach, um für die Sicherheit Deutſch⸗ 
lands nach außen und die Förderung des nationalen Lebens im 

Innern zu ſorgen, damit Deutſchland auf die Stufe gehoben 
werde / die ihm unter den Nationen Europas gebühre Nach Dön⸗ 

hoffs Meinung war eine nationale Verſchmelzung der ver⸗ 

ſchiedenen Beſtandteile Deutſchlands im Verein mit freien In⸗ 
ſtitutionen unerläßlich; hierzu ſollte Preußen die Initiative er⸗ 
greifen; nur das konſtitutionelle Syſtem gebe eine wirkſame Waffe 
gegen die republikaniſche Idee. Er wollte alſo die Liberalen durch 
Erfüllung ihrer wichtigſten Forderungen von den Demokraten 

trennen. Unter ſeinem Einfluß beſchloß der Bundestag weiter, 

jedem Einzelſtaate die Aufhebung der Zenſur unter den nötigen 
Garantien gegen einen Mißbrauch der Preßfreiheit zu geſtatten, 

ſowie den Reichsadler als Bundeswappen und ſchwarz⸗rot⸗gold 
als Bundesfarben anzunehmen. Baden ſtellte ſogar den Antrag, 

eine ſtändiſche Vertretung neben dem Bundestag ins Leben zu 
rufen, und die Verſammlung trug dieſem Begehren wenigſtens 

inſofern Rechnung, als ſie am 10. März die Regierungen auf⸗ 

forderte, eine Anzahl von Männern, die das öffentliche Ver⸗ 
trauen genöſſen, zur Teilnahme bei den Vorberatungen über eine 
Bundesreform nach Frankfurt zu entſenden. Die Regierungen 

fühlten ſich allerdings zunächſt nicht bewogen, dieſer Aufforde⸗ 
rung Folge zu leiſten. 

In den mittleren und kleineren Staaten verlor man gegenüber 

dem ſchnellen Siege der Revolution und dem Drängen der Volks⸗ 

vertretungen und jetzt auch des Bundestags auf eine gründliche 

Umgeftaltung des Bundes zunächſt vollſtändig den Kopf. Die 
kleinen Fürſten fühlten ſich weder ihrer Truppen, noch ihres 
Beamtentums in dieſer ſchwierigen Lage ſicher; ſie ſahen hinter 
der politiſchen Revolution bereits die ſoziale emporſteigen; ſie 

f 
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fürchteten, wenn die Bewegung andauere, würden die unteren 
Schichten des Landvolks und der ſtädtiſchen Bevölkerung zu 
immer größeren Forderungen fortſchreiten und die ganze be— 

ſtehende wirtſchaftliche und ſoziale Ordnung bedrohen; auch der 
Ruf nach Einführung der Republik ertönte ſchon in bedrohlicher 
Stärke. In dieſer Lage ſchien ihnen kein anderer Ausweg zu 
bleiben, als wenigſtens die oberen Schichten des Bürgertums 
durch Befriedigung ihrer Wünſche vollſtändig zu gewinnen; da⸗ 
mit war allerdings der Verluſt mancher bisheriger Souve— 

ränitätsrechte gegeben; denn unter den liberalen Wünſchen ſtand 

in erſter Linie die Einheitsforderung; wenn die Fürſten ihr nach⸗ ber 
gaben, jo mußten fie der Bundesgewalt auf jeden Fall erheblich 
größere Rechte einräumen, als dieſe bisher beſeſſen hatte, aber 

ſie retteten wenigſtens ihre Exiſtenz. Freilich ſchien der Erfolg 
zweifelhaft, wenn nicht eine engere Verbindung unter den Re- 

gierungen ſelbſt zum Zwecke der energiſchen Bekämpfung weiter- 
gehender Beſtrebungen ſofort zuſtande komme. | 

In dieſer Lage entſtand der Plan einer ſchnellen Verſtändigung 
aller deutſchen Höfe, den die Brüder Gagern entwarfen und zur 
Ausführung brachten. Von ihnen war Heinrich in Heſſen⸗ 
Darmſtadt, Max in Naſſau durch die Ereigniſſe der Märztage 

zu einer leitenden Stellung gelangt. Sie bewogen ihre Herrſcher, 
die Initiative zu ergreifen und Max von Gagern ſelbſt an die 
Spitze einer Geſandtſchaft zu ſtellen, die zunächſt die ſüdlichen 
und weſtlichen Regierungen zu den gleichen Zugeſtändniſſen an 

die liberalen und nationalen Forderungen und zur gegenſeitigen 
Unterſtützung gegen jede weitere revolutionäre Regung be— 

ſtimmen ſollte. Die Reform Deutſchlands, namentlich die Aug- 
dehnung der Bundeskompetenz auf Diplomatie, Heerweſen, 
Wirtſchaft und Rechtsweſen ſollte unter Mitwirkung eines von 
den einzelſtaatlichen Landtagen zu wählenden deutſchen Parla- 

ments beraten werden; daneben könne der Bundestag, vielleicht 

verſtärkt durch Vertreter der Wediatiſierten, als Oberhaus be— 

ſtehen bleiben. An ein einheitliches Oberhaupt dachte man zu— 
naͤchſt noch nicht; auch Max von Gagern plante nur für die nächſte 
Zeit, namentlich wenn ein franzöſiſcher Angriff erfolgen ſollte, 
die vorübergehende Abertragung der Diktatur an einen der mäch— 
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tigeren Fürſten; aber in Darmſtadt fand man dieſen Gedanken 
bereits zu weitgehend. 

Die Geſandtſchaft erlangte die Zuſtimmung der badiſchen Re⸗ 
gierung ohne Mühe; in Stuttgart wurde auf Vorſchlag des Kö⸗ 

nigs von Württemberg das Programm dahin erweitert, daß ein 

monarchiſches erbliches Bundesoberhaupt an die Spitze Deutſch⸗ 
lands geſtellt werden ſolle; wenn Preußen zum konſtitutionellen 

Syſtem übergehe, erklärte ſich König Wilhelm bereit, dem König 

von Preußen die erbliche Oberhauptswürde zu übertragen. Die 

Geſandtſchaft erhielt jetzt den Auftrag, über München und 
Dresden nach Berlin weiter zu reiſen, um auch Friedrich Wil⸗ 
helm IV. zu gewinnen. Sich nach Wien zu wenden, hielt man 
für vergeblich, da man nicht glaubte, daß Metternich die Zu⸗ 
geſtändniſſe, die man für nötig hielt, machen werde. Not⸗ 

gedrungen kam man ſo auf den Gedanken eines engeren Bundes 

ohne Oſterreich mit liberaler Verfaſſung, deſſen Oberhaupt der 
König von Preußen werden ſollte. Ob dieſer dazu bereit ſein 

werde, war ja von Anfang an recht zweifelhaft; und es iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß der König von Württemberg bei ſeinem ſchein⸗ 
bar ſo uneigennützigen Vorſchlag im Stillen mit einer Ablehnung 
der daran geknüpften Bedingung in Berlin gerechnet hat, und 
dann ſelbſt Bundesoberhaupt zu werden hoffte. 

In München zeigte die Regierung ſehr geringe Luſt, zur Er⸗ 
richtung eines preußiſchen Erbkaiſertums die Hand zu bieten; 
erſt nachdem die Revolution auch dort geſiegt hatte, erhielten die 

Geſandten eine halbe und widerwillige Zuſage und eilten nun 
nach Dresden weiter. Als ſie dort ankamen, war durch die Er⸗ 
eigniſſe, die inzwiſchen in Wien und Berlin ſtattgefunden hatten, 
die Ausſicht auf das Gelingen ihrer Sendung bereits faſt ganz 

geſchwunden. Immerhin bleiben dieſe Bemühungen bemerkens⸗ 
wert als ein Anzeichen dafür, wie ratlos die Regierungen im 

Süden und Weſten Deutſchlands der revolutionären Gefahr 
gegenüberſtanden, und welche Opfer ſie damals zu bringen bereit 

geweſen wären, wenn Preußen auf ihre Anregungen eingegangen 

wäre. 
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König Friedrich Wilhelm IV. hatte auf die erſten Nachrichten 
von dem Siege der Revolution in Frankreich und von den An⸗ 
trägen und Beſchlüſſen der weſtdeutſchen Kammern ſeinen 
Freund, den General Joſeph von Radowitz, nach Wien geſandt, 

um ſich mit Öjterreich über ein gemeinſames Verhalten gegen- 
über der drohenden Gefahr zu verſtändigen. Er hielt, wie wir 
wiſſen, ſchon ſeit lange eine Reform des Bundes für notwendig, 

die ſich freilich in viel engeren Grenzen halten ſollte, als man 
es jetzt im Süden und Weſten wünſchte. Schon im Sommer 1847 
hatte Radowitz in einer ausführlichen Denkſchrift, die des Königs 
Zuſtimmung fand, einen Plan dazu entworfen. Öfterreich ſollte 
aufgefordert werden, mit Preußen zuſammen eine Verbeſſerung 
der Kriegsverfaſſung des Bundes und die Ausdehnung der 
Bundesgeſetzgebung auf das Gebiet des Handels und Verkehrs, 
ſowie die Errichtung eines oberſten Bundesgerichts zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtaatsrechtlicher Streitigkeiten zu beantragen und durch- 
zuſetzen. Sei Oſterreich dafür zu gewinnen, fo ſollte ein Kongreß 
der deutſchen Fürſten dieſe Abmachungen gutheißen. Weigere 
ſich Oſterreich, jo wollte Radowitz den preußiſchen Reformplan 
öffentlich bekannt machen und verſuchen, die einzelnen Teile des⸗ 

ſelben durch Spezialverträge mit denjenigen Regierungen, die 
dazu bereit ſeien, zu verwirklichen. Es ſchwebten ihm alſo nach 
dem Muſter des Zollverein geſtaltete Vereine für das Kriegs- 
weſen und für das Rechtsweſen vor. Er rechnete darauf, daß 
nach und nach alle deutſchen Regierungen dieſen Vereinen bei- 
treten würden; ſobald das geſchehen ſei, ſollten die Funktionen 
des betreffenden Vereins auf den Bund übertragen werden. Der 
Gedanke, daß ein ſolches Verfahren, falls Hfterreich dauernd 
außerhalb dieſer Vereine bleibe, ſchließlich zur Gründung eines 
engeren Bundes unter Preußens Führung führen könne, mag 
ihm vielleicht gekommen ſein; aber ſein eigentliches Ziel war 
dies jedenfalls nicht; er wollte nur einen Druck auf Öfterreich 
üben, um es zum Witgehen willig zu machen. Der ganze Plan 

beſchränkte ſich alſo auf eine mäßige Ausdehnung der Bundes- 
kompetenz, während die Organiſation des Bundes, die doch ſeine 
Hauptſchwäche war, unverändert weiter beſtehen ſollte. Von der 
Berufung eines deutſchen Parlaments war darin keine Rede; 
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nur die Zuziehung von Sachverſtändigen zu den Kommiſſions⸗ 

beratungen des Bundestags wurde ins Auge gefaßt. 

Auf dieſe Gedanken griff man jetzt in Berlin zurück. Am 
1. März wurde Radowitz nach Wien abgeſchickt; feine eigene 
Denkſchrift diente ihm als Inſtruktion. Neben der Bundesreform 
ſollte er beſonders eine Verſtändigung mit Sſterreich über ge- 

meinſames Vorgehen gegen die Revolution betreiben. Der König 

hätte es am liebſten geſehen, wenn ſofort ein europäiſcher Kon⸗ 

greß der Großmächte in London zuſammengetreten wäre, um 

durch gemeinſame Vorſtellungen Frankreich von jedem Bruch des 

Friedens abzuhalten, und wenn gleichzeitig Öfterreich und Preußen 

einen Teil ihrer Heere mobil gemacht hätten, um ſie den be⸗ 

drängten kleineren deutſchen Fürſten zur Niederwerfung der Re⸗ 

volution zur Verfügung zu ſtellen. Auch Wetternich ſah ein, 

daß gegenüber dem ſchnellen Vordringen der Revolution in 

Deutſchland etwas geſchehen müſſe; auch ſchien es ihm klug, die 

Fühlung mit Preußen jetzt auf jeden Fall aufrecht zu erhalten; 
jo erklärte er ſich, obwohl die preußiſchen Reformvorſchläge ihm 
gewitz nicht ſympathiſch waren, nach einigem Zögern bereit, dar⸗ 

auf einzugehen; am 10. März wurde ein entſprechender Vertrag 

geſchloſſen, und in den folgenden Tagen erging an die ſämtlichen 
deutſchen Regierungen von ſeiten der beiden Großmächte die amt⸗ 

liche Einladung zu Winiſterkonferenzen, die am 25. März in 

Dresden beginnen ſollten. 
Während dies in Wien vereinbart wurde, tagte in Berlin der 

Ausſchuß des Vereinigten Landtags. Als der König am 6. März 

deſſen Beratungen ſchloß, gewährte er zugleich dem Landtage das 

im vorigen Jahre verweigerte Recht auf periodiſche Wieder- 

berufung und erklärte, daß er alles tun werde, um durch die 

Kräftigung des deutſchen Bundes den europäiſchen Frieden zu 

ſichern. Es war ſchon längere Zeit entſchloſſen, die Periodizität 
den Ständen zu bewilligen, ſobald dies nicht mehr als ein er⸗ 

zwungenes Zugeſtändnis erſcheinen könne; ein Nachgeben gegen⸗ 

über den revolutionären Forderungen oder gar ein Verſuch, die 

Liberalen als Bundesgenoſſen für eine Machtſteigerung Preußens 

zu gewinnen, lag darin nicht. Bei den Liberalen erregte denn 
auch weder dieſe königliche Kundgebung noch die bald darauf 
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verkündigte Erweiterung der Preßfreiheit beſonders freudige Ge⸗ 

fühle. Sie wollten eine wirkliche Volksvertretung mit dem vollen 
Rechte der Steuerbewilligung, der Witwirkung bei der Geſetz— 
gebung und Miniſterverantwortlichkeit; von Tag zu Tag 
mehrten ſich die Adreſſen namentlich aus den weſtlichen Landes⸗ 
teilen, die um die Einführung einer Verfaſſung auf ſolchen 
Grundlagen und um ein neues Wahlgeſetz baten. 

Inzwiſchen hatte die Revolution in den kleineren Staaten ge⸗ 
liegt; was Ende Februar, als man die Sendung von Radowih be— 

ſchloß, noch eine unbeſtimmte Befürchtung geweſen war, das war 

nun Tatſache geworden; die Revolution hatte auch Deutſchland 
überſchwemmt. Es fragt ſich, ob der König ſich durch dieſe Nach⸗ 

richten bewogen gefunden hat, eine Anderung in ſeiner Politik 

eintreten zu laſſen. 

An ſich wäre es für Preußen eine denkbare Wöglichkeit ge⸗ 
weſen, jetzt mit einem Schlage die Forderungen der Liberalen 

für ſein eigenes inneres Staatsleben zu erfüllen, um dadurch 
an die Spitze der nationalen Bewegung zu gelangen; man hätte 

dann den Druck der Revolution auf die kleineren Fürſten benutzen 

können, um ſie zur Unterordnung unter ein preußiſches Kaiſertum 

zu zwingen. Manche der Ratgeber des Königs empfahlen eine 

derartige Politik, namentlich der Frankfurter Geſandte Graf Dön— 

hoff und der Winiſter von Bodelſchwingh. Aber für Friedrich 

Wilhelm war es ganz unmöglich, dieſen Weg zu betreten; er 

hätte ſeine ganze Weltanſchauung, ſeine heiligſten Aberzeugungen 

verleugnen müſſen; er war nun einmal kein Staatsmann, dem 

zur Verſtärkung der Macht ſeines Staates alle Wittel recht waren. 

Er hat niemals an ein ſolches Verfahren gedacht. Vielmehr blieb 
ſein Ziel, im Verein mit Sſterreich und den übrigen Fürſten der 
Revolution entgegenzutreten und die Ordnung in Deutſchland 
aufrecht zu erhalten. Er war durchaus überzeugt, daß er ſtark 
genug ſei, um jeder revolutionären Bewegung im eigenen Lande 

Herr zu werden und den übrigen Staaten kräftigen Schutz zu 
bieten. Das preußiſche Heer und Beamtentum waren abſolut zu— 
verläſſig und ſtanden zu ſeiner unbeſchränkten Verfügung. Solche 
Hilfe zu gewähren, hielt er für ſeine ſelbſtverſtändliche Pflicht; 
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dafür Gegenleiſtungen von den übrigen Fürſten zu erlangen, 
würde er für eine Art von Erpreſſung angeſehen haben. 

Trotzdem wollte der König auch jetzt nicht eine Politik der 

reinen Gewalt. Er hatte immer anerkannt, daß gewiſſe Reform- 
wünſche berechtigt ſeien; er wollte auf deren Erfüllung nicht des⸗ 
halb verzichten, weil ſie jetzt etwa als Zugeſtändniſſe an die Re⸗ 

volution aufgefaßt werden könnten. Aber er wollte auch nicht 

weiter darin gehen, als es früher ſeine Abſicht geweſen und be⸗ 

reits in der Inſtruktion für Radowitz ausgeſprochen war. 

Dies alles war durchaus folgerichtig gedacht; aber eine 

Schwierigkeit war dabei nicht in Betracht gezogen. Während man 
in Berlin noch zögerte und auf Oſterreichs Zuſtimmung wartete, 

hatten die kleineren Regierungen der populären Strömung 

N 

viel weiter nachgegeben, als der König es für richtig hielt; die 

Fürſten hatten zum Teil ſchon in öffentlichen Erklärungen eine 

viel weitergehende Reform des Bundes und die Berufung eines 

deutſchen Parlaments zugeſtanden; würde es ihnen möglich ſein, 

ohne Bruch ihres öffentlich verpfändeten Wortes jetzt noch auf 
das preußiſche Programm einzugehen, oder vielmehr bei ihm 

ſtehen zu bleiben? Würde nicht Preußen, wenn es erklärte, keinen 
Schritt über die bisher vorgezeichnete Linie hinausgehen zu 
wollen, dieſe Fürſten zurückſtoßen, ja fie zwingen, ſich der Re⸗ 

volution noch mehr in die Arme zu werfen? Und nun erfuhr 

man auch, daß bereits Geſandte dieſer Fürſten nach Berlin unter⸗ 
wegs ſeien, zwar mit der Bitte um Schutz, aber auch mit der For⸗ 
derung, daß der König ſelbſt für ſein eigenes Land eine Ver⸗ 

faſſung gewähren und einer gründlichen Umgeſtaltung des 

Bundes unter Einfügung eines populären Elementes zuſtimmen 
” 

möge. 

Namentlich die Rückſicht auf die ſchwierige Lage der übrigen 
Fürſten und die daraus entſpringende Unmöglichkeit, das alte 

Programm vollſtändig durchzuführen, hat den König beſtimmt, 
doch einige Anderungen daran vorzunehmen. Er zog jetzt wenig⸗ 

ſtens die Möglichkeit in Betracht, eine aus den einzelſtaatlichen 
Landtagen gebildete Volksvertretung für den Bund zu ſchaffen; 
aber immer hielt er noch an dem Gedanken feſt, daß zunächſt 
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einmal Ordnung gemacht und die Autorität der legitimen Ge⸗ 
walten hergeſtellt werden müſſe; dann würden dieſe in der Lage 
ſein, ruhig zu erwägen, wieviel ſie freiwillig zugeſtehen wollten, 
und dies auf geſetzmäßigem Wege durchzuführen. Wenn er ſich 

jetzt entſchloß, den Preußiſchen Vereinigten Landtag einzuberufen, 

ſo hoffte er gerade an dieſem einen Bundesgenoſſen gegen die 
Forderung zu finden, daß überall aus Volkswahlen hervor— 
gehende repräſentative Verſammlungen gebildet werden ſollten. 

Wan brauche ihn „für Deutſchland als Gegengewicht gegen den 
republikaniſchen Unfug und gegen das deutſche Parlament“, hat 
der Winiſter von Canitz damals geſchrieben; als Wellenbrecher 
gegen die Flut der Revolution ſollte dieſe ſtändiſche Körperſchaft 
wirken. 

In dem Patent vom 14. März, welches den Landtag für den 

27. April berief, wurde dieſem die Aufgabe geſtellt, zu einer 

wirklichen Regeneration des deutſchen Bundes unter Einführung 

freier Inſtitutionen mitzuwirken und den König bei der Durch⸗ 

führung ſolcher Maßregeln zu unterſtützen, die durch die Um⸗ 
geſtaltung der deutſchen Verhältniſſe notwendig werden würden. 
Er ſollte dahin wirken helfen, daß das in Ausſicht genommene 
volkstümliche Element in der künftigen Bundesverfaſſung die 
ſtändiſche Grundlage des Staatslebens nicht zerſprenge. Des Kö— 
nigs Wunſch war offenbar, daß alle deutſchen Staaten, auch 
Oſterreich, ſtändiſche Vertretungen in der Art des Vereinigten 
Landtags erhalten und aus ihnen eine deutſche Ständeverſamm⸗ 
lung neben dem Bundestag wählen laſſen ſollten. Wenn er zu⸗ 
gleich eine mäßige Erweiterung der Rechte ſeines Landtags plante, 
damit dieſer hinter den übrigen deutſchen Parlamenten nicht all» 
zuſehr zurückſtehe, ſo hat er doch noch nicht an eine geſchriebene 

Verfaſſung und an eine Veränderung ſeiner Zuſammenſetzung 

gedacht. Hierin aber lag für ihn der entſcheidende Punkt. Die 
Stände waren für ihn eine durch das hiſtoriſche Recht legitimierte 
Einrichtung; das Waß ihrer Befugniſſe war für ihn mehr eine 
Opportunitäts⸗ als eine Prinzipienfrage, ſolange das Königtum 

eine ſelbſtändige Stellung über ihnen behielt. Eine aus Volks⸗ 
wahlen hervorgehende NRepräfentation aber galt ihm als Er- 
zeugnis der Volksſouveränität, als revolutionär und rechtlos, 



188 Revolution in Wien 

eine geſchriebene Verfaſſung als undeutſch und unvereinbar mit 

r Freiheit des Monarchen. 

Auch wenn in den nächſten Tagen keine entſcheidenden Ereig⸗ 
niſſe eingetreten wären, würde dieſes Patent wohl kaum den er⸗ 

wünſchten Erfolg gehabt haben. Jede ſtändiſche Einrichtung er⸗ 

ſchien vielen Liberalen ſchon als reaktionär und wurde mit Wiß⸗ 
een betrachtet; auch konnte die Einberufung des Landtags 

für einen ſo entfernten Termin, die wohl durch die Abſicht bedingt 

war, erſt die Beſchlüſſe der geplanten Winiſterkonferenz ab⸗ 

zuwarten, leicht als ein Verſchleppungsverſuch betrachtet werden. 

Das Entſcheidende war aber doch, daß in dem Augenblick, wo 

das Patent veröffentlicht wurde, ſchon ein Ereignis eingetreten 

war, das die ganze Lage der Dinge veränderte, nämlich der Sturz 

Metternichs und ſeines ganzen Syſtems in Wien. 

In Oſterreich hatten eigentlich ſeit 1830 die inneren Unruhen 
niemals ganz aufgehört. Ungarn, Tſchechen und Kroaten hatten 

der deutſchen Zentralregierung fortwährend Schwierigkeiten be⸗ 

reitet; ſchon 1844 waren in den induſtriellen Bezirken Nord⸗ 

böhmens Arbeiterunruhen ausgebrochen, die Maſchinen waren 

an mehreren Orten zerſtört worden, und nur mit Waffengewalt 

hatte man dieſer Bewegung Herr werden können. Dann hatte 

ſich 1846 die bäuerliche Bevölkerung in Nordböhmen und Ga⸗ 

lizien gegen die Grundherren erhoben, und ihr Beiſpiel hatte [847 

in Niederröſterreich Nachahmung gefunden. Die große Wißernte 

dieſes Jahres und eine damit zuſammentreffende Abſatzkriſe für 

die Induſtrie hatte die Erbitterung noch geſteigert. Dabei be⸗ 
ſtand keine Wöglichkeit, für dieſe Beſchwerden auf geſetzmäßigem 

Wege Abhilfe zu finden; die Preſſe war völlig geknebelt; die 4 
Stände der einzelnen Kronländer wurden abgewieſen, wenn jie 7 
mit größeren Vorſtellungen hervortraten; ſo wuchs die Neigung a 

zu gewaltſamer Selbſthilfe immer mehr an. Wetternich hätte 

wohl Grund gehabt, ſich darauf vorzubereiten, daß die Erfolge 

der Revolution in Süddeutſchland auch auf Öfterreich ihre Wir⸗ 
kung üben könnten; aber er fühlte ſich ſeiner Macht zu ſicher und 
verſchmähte alle Vorſichtsmaßregeln. 
Die Nachricht von der Pariſer Revolution rief zunächſt eine 
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Panik an der Wiener Börſe hervor; alles eilte zu den Banken 

und Sparkaſſen, um ſeine Einlagen zurückzuziehen und die Bank⸗ 
noten einzuwechſeln. Man konnte ja nicht wiſſen, ob der Staat 
in der Lage ſein werde, ſeinen Zahlungsverpflichtungen noch 
weiter nachzukommen. Um dies beurteilen zu können, verlangte 
man die Veröffentlichung des Budgets. Metternich hatte früher 
die Gründung zweier Vereine geduldet, die er für ungefährlich 

hielt, des Gewerbevereins und des juridiſch⸗politiſchen Leſe— 
vereins; ſie machten ſich jetzt zu Wortführern der Volksſtimmung, 
verlangten eine parlamentariſche Verfaſſung und Preßfreiheit; 
Straßendemonſtrationen fanden ſtatt, Petitionen an den Kaiſer 

und die Stände wurden beſchloſſen. Nun hörte man vom Siege 
der Revolution in Süddeutſchland, von den erſten Erfolgen einer 
ähnlichen Bewegung in Ungarn; immer lauter und heftiger ver⸗ 

langte man, daß auch Oſterreich auf dem Wege der liberalen 
Reformen nicht zurückbleibe. 

Wetternich dachte auch jetzt an keine Nachgiebigkeit; aber er 

hatte ſich durch ſein herriſches Auftreten in der Staatskonferenz 
ſelbſt Gegner geſchaffen; namentlich der Thronfolger Erzherzog 
Franz Karl und deſſen kluge und energiſche Gemahlin Sophie 

machten kein Hehl daraus, daß fie feine Ratſchläge für verderblich 
hielten, und befürworteten ein gewiſſes Eingehen auf die Volks⸗ 
wünſche. Am 12. März beſchloß die Konferenz, Ausſchüſſe aller 
öſterreichiſchen Einzellandtage nach Wien zu berufen; das wäre 
auf eine Art von Vereinigtem Landtag nach preußiſchem Muſter 

hinausgekommen. Aber auch hier war man damit jetzt nicht mehr 

zufrieden. Am folgenden Tage drang eine Volksmenge in den 
Sitzungsſaal des niederöſterreichiſchen Landtags ein und riß 
dieſen, der ſchon früher Beſeitigung der Feudallaſten und Ver— 

öffentlichung des Staatshaushalts von der Regierung gefordert 
hatte, leicht zu dem Beſchluſſe fort, ſich in corpore zum Kaiſer zu 
begeben, um Preßfreiheit und Verfaſſung zu verlangen. Gleich- 

zeitig kam es zu Zuſammenſtößen zwiſchen der Wiener Bevölke— 
rung und dem Militär; die Arbeiter der Vorſtädte und die Stu— 
denten taten ſich dabei beſonders hervor, und neben den politiſchen 
Forderungen erſcholl bereits der Ruf nach Aufhebung der bäuer- 
lichen Laſten und des Zunftweſens. Der Wittelſtand war dem 
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Eindringen der Arbeiterſchaft in die Bewegung abgeneigt, wurde 

aber von ihr und den Studenten immer weiter vorwärts getrieben. 
Bei dem Anwachſen der Erregung hielt die Staatskonferenz 

Konzeſſionen für notwendig; Metternich wollte höchſtens eine 

Erweiterung der Preßfreiheit zugeſtehen. Aber während man 

noch beriet, ertönte aus der Volksmaſſe heraus ſchon der Ruf, 

daß Metternich fort müſſe. Deputationen erſchienen vor der Kon⸗ 

ferenz, um dieſe Forderung zu unterſtützen. In ſeiner Perſon ſah 

man das ganze bisherige Syſtem verkörpert. Der Staatskanzler 

erklärte, er wolle gern zurücktreten, wenn man es zum Heile des 

Staates für notwendig halte; niemand forderte ihn zum Bleiben 
auf, und fo legte er feine Ämter nieder (13. März) und verließ 

bald darauf in der Stille Wien. Einen Moment hat man am 
Abend des 13. noch an die Verkündigung des Belagerungs⸗ 

zuſtandes und die militäriſche Unterwerfung Wiens gedacht; 

aber zuletzt ſetzten die Erzherzöge Ludwig und Franz Karl durch, 

daß man ſich für Verhandlungen und die Einſetzung eines 

Reformkomitees entſchied. 

Der plötzliche Sturz des bisher allmächtigen Winiſters ſchuf 
eine ſehr unklare Lage. Es war niemand da, der an ſeiner Stelle 
die Führung hätte übernehmen können. Um das Volk zu be⸗ 
friedigen, geſtand man zunächſt die Bildung einer Nationalgarde 
und einer akademiſchen Legion zu und verhieß die Berufung eines 
Reichstags. Aber das neue Winiſterium wurde aus lauter Wit⸗ 

gliedern der bisher regierenden Adelsklique unter dem Präſidium 

des Grafen Ficquelmont zuſammengeſetzt; dieſer klagte ſelbſt, daß 
es in Öfterreich keine Kapazitäten gäbe. 

Die Hauptſache war, die Ordnung wenigſtens notdürftig auf⸗ 

recht zu erhalten, da die Arbeiter der Vorſtädte in immer größerer 

Zahl in die innere Stadt hineinſtrömten. Man ſchloß die Tore; 
aber nun ſtürmten die ausgeſperrten Arbeiter die Häufer der Fa⸗ 

brikanten, zerſtörten die Maſchinen und die Gasleitungen, plün⸗ 

derten die Fleiſcherläden und zertrümmerten die Zollhäuſer. Nur 
mühſam konnte die Bürgergarde wenigſtens in der inneren Stadt 
die Ordnung aufrechterhalten. Die Regierung verſuchte dann, die 

Arbeiter durch Errichtung von Nationalwerkſtätten und die Auf⸗ 
hebung einiger beſonders drückender Abgaben auf Lebensmittel 
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zu beſchwichtigen; aber auf die Dauer waren ſie mit diefen Zu- 
geſtändniſſen nicht zufrieden. Und auch im Lande begann auf die 

Kunde von den Wiener Ereigniſſen überall die Erhebung gegen 

die beſtehende Ordnung; immer dringender wurde namentlich der 
Ruf der Bauern nach Beſeitigung der Fronden und Zehnten. 

In der Wiener Revolution nimmt man es auf das deutlichſte 
wahr, wie die Maſſe der Bevölkerung von ganz anderen Mo— 

tiven getrieben war und auf ganz andere Ziele ausging, wie die 

oberen Schichten, die den erſten Anſtoß dazu gegeben hatten. Dieſe 
wollten politiſche Freiheit und politiſche Rechte, die Maſſen wirt⸗ ge 
ſchaftliche Vorteile. Unter dem vereinigten Druck dieſer Schichten 

war das alte Oſterreich am 13. März ohne Widerſtand zuſammen⸗ 
gebrochen; es erhob ſich nun die ſchwere Frage, ob damit nicht 
auch zugleich das einigende Band zerriſſen ſei, das dieſe ver⸗ 

ſchiedenen Völkerſchaften bisher verbunden hatte. Ungarn beſaß 
bereits einen eigenen Reichstag; jetzt wurde ihm auch ein eigenes, 

nur dieſem Parlamente verantwortliches Winiſterium, die volle 

Verwaltungstrennung von Oſterreich und die Vereidigung der im 

Königreich garniſonierenden Truppen auf die ungariſche Ver⸗ 

faffung zugeſtanden. Auch die Böhmen forderten und erhielten 
die Berufung eines konſtituierenden Landtags für die Länder der 
Wenzelskrone nach Prag, und immer deutlicher trat das Wider⸗ 
ſtreben der Tſchechen gegen die deutſche Herrſchaft hervor. Die 
Kroaten riefen nach einem ſelbſtändigen ſüdſlaviſchen Königreich; 
die italieniſchen Provinzen erhoben ſich; der öſterreichiſche Groß— 

ſtaat ſchien auseinanderbrechen zu wollen. Jedenfalls ließ ſich 

vorausſehen, daß Öjterreich in der nächſten Zeit nicht in der Lage 
ſein werde, einen beſtimmenden Einfluß auf die deutſchen An⸗ 

gelegenheiten auszuüben; es mußte froh ſein, wenn es aus dieſem 

Sturme die eigene Exiſtenz retten konnte. 
In Berlin erfuhr man am 15. März, was ſich in Wien er- 

ereignet hatte. Wie wir wiſſen, hatte der König bisher immer das 
größte Gewicht darauf gelegt, in der deutſchen Frage gemeinſam 
mit Oſterreich zu handeln; jetzt mußte es aber auch ihm und 
ſeinen Ratgebern zweifelhaft erſcheinen, ob dies im Augenblick 
noch möglich ſei; wenn, wie es ſchien, die Wiener Regierung 
ganz unter den Einfluß der ſiegreichen revolutionären Elemente 
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kam, ſo war ſie in des Königs Augen jeder ſelbſtändigen Ent⸗ 

ſchlußfähigkeit beraubt. Preußen war jetzt die einzige Macht, die 
ie der Revolution gegenüber noch aufrechtſtand und es daher doppelt 

als ihre Pflicht empfinden mußte, den übrigen Regierungen einen 

Rückhalt zu bieten. Man durfte nicht warten, bis Öfterreich ſich 

erholt haben werde, ſondern hatte das Recht und die Pflicht, die 

im Intereſſe aller Regierungen notwendigen Schritte jetzt allein 

zu tun. Auch konnten ſich weder der König noch die Miniſter jetzt 

außer Landes begeben; denn auch in Berlin waren ſchon Unruhen 

ausgebrochen, die man allerdings nicht als ſo gefährlich anſah, 
daß auch ein Unterliegen Preußens gegenüber der Revolution 

zu fürchten geweſen wäre. Darum entſchloß ſich der König, die 

deutſchen Regierungen aufzufordern, ihre Vertreter nach Pots⸗ 

dam, anſtatt nach Dresden, zu entſenden; auch Öfterreich wurde 

darum gebeten und hatte anfangs gegen dieſe Verlegung nichts 

einzuwenden. Gleichzeitig faßte Friedrich Wilhelm den Ent⸗ 
ſchluß, den Zuſammentritt des Vereinigten Landtags zu be⸗ 1 

ſchleunigen. 
Die preußiſche Politik ging alſo vor dem 18. März darauf 

aus, der Revolution in Deutſchland Einhalt zu gebieten und die f 

Beſtimmung über das Maß der notwendigen Reformen den Re⸗ f 
gierungen, unter beratender Mitwirkung der Stände, vor⸗ 

zubehalten. In engſter Fühlung mit Oſterreich und den übrigen 
Fürſten gedachte der König, dies Ziel zu erreichen, und nur, wenn 

die übrigen Regierungen unter dem Drucke der Revolution ihrer 

Handlungsfreiheit beraubt ſeien, allein vorzugehen. Er war über⸗ 

zeugt, daß er damit auch den übrigen Fürſten ſelbſt einen Ge⸗ 
fallen tue, für den ſie nach wiedererlangter Selbſtändigkeit dank⸗ 
bar ſein würden. Bei konſequenter Durchführung dieſes 
Gedankens hätte er dazu getrieben werden können, vorübergehend 
auch ohne ausdrückliche Zuſtimmung der übrigen Höfe eine Art 

von Diktatur in Anſpruch zu nehmen, namentlich für den Fall 

eines immer noch befürchteten franzöſiſchen Angriffs. Aber auch 
dann ſollte jedenfalls nach Herſtellung der Ordnung die Autorität 

der legitimen Herrſcher im vollen Umfange wieder aufgerichtet 

werden, und niemals war es die Abſicht Friedrich Wilhelms, 

eine ſolche Stellung zur Begründung einer dauernden Hege- 
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monie Preußens über das außeröſterreichiſche Deutſchland zu be— 

nutzen. Von Anfang an fand der preußiſche Ehrgeiz, der gewiß 

auch in ihm lebendig war, eine Schranke an ſeiner Aberzeugung, 

daß Oſterreich im Bunde bleiben und die erſte Stelle darin ein- 

nehmen müſſe, und an ſeiner Achtung vor den Souveränitäts⸗ 
rechten ſeiner Witfürſten. 

* * * 

Die Verwirklichung ſeiner Pläne wurde gehemmt durch den 

Ausbruch der Revolution in ſeiner eigenen Hauptſtadt. Schon 

ſeit dem 6. März hatten auch hier Volksverſammlungen ſtatt⸗ 

gefunden, in denen eine Verfaſſung und volle Preßfreiheit ge⸗ 

fordert wurde; aber es gelang zunächſt der Polizei, Aus⸗ 

ſchreitungen zu verhindern. Es iſt möglich, wenngleich nicht be- 
wieſen, daß in den nächſten Tagen ein ſtarker Zuſtrom radikaler 

Elemente von auswärts, namentlich aus Polen, ſtattgefunden hat. 
Den Kern der Revolutionskämpfer bildeten jedenfalls auch hier 
die einheimiſche Bürgerſchaft, Studenten und Arbeiter; neben 
den größeren Forderungen ſpielte hier namentlich die Abneigung 

gegen den Hochmut und die Vorrechte des Wilitärs und gegen 
die polizeiliche Bevormundung eine bedeutende Rolle; war doch 
3. B. vor den Märztagen den Ziviliſten das Tabakrauchen in den 
Straßen Berlins verboten. Größere Unruhen fanden zuerſt am 
13. März ſtatt; das Wilitär mußte requiriert werden, konnte aber 

die Straßen ſäubern, ohne von der Schußwaffe Gebrauch zu 

machen. Das Patent vom 14. März machte nur geringen Ein- 
druck, da ſeine Verheißungen ſehr unbeſtimmt lauteten und der 
Termin für den Zuſammentritt des Landtags ſehr weit entfernt 
war. Vielfach glaubte man, wiewohl mit Unrecht, in dieſer Kund— 
gebung bereits ein Erzeugnis der Furcht zu ſehen. Schon am 
14. März wurden vereinzelt Barrikaden erbaut; Kavallerie— 
attacken in der Dunkelheit koſteten auch manchem Unſchuldigen 
das Leben, und immer lebhafter ertönte aus der Bevölkerung 
der Ruf nach der Entfernung des Wilitärs. Vergebens verſuchten 
die Behörden die Aufregung dadurch zu vermindern, daß ſie die 
Bildung unbewaffneter Schutzkommiſſionen aus der Bürgerſchaft 
heraus zugaben, deren Einſchreiten abgewartet werden ſollte, be— 
vor man das Wilitär heranziehe. Sie erwieſen ſich als völlig 
Brandenburg, Die Reichsgründung I. 13 
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machtlos. Die Offiziere vergalten der Bürgerſchaft ihre Ab⸗ 

neigung und zeigten überall Luſt zu rückſichtsloſem Einhauen. 
Auch der erſte Soldat nach dem König, der Prinz von Preußen, 

war für entſchiedenes Vorgehen mit der Schußwaffe, was ihm 

den Namen des Kartätſchenprinzen eintrug. Am 15. März machte 

das Wilitär zuerſt von den Schußwaffen Gebrauch; am 16. ver⸗ 
mehrte die Kunde von der Wiener Revolution die Erregung; es 
kam zu neuen Kämpfen unter den Linden, bei denen wiederum 

Blut floß. Am folgenden Tage blieb die Stadt ruhig, es wurde 
jedoch eine große Maſſendeputation vorbereitet, die den König 

um die Entfernung des Wilitärs bitten ſollte. 
Der König und ſeine Räte haben zweifellos bis zum Wittag 

des 18. März an den Ernſt und die Gefährlichkeit der Bewegung 

nicht recht geglaubt. Daß er überhaupt auf ſeine lieben Berliner 
ſchießen laſſen mußte, tat ſeinem landesväterlichen Herzen weh; 
an ein Nachgeben über die Linie hinaus, die er ſich vorgezeichnet 

hatte, dachte er auch jetzt nicht; auch ſeine deutſche Politik war 
nur durchführbar, wenn er der Revolution in ſeinem eigenen 

Lande gegenüber ſiegreich blieb. Wohl aber glaubte er, daß die 
Veröffentlichung der Pläne, die er in den letzten Tagen gefaßt 

hatte, zur Beruhigung der Gemüter dienen werde. Aus dieſer Er⸗ 

wägung heraus genehmigte er am Morgen des 18. Wärz ein 

Patent, das der Winiſter von Bodelſchwingh während der Nacht 
ausgearbeitet hatte. Es wurde darin erklärt, daß der König vor 

allen Dingen die Umwandlung des bisherigen deutſchen Staaten⸗ 

„ in einen Bundesſtaat erſtrebe, und daß die dadurch be⸗ 

dingten Veränderungen der Bundesverfaſſung von den deutſchen 

Regierungen in Gemeinſchaft mit einer vorläufigen Bundes⸗ 
repräſentation, beſtehend aus Vertretern der einzelnen deutſchen 

Ständeverſammlungen, beſchloſſen werden ſollten. Es ſei daher 
erforderlich, daß in allen Einzelſtaaten konſtitutionelle Ver⸗ 
faſſungen beſtänden, damit dieſe Repräſentanten ebenbürtig 

nebeneinander ſäßen. Als notwendige Reformen führte der König 

noch beſonderrs auf: die Umwandlung der Wehrverfaſſung des 

„Bundes nach preußiſchem Muſter, Einführung einer Bundes⸗ 
flagge und einer Bundesflotte ſowie eines Bundesgerichtes, volle 

— Freizügigkeit innerhalb Deutſchlands und Beſeitigung der noch 
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beſtehenden Zollſchranken, gleiches Maß, Gewicht und ein ein- 
heitliches Handelsrecht, endlich Freiheit der Preſſe. Die Verände⸗ 
rungen, die durch dieſes Bundesreformprogramm auch für 

Preußen notwendig werden würden, wolle er mit dem Vereinigten 

Landtag beraten, der jetzt bereits für den 2. April zuſammen⸗ 

berufen wurde. Einigen Deputationen ſagte der König an dem— 

ſelben Tage, daß er auch die weiteren Forderungen der Bevölke— 
rung in Erwägung ziehen werde. 

Wit dieſen Erklärungen ſtellte ſich der König keineswegs auf 
den Baden des liberalen Programms; auch jetzt wollte er kein 
aus Volkswahlen hervorgehendes Geſamtparlament a ſondern nur 
eine Vertretung der einzelnen Ständeverſammlungen am Bunde, 
der er eine weſentlich beratende Stellung zudachte. Und eine kon⸗ 
ſtitutionelle Verfaſſung brauchte nicht unbedingt! eine geſchriebene 
Verfaſſungsurkunde zu ſein. Er hielt im Grunde an ſeinen bis⸗ 
herigen Plänen feſt und wollte nur das äußerſte Maß der Zu- 
geſtändniſſe bezeichnen, die er, ohne ſeinen Anſchauungen untreu 

zu werden, machen könne. Gleichzeitig entſchloß er ſich aber, ſeine 
bisherigen Winiſter zu entlaſſen, da Bodelſchwingh darauf be⸗ 
ſtand, daß die Ausführung des nun verkündigten Programms, 
wenn man Vertrauen gewinnen wolle, auch neue Männer fordere. 
Das Patent ſelbſt trug noch die Unterfchrift der alten Winiſter. 
An der Spitze des neuen Winiſteriums ſollte keiner der Führer 
der bisherigen Oppoſition, ſondern der konſervative Graf Arnim- 

Boytzenburg ſtehen. 
Als das Patent am Worgen des 18. Wärz in den Straßen 

angeſchlagen wurde, erregte es zuerſt Befriedigung, ja jtellen- 

weiſe Jubel. Gegen Mittag verſammelte ſich eine große Volks 
menge vor dem Schloß und begrüßte den König, als er auf dem 

Balkon erſchien, mit begeiſterten Hochrufen. Dann aber ſchlug 
die Stimmung plötzlich um, und die Menge nahm eine feind— 
ſelige Haltung an, ſei es nun, daß inzwiſchen andere Gruppen auf 
dem Platze erſchienen waren, oder daß man bei näherer Erwägung 
ſeine Wünſche doch nicht vollſtändig erfüllt fand; war doch weder 
von einem aus Volkswahlen hervorgehenden Parlament noch von 
der Zurückziehung des Wilitärs und der Errichtung einer 
Bürgergarde die Rede, Vielmehr bemerkte man, daß das Schloß 

13* 
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ſtark mit Wilitär beſetzt war, das zum Eingreifen bereit ſtand. 

Dieſe Wahrnehmung ließ von neuem den immer lauteren Ruf: 

Fort mit den Soldaten! ertönen. i 
Dieſe Forderung konnte der König weder im Intereſſe ſeiner 

eigenen Sicherheit noch mit Rückſicht auf die Stimmung der 
Armee und ihrer Führer bewilligen. Da der Gouverneur von 
Berlin, General von Pfuel, die Gefahr vorüber glaubend, das 

Schloß auf kurze Zeit verlaſſen hatte, ſetzte es die Wilitärpartei 
beim König durch, daß dem General von Prittwitz der Oberbefehl 

übertragen und zugleich Auftrag erteilt wurde, den Schloßplatz 
zu räumen, ohne von der Schußwaffe Gebrauch zu machen. Dies 

gelang auch im großen und ganzen; erſt im letzten Augenblick 
gingen durch Zufall zwei Schüſſe los; ein Befehl zum Schießen 
iſt zweifellos nicht erteilt worden. Bei der herrſchenden Erregung 
genügte dies aber, um einen furchtbaren Straßenkampf herbei⸗ 

zuführen. Wan ſchrie über Verrat; der König habe durch ſchein⸗ 

bare Zugeſtändniſſe das Volk auf den Schloßplatz gelockt und 
dann auf die wehrloſe Menge ſchießen laſſen. In kurzer Zeit 
bedeckten ſich die Straßen mit Barrikaden, und es bedurfte eines 

achtſtündigen erbitterten Kampfes, bis es dem General von 

Prittwitz gelang, die innere Stadt von Alexanderplatz bis zum 
Brandenburger Tor und der Leipziger Straße von Barrikaden zu 
ſäubern. Gegen Witternacht ſchien die Revolution nieder⸗ 

geworfen; eine Fortſetzung des Kampfes am nächſten Tage mußte 
vorausſichtlich mit einem vollen Siege der Truppen endigen . 
Während der Nacht ließ ſich der König von Prittwitz Bericht er⸗ 

ſtatten. Wahrſcheinlich hat dieſer die Lage etwas günſtiger dar⸗ 

geſtellt, als ſie wirklich war, weil er den König zu beſtimmen 

wünſchte, daß er Berlin verlaſſe, damit die militäriſchen Führer 
freiere Hand hätten. War dies ſeine Abſicht geweſen, ſo erreichte 

er das Gegenteil. Der König ſah auch für den nächſten Tag 
einen heftigen Kampf voraus, und da er dieſen zu ver⸗ 

meiden wünſchte, ſo entwarf er ſelbſt, unmittelbar nachdem der 
General ihn verlaſſen hatte, einen Aufruf „An meine lieben 
Berliner“. Er beſchwor ſie darin, die Barrikaden zu räumen und 
Männer von altem Berliner Geiſte mit ihren Wünſchen zu ihm 

zu ſenden; er gab ſein königliches Wort, daß dann ſofort die 

N 
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Straßen und Plätze von den Truppen geräumt, und nur das 
Schloß, das Zeughaus und einige andere öffentliche Gebäude vor⸗ 
läufig militäriſch beſetzt bleiben ſollten. Alles Geſchehene ſollte 
dann vergeſſen ſein, und eine ſchöne Zukunft werde für Preußen 

und durch Preußen für Deutſchland anbrechen. Dies Wanifeſt mit 

ſeinen weichen Gefühlstönen und ſeiner Hervorhebung der 
Schmerzen des Landesvaters und fogar der Tränen der Landes⸗ 
mutter über die ungeratenen großen Kinder kann als der 

Schwanengeſang der politiſchen Romantik und der Pr 2 2 7 
chaliſchen Staatsauffaſſung bezeichnet werden. 
Am Worgen des 19. März war dieſe Proklamation bereits an 

den Straßenecken angeſchlagen. Nun erſchien eine ganze Reihe 
von Deputationen im Schloß, die alle um ſofortige Zurückziehung 
der Truppen baten; ſei dieſe erfolgt, jo würden auch die Barri⸗ 
kaden niedergelegt werden; eine Bürgergarde, die ſofort gebildet 
werden müſſe, werde für Aufrechterhaltung der Ordnung ſorgen. 

Der König verhielt ſich anfangs ablehnend, geſtand aber ſchließlich 
zu, daß überall da, wo eine Barrikade abgetragen ſei, die gegen⸗ 

überſtehenden Truppen ſich zurückziehen ſollten; als man ihm 
dann die Nachricht brachte, die freilich nicht der Wahrheit ent⸗ 

ſprach, daß man am Alexanderplatz bereits die Barrikaden 

einreiße, ordnete er den Rückzug der in der Königſtraße ſtehenden 

Truppen an. 

Immer mehr aber drängten ſich im Geiſte des Königs die ver⸗ 
ſchiedenartigen Geſchäfte und Erwägungen; die Vorbereitungen 
für den deutſchen Miniſterkongreß waren zu treffen; Graf Arnim 
erſchien, um die Zuſammenſetzung des neuen Winiſteriums zu 
beſprechen. Der Prinz von Preußen und andere hohe Wilitärs 

eiferten gegen jede Zurückziehung der Truppen, andere rieten zur 

Abreiſe aus Berlin; in dieſem Durcheinander verlor der durch 
mangelhafte Nachtruhe und die aufregenden Ereigniſſe ohnehin 

ermattete König die Leitung der Dinge aus der Hand. Auf welche 
Weiſe der entſcheidende Befehl, die Truppen ſofort überall zurück— 
zuziehen, und nur Schloß, Zeughaus und die übrigen öffentlichen 
Gebäude mit ſtarker Hand beſetzt zu halten, zuſtande gekommen 
iſt, wird ſich kaum mit Sicherheit feſtſtellen laſſen. Der Winiſter 
von Bodelſchwingh behauptete, ihn vom Könige ſelbſt erhalten 
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zu haben, und teilte ihn einer wartenden Deputation ſowie den 
Truppenführern mit; Friedrich Wilhelm, von ſeinem Bruder ſo⸗ 

fort wegen dieſer Maßregel zur Rede geſtellt, beſtritt entſchieden, 

dies befohlen zu haben; nur da, wo die Barrikaden wirklich 

niedergelegt ſeien, hätten die Truppen abrücken ſollen. Er gab 

ſofort Gegenbefehl; aber inzwiſchen hatte Prittwitz bereits den 
früheren Befehl ausgeführt. In der Tat mußte ſeine ganze 

Stellung unhaltbar werden, wenn durch Zurückziehung einzelner 
Truppenteile Lücken in dem Ringe entſtanden, den er um die 

innere Stadt gezogen hatte. Die Truppen ſammelten ſich auf dem 

Schloßplatz; Prittwitz erwartete hier zunächſt weitere Befehle des 
Königs. Als dieſe ausblieben, entſchloß er ſich, da die Truppen 
auf dem Platze weder verpflegt werden noch die Nacht über 

bleiben konnten, den Abmarſch in die Kaſernen anzuordnen. Nur 
ſieben Kompagnien blieben zurück, um das Schloß zu beſchützen; 

ſie wurden im inneren Hofe aufgeſtellt, und ſogar der Durch⸗ 
gang dem Publikum freigegeben. Damit war die perſönliche 

Sicherheit des Königs ſtark in Frage geſtellt. 
Aus den Fenſtern des Schloſſes ſah man mit Erſtaunen, daß 

die Truppen den Platz verließen; einen Augenblick dachte man 

an Flucht, die aber nicht mehr ausführbar erſchien. Beſonders 
entrüſtet war Prinz Wilhelm; er warf ſeinen Degen auf den 

Tiſch, da er ihn nun nicht mehr mit Ehren tragen könne. Da man 

wußte, daß ſich die Wut des Volkes in beſonders hohem 

Grade gegen den Prinzen richtete, ſo mußte er auf Befehl des 

Königs ſofort heimlich unter allerlei Schwierigkeiten die Stadt 

verlaſſen und ſich, mit einem Scheinauftrage verſehen, zunächſt 
nach London begeben. ö 

Der König ſelbſt erlitt an dieſem Tage die ſchwerſte perſön⸗ 
liche Demütigung ſeines Lebens. Sobald die Truppen ab⸗ 

gezogen waren, nahte von den Linden her ein ſtarker Volks⸗ 

haufe, vor dem die Leichen der gefallenen Barrikadenkämpfer her⸗ 

getragen wurden; man brachte ſie in den Schloßhof; hier mußte 

der König erſcheinen und ſein Haupt vor ihnen entblößen, wäh⸗ 
rend die Menge den Geſang „Jeſus, meine Zuverſicht“ an⸗ 
ſtimmte. Am Nachmittag gab General von Prittwitz den Re⸗ 
gimentskommandeuren die Erlaubnis, ihre Regimenter aus 
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Berlin hinauszuführen, wenn ſie in den Kaſernen vom Volke 
angegriffen würden oder eine Lockerung der Diſziplin befürch- 
teten; bis zum Abend des folgenden Tages machten alle von 
dieſer Erlaubnis Gebrauch. Es würde nun eine Bürgergarde 
gebildet, die auch den Wachtdienſt im Schloß übernahm, und 
allmählich trat wieder eine ruhigere Stimmung in der Stadt ein. 

Damit hatte die Revolution auch in Berlin geſiegt. Wenn auch 
die Truppen bei allen Zuſammenſtößen die Oberhand behalten 
und unter den ſchwierigſten Umſtänden eine muſterhafte 

Diſziplin gewahrt hatten, ſo hatten ſie ſchließlich doch das 
Schlachtfeld räumen müſſen. Die Haupturſache für die Nieder- 
lage lag in dem Fehlen einer einheitlichen zielbewußten Leitung, 
da der König in den kritiſchen Momenten die Zügel aus der 
Hand verlor. Er war einer Lage, die ſchnelle Entſchlüſſe und 
energiſches rückſichtsloſes Handeln forderte, nicht gewachſen; in- 

ſofern trägt Friedrich Wilhelm IV. zweifellos ſelbſt die Schuld 
an der Demütigung, die er erlitt, und an der Niederlage, die es 
ihm unmöglich machte, ſeine 15 8 verfolgte Politik zum Ziele 
zu führen. 



Zweites Kapitel 

Verfaſſungspläne 

ie erſte Folge der Ereigniſſe des 19. März war es, daß der 
2 König zu viel weitergehenden Zugeſtändniſſen an den Li⸗ 

beralismus gedrängt wurde, wie er ſie bisher hatte machen 

wollen. Die politiſche Leitung wurde ihm zunächſt völlig aus 
—der Hand geriſſen. Er hat ſpäter ſelbſt von dieſen Tagen gejagt: 

„Wir lagen damals alle auf dem Bauch.“ Ein Winiſterium 

Arnim ſchien jetzt nicht mehr populär genug; der König mußte 

ſich dazu entſchließen, mit den Führern der bisherigen liberalen 
Oppoſition wegen Bildung eines neuen Winiſteriums in Ver⸗ 

handlung zu treten. Aber noch hatten dieſe zu keinem Ergebnis 

geführt, als er ſich zu einer Reihe von Maßregeln drängen ließ, 

die ſeinen eigenen Wünſchen und Anſchauungen durchaus wider⸗ 

ſprachen. Auf den Rat des Freiherrn Heinrich von Arnim, den 
er zum Winiſter des Auswärtigen ernannt hatte, machte er am 

21. März, mit den ſchwarz⸗rot⸗ goldenen Farben geſchmückt, 
ſeinen berühmten Umritt durch Berlin; eine gleichzeitig erlaſſene 

Proklamation verkündigte, daß er bereit ſei, für die Tage der 

Gefahr die Leitung des deutſchen Volkes zu übernehmen; ein 
— volkstümliches Bundesheer, eine aus Organen des Vereinigten 

Landtags und der übrigen deutſchen Kammern gebildete Stände⸗ 
verſammlung, öffentliche und mündliche Rechtspflege mit Ge⸗ 

ſchworenengerichten, endlich Verantwortlichkeit der Winiſter 

ſollten in Deutſchland durchgeführt werden, und auf dieſe Art 

ein einiges, nicht einförmiges Deutſchland entſtehen; Preußen 

aber ſolle in Zukunft in Deutſchland aufgehen. Gewiß wich dieſe 
Erklärung in dem, was ſie an poſitiven Forderungen aufſtellte, 
nicht allzuweit von den früher geäußerten Gedanken des Königs 

ab; aber die Annahme der deutſchen Farben und die Ankündi⸗ 
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gung des Aufgehens Preußens in Deutſchland waren doch etwas 
Neues, und konnten leicht die Befürchtung erwecken, daß aus 
dieſer Leitung für die Tage der Gefahr eine dauernde Hegemonie 

Preußens in Deutſchland entſtehen würde, daß, wie es König 
Friedrich Auguſt von Sachſen ausdrückte, vielmehr die deutſchen 
Einzelſtaaten in Preußen aufgehen ſollten. Dies wird auch in 
der Abſicht Arnims gelegen haben. Der König ſelbſt bemühte 
ſich in den Anſprachen, die er während des Umritts hielt, einer 
ſolchen Deutung vorzubeugen. Er bat ausdrücklich, man möge 
es nicht mißverſtehen, wenn er ſich jetzt die deutſche Fahne vor- 
tragen laſſe; er wolle keine Krone uſurpieren, keinen Fürſten vom 

Thron ſtoßen; er wolle ſich nur, damit Deutſchland in dieſem 
Augenblick nicht verloren gehe, als der mächtigſte Fürſt an die 
Spitze der ganzen deutſchen Bewegung ſetzen, wie ſchon mehr— 
fach in der deutſchen Geſchichte ein mächtiger Fürſt das Reichs⸗ 
banner ergriffen habe, um das Reich zu retten. 

Ebenſo bedeutſam war die große programmatiſche Kundgebung 
des Königs über die innere Politik am folgenden Tage. Einer 
Breslauer Deputation verſprach er eine Verfaſſungsurkunde, bei 

deren Feſtſtellung ein aus allgemeinen Volkswahlen hervo⸗ 
gehendes Parlament mitwirken ſolle. Garantien der perſönlichen 

Freiheitsrechte, freies Vereins⸗ und Verſammlungsrecht, Ein⸗ 
führung der Bürgerwehr, Winiſterverantwortlichkeit, Aburteilung 
der politiſchen und Preßvergehen durch Geſchworene, Unab— 
hängigkeit des Richterſtandes, Aufhebung der Patrimonial- 
gerichtsbarkeit und Vereidigung des Heeres auf die Verfaſſung 

ſollten darin enthalten ſein. Es war das erſte Wal, daß er ſich 
zu derartigen Zugeſtändniſſen herbeiließ. Sie entſprachen ſeiner 

Geſinnung ſo wenig wie der Umritt mit den deutſchen Farben. 
Innerlich hielt er vielmehr an ſeinen ſtändiſchen Plänen feſt, 
obwohl dieſe jetzt kaum noch ausführbar waren. Auch für die 
deutſche Sache hatte dieſe Erklärung große Bedeutung: denn nach⸗ 
dem der König für Preußen ein aus Volkswahlen hervorgehen— 
des Parlament zugeſtanden hatte, konnte er es auch für Deutfch- 
land auf die Dauer unmöglich zurückweiſen. 

Erſt am 29. März war das neue Miniſterium endgültig ge⸗ 
bildet. An feiner Spitze ſtand Ludolf Camphauſen, als Finanz— 



202 Winiſterium Camphauſen 

miniſter fungierte David Hanſemann; dieſe beiden Männer gaben 

dem neuen Kabinett ſein Gepräge. Niemals würde ſich der König 

ohne die Niederlage des 19. März zur Berufung dieſer Ver⸗ 

treter des Liberalismus verſtanden haben. Widerſprach es doch 

den ganzen Traditionen des preußiſchen Militär- und Beamten⸗ 
ſtaates aufs entſchiedenſte, Kaufleute, die nie im Staatsdienſt 

geſtanden, vielmehr die Regierung des Königs bisher bekämpft 

hatten, mit der Leitung der Staatsgeſchäfte zu beauftragen. Auch 

fühlte ſich der König nie recht behaglich im Verkehr mit dieſen 

Miniftern, die er doch im Grunde für verkappte Demokraten hielt, 

obwohl er wenigſtens Camphauſen allmählich als einen ruhigen 

und gemäßigten Mann von durchaus loyaler Geſinnung kennen 

und ſchätzen lernte. Mit Recht konnte Radowitz ſchreiben: „Der 
König hat einen politiſchen Weg betreten, der ſeinen bisherigen 

politiſchen Aberzeugungen durchaus entgegen war, und er hat 

ſich mit den Männern umgeben, die dieſer Geſinnung an⸗ 

gehören.“ 

Erſt ſeitdem er liberale Winiſter hatte, gewöhnte er ſich, in 

allen ſchwierigen Fragen zunächſt bei einigen Geſinnungsgenoſſen 

Rat zu holen, die zu feiner täglichen militäriſchen Umgebung ge⸗ 

hörten, namentlich bei den Generälen von Gerlach und 

von Rauch. Wan hat dieſen Kreis von geheimen und unverant⸗ 

wortlichen Ratgebern mit dem aus den ſpaniſchen Zuſtänden 

entlehnten Namen der Kamarilla bezeichnet; ſie ſelbſt nannten 
ji ein ministere occulte, und Gerlach datiert die Gründung 
dieſer Nebenregierung vom 30. März, alſo von dem Tage nach 

der Ernennung des Winiſteriums Camphauſen. 
Die Wendung, die in Preußen durch den Sieg der Revolution 

eintrat, mußte auf ganz Deutſchland zurückwirken. Zunächſt be⸗ 

wirkte die perſönliche Demütigung, die der König erlitten hatte, 

ein tiefes Sinken der Achtung, die man ihm bisher entgegen⸗ 

gebracht hatte. Weniger als je glaubte man jetzt in ihm den Mann 
ſehen zu können, der imſtande ſei, in der bewegten Gegenwart 

die Führung Deutſchlands zu übernehmen. Daß Hjterreih und 
Preußen dem Anſturm der revolutionären Bewegung erlegen 

waren, daß in Preußen ſogar liberale Führer Miniſter geworden 
waren, ſtärkte natürlich das Selbſtbewußtſein der bisherigen 
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Oppoſition und trieb fie zur Steigerung ihrer Forderungen an. 

Der ſchnelle Sieg war jo unerwartet gekommen, daß feine Trag⸗ 
weite zunächſt ſowohl von den Siegern wie von den Unterlegenen 
überſchätzt wurde. 

Es war höchſt unwahrſcheinlich geworden, daß man den Zu— 
ſammentritt eines aus Volkswahlen hervorgehenden deutſchen 

Parlaments zur Beratung einer neuen Bundesverfaſſung noch 

würde verhindern können; um ſo dringender mußte die Aufgabe 

erſcheinen, daß die Regierungen ſelbſt ſich vor dem Zuſammen⸗ 

tritt dieſer Verſammlung über einen Reformplan verſtändigten. 
Konnten ſie dem Parlament mit wohldurchdachten gemeinſamen 
Vorſchlägen gegenübertreten, ſo war ihre Lage eine ganz andere, 

wie wenn ſie unter ſich zwieſpältig blieben; im letzteren Falle 
mußte der Volksvertretung ganz von ſelbſt der entſcheidende Ein⸗ 
fluß auf die Neugeſtaltung der deutſchen Verfaſſung zufallen. 
Das Eintreffen Max von Gagerns und der übrigen ſüddeutſchen 

Geſandten in Berlin bot die erſte Gelegenheit, feſtzuſtellen, ob 

zwiſchen Preußen und dieſen Staaten eine Einigung möglich ſei. 

Es zeigten ſich dabei von Anfang an erhebliche Schwierig- 
keiten. Gagern hielt es für notwendig, daß die preußiſchen Pro— 
vinzen möglichſt ſelbſtändig gemacht und ihre Provinzialland— 
tage mit den Kammern der kleineren Staaten möglichſt gleich-, 

geſtellt würden. Dagegen ſollte Preußen als Geſamtſtaat über- 
haupt keine Volksvertretung haben; denn er glaubte, daß ein — 

deutſches Parlament und eine preußiſche Volksvertretung nicht 
friedlich nebeneinander würden beſtehen können. Auch er ver— 
langte alſo, daß Preußen in Deutſchland aufgehe, aber doch in 

einem weſentlich anderen Sinne wie Arnim; hatte der letztere 
Preußen zu Deutſchland erweitern, die Vertreter der übrigen 
Landtage dem preußiſchen Parlament in Berlin angliedern 
wollen, ſo verlangte Gagern, daß Preußen als Staat zu exiſtieren 
aufhöre, wenn ſein König an die Spitze Deutſchlands kommen 
ſolle. Es war aber ſelbſt damals nicht daran zu denken, daß 
Friedrich Wilhelm IV. auf derartige Zumutungen eingehen 
werde. 

In der Unterredung, welche die Geſandten am 23. März mit 
dem König ſelbſt hatten, traten die Gegenſätze ziemlich ſchroff 
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hervor. Friedrich Wilhelm ſprach es als feinen Wunſch aus, 

daß Oſterreich an der Spitze des Bundes bleiben und ſein 
errſcher wieder römiſcher Kaiſer werden möge; er lehnte es noch⸗ 

mals ab, gegen den Willen der Fürſten irgendwelche Rechte in 

Deutſchland zu uſurpieren; und als ihn Gagern zur Freigebung 
Polens und zu einem großen Prinzipienkriege gegen den Zaren 

als den Vertreter des Abſolutismus fortreißen wollte, weil die 
dadurch entfachte Begeiſterung das beſte Hilfsmittel zur Herbei⸗ 

führung der deutſchen Einheit ſei, da rief der König entrüſtet 
aus: „Nie und nimmermehr, bei Gott, werde ich den Degen 

gegen Rußland ziehen!“ „Dann halte ich Deutſchland für ver⸗ 
loren“, erwiderte Gagern. 

Auch die offiziellen Verhandlungen hatten nur ein recht 

mageres Ergebnis. Der Sieg der Revolution in Berlin ver⸗ 

minderte die Hoffnung der ſüddeutſchen Fürſten, bei Preußen tat⸗ 

kräftigen Schutz zu finden; der Sturz Wetternichs erweckte die 

Hoffnung, daß auch Hfterreich zum Liberalismus übergehen und 

dann mit Deutſchland eng verbunden bleiben würde, was ihnen 

doch immer das liebſte war, und die preußiſche Oberleitung nicht 

mehr als notwendig erſcheinen ließ. Daher erklärten die Ge⸗ 
ſandten Sachſens und Badens, ohne genügende Vollmacht für 

beſtimmte Abmachungen zu ſein; der bayeriſche Vertreter erſchien 

überhaupt nicht; nur Naſſau, Heſſen⸗Darmſtadt und Württem⸗ 
berg waren auch jetzt noch bereit, einem Bundesſtaate mit der 

früher beabſichtigten Kompetenz unter Preußens Führung bei⸗ 
zutreten. Auch Preußen wollte an dem Streben nach einem 

ſolchen Bundesſtaate mit einheitlicher Leitung unter einem Ober⸗ 
haupte zunächſt feſthalten, und ſtimmte der Berufung einer vor⸗ 

läufigen Bundespräſentation aus den Ständen aller deutſchen 

Länder zu. Von einem aus direkten Volkswahlen hervorgehenden 
deutſchen Parlament wollte man aber auch jetzt noch nichts 
wiſſen. 

Bei der verdächtigen Zurückhaltung eines Teiles der an der 
Geſandtſchaft beteiligten Staaten, der Unficherheit Preußens, 

welches das vereinbarte Programm ausdrücklich als ein vor⸗ 

läufiges bezeichnete, bei der Neigung Gagerns und ſeiner Ge⸗ 
ſinnungsgenoſſen, Preußen für die Abertragung der Oberhaupts⸗ 
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würde unannehmbare Bedingungen zu ſtellen, war an eine wirk⸗ 
liche Einigung nicht zu denken. Gagern ſelbſt empfand, daß der 
preußiſche König im Grunde ſehr wenig geneigt ſei, diejenigen 
Zugeſtändniſſe zu machen, die man im Süden für unerläßlich hielt; 
er reiſte mit dem Gefühl ab, daß ſeine Sendung geſcheitert ſei. 
Das einzige greifbare Ergebnis dieſer Beſprechungen war, daß 
man den früheren Bundestagsbeſchluß über die Einberufung von 

17 Vertrauensmännern, die den Bundestag bei ſeinen Bera- 

tungen über die künftige Verfaſſung Deutſchlands unterſtützen 
ſollten, jetzt auszuführen beſchloß. Hingegen hatte es jetzt keinen 
Sinn mehr, die früher geplanten Winiſterkonferenzen in Pots⸗ 
dam zuſammentreten zu laſſen; es war zu erwarten, daß dort 

auch nicht mehr zuſtande kommen werde als in Berlin, und es 

war ſicher, daß Sſterreich fie jetzt nicht mehr beſchicken werde. 
In Wien hatte man den Umritt und die Proklamation des Königs 

als einen Verſuch aufgefaßt, die Hegemonie in Deutſchland zu 
ergreifen und verkündigte jetzt laut, daß man an einer Bundes⸗ 

reform nur mitarbeiten wolle, wenn ſie auf dem geſetzmäßigen 

Wege durch den Bundestag beraten werde. 
* * * 

So blieb es dem Bundestag und den Vertrauensmännernüber⸗ 
laſſen, den Entwurf zu einer neuen Verfaſſung aufzuſtellen, der 
den Beratungen einer deutſchen Ständeverſammlung zur Grund— 
lage dienen ſollte. Der Bundestag beſchloß, daß in allen Staaten 
für dieſe Nationalvertretung auf je 100 000 Einwohner ein Ab— 
geordneter gewählt werden ſolle, während die Feſtſtellung des 
Wahlverfahrens den einzelnen Regierungen überlaſſen blieb. 

Unmittelbar darauf trat in Frankfurt auf Grund der früheren 
Heidelberger Beſchlüſſe das ſogenannte Vorparlament zuſammen. 
Etwa 500 Männer aus allen Teilen Deutſchlands fanden ſich 

hier ein und unternahmen es, ohne ein Mandat der Regierungen 

oder der Bevölkerung erhalten zu haben, den Forderungen der 
öffentlichen Meinung dem Bundestage gegenüber Geltung zu 
verſchaffen. Auch hier trat ſofort der Gegenſatz zwiſchen Liberalen 

und Demokraten wieder ſcharf hervor. Der überraſchend ſchnelle 
Zuſammenbruch des alten Syſtems in den beiden größten Staaten 
hatte den Radikalen, die ſich bisher aus taktiſchen Erwägungen 
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möglichſte Zurückhaltung auferlegt hatten, den Mut geſtärkt. Sie 
hielten jetzt ihre Ideale auch ohne die Beihilfe der Liberalen für 
ſofort erreichbar. Durch die Permanenzerklärung des Vorparla⸗ 

ments und eine gleichzeitige große bewaffnete Volkserhebung 

hofften ſie die Throne umſtürzen und die Republik ſchaffen zu 
können. 

Während nun Heinrich von Gagern das Reformprogramm, 

das für die Geſandtſchaft ſeines Bruders Max entworfen worden 

war, den Beratungen des Vorparlaments zugrunde gelegt ſehen 

wollte, wiederholten Hecker und Struve ihren Antrag, daß die 

Verſammlung ſich für eine deutſche Republik auf föderativer 

Baſis entſcheiden möge. In dieſem Punkte blieben die Liberalen 

Sieger; ebenſo vermochten ſie es, den Wunſch der Demokraten 
nach einer Permanenzerklärung der Verſammlung dahin ab⸗ 

zuſchwächen, daß nur ein Ausſchuß von fünfzig Männern zur 

weiteren Beaufſichtigung des Bundestags zurückgelaſſen wurde. 

In zwei anderen wichtigen Fragen aber gelangten die demo- 

kratiſchen Anſchauungen hier zum Siege. 
Es wurde beſchloſſen, daß das zu wählende deutſche Parlament 

aus dem allgemeinen gleichen Wahlrecht hervorgehen ſolle; jeder 

erwachſene und ſelbſtändige männliche Angehörige eines deutſchen 

Staates ſolle wahlberechtigt und wählbar ſein; den Einzelſtaaten 

ſollte es nur überlaſſen bleiben, ob ſie die direkte oder indirekte, 
die geheime oder öffentliche Wahl für ihre Gebiete anordnen 

wollten. Ferner wurde auf den Antrag des Demokraten Simon 

feſtgeſetzt, daß dieſe vom Volke zu wählende Nationalverſamm⸗ 

lung einzig und allein über die künftige Verfaſſung Deutſchlands 

zu entſcheiden haben ſolle. Es waren die demokratiſchen Anſchau⸗ 
ungen von der Souveränität des Volkes und der unbedingten 

politiſchen Gleichheit aller Staatsbürger, die in der Forderung 
des allgemeinen Wahlrechts und des Ausſchluſſes der Regie⸗ 

rungen von jedem Einfluß auf die Verfaſſungsberatung zum 

Ausdruck kamen. Viele Liberale waren durch den Sieg der Volks⸗ 

bewegung berauſcht, durch die zögernde Haltung der Regierungen 
gegenüber den nationalen Forderungen erbittert, und überzeugt 

davon, daß nie etwas zuſtandekommen werde, wenn man die Zu⸗ 

ſtimmung der Regierungen als unerläßlich betrachte. Andere 
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ſahen in dieſen Beſchlüſſen die einzige Möglichkeit, das Vor— 

parlament von der Permanenzerklärung oder einer Kundgebung 

im republikaniſchen Sinne abzuhalten. Die beſonneneren Ele— 
mente unter ihnen mißbilligten überhaupt den Zuſammentritt des 

Vorparlaments, da es keinen geſetzlichen Boden habe, und waren 
daher zu den Beratungen gar nicht erſchienen. 

Der Bundestag war bereits derartig eingeſchüchtert, daß er 
gehorſam ſeinen früheren Beſchluß zurücknahm und am 7. April 
ein neues Wahlgeſetz erließ, das den Forderungen des Vor— 
parlaments entſprach. 

Während nun zum erſtenmal in ganz Deutſchland ein Wahl- 
kampf entbrannte, in dem ſich namentlich die Liberalen und Ra⸗ 

dikalen ſcharf gegenüberſtanden, erhoben die Führer der ſüd— 
deutſchen Demokraten, Hecker und Struve, am Bodenſee die 
Fahne des offenen Aufruhrs. Sie waren überzeugt, daß in dem 

neuen Parlament keine Mehrheit für die deutſche Republik zu 

haben ſein werde, daß es daher für ihre Geſinnungsgenoſſen 

keinen Sinn habe, deſſen Beratungen abzuwarten, ſondern daß 
nur eine allgemeine Erhebung der Waſſen gründliche Arbeit 
machen, die beſtehende Ordnung völlig zertrümmern und für eine 

neue Platz ſchaffen könne. Sie fanden aber unter den Bauern 
und Bürgern Badens und Württembergs viel weniger Anklang 

als ſie erwartet hatten; badiſche, heſſiſche und württembergiſche 
Truppen zerſprengten mit leichter Mühe die von ihnen ge— 
ſammelten Scharen und zwangen ſie ſelbſt zur Flucht nach der 
Schweiz. In dem erſten dieſer Gefechte kam der General Friedrich 
von Gagern, der die Bundestruppen befehligen ſollte, ums 
Leben, zweifellos der originellſte und klügſte der drei Brüder, 
die in der Geſchichte dieſer Jahre eine ſo bedeutende Rolle ge— 
ſpielt haben. Er war einer der erſten geweſen, die den Gedanken 
eines deutſchen Bundesſtaates mit preußiſcher Spitze gefaßt und 

ausgeſprochen hatten; er glaubte ihn jetzt der Verwirklichung 

nahe; ſein Tod erſparte ihm die Enttäuſchung, das Scheitern 
dieſes Werkes zu erleben. 
Wenige Tage nach der Niederwerfung dieſes Aufſtandes voll- 

endeten die 17 Vertrauensmänner ihren Entwurf zu einer neuen 

Verfaſſung des deutſchen Bundes. Sein eigentlicher Verfaſſer 
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war der Bonner Profeſſor Dahlmann, der durch ſeine hiſtoriſchen 

Werke über die engliſche und franzöſiſche Revolution und durch 
ſeine „Politik“ einer der bekannteſten Wortführer der preußiſchen 
Liberalen außerhalb des Parlaments geworden war, und den 

die preußiſche Regierung als Vertrauensmann nach Frankfurt 

entſandt hatte. Der Entwurf baute ſich im weſentlichen auf den⸗ 

ſelben Grundgedanken auf wie der Plan der Gagernſchen Brüder: 

Die bisher nicht zum Bunde gehörigen preußiſchen Provinzen 

Preußen und Poſen ſowie Schleswig werden in den neuen Bund 
mit aufgenommen. An der Spitze ſteht ein erbliches Bundes⸗ 

oberhaupt als Kaiſer und führt die Regierung durch der Volk⸗ 

vertretung verantwortliche Winiſter. Das Parlament ſetzt ſich 

nach dem Muſter der Vereinigten Staaten von Amerika aus 

zwei Häuſern zuſammen; in dem Staatenhauſe ſitzen ſämtliche 
regierende Fürſten und 161 teils von den Kammern, teils von 

den Regierungen gewählte Reichsräte; das Unterhaus wird von 

allen volljährigen ſelbſtändigen Staatsbürgern gewählt. Die 
Kompetenz des Bundes wird ebenſo wie im Gagernſchen Plane 

bemeſſen, jedoch noch ausdrücklich betont, daß in dem einheit⸗ 

lichen Bundesheere die Ernennung ſämtlicher Offiziere dem 

Kaiſer zuſtehen müſſe. 
Die ſtillſchweigende Vorausſetzung einer ſolchen Geſtaltung 

Deutſchlands war die Abertragung der Kaiſerwürde an den König 
von Preußen. Unzweifelhaft würde SGſterreichs ſtaatliche Einheit 
vernichtet worden ſein, falls es mit ſeinen deutſchen Gebieten 

dem Bunde beigetreten wäre, ſowie ſein halbes Heer dem Kom⸗ 
mando des Kaiſers untergeordnet hätte; es ließ ſich alſo voraus⸗ 
ſehen, daß Hfterreich dem Bunde nicht beitreten, womöglich aber 
das Zuſtandekommen einer ſolchen engeren Vereinigung über⸗ 
haupt zu verhindern ſuchen werde, um nicht ganz von Deutſch⸗ 

land getrennt zu werden und den bisherigen Einfluß zu verlieren. 
Ebenfo fürchteten die Mittelſtaaten, daß die Annahme dieſes Ent⸗ 

wurfs zu ihrer Mediatiſierung durch Preußen führen könne. Sie 

fühlten ſich noch beſonders dadurch gereizt, daß die Vertrauens⸗ 
männer den Entwurf ſofort veröffentlichten, bevor die Regie⸗ 

rungen Gelegenheit gehabt hatten, ſich darüber zu äußern. Oſter⸗ 

reich und Bayern erklärten daher alsbald, daß ſie den Entwurf 
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der Siebzehn für ungeeignet hielten, als Grundlage der Parla— 
mentsverhandlungen zu dienen. Von Wien aus wurde amtlich 

mitgeteilt, daß man dort nur ſolche Beſchlüſſe der National- 
verſammlung anerkennen werde, die mit Sſterreichs Intereſſen 
vereinbar ſeien und den Charakter des Deutſchen Bundes als 

eines völkerrechtlichen Vereins unabhängiger Staaten uns 

angetaſtet ließen. 
Aber auch König Friedrich Wilhelm IV. nahm an den Be⸗ 

ſtimmungen dieſes Entwürfes, ſo ſehr er die guten Abſichten 

ſeiner Urheber anerkannte, ſchweren Anſtoß. Es ſchien ihm un⸗ 

möglich, daß in dem Oberhauſe die deutſchen Fürſten zuſammen 

mit ihren Untertanen ſitzen, diskutieren und ſich eventuell über- 

ſtimmen laſſen ſollten. Außerdem ſtand die Übertragung des 
deutſchen Kaiſertums an den König von Preußen mit ſeinen 

Grundgedanken in ſchroffem Widerſpruch, weil ſie zum Aus⸗ 

ſchluß Oſterreichs aus Deutſchland führen mußte, der ihm ſtets 

als unheilvoll erſchien. In einem Rundſchreiben an alle deut- 

ſchen Fürſten und in ſeinen Briefen an Dahlmann hat der König 

ſein eigenes Verfaſſungsideal beſchrieben, wie es ihm damals 

vorſchwebte. Er ſah jetzt die Möglichkeit vor ſich, Gedanken, 
die er längſt im Stillen, wohl unbewußt unter dem Einfluß 

früher von Görres geäußerter Gedanken gehegt hatte, zu verwirk— 

lichen, und den alten Bund zu erſetzen durch eine Staatsform, 
die an die älteſten und größten Traditionen der deutſchen Ge— 
ſchichte anknüpfte; er träumte von der Herſtellung des alten 

heiligen Römiſchen Reiches Deutſcher Nation. In feiner ganzen 

mittelalterlichen Herrlichkeit ſollte es von neuem erſtehen, nur 
ausgebaut durch einzelne den modernen Bedürfniſſen angepaßte 
Einrichtungen. An der Spitze ſteht der Kaiſer von Hjterreich 
als erbliches Oberhaupt Teutſcher Nation; er übt ſeine Rechte 

durch ein verantwortliches Reichsminiſterium aus. Unter ihm, 
aber nicht von ihm abhängig, waltet als Beherrſcher des nicht 
öſterreichiſchen Deutſchland ein „Teutſcher König“, gekürt auf 

Lebenszeit im Frankfurter Bartholomäusdom von den mäch— 

tigſten Fürſten, die das Amt der alten Kurfürſten übernehmen. 

Nach vollzogener Wahl werden die Tore des Domes dem Volke 
geöffnet, und dieſes bekundet, wie in alten Zeiten, durch ſeinen 
Brandenburg, Die Reichsgründung J. 14 
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Zuruf, daß es mit der Wahl einverſtanden ſei; die Zuſtimmung 
der übrigen Fürſten und des Kaiſers iſt zur Gültigkeit der Wahl 
erforderlich. Endlich muß der gewählte König feierlich geſalbt 

und gekrönt werden, und zwar, wenn er Katholik iſt, durch den 

Erzbiſchof von Mainz, wenn er aber Proteſtant iſt, durch einen 

proteſtantiſchen Erzbiſchof, der eigens zu dieſem Zwecke eingeſetzt 
werden ſoll. 

Der Reichstag zerfällt in ein Oberhaus und ein Unterhaus; 

das erſtere denkt ſich der König nach Kurien gegliedert, wie im 
alten deutſchen Reiche; auch die mediatiſierten Fürſten, Grafen 

und Herren müſſen darin vertreten ſein. Die Entſcheidung über 
die Zuſammenſetzung des Unterhauſes will er, wenn es nicht 
anders geht, dem ſchon nach Frankfurt berufenen deutſchen Parla⸗ 

ment überlaſſen, obwohl er lieber ſehen würde, wenn es nach 
Ständen (Adel, Städte, Landgemeinden) gewählt würde und 

beriete. 
Das geſamte Reichsgebiet wird eingeteilt in 14 Reichswehr⸗ 

herzogtümer; offenbar ſchwebt ihm dabei die alte Kreiseinteilung 
vor; vier davon umfaſſen die öſterreichiſchen Gebiete und ſtehen 

direkt unter dem Kaiſer, vier die preußiſchen Staaten unter dem 

preußiſchen König; unter die übrigen ſechs werden die kleineren 

Staaten verteilt, und an ihrer Spitze ſteht ein Reichserzfeldherr. 

Er wünſcht, daß dieſes Amt erblich an den König von Preußen 

übertragen werde, erblickt aber hierin, wie er ausdrücklich ſagt, 

keine unerläßliche Bedingung, wenn nur das preußiſche Heer von 

jedem fremden Kommando freibleibt. 

Den Einwendungen gegenüber, die er von allen Seiten ver⸗ 

nehmen mußte, verzichtete Friedrich Wilhelm freilich auf das be⸗ 
ſondere deutſche Wahlkönigtum, ſo ſehr ihn auch die Vorſtellung 

einer feierlichen Kur in althergebrachten Formen berauſchte. An 
den übrigen Teilen ſeines Entwurfes hielt er feſt. So nebelhaft 
unklar dieſe Ideen auch waren, ſo nahe die Bedenken gegen ihre 

Ausführbarkeit und ihren Nutzen für Preußen liegen mochten, 

ſo haben ſie doch den König lange Zeit nicht losgelaſſen und ihm 

als Richtpunkte feiner Politik gedient. Und das eine erſieht man 
immerhin daraus, daß der König zu dem Gedanken eines engeren 
Bundes innerhalb des weiteren auch aus ſeiner eigenen Vor⸗ 
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ſtellungswelt heraus hingeführt werden konnte, und daß er auch 
bereit war, ſich mit einem aus Volkswahlen hervorgehenden Par⸗ 
lament, wenn es nicht anders gehe, abzufinden. Freilich nur unter 

der Bedingung, daß es in ſeiner Wirkſamkeit durch ein aus der 

höchſten Ariſtokratie Deutſchlands gebildetes Oberhaus be— 

ſchränkt werde. Man kann ſagen, daß er in dieſer Beziehung dem 
mehr von den amerikaniſchen Anſchauungen beeinflußten Plane 

Dahlmanns das engliſche Vorbild entgegenſtellte. Ferner ver- 
langte er, daß alles dies nur mit freiwilliger Zuſtimmung der 
deutſchen Fürſten und ganz beſonders Hjterreich8 ins Leben 
treten dürfe, daß trotz jenes engeren Bundes die nahe Verbindung 
mit Oſterreich unter allen Umſtänden feſtgehalten werden müſſe. 
Immer wieder betonte er, daß Deutſchland ohne Hfterreich nicht 
mehr Deutſchland ſei. Das Lied Arndts „Was iſt des Deutſchen 
Vaterland?“ müſſe ja ſonſt zu einem Revolutionsliede werden, 
das man vor dem kleindeutſchen Kaiſer nicht ohne Erröten werde 
ſingen könne. 
Nur in einem einzigen Falle gedachte Friedrich Wilhelm von 

dieſer Bedingung abzugehen; wenn nämlich Hjterreich ſelbſt er 
kläre, aus dem bisherigen Verhältnis zu Deutſchland ausſcheiden 
zu wollen, und wenn es die Ehrenſtellung an der Spitze des 
Reiches zurückweiſe. Er glaubte nicht, daß dies geſchehen werde; 

ſollte aber dieſer Fall wider Erwarten eintreten, dann bleibe 
allerdings nichts weiter übrig als die Begründung eines klein⸗ 
deutſchen Reiches, und dann würde ihm als dem mächtigſten 

Herrſcher dieſes engeren Gebietes die ſchwere und ſchmerzliche 
Pflicht zufallen, die Krone dieſes verſtümmelten Deutſchland zu 

tragen, falls die übrigen Fürſten es wünſchten; keinesfalls wollte 
er aber dann durch Annahme des Kaiſertitels das alte ehr— 

würdige Symbol deutſcher Größe entweihen. 
Der preußiſche Ehrgeiz ſpielte in dieſen Gedanken des Königs 

nur eine ſehr untergeordnete Rolle; er beſchränkte ſich im weſent— 
lichen darauf, eine Herabdrückung Preußens unter ſeine bis— 
herige Stellung zu verhindern und ihm diejenigen militäriſchen 
Befugniſſe zu ſichern, die ihm durch die Abmachungen von 1831 
und 1840 für einzelne Fälle bereits von Hfterreich zugeſtanden 

worden waren. Die Chancen auszunutzen, die durch das Vor— 
14* 
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handenſein einer großen, auf die Einheit Deutſchlands unter 

preußiſcher Führung hindrängenden Bewegung, durch die augen⸗ 

blickliche Lahmlegung Oſterreichs und die Angſt der kleineren 

Höfe vor der Revolution geboten waren, lag dem König auch 

jetzt fern. Er wünſchte ein auf hiſtoriſch⸗ſtändiſchen Grundlagen 

ruhendes, ganz Deutſchland umfaſſendes, die Freiheit der Einzel⸗ 

ſtaaten möglichſt ſchonendes und doch die deutſche Macht und 

Sicherheit nach außen wirkſam vertretendes Reich gründen zu 
helfen. Das war ſein „latenter deutſcher Gedanke“; dieſes Ideal 

hat ſein Verhalten gegenüber der Frankfurter Nationalverſamm⸗ 

lung beſtimmt, und es hat ihn auch ſpäter hineingelockt in die 

gefährlichen Bahnen der Unionspolitik. 
Bei feinen liberalen Miniſtern fand der König begreiflicher⸗ 

weiſe mit feinen Gedanken keinen Anklang; fie weigerten ſich, dieſe 

70 Pläne ſeinem Wunſche entſprechend zur offiziellen Verhandlung 

bei den übrigen Regierungen zu bringen; ja der Winiſter von 

Arnim wollte zur Entrüſtung des Königs die Abſendung des 
Briefes an Dahlmann, in dem dieſe Gedanken entwickelt waren, 

und den ihm Friedrich Wilhelm zur Kenntnisnahme überſandt 

hatte, einfach unterlaſſen. Aber die WMiniſter konnten den Herrſcher 

wohl verhindern, mit ſeinen Ideen öffentlich hervorzutreten, ſie 

vermochten es jedoch nicht zu hintertreiben, daß er ſie allen 

deutſchen Fürſten mitteilte; und ſie konnten ihn auch nicht be⸗ 

ſtimmen, auf ihre ganz anders gearteten Pläne einzugehen. So 

iſt es gekommen, daß trotz aller Bemühungen die Verſuche ſchei⸗ 

terten, noch vor dem Zuſammentritt des Frankfurter Parlaments 
eine Einigung der deutſchen Regierungen über einen gemein⸗ 

ſamen Verfaſſungsentwurf zuſtande zu bringen. 



Drittes Kapitel 

Die Anfänge des Frankfurter Parlaments 

m 18. Mai trat das erſte deutſche Parlament in der Pauls⸗ 

kirche zu Frankfurt a. M. zuſammen. Alles, was Deutſch⸗ 
land an Geiſt, Talent und Wiſſen beſaß, erſchien hier konzentriert; 

die beſten Männer hatte man überall ſchicken wollen, und kaum 

einer, an den der Ruf erging, entzog ſich der Witarbeit an der 
großen und lockenden Aufgabe. Ob es der Verſammlung wirklich 

gelingen werde, den Grund zu einem neuen geſamtdeutſchen 

Staate zu legen, hing aber nicht minder von der allgemeinen poli— 

tiſchen Lage, als von den Fähigkeiten und Leiſtungen ihrer Wit⸗ 

glieder ab. 

Alle europäiſchen Großmächte hatten ein ſehr lebhaftes In- 
tereſſe daran, ob jetzt im Herzen Europas ein einheitlicher und 

mächtiger Staat entſtehen werde; außerdem hatten ſie das ver- 
tragsmäßige Recht, bei jeder Veränderung der öffentlichen 

Nechtsverhältniſſe in Deutſchland mitzuſprechen, da ja im Jahre 
1815 die deutſche Bundesakte ausdrücklich unter ihre Garantie 
geſtellt worden war. England hatte kein beſonderes Intereſſe 
daran, ſich der Entſtehung eines deutſchen Reiches zu widerſetzen. 

In Frankreich waren die heftigſten Parteikämpfe zwiſchen den 
Liberalen und Demokraten ausgebrochen; ſiegten die letzteren, 
ſo war ein großer Propagandakrieg gegen die Nachbarſtaaten nicht 

ausgeſchloſſen, und wir wiſſen bereits, wie ſtark man anfangs 

in Deutſchland dieſe Befürchtung hegte. Aber nach der Nieder— 
werfung der Pariſer Arbeiter in der Juniſchlacht und vollends 
nach der Wahl Louis Napoleons zum Präſidenten der Republik 

ſchwand dieſe Gefahr; Frankreich konnte jetzt wieder an eine aktive 
und konſequente auswärtige Politik denken. Gerade das Empor- 

kommen Napoleons, deſſen Familie durch die Vorgänge von 1815 
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vom Throne geſtürzt worden war, bürgte dafür, daß dieſe Po⸗ 

litik ſich nicht in der Richtung auf unbedingte Erhaltung der alten 

Verträge bewegen werde. Napoleon ſah die Hauptgefahr für 

Frankreich in der heiligen Allianz, dem Bündnis zwiſchen Ruß⸗ 

land, Öfterreich und Preußen, dem einſt fein großer Oheim er⸗ 
legen war. Er war außerdem perſönlich überzeugt, daß das Na⸗ 

tionalitätsprinzip der beherrſchende Gedanke der modernen Zeit 
ſei und ſich überall unwiderſtehlich zur Geltung bringen werde. 

So konnte er nichts dagegen haben, daß ſich ein neuer deutſcher 

Nationalſtaat bilde, wenn dieſer ſich nur nicht in den Traditionen 

der heiligen Allianz bewege. Er ſah in Preußen das natürliche 
Oberhaupt dieſes Staates und hoffte es aus der engen Ver⸗ 

bindung mit den Oſtmächten löſen, womöglich mit ihnen ver⸗ 

feinden zu können, um dadurch die Wiederkehr eines ähnlichen 

Bündniſſes, wie es zur Zeit der Befreiungskriege beſtanden hatte, 

ein für allemal unmöglich zu machen. 
In Rußland fühlte ſich Kaiſer Nikolaus J. als Vorkämpfer der 

monarchiſchen Intereſſen überhaupt; er glaubte von Gott beſonders 
mit dem Schutz der Ordnung und der legitimen Obrigkeiten be⸗ 
auftragt zu ſein und hatte daher den Ausbruch der Revolution in 
Deutſchland mit Beſorgnis und Unwillen verfolgt. Namentlich 
das Eintreten der franzöſiſchen und deutſchen Demokraten für 
die Befreiung und Wiederherſtellung Polens erfüllte ihn mit 
ſchweren Beſorgniſſen für ſeinen eigenen Staat. Er hätte es am 
liebſten geſehen, wenn ſein Schwager, der preußiſche König, gleich 
beim erſten Aufflammen der Bewegung entſchloſſen an die Spitze 

der deutſchen Fürſten getreten wäre und die Aufrührer mit Ge⸗ 

walt zu Paaren getrieben hätte; er zögerte nicht, ihm ſeine Hilfe 
dazu anzubieten. Auch nach den Wärzereigniſſen war bei der 
völligen Zerriſſenheit Öfterreich8 und der Ohnmacht der kleineren 
Staaten Preußen die einzige Macht, die in Deutſchland Ordnung 
ſchaffen konnte. Von dieſem Geſichtspunkt aus würde der Zar 
nichts dagegen gehabt haben, wenn Preußen ſich an die Spitze 
eines engeren Bundesſtaates geſtellt hätte, vorausgeſetzt, daß 

dabei das monarchiſche Prinzip gewahrt werde, daß man die 
demokratiſchen Beſtrebungen energiſch unterdrücke und jedem 
Verſuch der Wiederherſtellung Polens kräftig entgegentrete. Ein 
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auf konſervativen Grundlagen ruhender deutſcher Nationalſtaat 
würde dem Zaren als eine erwünſchte Garantie gegen das Ein— 
dringen der weſteuropäiſchen demokratiſchen Ideen in ſein 
eigenes Reich erſchienen ſein. Dagegen war mit Sicherheit zu 
erwarten, daß er jedem Verſuch einer Einigung Deutſchlands 

auf demokratiſcher Grundlage entſchieden entgegengetreten 
werde. 

Oſterreichs Lage war im Wai noch außerordentlich bedenklich. 
Die vom Winiſterium Ficquelmont am 25. April verkündigte 
Verfaſſung hatte in der Hauptſtadt keine Zuſtimmung gefunden; 
es gefiel den Liberalen durchaus nicht, daß das Oberhaus aus⸗ 

ſchließlich aus Großgrundbeſitzern und vom Kaiſer ernannten 
Witgliedern beſtehen ſollte; und es erregte lebhaftes Befremden, 
daß die Verfaſſung über das Wahlrecht zur zweiten Kammer, 

die Aufhebung der bäuerlichen Laſten und der ſonſtigen Beſchrän— 
kungen der wirtſchaftlichen Freiheit gar nichts ſagte. Auch der 

Rücktritt des Grafen Ficquelmont und die Aufnahme von zwei 

liberalen Führern, Baumgartner und Baron Doblhoff, in das 

neue Winiſterium Pillersdorff vermochte keine Beruhigung zu 

ſchaffen. Als das proviſoriſche Wahlgeſetz vom 9. Mai alle vom 
Wahlrecht ausſchließen wollte, die in einem perſönlichen Dienft- 

verhältnis ſtänden oder gegen Wochen- und Tagelohn arbeiteten, 
wuchs die Erregung gewaltig an. Hatte doch gerade in Wien die 

Arbeiterſchaft zum Siege der Revolution in den Wärztagen das 

meiſte beigetragen und wollte ſich nicht um die Früchte des bis⸗ 
herigen Erfolges bringen laſſen. Ebenſo unzufrieden war die 
Studentenſchaft, in der demokratiſche Anſchauungen vorherrſchten. 
Man verlangte allgemeines Wahlrecht, Einkammerſyſtem, un⸗ 
bedingte Unterordnung des Monarchen unter die Beſchlüſſe des 

Parlaments, endlich eine konſtituierende Reichsverſammlung zur 
Feſtſetzung der neuen Verfaſſung. Als die Regierung das zur 
Vertretung dieſer Forderungen gebildete Komitee auflöſen wollte, 
brach ein neuer Aufſtand aus und erzwang vom Kaiſer die 
Zurücknahme der Aprilverfaſſung und die Berufung eines kon— 
ſtituierenden Reichstags (15. Mai). 

Zwei Tage darauf entfloh der Kaiſer von Wien nach Inns⸗ 
bruck, um von der hauptſtädtiſchen Bevölkerung nicht zu weiteren 
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Zugeſtändniſſen gezwungen zu werden. In Wien gerieten nun 

Liberale und Demokraten in immer ſchärferen Gegenſatz zuein⸗ 

ander; es herrſchte ſchließlich volle Anarchie; die Schließung der 

Börſe und das beſtändige Fallen der Staatspapiere zeigten das 

. ſtarke Wißtrauen der Geſchäftswelt gegen die weitere Entwicklung 

der Dinge. Ein Verſuch des Winiſteriums zur Auflöſung der 

akademiſchen Legion führte am 25. Mai zu einem neuen Straßen⸗ 

kampf; die Verordnung mußte zurückgenommen werden, und ein 

Sicherheitsausſchuß wurde eingeſetzt, der unter Führung des 

Arztes und Volksredners Dr. Fiſchhof ſtand. Die Entfernung 

aller Truppenn aus Wien, die Übergabe der Kanonen an die 

Bürgergarde, die Proklamation des Rechtes auf Arbeit be⸗ 

ſiegelten den vollen Sieg der Demokratie. Die Regierung war 

machtlos, Handel und Wandel ſtockten, und das Bürgertum be⸗ 

gann ſich immer unbehaglicher zu fühlen unter der Gewaltherr⸗ 

ſchaft der Arbeiter, Studenten und Volksredner. 

Ende Wai war alſo Hfterreich durch die Empörung der Haupt⸗ 

ſtadt, den Abfall Böhmens, Ungarns und der italieniſchen 

Gebiete in ſeiner Exiſtenz ſchwer bedroht, und dazu noch in einen 

Krieg mit Sardinien verwickelt, das als Vorkämpfer der italie⸗ 

niſchen Nationalpartei gegen die verhaßte Herrſchaft der Deutſchen 

auftrat. Die Regierung konnte unter dieſen Umständen nicht daran 

denken, der nationalen Bewegung in Deutſchland feindlich gegen⸗ 
über zu treten, ſo gefährlich dieſe ihr auch von Anfang an er⸗ 

ſcheinen mochte. Deshalb ließ auch die Regierung die Wahlen 
zum Frankfurteer Parlament in Sſterreich ohne Widerſpruch 

vollziehen. Man mußte fürchten, daß eine Nichtbeteiligung daran 

als freiwilliger Verzicht auf die Zugehörigkeit zu Deutſchland 
ausgelegt werden würde, und daß bei dem Fehlen der öſter⸗ 
reichiſchen Abgeordneten die kleindeutſch-preußiſche Partei das 

unbedingte Abergewicht im Parlament haben werde. Man wollte 
ſich aber ebenſowenig von Deutſchland trennen und der bisherigen 

Vormachtſtellung berauben laſſen, als in einen engeren bundes⸗ 

ſtaatlichen Verband eintreten. Für Öfterreich war die Wieder- 

herſtellung des alten Bundes bei weitem das Angenehmſte, ja im 

Grunde das einzig Mögliche; es war aber durch ſeine augenblick⸗ 
liche Schwäche zu einer Politik des Abwartens und Geſchehen⸗ 
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laſſens verurteilt, ſo daß ernſtliche Schwierigkeiten von dort aus 

zunächſt nicht befürchtet zu werden brauchten. 
In Preußen hatte ſich der König allmählich von den furchtbaren 

Eindrücken der Märztage erholt; er hatte feine Reſidenz nach 
Potsdam verlegt und ſchon dadurch eine größere Unabhängig- 
keit in ſeinen Entſchließungen gewonnen, während das Wi⸗ 

niſterium Camphauſen in Berlin zurückblieb. Der Vereinigte 

Landtag hatte ſich Anfang April noch einmal auf wenige Tage 
verſammelt und dem Antrag der Regierung gemäß beſchloſſen, 

daß auch für Preußen eine Nationalverſammlung zur Verein— 

barung der Verfaſſung mit der Krone gewählt werden ſolle; jeder 
unbeſcholtene Preuße, der über 24 Jahre alt war, erhielt das 
aktive Wahlrecht. Im Einverſtändnis mit dem Landtag erließ 

der König ſofort eine Verordnung, die volle Preß-, Vereins- und 

Verſammlungsfreiheit gewährte und von vornherein feſtſtellte, 

daß in Zukunft der Volksvertretung jedenfalls die Zuſtimmung 

zu allen Geſetzen, ſowie die Bewilligung des Etats und aller 

Steuern vorbehalten ſein ſolle. Auf dieſe Art wurde in Preußen 
der hiſtoriſche Zuſammenhang zwiſchen dem alten und dem neuen 
Staatsweſen gewahrt; die verfaſſungsmäßigen ſtändiſchen Organe 

des alten Staates legten ſelbſt ihre Rechte in die Hand der neu zu 

wählenden Verſammlung. Als am 22. Mai das preußiſche Par: 

lament in Berlin zuſammentrat, konnte man die Hoffnung hegen, 

daß es dem Winiſterium Camphauſen gelingen werde, mit ihm 

über die Verfaſſung einig zu werden. Jedenfalls erſchien die Zu— 

kunft des preußiſchen Staates in keiner Weiſe gefährdet, während 

in Öjterreich alles drunter und drüber ging. 
Trotzdem konnte auch Preußen zu einem wirklichen Einfluß 

auf das deutſche Verfaſſungswerk zunächſt nicht gelangen. Der 
König war in feinem Innern nach wie vor abſolutiſtiſch und ſtän— 
diſch geſinnt und ging nur ungern und zögernd an die Erfüllung 

der in der Not gegebenen Verſprechungen heran. Seine 
liberalen MWiniſter waren zwar bereit, die Rechte des 
Königtums inſofern aufrecht zu erhalten, als ſie ihm eine 
ſelbſtändige Stellung neben der Volksvertretung und die un— 
beſchränkte Verfügung über die Exekutivgewalt erhalten wollten; 
im übrigen aber wünſchten ſie den liberalen Forderungen mög— 
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lichſt Rechnung zu tragen; auch hielten ſie es für notwendig, 
mit der Mehrheit des Parlaments, mit dem ſie die preußiſche 

Verfaſſung vereinbaren ſollten, in gutem Einvernehmen zu 

bleiben. In der deutſchen Frage ſtrebte Camphauſen nach der 
Beegründung eines engeren Bundesſtaates, an deſſen Spitze 

Preußen entweder allein oder wenigſtens in leitender Stellung 

innerhalb eines Direktoriums ſtehen ſollte; er ſcheute ſich auch 

nicht, die Furcht der kleineren Regierungen vor der Revolution 

als Wittel zu benutzen, um ſie zur Unterordnung unter Preußen 

geneigt zu machen. Darin und ebenſo in vielen Fragen des 

inneren Staatslebens wich er ſo ſtark von den Anſchauungen des 

„Königs ab, daß dieſer innere Zwieſpalt zwiſchen den oberſten 
Inſtanzen nicht ohne Einfluß auf die Geſamtpolitik bleiben konnte 

und ein folgerichtiges und kräftiges Vorgehen W vor⸗ 

läufig unmöglich machte. Immerhin ließ ſich von dem Winiſterium, 
ſolange es die Leitung in der Hand behielt, erwarten, daß es 

das Einigungswerk nicht hindern, ſondern unterſtützen werde, 

falls es ſich auf dem Gedanken des engeren Bundes aufbaue. 

„Da von den kleineren Staaten noch viel weniger ein ernſter 

Widerſtand zu befürchten war, fo konnte das deutſche Parlament, 

getragen von der allgemeinen Begeiſterung und Hoffnung, ſich zu⸗ 

nächſt dem Glauben hingeben, daß es ausſchließlich in ſeiner 
Hand liege, über die Zukunft Deutſchlands zu entſcheiden. Die 
Regierungen Deutſchlands, unter ſich uneinig, traten der Ver⸗ 

ſammlung mit keinem feſten Programm, das alle anerkannt 

hätten, gegenüber; ſie hatten nicht einmal eigene Vertreter im 
Parlament. Der Bundestag, der noch fortbeſtand, begrüßte zwar 

die Volksvertreter ſchriftlich und wünſchte ihnen Glück zu ihren 
Arbeiten, machte aber keinen Verſuch, an den Verhandlungen 

des Parlaments teilzunehmen. 
* * * 

Heinrich von Gagern, den die Verſammlung zum Präſidenten 

wählte, bezeichnete ſchon in der Rede, mit der er den Vorſitz 
übernahm, die Aufgabe, die zu löſen ſei, mit den Worten: „Wir 
ſollen ſchaffen eine Verfaſſung für Deutſchland, für das geſamte 
Reich.“ Und er fügte hinzu: „Der Beruf und die Vollmacht 

zu dieſer Schaffung liegen in der Souveränität der Nation.“ 
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Das waren auffällige Worte im Wunde eines Liberalen; denn 
die demokratiſche Lehre von der Souveränität des Volkes hatte 
unter den deutſchen Liberalen niemals erheblichen Anklang ge- 

funden. Wie Gagern dazu kam, ſie zu gebrauchen, und in welchem 
Sinne er ſie verſtanden wiſſen wollte, erſieht man aber aus dem 
unmittelbarr folgenden Satz: „Den Beruf und die Vollmacht, 

dieſes Verfaſſungswerk zu ſchaffen, hat die Schwierigkeit in unſere 
Hände gelegt, um nicht zu ſagen die Unmöglichkeit, daß es auf 
anderem Wege zuſtande kommen könnte.“ Er verweiſt dann dar⸗ 
auf, wie unwahrſcheinlich es ſei, daß die Regierungen unter ſich 
darüber einig werden würden, und fährt fort: „Deutſchland will 

eins fein, ein Reich, regiert von dem Willen des Volkes unter 

der Witwirkung aller ſeiner Gliederungen; dieſe Witwirkung auch 

den Staatenregierungen zu erwirken, liegt mit in dem Beruf 

dieſer Verſammlung.“ Das war es in der Tat, was viele Libe- 
rale dazu drängte, der Verſammlung das Recht zur Feſtſtellung — 

der Verfaſſung zuzuſprechen. In der Aberzeugung, daß gar nichts 

zuſtande kommen werde, wenn man die Regierungen gleich von 

Anfang an mitreden laſſe, und nicht in irgendwelchen theo— 
retiſchen Grundſätzen lag für ſie die Notwendigkeit, ſich in dieſem 
Falle auf den einmütigen Willen des deutſchen Volkes, den ſie 
hinter ſich zu haben glaubten, zu berufen. Für einen ſpäteren 
Zeitpunkt nahm ja Gagern ausdrücklich eine Mitwirkung der 
Regierungen in Ausſicht. 

Die Fürſten der Einzelſtaaten fühlten ſich jedoch durch dieſe 
Worte Gagerns aufs ſchwerſte herausgefordert; ſahen ſie ſich doch 
von vornherein von jedem Einfluß auf die künftige Geſtaltung 

Deutſchlands ausgeſchloſſen, ſoweit ihnen das Parlament einen 
ſolchen nicht etwa durch Anhörung ihrer Wünſche freiwillig ge— 

währen wollte. Welchen Eindruck mußte es auf Friedrich Wil— 
helm IV. machen, daß die Verſammlung ſich durch den Mund 
ihres Präſidenten zu jenem Prinzip bekannte, in deſſen Be— 
kämpfung er eine ſeiner weſentlichſten Lebensaufgaben ſah! Als 

die Regierungen in die Wahl dieſes Parlaments willigten, hatten 
fie zweifellos nicht die Abſicht gehabt, ihm die ausſchließliche Ver- 
fügung über die Verfaſſung Deutſchlands zu überlaſſen; ſie 
hatten nur die Witwirkung eines populären Elementes zu— 
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geſtehen, die Leitung aber ſelbſt in der Hand behalten wollen. 

In dieſem Sinne konnte König Friedrich Wilhelm ſpäter ſagen: 
„Wo iſt der Auftrag, der dieſe Männer berechtigt, über die recht⸗ 

mäßigen Obrigkeiten, denen ſie geſchworen, einen König oder 

Kaiſer zu ſetzen?“ Und auch die preußiſche Regierung erwog, ob 

man nicht das Mandat der Verſammlung genauer begrenzen, 

ihre Wirkſamkeit in beſtimmte Schranken einſchließen könne. 

Aber ſchon bereitete das Parlament einen neuen Schlag gegen 

die Regierungen vor. Es plante die Einſetzung einer provi⸗ 

ſoriſchen Bundeszentralgewalt zur Vollſtreckung ſeiner Be⸗ 

ſchlüſſe. Auch die Regierungen wünſchten den alten, mit dem 
Fluche höchſter Unpopularität beladenen Bundestag ver⸗ 

ſchwinden zu ſehen und eine Behörde neben das Parlament zu 

ſtellen, die ihre Intereſſen ihm gegenüber kräftig wahrzunehmen 

imſtande ſei. Es wäre von äußerſter Wichtigkeit geweſen, dies 

ſchnell und einhellig zu tun. Denn dadurch hätten die NRegie- 

rungen eine von ihnen abhängige Vertretung in Frankfurt mit 

ſtarken Befugniſſen erhalten, während eine von der Verſamm⸗ 

lung eingeſetzte Zentralverwaltung zu einem von ihr abhängigen, 

den Regierungen mindeſtens fremd gegenüberſtehenden Organe 

werden mußte. 

Aber auch die Verſuche der Regierungen, ſich hierüber zu ver⸗ 

ſtändigen, führten zu keinem Ergebnis. Längere Zeit wurde der 

Plan erwogen, drei Prinzen aus den regierenden Häuſern 

Deutſchlands, einen preußiſchen, einen öſterreichiſchen und einen 

aus den übrigen Staaten, oder drei Winiſter mit außerordent⸗ 

lichen Vollmachten dem Bundestag beizuordnen, oder ſie all⸗ 

mählich an deſſen Stelle treten zu laſſen; aber die Zuſtimmung 
aller Regierungen hierfür zu gewinnen, erwies ſich als unmöglich. 

Daher griff auch hier die Verſammlung ein; die Wehrheit hatte 

anfangs die Abſicht, ſich wenigſtens mit den bedeutendſten Einzel⸗ 

regierungen in Verbindung zu ſetzen, und deren Wünſchen bei der 
Errichtung dieſer Behörde Rechnung zu tragen; aber von ihnen 

waren beſtimmte Außerungen nicht zu erlangen. In der Ver⸗ 
ſammlung ſelbſt wurden eine Fülle von verſchiedenen Anträgen 

und Amendements eingebracht; da entſchloß ſich Gagern zu 
ſelbſtändigem Vorgehen. In der Sitzung des 24. Juni ſagte er: 
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„Meine Herren! Ich tue einen kühnen Griff, und ich ſage Ihnen: 
Wir müſſen die proviſoriſche Zentralgewalt ſelbſt ſchaffen.“ Nur 1" 
eine einzelne Perſon dürfe Inhaber dieſer Gewalt ſein, und zwar 
kein Privatmann, ſondern ein Fürſt. Die Wehrheit ſchloß ſich 

ihm an und wählte am 29. Juni den Erzherzog Johann von 
Oſterreich zum Reichsverweſer. Die Wirkſamkeit des Bundes⸗ 
tags ſollte mit dem Augenblick aufhören, wo er fein Amt an⸗ 
treten würde; er ſollte alle Befugniſſe der vollziehenden Gewalt 
beſitzen und fie durch verantwortliche Winiſter ausüben; dagegen 

jollte er bei der Vollendung des Verfaſſungswerkes nicht mit- 

zuwirken haben. 
Erzherzog Johann, der Oheim Kaiſer Ferdinands, war ein 

alter Herr ohne erhebliche perſönliche Bedeutung oder beſondere 

Verdienſte; ſeine Heirat mit einem bürgerlichen Mädchen, der 

Tochter eines Poſtmeiſters, hatte ihm eine gewiſſe Popularität 
verſchafft, und eine Rede beim erſten Dombaufeſt in Köln hatte 

ihn in den Ruf gebracht, ein Anhänger der deutſchen Einheit zu 

ſein. Indem man einen öſterreichiſchen Prinzen wählte, hoffte 
man zugleich OÖſterreich für das Werk der Nationalverſammlung 

leichter gewinnen zu können. In der Tat war man in Wien 
mit dieſer Wahl nicht unzufrieden, weil man hoffte, durch den 
Reichsverweſer dahin wirken zu können, daß die Verſammlung 
den Intereſſen Oſterreichs in ihren Beſchlüſſen Rechnung trage. 
So konnte Erzherzog Johann in Frankfurt erſcheinen und die 
neue Würde feierlich übernehmen. 

Die Regierungen waren durch das Vorgehen des Parlaments 

in hohem Grade überraſcht, fügten ſich aber ſchließlich und er— 
kannten den Veichsverweſer an. Der Bundestag erklärte, daß 

auch er ſeinerſeits alle ihm zuſtehenden Rechte auf den Reichs- 
verweſer übertrage und feine bisherige Tätigkeit als beendigt be= 
trachte. Erzherzog Johann war dadurch in die vorteilhafte Lage 
verſetzt, daß er ſich je nach Belieben und Bedürfnis auf die Voll- 

macht der Nationalverſammlung oder des Bundestags berufen 
konnte. Außerdem aber lag in den klug gewählten Worten jenes 
Beſchluſſes der ſtille Vorbehalt, daß der Bundestag feine Tätig- 
keit keineswegs für immer beendigt habe, ſondern ſie wieder auf— 
nehmen könne, wenn das Mandat des Reichsverweſers aus 
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irgendeinem Grunde erlöſchen ſollte. Eine Auflöſung des deut⸗ 
ſchen Bundes ſelbſt war niemals beabſichtigt; er blieb beſtehen 
und erlitt nur inſofern eine proviſoriſche Veränderung ſeiner 

Verfaſſung, als an die Stelle des bisherigen Zentralorgans vor⸗ 
läufig auf unbeſtimmte Zeit ein neues in der Perſon des Reichs⸗ 

verweſers geſetzt wurde. 

Wan kann begreifen, daß dieſer Erfolg das Selbſtbewußtſein 
der Verſammlung ſteigerte. War die Nachgiebigkeit der Re⸗ 

gierungen in dieſer Frage nicht ein günſtiges Vorzeichen dafür, 

daß ſie ſich auch bei der definitiven Feſtſetzung der Verfaſſung 

zuletzt den Beſchlüſſen der Volksvertretung fügen würden? 

Der Reichsverweſer follte ſeine Gewalt durch verantwortliche 
Winiſter ausüben. Wan dachte anfangs daran, dieſem Wi⸗ 

niſterium eine überwiegend preußiſche Färbung zu geben, um ſo 

Preußen für die Wahl des öſterreichiſchen Oberhauptes zu ent⸗ 
ſchädigen. In Berlin ergriff man dieſen Gedanken zunächſt mit 

Eifer und ſtrebte namentlich die Verfügung über die Winiſterien 

des Auswärtigen und des Krieges an. Zum Kriegsminiſter 

wurde in der Tat der preußiſche General von Peucker er⸗ 
nannt. Als Winiſterpräſident und Winiſter des Auswärtigen 

war Camphauſen in Ausſicht genommen, der kurze Zeit vorher 

infolge der innerpreußiſchen Verfaſſungskämpfe aus dem dortigen 
Winiſterium ausgeſchieden war. Er lehnte jedoch die Annahme 

dieſes Poſtens ab, da er überzeugt war, daß Preußen auf dieſe 

Art keinen wirklichen Einfluß gewinnen könne. War doch das 

Reichsminiſterium viel weniger von dem Reichsverweſer als von 

der Mehrheit der Nationalverſammlung abhängig und konnte 

von dieſer jederzeit geſtürzt werden, wenn es ſich nicht als Werkzeug 
zur Wediatiſierung der Einzelſtaaten, auch Preußens, benutzen 
laſſen wollte. 
Nach Camphauſens Ablehnung entſchloß ſich der Reichsver⸗ 

weſer, an die Spitze ſeines Miniſteriums den Fürſten Karl von 
Leiningen zu ſtellen, einen nicht unbegabten Mann aus den 

Reihen des mediatiſierten Fürſtenſtandes, der bisher namentlich 

in Bayern eine politiſche Rolle geſpielt hatte. Man verfiel auf 

ihn in Frankfurt wohl hauptſächlich deshalb, weil er ein Halb⸗ 
bruder der Königin Viktoria von England war, und man daher 

3 
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glaubte, daß er am beſten in der Lage ſein werde, gute Be— 
ziehungen zu England und den übrigen auswärtigen Wächten 
anzuknüpfen. Unter ihm trat als Winiſter des Auswärtigen der 

Hamburger Heckſcher und als Winiſter des Innern der bisherige 
öſterreichiſche Bundestagsgeſandte, Freiherr von Schmerling, ein. 
Er war zweifellos die bedeutendſte Kraft des Winiſteriums, ein 
entſchloſſener, ſelbſtbewußter Mann von etwas herriſchem Auf- 

treten, aber mehr ſtreng logiſch denkender Juriſt als praktiſcher 
Politiker. Als eigentlicher Vertrauensmann des Reichsverweſers 
verſtand er es mit großer Geſchicklichkeit, die öſterreichiſchen Inter 
eſſen in den folgenden Monaten wahrzunehmen, während Lei— 

ningen ein überzeugter Anhänger des preußiſchen Kaiſertums 

war. Aber er und die meiſten ſeiner Geſinnungsgenoſſen wollten 
zunächſt die volle Gewalt, die man in dem ſpäteren Bundes⸗ 

ſtaate dem König von Preußen als Kaiſer zugedacht hatte, von 
dem Reichsverweſer und dem Reichsminiſterium ausgeübt wiſſen; 

ſie verlangten alſo von Preußen, daß es ſich dieſer Gewalt unter- 
werfe, in der unſicheren Hoffnung, fie ſpäter ſelbſt in die Hand 
zu bekommen. 

Sehr bald aber ſollte ſich die neue Zentralgewalt überzeugen, 
daß die größeren Einzelſtaaten keineswegs gewillt ſeien, ſich ihr 
ohne weiteres unterzuordnen. Als der Reichskriegsminiſter den 

Befehl erließ, daß ſämtliche deutſche Regierungen an einem be- 
ſtimmten Tage ihre Truppen dem Reichsverweſer und der 

künftigen Reichsverfaſſung Treue ſchwören und neben der 
Landeskokarde die deutſche Kokarde anlegen laſſen ſollten, ge- 
horchten nur die kleineren Staaten. Öfterreich kümmerte ſich gar 

nicht um dieſen Eingriff in ſeine Wilitärhoheit, und der König 
von Preußen ſprach nur in einem Armeebefehl die Hoffnung 

aus, daß jeder preußiſche Soldat ſeine Pflicht tun werde, wenn 
er etwa auf Befehl ſeines Königs einmal unter das Kommando 
des Reichsverweſers zu treten hätte. Die Neichsgewalt hatte kein 
Mittel, um die beiden größten Staaten zur Veſpektierung ihrer 

Befehle zu zwingen. 
Zu einem noch ſchärferen Zuſammenſtoß kam es nicht lange 

darauf in der auswärtigen Politik. 
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Durch die Wärzrevolution war auch die Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteiniſche Frage in ein neues Stadium getreten. Während die 
deutſche Bevölkerung der Herzogtümer ſich mit Begeiſterung den 

nationalen Beſtrebungen des größeren Vaterlandes zuwandte, 

kam in Kopenhagen die ſogenannte Eiderdäniſche Partei ans 

Ruder, welche die unmittelbare Herrſchaft ihres Königs bis zur 

Eider, d. h. über ganz Schleswig, ausdehnen wollte. König 

Friedrich VII. wurde von ihr dazu getrieben, die volle Einverlei⸗ 

bung Schleswigs auszuſprechen. Dagegen beſchloſſen ſich die 

Herzogtümer zu wehren; man bildete eine proviſoriſche Re— 

gierung und rief die Hilfe Preußens an. König Friedrich Wil⸗ 

helm IV. hatte am 24. März, in jenen Tagen, als er noch voll⸗ 

ſtändig unter dem Druck ſeiner Niederlage und dem Einfluß Hein⸗ 
richs von Arnim ſtand, einen Brief an den Herzog von Auguſten⸗ 

burg als das Haupt der deutſchen Partei in Schleswig⸗Holſtein 
gerichtet, worin er ſich bereit erklärte, die Herzogtümer in ihren 

Rechten gegen Dänemark zu ſchützen; als ſolche Rechte erkannte 

er an, daß ſie ſelbſtändige, feſt untereinander verbundene Staaten 

ſeien, in denen im Gegenſatz zu Dänemark die weibliche Erb⸗ 

folge ausgeſchloſſen ſei. Friedrich Wilhelm hat dieſe Zuſage nur 

mit innerem Widerſtreben gegeben und ſie ſofort ſchwer bereut; 

denn im Grunde gewährte er doch aufſtändiſchen Untertanen ſeine 

Hilfe gegen ihren legitimen Herrſcher. Am liebſten hätte er einen 

ernſten Konflikt ganz vermieden. Er verſuchte vergeblich, den 

König von Dänemark zur Zurücknahme der Einverleibung zu 

bewegen; das Vordringen der Dänen nach Schleswig und ihr 

Sieg über die von den Herzogtümern aufgeſtellten Truppen bei 
Flensburg (9. April) ließ jede weitere Verhandlung als aus⸗ 

ſichtslos erſcheinen. General von Wrangel wurde nun, zugleich 

als Feldherr des Bundes, mit einem preußiſchen Heere in die 

Herzogtümer geſchickt; auf Anordnung des Bundestags wurde 

ihm auch ein hannoverſches Korps unterſtellt. Er vertrieb die 
Dänen im April aus Schleswig und beſetzte Anfang Wai die 
Feſtung Fridericia auf jütiſchem Boden. 

Der hier ausbrechende Kampf veranlaßte aber auch die außer⸗ 
deutſchen Großmächte zum Eingreifen. Der ruſſiſche Zar fühlte 

ſich ſowohl als Verwandter des däniſchen Königshauſes, wie als 
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Vertreter des monarchiſchen Prinzips durch das Vorgehen 
Preußens verletzt. Aber auch in England nahm man gerade an 

dieſer Frage ein lebhaftes Intereſſe, weil man hier das wichtige 

Zwiſchenland zwiſchen Nord- und Oſtſee lieber in den Händen 
des ſchwachen Dänemark als in denen Deutſchlands ſah. Da auch 

Sſterreich, ſchon um Preußen Schwierigkeiten zu bereiten, ſich 
auf die Seite Dänemarks ſtellte, ſo wurde es dem König Fried— 
rich Wilhelm IV. immer bedenklicher, dieſen Kampf fortzuſetzen. 

Er wollte ſich nicht für eine Sache, die er im Grunde ebenfalls 
für ungerecht hielt, zu Zwiſtigkeiten und unter Umſtänden ſogar 

zu kriegeriſchen Verwicklungen mit denjenigen Großmächten 

treiben laſſen, die er als ſeine natürlichen Verbündeten anſah. 

Seit dem Wai ſtockten die preußiſchen Operationen vollſtändig. 

England bot ſeine Vermittlung an, auf die Preußen fofort ein- 

ging, obwohl die Schleswig⸗Holſteiner entſchieden dagegen pro— 

teſtierten; denn die Grundlage der engliſchen Vorſchläge bildete 

die Abtretung des nördlichen Teils von Schleswig an Däne- 

mark, während der ſüdliche Teil dieſes Landes enger mit Hol— 

ſtein verbunden werden ſollte. 
Während dieſe Verhandlungen noch ſchwebten, erhielt Wrangel 

den Befehl, ſich aus Jütland zurückzuziehen. Der preußiſche 
General befand ſich inſofern in einer ſchwierigen Stellung, als 
er auch vom Bunde mit der Führung des Krieges beauftragt 
war, und alſo zwei verſchiedenen Herren zu dienen hatte. Als 
Preußen einſeitig ein Abkommen mit Dänemark traf, wonach die 

Herzogtümer ſowohl von däniſchen wie von deutſchen Truppen 
vollſtändig geräumt werden ſollten, während für die vor— 

läufige Verwaltung eine aus Beauftragten Dänemarks und 
des deutſchen Bundes gemiſchte Kommiſſion vorgeſehen wurde, 
weigerte ſich Wrangel anfangs unter Berufung auf ſeine Stellung 

als Bundesfeldherr, die Räumung zu vollziehen, ſolange nicht 

die Bundesgewalt, die jetzt in die Hände des Reichsverweſers 
übergegangen war, zugeſtimmt habe; zugleich verlangte er eine 

Veränderung der militäriſchen Bedingungen. Der Reichsverweſer 

beauftragte darauf Preußen mit neuen Verhandlungen auf 

Grund der Forderungen Wrangels. Da aber Dänemark dieſe 

nicht zugeſtehen wollte, und die übrigen intereſſierten Groß— 
Brandenburg, Die Reichsgründung I. 15 
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mächte mit Entſendung einer Flotte in die Oſtſee drohten, jo 

entſchloß ſich der preußiſche Bevollmächtigte General von Below 

am 26. Auguſt in dem Vertrag von Malmö einen Waffenſtill⸗ 

ſtand für ſieben Monate auf Grund der früheren Bedingungen 

abzuſchließen. Preußen hatte alſo in dieſer Frage zwar in 
Fühlung mit der Reichsgewalt und in ihrem Auftrag gehandelt, 

aber beim Abſchluß des Vertrages die von dem Reichsverweſer 

erteilten Weiſungen nicht befolgt, weil es die Fortſetzung des 

Krieges mit ſeinen eigenen Intereſſen nicht vereinbar fand. 

Als die Nachricht von dieſen Vorgängen nach Frankfurt kam, 
erregte fie in der Nationalverſammlung große Entrüſtung. Dahl⸗ 
mann brachte am A. September eine Interpellation ein, die von 

der Regierung des Reichsverweſers Auskunft darüber verlangte, 

ob Preußen wirklich einen derartigen Vertrag geſchloſſen habe, 
und ob dieſer vom Reichsminiſterium gebilligt worden ſei, oder 

ob es beabſichtige, ſeine Genehmigung zu verſagen? Im An⸗ 

ſchluß daran beantragte er, die Verſammlung möge die Siſtie⸗ 
rung der zur Ausführung des Stillſtandes ergriffenen mili⸗ 

täriſchen und ſonſtigen Maßregeln beſchließen. Dieſer Antrag 

wurde angenommen, wenn auch nur mit geringer Majorität. Das 

Reichsminiſterium ſah ſich dadurch vor eine unerfüllbare Auf⸗ 

gabe geſtellt; denn es beſaß wiederum keine Wittel, um Preußen 

zum Gehorſam zu zwingen. Es zog es daher vor, zurückzutreten, 

und überließ es der Mehrheit, ein Winiſterium aus ihrer Witte 
zu bilden. Aber es fand ſich keine genügende Anzahl von 

Männern, die bereit geweſen wären, unter ſolchen Umſtänden 

die Leitung zu übernehmen. Infolgedeſſen trat das alte Wini⸗ 

ſterium wieder ins Amt; nur Fürſt Leiningen benutzte die Ge⸗ 
legenheit, ſich ganz aus ſeiner undankbaren Stellung zurück⸗ 

zuziehen; an feine Stelle trat jet Herr von Schmerling. Als am 

14. September der Vertrag von Malmö der Nationalverſamm⸗ 

lung zur Genehmigung vorgelegt wurde, beantragte zwar der 

Ausſchuß wiederum, die Genehmigung zu verſagen und den 

Krieg fortzuſetzen zu laſſen; aber die Mehrheit hatte inzwiſchen 

erkannt, daß ein offener Bruch mit Preußen die ganze weitere 
Wirkſamkeit der Verſammlung unmöglich machen werde; und ſo 
wurde nach einer dreitägigen heißen Redeſchlacht die Genehmi⸗ 
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gung des Vertrags beſchloſſen; es ſollte nur verſucht werden, 
für den definitiven Frieden beſſere Bedingungen zu erwirken. 

Dieſer Vorgang zeigte aufs deutlichſte, daß die National- 
verſammlung und die von ihr abhängige Zentralgewalt nicht im⸗ 

ſtande war, Preußen an einer ſelbſtändigen, ihren Wünſchen ent⸗ 

gegenlaufenden Politik zu verhindern; ebenſo aber auch, daß ſie 
ohne Preußen eine eigene auswärtige Politik überhaupt nicht 
führen könne. 

Die Rückſicht, welche die Mehrheit ſchließlich auf Preußen ge⸗ 
nommen hatte, erregte nun aber den höchſten Zorn der Demo— 
kraten. Schon lange waren dieſe mit der Haltung der liberalen 
Mehrheit höchſt unzufrieden. Hatte ſich doch die Verſammlung 
geweigert, für die volle Befreiung Polens, d. h. für einen großen 
Krieg gegen Rußland einzutreten, und hatte ſie doch einen der 

demokratiſchen Helden, Friedrich Hecker, wegen ſeines Anteils 
an dem badiſchen Aufſtand aus dem Parlament geſtoßen. Ein 
demokratiſcher Kongreß, der in Altenburg abgehalten wurde, hatte 
daraufhin bereits beſchloſſen, die Nationalverſammlung müſſe 
ſofort aufgelöſt werden, da ſie nicht den wirklichen Willen des 

Volkes zum Ausdruck bringe, und es müſſe überall ſofort die 
deutſche Republik ausgerufen werden. Ein Teil der Demokraten 
wandte ſich jetzt überhaupt vom Einheitsgedanken ab, weil man 
in den Einzelſtaaten leichter den eigenen Idealen entſprechende 
Verfaſſungen durchzuſetzen hoffte, als in dem Reiche, das die 
Paulskirche begründen wollte. Zwei Äußerungen führender 
Männer dieſer Gruppe beleuchten ſcharf dieſen Umſchwung der 
Stimmung. Noch im Juli hatte Jacobi in der Berliner Na— 
tionalverſammlung geſagt: „Die Einheit Deutſchlands kann nur 
dann gefördert werden, wenn die einzelnen Regierungen ſich ent⸗ 
ſchieden den Beſchlüſſen des Frankfurter Parlaments unter- 
werfen.“ Im Oktober ſagte Temme an derſelben Stelle: „Wir 
müſſen jedes Geſetz, das von dem Frankfurter Parlament aus⸗ 

geht, erſt hier prüfen, ob auch die Kompetenz überſchritten iſt 

oder nicht.“ 
Das Zurückweichen des Parlaments vor dem Willen des 

Herrſchers eines Einzelſtaates erſchien vom demokratiſchen Stand— 
punkt aus als eine unverzeihliche Schwäche und eine neue Ver— 

15 * 
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leugung der wahren Aufgaben der Verſammlung. Kaum war 
jener Beſchluß bekannt geworden, ſo fand in Frankfurt eine große 

Volksverſammlung ſtatt, in der heftige Drohungen gegen die Ab⸗ 

geordneten ausgeſtoßen wurden. Der Reichsverweſer ſah ſich in⸗ 

folgedeſſen veranlaßt, zum Schutz der Beratungen preußiſches | 

und öſterreichiſches Militär aus der Bundesfeſtung Mainz zu 

requirieren; als die Maſſen in die Paulskirche einzudringen ver⸗ 

ſuchten, kam es am 18. September zu einem blutigen Straßen⸗ 

kampf und zur Ermordung zweier Abgeordneten der Rechten, 

des Herrn von Auerswald und des Fürſten Lichnowsky. 

Dieſer Septemberaufſtand bewies aufs klarſte, daß das Parla⸗ 

ment ohne den Schutz der Großmächte gar nicht mehr weiter- 

beſtehen konnte. Die ganze Schwäche ſeiner Stellung wurde durch 

die Ereigniſſe dieſer Tage aufs hellſte beleuchtet. Es hatte die 
Maſſen der Bevölkerung nicht mehr hinter ſich, weil es ihnen 

in ſeiner Mehrheit nicht radikal genug war; inſofern es ſeine 

Vollmacht aus dem Willen des ſouveränen Volkes herleitete, 

. mußte dieſe als erloſchen oder doch wenigſtens als ſtark in Frage 

geſtellt angeſehen werden. Wenn je eine Wöglichkeit beſtanden 

hatte, das Verfaſſungswerk ohne Witwirkung oder gar gegen 

den Willen der deutſchen Großmächte zu vollenden, ſo war dieſe 

jetzt geſchwunden, und die einzige Ausſicht, die für das Gelingen 

des Werkes der Paulskirche noch vorhanden war, beſtand darin, 

daß man ſich mit jenen Regierungen auf dem Wege gütlicher 

Verhandlungen ins Einvernehmen ſetzte. Wie ſehr hatte ſich aber 

dadurch die Stellung der Regierungen gegenüber dem Parla⸗ 
ment verändert! Man kann ſagen, daß dieſe Septembertage be⸗ 
bereits über das Schickſal der e eee und ihres 

„Einigungswerkes entſchieden haben. 
* * * 

In den folgenden Wochen nahmen die Verhandlungen in 

Frankfurt einen ſehr langſamen Gang. Man wagte noch gar 
nicht, an die Beratung der eigentlichen Verfaſſungsfragen heran⸗ 
zutreten, ſondern beſchäftigte ſich zunächſt mit der Feſtſtellung 
der ſogenannten Grundrechte des deutſchen Volkes. Denn darüber 
waren ja alle Parteien einig, daß in der künftigen Verfaſſung 

Garantien gegen die Wiederkehr des Abſolutismus in den 
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Einzelſtaaten geſchaffen werden müßten; und man glaubte dies 

nicht beſſer erreichen zu können, als durch die Nachahmung des 
Vorbildes der amerikaniſchen und franzöſiſchen Verfaſſungen mit 
ihren Menſchen⸗ und Bürgerrechten. 
Man könnte verſucht fein, es der Verſammlung zum Vorwurf 

zu machen, daß ſie den günſtigen Moment für die Herſtellung 

einer Verfaſſung verſäumt habe. Als ſie zuſammentrat, waren 

die Regierungen noch eingeſchüchtert durch den ſchnellen Sieg 

der Revolution; hätte man damals ſchnell die Hauptzüge der 

neuen Verfaſſung feſtlegen und veröffentlichen können, ſo würde 
die Ausſicht auf Erfolg vielleicht größer geweſen ſein als ſpäter. 
Aber noch fehlte eine der weſentlichſten Vorausſetzungen für 

die Geſtaltung des neuen Deutſchland. Man wußte nicht, ob 
der habsburgiſche Staat die furchtbare Kriſe, in der er ſich be— 
fand, lebendig überſtehen oder auseinanderfallen werde. Im 
letzteren Falle war die volle Eingliederung Deutſch-Oſterreichs 
in ein Deutſches Reich möglich, im erſteren nicht. War es nicht 
das Gebotene, erſt abzuwarten, wie ſich die Schickſale des Süd⸗ 
oſtens geſtalten würden, bevor man Entſcheidungen traf, die von 

heute auf morgen durch die Ereigniſſe überholt werden konnten? 
Dann waren aber auch die Weinungsverſchiedenheiten über 

die wichtigſten inneren Verfaſſungsfragen unter den Abgeord— 
neten ſelbſt ſo groß, daß man zu einem ſchnellen Beſchluß dar— 
über nicht hätte gelangen können. Georg Beſeler trifft durchaus 
den Kern der Situation, wenn er ſagt: „Wir haben unſere Ar— 
beiten begonnen zu einer Zeit, wo die Mitglieder der National- 

verſammlung, und dieſe in ihrer Geſamtheit ſich noch ſehr wenig 
haben kennen lernen, gewiſſermaßen alſo das ganze große Werk 
erſt noch am Anfang ſeiner Bildung war. Da ſchien es uns 

bedenklich, ſofort mit den höchſten politiſchen Fragen unſere Ar- 
beiten zu beginnen. Wir waren der Weinung, es ſei angemeſſen, 

ein Gebiet aufzuſuchen, das mehr als jedes andere als ein neu— 
trales betrachtet werden kann, wo die Abweichung der Anſichten, 
wenn ſie auch nicht ganz fehlt, doch weniger eine beſtimmte Aus— 
bildung erhalten hat.“ 

In der Tat haben ſich erſt während der Beratung über die 
Grundrechte die Parteien klarer voneinander geſchieden. Das ge— 
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ſchah in ganz ähnlicher Art, wie in den erſten Zeiten der fran⸗ 
zöſiſchen Revolution. Die gleichgeſinnten Abgeordneten vereinten 
ſich zunächſt außerhalb der Tagungen zu mehr geſelligen Zu⸗ 
ſammenkünften, aus denen dann allmählich geſchloſſenere 

Gruppen entſtanden. Die Zahl dieſer Klubs blieb ſich nicht immer 

gleich; zur Zeit der größten Zerſplitterung gab es zehn. Von ihnen 

trugen vier (Weſtend⸗Hall, Nürnberger Hof, Deutſcher Hof und 

Donnersberg) einen ausgeprägt demokratiſchen Charakter; zwei 
(Engliſcher Hof und Steinernes Haus) gehörten dem äußerſten 
rechten Flügel an, während die übrigen vier (Kaſino, Lands⸗ 

berg, Württemberger Hof und Augsburger Hof) das ſogenannte 
Zentrum bildeten und die Hauptmaſſe der Liberalen umfaßten. 

Zunächſt wurden die Gegenſätze hauptſächlich bedingt durch die 
Stellung der einzelnen Gruppen zu der künftigen Verfaſſungs⸗ 

form. Die Demokraten wußten am beſten, was ſie wollten: die 
deutſche Republik; erſt in zweiter Linie ſtand die Frage, ob eine 

Einheitsrepublik unter völligem Verſchwinden der Einzelſtaaten 

oder ein enger Bund republikaniſch regierter Einzelſtaaten vor⸗ 

zuziehen ſei. Laſſe ſich die Republik nicht erreichen, ſo wollten 

ſie ſich zwar meiſt die monarchiſche Staatsform gefallen laſſen, 

aber nur unter der Bedingung, daß ſowohl im Bunde wie in den 
Einzelſtaaten die ausſchlaggebende Macht in der Hand eines aus 
dem allgemeinen Wahlrecht hervorgehenden Parlaments liege; 
daß nur eine Kammer beſtehen dürfe, und die Winiſter von ihr 

völlig abhängig ſein müßten, verſtand ſich für ſie von ſelbſt. Aber 
auch wenn in den Einzelſtaaten derartig demokratiſierte Mon⸗ 

archien beſtehen blieben, wünſchten ſie an die Spitze der Bundes⸗ 
gewalt ein aus mehreren Perſonen beſtehendes Direktorium zu 

ſtellen, weil dies der Geſamtverfaſſung einen republikaniſchen 
Anſtrich gegeben hätte. 

Die Mehrheit der Verſammlung beſtand aus Liberalen, deren 

Ziel die konſtitutionelle Monarchie ſowohl für den Bund wie 
für die Einzelſtaaten war. Aber die Zuſammenſetzung des Parla⸗ 
ments, das Verhältnis der Volksvertretung zur Regierung und 

die Ausdehnung des Wahlrechts beſtand jedoch unter ihnen keine 
Einigkeit. Andere Streitpunkte waren, ob die Würde des 

Bundesoberhauptes erblich ſein oder durch Wahl vergeben 

. Ent * a 
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werden ſollte, und ob es überhaupt möglich ſein werde, die mon= 
archiſche Form für den Bundesſtaat ſtreng aufrecht zu erhalten. 

Die äußerſte Rechte war in ihren Anſchauungen von den 
Wünſchen des rechten Zentrums nicht allzuweit entfernt. Daß 
an eine Wiederherſtellung des Abſolutismus oder ſtändiſcher Ein⸗ 
richtungen nicht mehr zu denken ſei, war auch ihre Aberzeugung; 
ſie wünſchte nur die Rechte des Parlaments in möglichſt 

beſtimmte Grenzen eingeſchloſſen und ihm weſentlich nur eine 
hemmende und kontrollierende Witwirkung eingeräumt zu ſehen. 

Alle dieſe Gruppierungen waren äußerſt loſe; häufig traten 
einzelne Abgeordnete von dem einen Klub zum anderen über; 

tauchten neue Fragen auf, ſo bildeten ſich ſofort neue Gruppen. 

So iſt ſchon damals beobachtet worden, daß ſich in der Frage, 
ob Schutzzoll oder Freihandel vorzuziehen ſei, die Abgeordneten 
ganz ohne Rückſicht auf ihre ſonſtigen politiſchen Aberzeugungen 

trennten. Das Gleiche war in den kirchlichen und allen damit 
zuſammenhängenden Problemen des geiſtigen Lebens der Fall, 
wo die Katholiken aller Parteien ſich zuſammenfanden. Daher 
kann es auch keine Verwunderung erregen, daß ſich eine neue 

Gruppierung vorbereitete, ſobald man nach Beendigung der erſten 
Leſung der Grundrechte Witte Oktober mit der eigentlichen Ver— 

faſſungsberatung begann. 
Denn jetzt trat ganz beherrſchend die eine Frage in den 

Vordergrund, ob SOſterreich dem neuen Bunde angehören ſolle 

oder nicht. Die Fortexiſtenz des Donauſtaates war jetzt als 
geſichert zu betrachten, und mehr und mehr verbreitete ſich 

die Erkenntnis, daß von der Beantwortung dieſer Frage auch 
die Form der künftigen Verfaſſung abhängig gemacht werden 
müſſe. Blieb Oſterreich draußen, jo war eine monarchiſche Ge— 
ſtaltung des Bundes mit dem König von Preußen an der 
Spitze denkbar; gehörte es dem neuen Bunde an, ſo mußte man 

ſich mit einem Direktorium oder einem verbeſſerten Bundesrat 
begnügen, da man weder von Preußen die Unterordnung unter 

den Herrſcher Oſterreichs noch von Oſterreich das Umgekehrte ver— 
langen konnte. Der Verfaſſungsausſchuß beantragte, daß zwar 
alle bisher zum Bunde gehörigen Gebiete aufgenommen werden 

ſollten, daß aber in Zukunft kein Teil des deutſchen Reiches mit 
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nichtdeutſchen Ländern zu einem Staate vereinigt ſein dürfe. Habe 
ein deutſches Land mit einem nichtdeutſchen Lande dasſelbe 

Staatsoberhaupt, ſo müſſe dieſes in ſeinem deutſchen Lande re⸗ 

ſidieren oder dort eine nur aus Deutſchen beſtehende Regent⸗ 

ſchaft einſetzen. Dadurch wäre Sſterreich der Beitritt tatſächlich 
unmöglich gemacht worden, wenn es ſeine bisherige ſtaatliche 

Einheit nicht völlig aufgeben wollte. Hätte doch nicht nur ſeine 
Geſetzgebung, ſondern auch ſein Heerweſen in den deutſchen Ge⸗ 

bieten den Beſchlüſſen der Reichsgewalt unterſtellt werden 
müſſen. Und wenn auch der öſterreichiſche Kaiſer als Beherrſcher 

Ungarns und ſeiner Nebenländer eine ſelbſtändige europäiſche 

Politik hätte treiben dürfen, ſo hätte ſich dieſe doch tatſächlich 
niemals im Widerſpruch mit der Politik des deutſchen Reiches 

befinden können; ſonſt hätte ja im Falle eines Krieges der eine 

Teil des öſterreichiſchen Heeres unter dem Oberbefehl des 
deutſchen Kaiſers auf der einen, der andere Teil unter dem 
Kommando des eigenen gHerrſchers auf der anderen Seite 

ſtehen können. Wenn trotzdem manche Sſterreicher, wie der Ab- 

geordnete Giskra, für dieſen Antrag eintraten, ſo taten ſie es in 

der Hoffnung, daß die deutſche Kaiſerwürde doch noch an Sſter— 

reich fallen würde. Die Abſicht der Mehrheit des Ausſchuſſes, 

die dieſen Antrag ſtellte, ging aber zweifellos dahin, die Ober- 

hauptswürde dem König von Preußen zu übertragen, und durch 

dieſe Beſtimmungen Öfterreich zu der Erklärung zu nötigen, daß 

es dem neuen Reiche nicht angehören könne. 

Andere Abgeordnete wünſchten, obwohl auch ſie die Vereini⸗ 

gung des außeröſterreichiſchen Deutſchland unter Preußens Füh⸗ 

rung wollten, doch nicht jede Beziehung zu Sſterreich gelöſt zu 

ſehen. Namentlich unter den ſüd⸗ und weſtdeutſchen Volks⸗ 
vertretern herrſchte eine ſtarke gefühlsmäßige Hinneigung zu 

Oſterreich und eine darauf gegründete großdeutſche Stimmung 

vor. Wenn auch das engere Deutſchland notwendig ſei, ſo dürfe 

doch der Zuſammenhang mit dem deutſchen Südoſten nicht ganz 

und dauernd verloren gehen. In ihrem Sinne beantragte Hein⸗ 

rich von Gagern, die deutſchen Staaten, abgeſehen von Hiterreich, 

ſollten unter ſich einen engeren Bund bilden und mit Öfterreich 

einen unauflösbaren weiteren Bund ſchließen. Wir kennen dieſen 

.. 8 2 . 2 
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Gedanken bereits aus dem Frühjahr als eine gemeinſame An⸗ 

ſchauung der Gagernſchen Brüder. Durch die Annahme dieſes 

Antrags würde man den großen Vorteil erzielt haben, daß die 

Oſterreicher, die an dem engeren Bunde nicht teilnehmen ſollten, 

von der Beratung über deſſen Verfaſſung ausgeſchloſſen worden 

wären; ihre Witwirkung würde ſich auf die Feſtſtellung der Ver— 

faſſung des weiteren Bundes haben beſchränken müſſen. Es 
hätten dann nicht, wie es ſpäter geſchah, viele Abgeordnete mit 
über die Verfaſſung abſtimmen können, die von vornherein 

wünſchten, daß ſie dem König von Preußen unannehmbar ſein 
möchte. 

Zunächſt entſchied ſich die Mehrheit aber für den Antrag des 
Ausſchuſſes; Gagern ſelbſt zog, da er dieſen Ausgang kommen 
ſah, ſeinen Antrag vor der Abſtimmung zurück (27. Oktober). In 
den folgenden Beratungen bis Ende November wurde eine Reihe 

von weiteren Anträgen des Ausſchuſſes in erſter Leſung an- 

genommen. Die Vertretung des Reiches nach außen wurde der 

Reichsgewalt allein vorbehalten, den Einzelſtaaten alſo das Ge— 
ſandtſchaftsrecht genommen; ferner wurde der Reichsgewalt die 

Verfügung über die geſamte bewaffnete Wacht zugeſprochen; 

jeder deutſche Soldat ſollte im Fahneneid an erſter Stelle dem 
Reichsoberhaupt und der Reichsverfaſſung Treue geloben, alle 
Generale ſollten von der Zentralgewalt ernannt werden. Die See— 
macht ſollte ausſchließlich Sache des Reiches ſein. Ebenſo wurde 
der Zentralgewalt die Oberaufſicht und Geſetzgebung über die 
Waſſerſtraßen und Verkehrswege ſowie über das geſamte Zoll— 
weſen übertragen. Aus den Zolleinkünften ſollten zunächſt die 
Bedürfniſſe des Reiches beſtritten werden. Ferner ſollte die 
Reichsgewalt das Recht haben, das geſamte Poſtweſen auf eigene 
Rechnung zu übernehmen; fie ſollte für ein einheitliches Münz⸗, 

Maß⸗ und Gewichtsſyſtem ſorgen, und zur Erfüllung ihrer Auf— 
gaben zur Erhebung von Reichsſteuern, von Watrikularbeiträgen 
und zur Aufnahme von Anleihen berechtigt ſein. Endlich wurde 
dem Reiche das Recht zugeſprochen, allgemeine Geſetzbücher zur 

Herſtellung voller Rechtseinheit des deutſchen Volkes zu erlaſſen 
und überall da weitere gemeinſame Einrichtungen ins Leben zu 
rufen, wo das Geſamtintereſſe Deutſchlands dies erfordern werde. 
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Dieſe Beſchlüſſe enthielten noch keine Beſtimmungen über die 

Formen der künftigen Zentralgewalt und den Umfang des 

Reichsgebietes; ſie ließen ſowohl die Möglichkeit einer erblichen 
monarchiſchen Spitze als eines Direktoriums von mehreren Per⸗ 

ſonen offen; aber ſie zeigten bereits, daß nach dem Willen der 
Nationalverſammlung dem neuen Reiche auswärtige Politik, 

Heerweſen und Wirtſchaftspolitik ſowie die Sorge für ein ein- 

heitliches Recht ausſchließlich vorbehalten ſein ſollte; damit war 

bereits eine ſehr ſtarke Verminderung der Befugniſſe der Einzel⸗ 
ſtaaten gegeben, und deren weitere Einſchränkung konnte auf dem 

Wege der Reichsgeſetzgebung jederzeit erfolgen. 
Ließ ſich nun erwarten, daß die Einzelſtaaten, und namentlich 

die mächtigeren unter ihnen, ſich eine derartige Verfaſſung von 
einer Verſammlung würden vorſchreiben laſſen, die auf ihre Wit⸗ 
wirkung unbedingt angewieſen war? Es kam auch hier wieder 
weſentlich auf die Entſchlüſſe Oſterreichs und Preußens an. In 
beiden Staaten hatten ſich aber ſeit dem Frühjahr weitgehende 
Anderungen vollzogen, die wir jetzt zunächſt ins Auge faſſen 

müſſen. 

U 



Viertes Kapitel 

Die Wiedererhebung 
Oſterreichs und Preußens und ihre Verſuche 
zur gemeinſamen Löſung der deutſchen Frage 

ür den öſterreichiſchen Kaiſerſtaat, deſſen geſamte Exiſtenz im 

Mai in hohem Grade bedroht erſchien, war die ſchlimmſte 
Gefahr jetzt bereits vorüber. In Wien war durch die Ernennung 

eines liberalen Winiſteriums unter Baron Doblhoff (Anfang Juli) 

und durch den Zuſammentritt des Reichstages am 22. Juli die 
Ruhe einigermaßen wieder hergeſtellt worden. Auf die Bitte einer 

Deputation der Hauptſtadt kehrte ſogar Kaiſer Ferdinand von 
Innsbruck dorthin zurück. Das Parlament ſelbſt, das von An⸗ 
fang an durch die Gegenſätze der Nationalitäten geſpalten war 

und unter dem Einfluß der in Wien herrſchenden demokratiſchen 
Richtung ſtand, wandte ſeine Aufmerkſamkeit zunächſt nicht den 
politiſchen, ſondern den wirtſchaftlichen Fragen zu. Unter den 393 

Abgeordneten befanden ſich 94 Bauern, denen vor allen Dingen 

an der Beſeitigung der noch beſtehenden, aus dem gutsherrlich— 

bäuerlichen Untertanenverhältnis herrührenden Laſten gelegen 
war. Der Antrag des Abgeordneten Kudlich, das Untertänig⸗ 
keitsverhältnis mit allen daraus entſpringenden Rechten und 
Pflichten vorbehaltlich einer ſpäteren Erörterung der Entſchädi⸗ 
gungsfrage aufzuheben, bildete mehrere Wochen lang den Haupt⸗ 
gegenſtand der Beratungen; am 7. September wurde er an— 

genommen; die Entſchädigung an die Grundherren wurde den 
einzelnen Kronländern aufgebürdet. Sobald dieſe Angelegenheit 
erledigt war, blieb der größte Teil der Bauern aus dem Parla— 
ment fort, weil die weiteren Verhandlungen fie nicht mehr in- 
tereſſierten. Man erſieht daraus von neuem, daß die Wünſche 

der unteren Volksklaſſen ſich weſentlich auf wirtſchaftliche Er— 
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leichterungen richteten, während die politiſchen Fragen ihnen 

gleichgültig waren. Sobald die Beratungen ſich der künftigen 
Verfaſſung Sſterreichs zuwandten, trat der unüberbrückbare 

Gegenſatz zwiſchen den Volksſtämmen, namentlich zwiſchen den 

Deutſchen und Tſchechen, immer ſchärfer hervor und verhinderte 
jedes ſchnellere Fortſchreiten der Verhandlungen. Mehr und 

mehr verlor ſich der Reichstag in unfruchtbare Debatten, die nur 

geeignet waren, das Intereſſe der Bevölkerung an ſeiner Tätig⸗ 
keit immer mehr erlahmen zu laſſen. 

Inzwiſchen war es dem Fürſten Windiſchgrätz gelungen, Ende 

Juni Prag mit Waffengewalt zu unterwerfen; am 25. Juli erfocht 

in Italien der Marſchall Radetzky feinen glänzenden Sieg bei 

Cuſtozza über die Sardinier; er eroberte Mailand zurück, ſo daß 
der Beſitz der italieniſchen Provinzen vorläufig wieder als ge⸗ 

ſichert gelten konnte. Nur Ungarn beharrte nach wie vor im Auf⸗ 

ſtand; der kaiſerliche Vertreter Erzherzog Stefan, der anfangs 

aus Unerfahrenheit den Abſonderungsbeſtrebungen Vorſchub ge⸗ 

leiſtet hatte, mußte das Land verlaſſen; der als Höchſtkomman⸗ 

dierender entſandte General Graf Lamberg wurde in Ofen von 
der Bevölkerung ermordet, und die kaiſerlichen Truppen wurden 

von den Ungarn unter Koſſuths Führung aus dem Lande ge⸗ 
drängt. Allerdings ſtießen die Beſtrebungen der Magyaren im 

Lande ſelbſt auf den Widerſtand der ſlaviſchen Bevölkerung Süd⸗ 
Ungarns und Kroatiens. Während der Beſieger von Prag, Fürſt 

Windiſchgrätz, mit deutſchen Truppen von Weſten her in das 

aufſtändiſche Gebiet einrückte, bedrohte der Ban von Kroatien, 

Jellachich, der in geheimer Verbindung mit dem Kaiſerlichen 

Hofe ſtand, die ungariſche Hauptſtadt von Süden her. Das 

Bündnis der öſterreichiſchen Regierung mit den Kroaten war das 

erſte Anzeichen davon, daß ſie ſich gegen die deutſchen und magya⸗ 

riſchen Elemente, die fie als die eigentlichen Träger der Revolu⸗ 
tion in beiden Reichshälften anſah, auf die Slaven zu ſtützen be⸗ 
gann. Es war natürlich, daß nun auch der Verſuch gemacht wurde, 

eine Verſtändigung zwiſchen den Magyaren und Deutſchen her- 
beizuführen. Eine Deputation des ungariſchen Reichstags, die 

ein förmliches Bündnis gegen die Regierung vorſchlagen ſollte, 

wurde freilich von dem Wiener Parlament nicht vorgelaſſen. 
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Aber die Waſſe der hauptſtädtiſchen Bevölkerung machte aus 
ihren Sympathien für die ungariſchen Freiheitskämpfer kein 

Hehl; und als die Regierung einen Teil der in Wien liegenden 
Truppen nach Ungarn ſchicken wollte, brach am 6. Oktober ein 
neuer Aufſtand aus; das Volk verhinderte die Abfahrt der 
Truppen; dieſe verbrüderten ſich mit der Bürgergarde und ver— 
weigerten ihren Offizieren den Gehorſam. Als die Regierung die 
Weuterer beſtrafen wollte, kam es zu einem heftigen Straßen- 

kampf; am 7. Oktober verließ der Kaiſer zum zweiten Wale ſeine 

Hauptſtadt und verlegte feine Reſidenz nach Olmütz; gleichzeitig 

wurde durch ein kaiſerliches Patent auch dem Reichstag befohlen, 

Wien zu verlaſſen und ſeine Sitzungen in dem kleinen mähriſchen 

Städtchen Kremſier fortzuſetzen. 
Diesmal fühlte ſich die Regierung ſtark genug zur gewalt- 

ſamen Unterwerfung Wiens. Fürſt Windiſchgrätz erhielt das 

Kommando über die Belagerungstruppen, und auch Fellachich 

wurde zur Hilfe herangezogen. Zum Widerſtand gegen die regu— 
lären Truppen waren die akademiſche Legion und die Bürger— 

garde nicht vorbereitet; da die Zufuhr von außen abgeſchnitten 

wurde, verbreitete ſich bald Mutloſigkeit unter den Aufſtändiſchen; 
es wurden Verhandlungen eingeleitet, und Windiſchgrätz zeigte 
ſich geneigt, bei freiwilliger Abergabe der Stadt milde Be— 

dingungen zu gewähren; eine Kapitulation wurde abgeſchloſſen. 
Da erſcholl das Gerücht, die Magyaren kämen zum Entſatz 

Wiens heran. Nun griff ein Teil der Bevölkerung wieder zu den 

Waffen, womit der Vertrag gebrochen war. Aber die Hoffnung 

erwies ſich als trügeriſch; die Ungarn wurden zurückgeſchlagen 
und die Hauptſtadt darauf trotz tapferſter Gegenwehr durch einen 
Sturmangriff erobert (31. Oktober). Ein furchtbares Strafgericht 
erging über die Führer des Aufſtandes, die teils ſtandrechtlich 

erſchoſſen, teils mit Vermögenskonfiskation und harten Ge— 
fängnisſtrafen belegt wurden. 
Während der kritiſchen Tage hatten zwei Geſandte der Zentral— 

gewalt vergeblich verſucht, zwiſchen den ſtreitenden Teilen zu ver— 

mitteln; man hatte ſie in Olmütz mit leeren Vertröſtungen hin— 

gehalten und ihnen die Reife nach Wien nicht geſtattet. Aber auch 
die Frankfurter Demokraten hatten zwei ihrer Partei angehörige 
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Abgeordnete, Robert Blum und Fröbel, nach Wien entjandt, 
um den dortigen Geſinnungsgenoſſen den Mut zu ſtärken und ſie 

zu kräftigem Widerſtand zu ermahnen. Blum ſelbſt hatte in den 

erſten Tagen in den Reihen der Verteidiger mitgefochten; ſpäter 

hatte er bei der Ausſichtsloſigkeit weiteren Widerſtandes zum 
Abſchluß der Kapitulation gemahnt und ihren Bruch mißbilligt; 
an den letzten Kämpfen war er nicht beteiligt geweſen. Als man 

ihn nach der Einnahme der Stadt in ſeiner Wohnung verhaftete, 

kümmerte man ſich nicht um die Unverletzlichkeit, die ihm als 

einem Witgliede der deutſchen Nationalverſammlung durch ein 
Reichsgeſetz garantiert war, ſondern ließ ihn, als Teilnehmer 
des Kampfes, ſtandrechtlich erſchießen. Offener konnte die öſter⸗ 

reichiſche Regierung nicht zum Ausdruck bringen, daß ſie in keiner 

Weiſe gewillt ſei, auf das Frankfurter Parlament noch irgend⸗ 

welche Rückſicht zu nehmen. 
Als Ende November der Reichstag in Kremſier wieder zu⸗ 

ſammentrat, erklärte der vom Kaiſer neu ernannte Miniſter⸗ 

präſident Fürſt Felix Schwarzenberg in ſeiner Programmrede: 
„Oſterreichs Fortbeſtand in ſtaatlicher Einheit iſt ein deutſches 
wie ein öſterreichiſches Bedürfnis. Von dieſer Aberzeugung 

durchdrungen ſehen wir der natürlichen Entwicklung des noch nicht 

vollendeten Umgeſtaltungsprozeſſes entgegen. Erſt wenn das 
verjüngte Oſterreich und das verjüngte Deutſchland zu neuen und 
feſten Formen gelangt ſind, wird es möglich ſein, ihre gegen⸗ 

ſeitigen Beziehungen ſtaatlich zu beſtimmen. Bis dahin wird 
Oſterreich fortfahren, feine Bundespflichten treulich zu erfüllen.“ 

Dieſe Worte ließen noch keineswegs mit voller Klarheit erkennen, 

welches die eigentlichen Abſichten der öſterreichiſchen Politik 
ſeien. Wenige Wochen früher hatte der öſterreichiſche Vertreter 

bei der Zentralgewalt ſeiner Regierung empfohlen, auf den Ge⸗ 
danken des engeren und weiteren Bundes einzugehen. Man 

konnte aus den Worten Schwarzenbergs ganz wohl eine Bereit⸗ 
willigkeit dazu herausleſen. In der Tat war man in Olmütz 
wohl noch nicht ganz entſchloſſen, wie man ſich in der deutſchen 
Frage verhalten wolle; zunächſt galt es, Zeit zu gewinnen, bis 
die Regierung im Innern wieder vollſtändig Herrin der Lage ſei. 

Mit Schwarzenberg war in Öfterreich ein Mann von rückſichts⸗ 
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loſem Willen und ſtreng abſolutiſtiſcher Geſinnung ans Ruder 
gekommen. Wenn er anfangs verkündigte, daß die Regierung 
auch fernerhin an der Aufrichtung einer konſtitutionellen Mon⸗ 
archie mit Offentlichkeit der Verwaltung, Freiheit der Selbſt— 
verwaltung und Gleichheit vor dem Geſetz feſtzuhalten gedenke, 
ſo vermied er wohlweislich zu ſagen, welchen Sinn er mit dieſen 
vieldeutigen Worten verbinde. Wenn er aber daneben auch die 
Gleichberechtigung aller Volksſtämme als einen Teil ſeines Pro- 
gramms bezeichnete, ſo mußte dieſe Außerung jedenfalls von den 
Deutſchen, die bisher im Beſitz der Vorherrſchaft geweſen waren, 

als eine Feindſeligkeit betrachtet werden. Ein bedeutſames 
Zeichen von dem neuen Geiſte, der jetzt die Regierung beſeelte, 
war es, daß man den geiſtesſchwachen Kaiſer Ferdinand zur Ab— 

dankung veranlaßte und ſeinen jungen, erſt achtzehnjährigen 
Neffen Franz Joſef an ſeine Stelle treten ließ (2. Dezember). 
Die Thronbeſteigung dieſes noch ganz unerfahrenen Herr— 
ſchers, der durch keine perſönlichen Zuſagen in der Verfaſſungs⸗ 
frage gebunden war, bedeutete tatſächlich die Alleinherrſchaft 

Schwarzenbergs und ſeiner Geſinnungsgenoſſen und erleichterte 
eine völlige oder teilweiſe Zurücknahme der bisherigen Zugeſtänd⸗ 

niſſe. Das Wanifeſt, das feinen Regierungsantritt verkündigte, 

ſprach allerdings noch die Hoffnung auf eine ſchnelle Vollendung 
der Verfaſſung auf freiheitlicher Grundlage aus, vermied aber 
jede beſtimmtere Erklärung über den Inhalt des neuen Grund— 
geſetzes. 

Jedenfalls hatte Oſterreich durch die Niederwerfung Wiens 
und den Abergang der Leitung in die Hand des Fürſten 
Schwarzenberg außerordentlich an Kraft gewonnen, und es ließ 
ſich vorausſehen, daß bald der Zeitpunkt kommen werde, wo es 

ſich nicht mehr mit der Ablehnung unangenehmer Beſchlüſſe der 
Paulskirche begnügen, ſondern aktiv in die deutſchen Verhält— 
niſſe einzugreifen verſuchen werde. 

* * 

Aber auch in Preußen war die monarchiſche Gewalt in dieſen 
Monaten wieder erſtarkt. Wir wiſſen, daß König Friedrich Wil- 
helm nur ungern und zögernd das liberale Miniſterium Camp- 
hauſen gewähren ließ. Er ſah es als einen ſchweren Fehler ſeiner 
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Winiſter an, daß ſie es verſäumt hatten, rechtzeitig mit Oſterreich 

eine Vereinbarung über die Einrichtung der Zentralgewalt herbei⸗ 

zuführen; er wollte es unter allen Umſtänden vermieden ſehen, 

daß das Frankfurter Parlament dieſe für die Regierungen wich⸗ 
tigſte Frage von ſich aus entſcheide. Dieſer Vorwurf war gewiß 

ungerecht, weil eben eine Einigung mit HÖfterreich nicht möglich 

war, wenigſtens ſolange man daran feſthielt, daß Preußen eine 

leitende Stellung im engeren Deutſchland zufallen ſolle. Dieſes 
Ziel ließ ſich, wenn überhaupt, nur im Bunde mit der Pauls⸗ 
kirche und im Gegenſatz zu Öjterreich erreichen. Camphauſen und 

ſeine Mitarbeiter wollten auf dieſem Wege vorgehen; der König, 

der ſie zunächſt nicht glaubte entbehren zu können, ließ ſie ge⸗ 
währen, erklärte aber, daß er für ſeine Perſon jede Verantwortung 

für das, was ſie täten, und die daraus etwa entſtehenden Folgen 
ablehnen müſſe. Nach der eigenartigen Auffaſſung, die er ſich 

von der Stellung eines konſtitutionellen Herrſchers gebildet hatte, 
konnte er ſich bei einem Zwieſpalt mit ſeinen Winiſtern, wenn 

er ſich aus irgendwelchen Gründen nicht in der Lage fühle, ſie 

zu entlaſſen, zeitweiſe ganz von den Geſchäften zurückziehen; es 

trat dann, wie er ſich ausdrückte, eine vorübergehende „Verfinſte⸗ 

rung des königlichen Amtes ein“. Dabei behielt er ſich aber im 

Stillen immer vor, die Sonne des königlichen Willens wieder 
hinter den miniſteriellen Wolken hervortreten zu laſſen, ſobald 

er die Zeit dazu gekommen erachte. So iſt es gekommen, daß in 

der preußiſchen Regierung lange Zeit zwei verſchiedene Willens⸗ 
richtungen vorhanden waren, weil die Abſichten des Miniſteriums 

und des Königs häufig mit einander im Widerſpruch ſtanden. 

Es berührt höchſt eigentümlich, wennn man in dem Briefwechjel 
des Königs mit Camphauſen immer wieder ſieht, wie der König 

ſein Miniſterium als die augenblickliche, verantwortliche Regie⸗ 

rung betrachtet, neben der er ſelbſt nur als Ratgeber, Warner 

und Kritiker ſteht, während er doch in Wahrheit ſtets entſchloſſen 

iſt, nichts Endgültiges geſchehen zu laſſen, was ſeinen Aber⸗ 
zeugungen zuwiderlaufe. Dieſe Zwieſpältigkeit des Willens mußte 
nach außen hin den Eindruck hervorrufen, als fehle es der preu⸗ 
ßiſchen Regierung überhaupt an feſten Geſichtspunkten, und als 
ſchwanke ſie ratlos auf dem bewegten Meere hin und her. Für 
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den König traf das jedenfalls nicht zu; er hielt an feinen, grund- 

ſätzlichen Aberzeugungen auch jetzt zäh und unerſchütterlich feſt 
und wartete nur den Zeitpunkt ab, wo er ſie auch praktiſch wieder 
zur Geltung bringen könne. 
In der Berliner Nationalverſammlung, die am 22. Mai zu⸗ 

ſammentrat, gab es anfangs keine feſte Mehrheit; aber all- 

mählich geriet ſie mehr und mehr unter die Herrſchaft der demo— 

kratiſchen Linken; in dieſer Richtung wirkte namentlich der Ein⸗ 

fluß der Berliner Bevölkerung, in der die radikalen Elemente das 

große Wort führten und die Straße beherrſchten, während die 

Gemäßigteren ſich ängſtlich zurückhielten. Von Anfang an be— 

ſtand der König darauf, daß die Verſammlung keineswegs eine 

Verfaſſung für Preußen zu geben, ſondern fie nur mit ihm zu ver⸗ 

einbaren habe. Der Fehler, den man infolge der Uneinigkeit der 

deutſchen Regierungen der Paulskirche gegenüber begangen hatte, 
indem man es unterließ, die Beratungen des Parlaments durch 

die Vorlage eines beſtimmt formulierten Verfaſſungsentwurfes 

in feſte Bahnen zu lenken, ſollte in Preußen wenigſtens vermieden 
werden. Das Winiſterium Camphauſen arbeitete den Entwurf 

einer preußiſchen Verfaſſung aus, der allerdings mit feinen Zu— 
geſtändniſſen an den Liberalismus dem König ſchon zu weit ging. 

Als ſich Friedrich Wilhelm dazu beſtimmen ließ, ſeine Ein- 
bringung zu geſtatten, behielt er ſich im Stillen vor, nach der An— 
nahme durch die Verſammlung ſeine endgültige Zuſtimmung doch 
noch zu verſagen. 

Aber dieſer Entwurf, der dem König ſchon viel zu weit ging, er— 

ſchien der Mehrheit als ungeeignet, um ihren Beratungen als 

Grundlage zu dienen. Sie überwies ihn der für die Verfaſſungs— 
frage eingeſetzten Kommiſſion nur als Waterial. Die Stärke der 
demokratiſchen Richtung in der Verſammlung zeigte ſich zuerſt, 
als im Laufe der Adreßdebatte der Abgeordnete Berends den An— 
trag ſtellte, man ſolle in Anerkennung der Revolution erklären, 

daß die Märzkämpfer ſich um das Vaterland wohl verdient ge— 
macht hätten. Nur mit knapper Mehrheit wurde dieſe Faſſung 
abgelehnt und durch eine mildere erſetzt. Im Juni häuften ſich 
die Straßenexzeſſe und die Gewalttätigkeiten gegen ſolche Abge⸗ 
ordnete, die nicht nach den Wünſchen der Berliner Bevölkerung 
Brandenburg, Die Reichsgründung I. 16 
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ſtimmten. Die Erjtürmung des ſchlecht bewachten Zeughauſes 
durch einen Volkshaufen in der Nacht vom 15. zum 16. Juni 
zeigte deutlich, daß die Regierung mit den bisher zur Verfügung 

ſtehenden Kräften nicht in der Lage ſei, die Ordnung in der Haupt⸗ 

ſtadt aufrecht zu erhalten. Als darauf von einem Abgeordneten 

der Rechten der Antrag geſtellt wurde, man möge den König im 

Intereſſe der Sicherheit der Beratungen um Verſtärkung des 

Wilitärs in Berlin bitten, wagte es die Mehrheit nicht, einen bei 
der Bevölkerung ſo mißliebigen Beſchluß zu faſſen; ſie erklärte 
vielmehr, keiner anderen Sicherheit zu bedürfen, wie der Schutz 
des Volkes von Berlin ihr gewähre. 

Dieſe Verhandlungen und Beſchlüſſe zeigten bereits deutlich, 

daß die Mehrheit teils aus Aberzeugung, teils aus Furcht demo⸗ 
kratiſch ſtimmte; das liberale Miniſterium Camphauſen konnte 

auf keine geſchloſſene Majorität mehr rechnen. Der König ver⸗ 

ſuchte vergeblich, Camphauſen zu beſtimmen, daß er trotzdem im 

Amte bleiben möge. Die Berichte aus dem Lande und die volle 
Zuverläſſigkeit des Heeres hatten ihn ſchon in den vorhergehenden 

Wochen zu dem Entſchluß gebracht, den Konflikt mit der Ver⸗ 

ſammlung nicht zu ſcheuen und den offenen Kampf aufzunehmen, 

ſobald die Mehrheit Beſchlüſſe faſſe, die für die königliche Autori⸗ 
tät oder die Sicherheit des Landes verderblich ſeien. Als die 
Hauptſache erſchien ihm die „Zähmung Berlins“ durch eine ſtarke 
militäriſche Beſatzung. Er hätte es gern geſehen, wenn ſeine libe⸗ 

ralen Winiſter, die in ihrem Gegenſatz gegen die demokratiſche 

Wehrheit durchaus mit ihm einig waren, dieſen Kampf ſelbſt 
geführt hätten, weil dadurch die gemäßigten Elemente im Lande 
von der Befürchtung befreit worden wären, daß eine vollſtändige 

Reaktion geplant ſei. Aber dazu war Camphauſen nicht der ge⸗ 
eignete Mann; mit ſeiner ruhigen, vorſichtigen Art war er be⸗ 
ſonders dazu befähigt geweſen, vermittelnd zu wirken und den 

ruhigen Übergang Preußens vom Abſolutismus zum konſtitu⸗ 
tionellen Syſtem in die Wege zu leiten; vor einem rückſichtsloſen 

Kampfe gegen die Volksvertretung, deſſen Verlauf und Folgen 

ſich nicht vorherſehen ließen, ſcheute er zurück. Von ſeinen Er⸗ 
fahrungen im Rheinlande ausgehend überſchätzte er zweifellos 

die Zahl, den Einfluß und die Entſchloſſenheit der liberalen und 
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demokratiſchen Elemente in Preußen und fürchtete daher, daß 
ein ſolcher Kampf zur vollen Niederlage des Königtums führen 
könne. Auch war nach ſeiner Meinung die Löſung der deutſchen 
Frage in einem für Preußen günſtigen Sinne davon abhängig, 

daß die preußiſche Regierung liberal und mit ihrer eigenen Volks⸗ 

vertretung einig bleibe. Trotz aller dieſer Bedenken hat er ſich, dem 
Wunſche des Königs gemäß, bemüht, nach einer parlamen- 

tariſchen Niederlage, die er erlitten hatte, doch noch ein arbeits⸗ 
fähiges Winiſterium zu bilden; da aber ſeine früheren Wit⸗ 

arbeiter nicht bei ihm ausharren wollten und er neue nicht in 
genügender Anzahl zu finden imſtande war, ſo reichte er 

ſchließlich doch ſeine Entlaſſung ein (20. Juni). 
Camphauſen ſelbſt empfahl zu ſeinem Nachfolger den bisherigen 

Finanzminiſter Hanſemann, der ungefähr die gleichen politiſchen 
Anſchauungen wie er ſelbſt hatte und durch ſeine Geſchäfts⸗ 

gewandtheit die Hoffnung erwecken konnte, daß er ſich der ſchwie⸗ 
rigen Aufgabe gewachſen zeigen werde. Aber der König hatte Be⸗ 

denken dagegen, ihn an die Spitze des neuen Kabinetts zu ſtellen; 
er wollte es zwar noch einmal mit einem liberalen Winiſterium 
verſuchen, glaubte aber einen geeigneten Chef in feinem Jugend- 

freunde, dem Oſtpreußen Rudolf von Auerswald zu finden; 
Hanſemann behielt das Amt eines Finanzminiſters. Das neue 
Miniſterium ſuchte durch die Errichtung einer bewaffneten Schutz— 
mannſchaft die Ordnung in Berlin zu ſichern und ſchien anfangs 

eine wenn auch knappe Wehrheit in der Verſammlung für ſich 

ji zu haben. Eine Anzahl demokratiſcher Anträge wurden in 
der nächſten Zeit abgelehnt; denn auch die Liberalen im Parla— 
ment wünſchten den Konflikt nicht und wurden ſich allmählich 
darüber klar, daß die Regierung in die Hände der Konſervativen 
kommen würde, wenn ſie das jetzige Minifterium nicht genügend 
unterſtützten. 

Die konſervativen Elemente waren bisher ziemlich ratlos, unter 

— 

ſich uneinig und ohne jeden Einfluß geweſen. Viele Witglieder 
des Adels und des Offizierkorps empfanden es mit tiefem Groll, 

daß der König der Oppoſition überhaupt ſo viele Zugeſtändniſſe 
machte. Sie hätten es am liebſten geſehen, wenn er möglichſt bald 

das Signal zum rückſichtsloſen Dreinhauen gegeben hätte. Da 
16* 
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aber der König ſelbſt immer wieder verſicherte, daß er aus völlig 

freiem Entſchluß ſo handle, ſo blieb ihnen nichts übrig, als zu 

murren und zu gehorchen. Sie betrachteten die liberalen Winiſter 
mit größtem Mißtrauen und fanden ſich höchſtens mit dem bitteren 

Troſte ab, daß ſie immer noch beſſer ſeien als die Demokraten. 

Leben und Bewegung kamen erſt in ihre Reihen, als die Na⸗ 

tionalverſammlung im Juli Geſetze über die volle Durchführung 

der Bauernbefreiung und über die Aufhebung des gutsherrlichen 

Jagdrechtes beſchloß und die Regierung darauf einging. Das er⸗ 

ſchien ihnen als eine unmittelbare Bedrohung ihres Eigentums 

und der wirtſchaftlichen Grundlagen ihrer bisherigen Wacht⸗ 

ſtellung. Da ſie bei dem liberalen Winiſterium keinen Schutz 

fanden, ſo beſchloſſen ſie, ſich ſelbſt zu helfen und ſich zu dieſem 

Zwecke feſter zu organiſieren. Sie begannen eine rührige Agitation 

unter der Landbevölkerung und begründeten zunächſt unter Füh⸗ 

rung des Herrn von. Bülow-Cummerow den Verein zum Schutze 
des Eigentums, d. h. des Grundbeſitzes; Bauernvereine wurden 

ins Leben gerufen und Adreſſen an den König in Umlauf geſetzt. 

Witte Auguſt tagte in Berlin das ſogenannte Junkerparlament, 

der erſte konſervative Parteitag Preußens. Endlich ſchufen ſie 

ſich ein eigenes Preßorgan in der Neuen Preußiſchen Zeitung, die, 

weil ſie mit dem Bilde des eiſernen Kreuzes geſchmückt war, 
auch Kreuzzeitung genannt wurde. Die Konſervativen holten da⸗ 

mit nach, was die Liberalen und Demokraten vor ihnen getan 

hatten. Solange ſie im Beſitz der Macht waren, hatten ſie einer 

eigenen parteipolitiſchen Organiſation nicht bedurft; ſie hatten in 

der Regierung zugleich die Vertreterin ihrer Intereſſen geſehen; 

jetzt, wo ſie in die Oppoſition gedrängt waren, empfanden auch 

ſie die Notwendigkeit der Agitation und des Zuſammenſchluſſes 

zur öffentlichen Verteidigung ihrer Forderungen. 
Für das Winiſterium bedeuteten dieſe Vorgänge eine weitere 

Schwächung ſeiner Poſition. Seine Mehrheit im Parlament war 
ohnehin ſchwach genug; wandte ſich nun noch der rechte Flügel 

von ihm ab, ſo wurde die Baſis ſeiner parlamentariſchen Stellung 
immer ſchmäler. Jeder zufällige Anlaß konnte ihm eine Nieder⸗ 
lage zuziehen und ſeinen Sturz herbeiführen. Nun beantragte in⸗ 
folge eines Konfliktes, der in Schweidnitz zwiſchen den Offizieren 

FA EEE re EE 
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und Bürgern ausgebrochen war, am 9. Auguſt der Abgeordnete 
Stein, der Kriegsminiſter möge den Offizieren befehlen, ſich von 

allen reaktionären Beſtrebungen fernzuhalten, Konflikte mit dem 

Zivil zu vermeiden und durch ihr Benehmen aufrichtige Hin- 

gebung an den neuen konſtitutionellen Rechtszuſtand zu be— 
kunden; wer ſich zu einer ſolchen Haltung nicht verſtehen könne, 
müſſe aus der Armee ausſcheiden. Das Winiſterium wagte nicht, 

unter Stellung der Vertrauensfrage die Ablehnung dieſes An— 

trags zu fordern; ſo wurde er angenommen und wenige Wochen 

ſpäter noch einmal wiederholt; den Winiſtern wurde in drohendem 

Tone eingeſchärft, daß ſie für ſeine Vollſtreckung zu ſorgen 
hätten. 

Der König ſah in dieſem Vorgehen des Parlaments einen 
Eingriff in ſeine kriegsherrlichen Rechte. Schon früher hatte er 

Camphauſen gegenüber wiederholt ausgeſprochen, daß die Armee 

unter dem perſönlichen Befehl des Königs bleiben und von jedem 
parlamentariſchen Einfluß unabhängig erhalten werden müſſe. 

Das Verhalten ſeiner Winiſter gegenüber dem Steinſchen Un- 
trag erſchien ihm als eine Verleugnung dieſes Grundſatzes. 
Jedenfalls mußten ſich die Winiſter ſagen, daß ſie auf keinen 

Fall vom König die Genehmigung zu dem verlangten Erlaß 
bekommen würden; ſie ſtanden alſo zwiſchen zwei Feuern und 
zogen es vor, ihre Amter niederzulegen, weil auch ſie überzeugt 

waren, daß nur ein Kabinett, welches das Vertrauen der Mehr— 
heit genieße, die Verfaſſung zuſtandebringen könne. Der König 
wollte zunächſt aus den gleichen Motiven wie im Juni ein neues 

liberales Miniſterium unter dem Rheinländer von Beckerath be— 
rufen. Man konnte ſich aber über ein annehmbares Programm 

nicht einigen. Die Verlegenheit war groß, und zuletzt berief der 
König Anfang September den alten General von Pfuel, eine poli— 

tiſch ziemlich farbloſe Perſönlichkeit, an die Spitze der Regierung; 

die übrigen Mitglieder des Winiſteriums waren meiſt Beamte, 

die den liberalen Beſtrebungen im allgemeinen ſympathiſch gegen— 
überſtanden. Daß aber ſchon damals mit der Möglichkeit eines 
Kampfes gerechnet wurde, zeigt die gleichzeitige Zuſammen— 
ziehung eines Heeres von 50000 Mann in der Nähe von Berlin; 

zum Befehlshaber wurde General Wrangel ernannt, der durch 



246 Beſchlüſſe der Nationalverſammlung 

den Vertrag von Malmö in Schleswig-Holſtein überflüſſig 

geworden war (15. September). 
Noch einmal verſuchten die neuen Winiſter es dem Parlament 

gegenüber mit einer verſöhnlichen Maßregel; ein den Wünſchen 
der Wehrheit wenigſtens teilweiſe entgegenkommender Erlaß 
wurde an die Offiziere gerichtet. Aber der weitere Verlauf der 
Verfaſſungsberatung zeigte alsbald, daß jede Verſtändigung un⸗ 
möglich ſei. Der Entwurf, den die Kommiſſion am 12. Oktober 

dem Plenum vorlegte und die Veränderungen, die während der 

Beratung daran vorgenommen wurden, waren völlig von demo⸗ 

kratiſchem Geiſte beherrſcht. Schon in den Eingangsworten wurde 

aus dem Titel des Königs die Bezeichnung „Von Gottes 

Gnaden“ geſtrichen. Friedrich Wilhelm fand dadurch die Grund⸗ 
lagen der königlichen Autorität, wie er ſie auffaßte, bedroht und 

ſeine alte Meinung beſtätigt, daß Revolution und Liberalismus 

im letzten Grunde Erzeugniſſe des religiöfen Unglaubens ſeien. 
Auch andere Beſchlüſſe, wie die Abſchaffung des Adels ſowie aller 

Orden und der nicht mit einem Amte verbundenen Titel, endlich 

die Aufhebung der Todesſtrafe, erſchienen ihm gänzlich unan⸗ 
nehmbar. Dazu kam noch, daß die Verſammlung angeſichts der 

Vorgänge in Wien die Regierung aufforderte, der bedrängten 

Volksfreiheit in Hfterreich mit allen dem Staate zu Gebote 
ſtehenden Witteln zu Hilfe zu kommen. Der König ſollte ſich alſo 
mit der offenen Rebellion gegen den Kaiſer von Hfterreich vers | 

bünden. 

Gewiß würden die Beſchlüſſe des Parlaments weſentlich an⸗ 
ders ausgefallen ſein, wenn nicht die gemäßigten Witglieder durch 
die Furcht vor den das Beratungsgebäude umdrängenden 

Volksmaſſen am Ausdruck ihrer Aberzeugung verhindert worden 
wären. War es doch für die Winiſter und die beim Volke un⸗ 

beliebten Abgeordneten manchmal mit Lebensgefahr verbunden, 
aus der Sitzung in ihre Wohnungen zu gelangen. 
Da fo die demokratiſchen Tendenzen die unbedingte Herrſchaft 

gewannen und keinerlei Hoffnung beſtand, daß dieſe Richtung 

ſich ändern werde, verlangte der König von den Winiſtern ein 

entſchloſſenes Vorgehen. Sie ſollten der Verſammlung offen 
ſagen, daß die Regierung die von ihr beſchloſſene Verfaſſung 
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nicht annehmen könne, und ſollten den Konflikt nicht ſcheuen. 
Hierzu aber waren General von Pfuel und ſeine Kollegen nicht 
zu bringen; ſie verſuchten vielmehr immer wieder, den König 
in einer Reihe von Punkten, z. B. in der Frage der Todesſtrafe, 
zum Nachgeben zu beſtimmen. 

Unter dieſen Umſtänden ſah ſich Friedrich Wilhelm wieder 

nach anderen Winiſtern um. Durch Leopold von Gerlach wurde 
ſein Blick auf den kommandierenden General in Breslau, den 
Grafen Brandenburg, gelenkt. Nach anfänglichem Zögern erklärte 
ſich dieſer, ein Sohn Friedrich Wilhelms II. aus deſſen zur linken 
Hand geſchloſſenen Ehe mit der Gräfin Dönhoff, zur Bildung 
des Winiſteriums bereit. Im Publikum wußte man von ihm 
nur, daß er in Breslau die Aufſtandsverſuche energiſch nieder— 
geworfen hatte, ſah aber in ſeiner Berufung ſofort mit Recht 

ein Zeichen dafür, daß es jetzt zum Kampfe kommen werde. Als 
man weiter erfuhr, daß der als Anhänger des alten Syſtems 
bekannte Freiherr Otto von Wanteuffel zum Winiſter des 
Inneren ernannt worden ſei, verſtärkte ſich dieſer Eindruck noch 

mehr. Durch eine Deputation an den König erbat die Verſamm⸗ 
lung die Entlaſſung der eben ernannten Winiſter und warnte 
vor den Folgen eines Konflikts. Der König hörte die Adreſſe 
an, beantwortete ſie aber nicht; als er das Zimmer verließ, rief 
ihm der demokratiſche Abgeordnete Jacoby die berühmt ge— 
wordenen Worte nach: „Das iſt das Unglück der Könige, daß 

ſie die Wahrheit nicht hören wollen.“ 
Aber die Art, wie am beſten zu operieren ſei, kam es zwiſchen 

dem König, der Kamarilla und den Winiſtern zu lebhaften Er- 

örterungen. Schließlich kam man überein, daß die Verſammlung 
vertagt und nach Brandenburg a. d. Havel verlegt werden ſolle, 
da ſie in Berlin bei dem wachſenden Einfluß des hauptſtädtiſchen 

Poööbels nicht frei beraten könne. Am 9. November wurde dem 

Parlament dies in einer königlichen Botſchaft mitgeteilt, und als 
der Termin des Wiederbeginns der Beratungen der 27. November 
feſtgeſetzt. Es war das preußiſche Gegenſtück zur Verlegung des 
öſterreichiſchen Reichstags nach Kremſier. Diejenigen Abgeord— 
neten, die nach Verleſung der Botſchaft nicht den Saal ver— 
laſſen hatten, erklärten nun, daß dem König nicht das Recht zu— 
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ſtehe, die konſtituierende Verſammlung aufzulöſen oder zu ver⸗ 

tagen; man werde daher am nächſten Tage die Beratungen ruhig 

fortſetzen. Die Regierung erwiderte darauf ſchriftlich, daß alle 

weiterhin gefaßten Beſchlüſſe ungültig ſein würden, und ließ am 

10. November den General Wrangel in Berlin einrücken. Das 

Schauſpielhaus, wo das Parlament getagt hatte, wurde mit 

Truppen beſetzt, der Belagerungszuſtand verkündet und die 

Bürgerwehr entwaffnet. Nirgends regte ſich Widerſtand; das ge⸗ 

werbetreibende Bürgertum zeigte ſich ſogar erfreut über die 

Wiederkehr geordneter Zuſtände, und auch die Bürgerwehr war 

im Grunde froh, von ihrem läſtigen und zeitraubenden Dienſte 

befreit zu werden. Ein Teil der Abgeordneten verſuchte es noch, 

in anderen Lokalen Beratungen zu halten, und faßte den Be⸗ 

ſchluß, das Volk zu einer allgemeinen Verweigerung der Steuern 

aufzufordern. Aber alle dieſe Proteſte verhallten ziemlich wir- 

kungslos; eine ernſthafte Bewegung zugunſten des Parlcknents 

gegen die Regierung zeigte ſich nirgends im Lande. Darin lag 

der beſte Beweis, daß der König die Stimmung des Volkes im 

weſentlich richtig eingeſchätzt hatte; bei den Maſſen hatte ein 

Intereſſe an den Verfaſſungsfragen niemals beſtanden; ſie ſahen 
in dem König ihren Herrn, dem ſie zu gehorchen hätten; im 

Bürgertum und bei den Liberalen hatte die demokratiſche Rich⸗ 

tung der Verſammlung und ihre wachſende Unterordnung unter 

den Berliner Pöbel das Intereſſe für ſie erlahmen laſſen, und 

niemand hatte Luſt, ihretwegen den gefährlichen Kampf gegen 

die Staatsgewalt und das Wilitär zu wagen. 

Was ſollte nun aber weiter geſchehen? Die Winiſter traten 

dafür ein, falls die Abgeordneten in Brandenburg nicht in be⸗ 

ſchlußfähiger Anzahl erſcheinen oder die Verhandlung mit dieſem 

Miniſterium ablehnen würden, die Nationalverſammlung auf⸗ 

zulöſen und eine Verfaſſung aus königlicher Machtvollkommen⸗ 

heit zu oktroyieren. Sie wünſchten, daß dieſe Verfaſſung einen 

möglichſt liberalen Inhalt erhalte, da dem Lande gezeigt werden 

müſſe, daß der König nicht etwa ſeine früheren Verſprechungen 

brechen wolle, ſondern daß ihn nur die darüber hinausgehenden 
Forderungen des Parlaments zu deſſen Zerſprengung veran⸗ 
laßt hätten. Der König hatte gegen dies Verfahren die ſchwerſten 
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Bedenken. Die Verfaſſung, die ſein Minijterium ihm vorſchlug, 
ging in ihren Zugeſtändniſſen bedeutend über den Entwurf 

Camphauſens hinaus und ſchloß ſich großenteils dem Entwurf 
der Kommiſſion des aufgelöſten Parlaments an; nur die ex⸗ 

trem demokratiſchen Beſtandteile waren daraus entfernt worden. 

Der König kritiſierte ſie mit beißender Schärfe, nannte ſie einen 

elenden Wiſch und forderte im geheimen ſeinen Freund NRado- 
witz auf, dagegen zu ſchreiben. Was nützte ihm der ganze Sieg, 

den man erfochten hatte, wenn er ſchließlich doch im großen und 
ganzen den Gegnern den Willen tun ſollte? Oktroyierte er aber 

aus freiem Entſchluß eine derartige Verfaſſung, ſo ſchien es faſt 

unmöglich, nachher davon wieder etwas zurückzunehmen. War 
es nicht ſchließlich beſſer, gar keine Oktroyierung vorzunehmen, 
ſondern eine neue Nationalverſammlung wählen zu laſſen, die 
vielleicht nach den Erfahrungen ihrer Vorgängerin zu größerem 

Entgegenkommen bereit ſein würde? 
Allen dieſen Bedenken gegenüber beſtanden die Winiſter auf 

ihrem Plane; dem König blieb keine Wahl, als ihnen nach— 

zugeben oder ſie zu entlaſſen. Hatte er früher darüber geklagt, 

daß feine liberalen Winiſter ihn faktiſch abſetzen wollten, indem 
ſie ihm vorher vereinbarte Beſchlüſſe unter Stellung der Ka— 
binettsfrage zur Genehmigung vorlegten, ſo mußte er jetzt die 
Erfahrung machen, daß auch das Winiſterium „der rettenden 

Tat“ nicht anders verfuhr. Ohne Zweifel hat er ernſtlich daran 

gedacht, es wegen dieſes Verfahrens zu entlaſſen. Wenn es nur 

nicht ſo ſchwer geweſen wäre, in der augenblicklichen Situation 

andere Winiſter zu finden! Und wenn man nur nicht mit voller 

Sicherheit darauf hätte rechnen müſſen, daß die Oppoſition den 
Sturz des Winiſteriums als ein ihr gemachtes Zugeſtändnis 
und als den Bankerott der Politik vom 9. November anſehen 
und bejubeln würde! 

* * * 

Während der König vor dieſem ſchwierigen Entſchluſſe ſtand, 
erſchienen in Berlin Vertreter des Reichsminiſteriums. Man 

hatte in Frankfurt die Wichtigkeit des Augenblicks auch für das 
Gelingen des deutſchen Verfaſſungswerkes erkannt und ſchon 
beim Beginn der Miniſterkriſis den Unterſtaatsſekretär Baſſer— 
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mann nach Berlin entſandt, um eine engere Fühlung mit der 

preußiſchen Regierung anzubahnen, womöglich deren Zuſtimmung 

zu der geplanten deutſchen Verfaſſung im voraus zu gewinnen 

und in den inneren Gegenſätzen Preußens vermittelnd zu wirken. 

Wan war keineswegs zufrieden mit dem Berliner Parlament, 

deſſen demokratiſche Mehrheit deutlich genug zu verſtehen ge⸗ 

geben hatte, daß ſie ihren Wünſchen nicht entſprechende Frank⸗ 

furter Beſchlüſſe als für Preußen bindend nicht anerkennen werde. 
Man war aber auch jetzt ebenſowenig einverſtanden mit dem ge⸗ 

waltſamen Vorgehen des Königs und der Berufung des Wini⸗ 

ſteriums Brandenburg, von dem ſich eine Sympathie mit den li⸗ 

beralen Beſtrebungen nicht erwarten ließ. Man fürchtete offenbar, 

daß der offene Kampf zwiſchen König und Volksvertretung in 

Preußen zu einem vollen Rückfall in den Abſolutismus oder 

zu einer neuen Revolution und zum Siege der Demokraten 
führen könne. In beiden Fällen würde eine Verſtändigung der 

Frankfurter Mehrheit mit Preußen, auf der ja allein noch die 

Möglichkeit eines Erfolges beruhte, kaum denkbar geweſen ſein. 
Daher hatte man die Abſicht, zu vermitteln, um den Bundes⸗ 
genoſſen, auf den man rechnen mußte, nicht zu verlieren. Man 

glaubte ſich damit den Dank des preußiſchen Königs zu verdienen; 

denn im Augenblick des Wagniſſes vom 9. November, als ſich 
deſſen Gelingen oder Wißlingen noch nicht überſehen ließ, hatten 

König und Winiſterium die Unvorſichtigkeit begangen, die 

Zentralgewalt um ihre moraliſche Unterftüßung zu bitten. Nichts 
konnte dem Reichsminiſterium und der Nationalverſammlung 
willkommener ſein! Es lag, wie Rudolf Haym es ausgedrückt hat, 

im Intereſſe der Verſammlung, daß die preußiſche Krone über 

ihr Parlament ſiege, daß ſie aber dieſen Sieg nicht aus eigener 
Kraft, ſondern mit Hilfe der Frankfurter Nationalverſammlung 

erfechte. Zugleich glaubte man es aber doch wieder der liberalen 
Strömung, der die Wehrheit ſelbſt angehörte, ſchuldig zu ſein, 
daß man gegen das allgemein als reaktionär betrachtete Wini⸗ 

ſterium Brandenburg Stellung nehme. Das Ergebnis dieſer Er⸗ 
wägungen war ein Beſchluß, der das Vorgehen des preußiſchen 

Rumpfparlament3 für unrechtmäßig erklärte, zugleich aber den 
König aufforderte, das Winiſterium Brandenburg zu entlaſſen, 
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ſich mit volkstümlicheren Ratgebern zu umgeben und die Ver— 
legung der Beratungen nach Brandenburg zurückzunehmen. In 
Wahrheit verdiente man ſich damit bei keiner der ſtreitenden 

Parteien Dank. 
Baſſermann, der dieſe Halbheit mißbilligte und ſich ganz auf 

die Seite der preußiſchen Regierung ſtellte, war inzwiſchen nach 
Frankfurt zurückgeeilt; zwei andere Kommiſſare, Simſon und 
Hergenhahn wurden nach Berlin geſchickt, um den Beſchlüſſen 

der Paulskirche Achtung zu verſchaffen. Als ſie in Berlin er⸗ 
ſchienen, mußten ſie bald die Erfahrung machen, daß man ſie 
von beiden Seiten mit Wißtrauen betrachtete. Zugleich erfuhren 
ſie aber auch, daß die Regierung mit dem Gedanken umgehe, 

die preußiſche Nationalverſammlung aufzulöſen und eine Ver— 

faſſung zu oktroyieren; auch daß der König dieſem Gedanken 

noch widerſtrebe, wird ihnen nicht unbekannt geblieben ſein. Da 

ſie die Wichtigkeit des Augenblicks richtig empfanden, hielten 
fie es für notwendig, daß der einflußreichſte Führer der Mehr— 

heit, Heinrich von Gagern, ſelbſt nach Berlin komme, um auf 
den König einzuwirken. 

Hatte aber Gagerns Reife nicht vielleicht noch weitergehende 

Zwecke? Es gab in der erbkaiſerlichen Partei eine Gruppe von 
Abgeordneten, deren Stärke wir freilich nicht genauer abſchätzen 

4 können, die an dem alten Gedanken aus dem Frühjahr feſthielt, 

daß Preußen die Herrſchaft ſeines Königs über Deutſchland 
durch die Auflockerung ſeiner eigenen Staatseinheit erkaufen 

müſſe. Sie wollten wohl die deutſche Krone der Dynaſtie Hohen— 
zollern übertragen, und dadurch die Kräfte, über die ſie verfügte, 
für die Unterſtützung des Verfaſſungswerkes gewinnen; fie 
wollten aber keine Herrſchaft Preußens über die kleineren 
Bundesſtaaten. Von dieſem Geſichtspunkt aus mußte es als 
wünſchenswert erſcheinen, wenn Preußen keine eigene konſtitu— 

tionelle Verfaſſung und kein beſonderes Parlament erhalte; viel— 

mehr erſchien es beſſer, wenn die Mitwirkung der Bevölkerung 
auf die Tätigkeit der alten Provinziallandtage, die in ihrer Zu— 
ſammenſetzung verbeſſert werden konnten, beſchränkt bleibe. Ein 
ſtarkes preußiſches Parlament wurde als gefährliche Rivalin des 

deutſchen Parlaments angeſehen; das Nebeneinanderwirken 
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zweier großer Volksvertretungen ſchien zu endloſen Reibungen 

führen zu müſſen. Ganz beſonders ſtark war dieſes Bedenken 

bei denen, welche die volle Abhängigkeit der Regierung von der 

Mehrheit des Parlaments als eine ſelbſtverſtändliche Forderung 
des konſtitutionellen Staatslebens betrachteten; denn ganz un⸗ 

möglich konnte derſelbe Herrſcher als Kaiſer von Deutſchland von 

der Mehrheit der deutſchen Nationalverſammlung und zugleich 

als König von Preußen von der Mehrheit der preußiſchen Volks⸗ 

vertretung abhängig ſein, unmöglich konnten ſeine deutſchen und 

ſeine preußiſchen verantwortlichen Winiſter eine verſchiedene und 

unter Umſtänden ſogar entgegengeſetzte Politik treiben. Ging die 

Löſung der preußiſchen Verfaſſungsfrage auf dem bisherigen 

langſamen Wege ſchrittweiſe vorwärts, ſo konnte man hoffen, 

in Frankfurt mit der Reichsverfaſſung vorher fertig zu werden 

und darin Beſtimmungen anzubringen, die eine ſolche rivali⸗ 

ſierende Stellung des preußiſchen Parlaments unmöglich 

machten. Wurde jetzt aber eine Verfaſſung, noch dazu eine ſolche 

mit liberalem Inhalt, in Preußen oktroyiert, ſo mußte es viel 
ſchwerer ſein, die dadurch neu gefeſtigte Einheit Preußens nach⸗ 

träglich wieder abzuſchwächen. Außerdem wußte man, daß der 

König ſelbſt einer liberalen Ausgeſtaltung der preußiſchen Ver⸗ 

faſſung nach wie vor unfreundlich gegenüberſtand. Vielleicht ließ 

er ſich jetzt, wo der Konflikt mit dem eigenen Parlament aus⸗ 

gebrochen war, zu einer Vertagung des preußiſchen Verfaſſungs⸗ 

werkes beſtimmen, in der Hoffnung, daß er in Preußen die pro⸗ 

vinzialſtändiſche Verfaſſung und daneben höchſtens für gewiſſe 

allgemeinere Fragen den Vereinigten Landtag beibehalten könne, 

wenn er als Herrſcher des deutſchen Bundesſtaates ein deutſches 
Parlament neben ſich habe. 

Daß ſolche Gedanken in Frankfurt erwogen wurden, iſt ſicher; 

ebenſo, daß Heinrich von Gagern ihnen ſehr zugänglich war. Es 
ſteht aber auch feſt, daß gerade die zur liberalen Erbkaiſerpartei 

gehörigen preußiſchen Abgeordneten von dieſen Beſtrebungen 
nichts wiſſen wollten, und daß es vornehmlich Männer aus den 

Wittelſtaaten des Südens waren, die fie vertraten. Haben Gagern 

und ſeine Freunde eine ſolche Löſung der deutſchen Frage nicht 
nur für die theoretiſch beſte, ſondern auch für praktiſch ausführ⸗ 
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bar gehalten, fo haben fie ſich freilich von Anfang an in einem 
ſchweren Irrtum über die Feſtigkeit des preußiſchen Staats— 
gefüges und über die Geſinnung des Königs befunden. Friedrich 

Wilhelm kannte dieſe Gedanken bereits ſeit dem Sommer durch 

ſeinen Freund Bunſen; er hat ſie trotz der Verſuchung, die für 

ihn darin liegen konnte, auf dieſe Art die unbequeme preußiſche 
Nationalverſammlung los zu werden, ſtets energiſch zurück— 

gewieſen; denn es war ihm vollſtändig klar, daß er die feſte 

Grundlage ſeiner Wachtſtellung zerſtöre, wenn er die Einheit 

des preußiſchen Staates preisgebe. Und wie hätte gerade ihn 
die Ausſicht verlocken können, zum Vollſtrecker der Einheits— 
heitsbeſtrebungen des Frankfurter Parlaments gegenüber den 

Einzelſtaaten zu werden! So wenig er den Einfluß und die Wacht 

Preußens dazu benutzen wollte, um den Herrſchern der übrigen 

Einzelſtaaten unfreiwillige Beſchränkungen ihrer Souveränität 
aufzudrängen, ſo wenig und noch viel weniger war er geneigt, 

Preußen ſelbſt zugunſten einer von parlamentariſchen Ein— 
flüſſen abhängigen deutſchen Zentralgewalt ſchwächen und media— 

tiſieren zu helfen. 

Wir wiſſen nicht, ob Gagern bei ſeinen Unterredungen mit 

dem König dieſe Geſichtspunkte wirklich geltend gemacht, oder 
ob er nur darauf hingewieſen hat, daß Preußen durch das nach 

liberaler Anſchauung an ſich rechtswidrige Verfahren einer Ok— 
troyierung und durch die Beibehaltung des unpopulären Wini⸗ 
ſteriums Brandenburg ſeine Chancen, die Führung in Deutſch— 

land zu erlangen, ſtark vermindern, oder vielleicht aufs Spiel 
ſetzen werde. Jedenfalls hat er von dem König nichts Geringeres 
verlangt, als daß er ſich ſchon jetzt bereit erkläre, die Verfaſſung, 

wie ſie aus den Beratungen der Paulskirche hervorgehen werde, 

und die Kaiſerkrone, wenn ſie ihm geboten werden würde, an— 
zunehmen. Als ihm der König entgegenhielt, daß dazu die Ein— 
willigung der deutſchen Fürſten erforderlich ſei, ſagte Gagern: 
„Sie wollen die Zuſtimmung der Fürſten? Gut, die ſollen Sie 
haben.“ Bei Friedrich Wilhelm erweckten dieſe Unterredungen 

ein aus Abſcheu und Bewunderung gemiſchtes Gefühl; die Be— 
wunderung galt wohl der feurigen Beredſamkeit und der deutſchen 

Begeiſterung Gagerns, der Abſcheu dem ſachlichen Ziele, das 
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er verfolgte. Denn für ihn war das alles nur ein Verſuch, ihn 
zum heimlichen oder offenen Verbündeten der Revolution gegen 

die legitimen Gewalten in Deutſchland zu gewinnen. Die Na⸗ 
tionalverſammlung überſchritt nach ſeiner Anſicht ihr Mandat 

und wurde zu einem revolutionären Konvent, ſobald ſie die Ver⸗ 

faſſung einſeitig feſtſetzen und über die Krone verfügen wollte; 
ihre Aufgabe ſollte es nur ſein, die Wünſche des Volkes feſt⸗ 

zuſtellen und über deren Erfüllbarkeit mit den Fürſten zu ver⸗ 

handeln. Für Gagern bedeutete dieſe Haltung des Königs die 
Vernichtung aller ſeiner Hoffnungen; er ſträubte ſich daher immer 

noch, daran zu glauben, daß dies des Königs endgültiger Ent⸗ 
ſchluß ſei, und klammerte ſich an die Hoffnung, daß er anders 
ſprechen werde, wenn die Stunde der Entſcheidung wirklich da ſei. 

In der augenblicklich brennenden Frage, zu deren Löſung er 
nach Berlin gekommen war, erreichte Gagern genau das Gegen⸗ 

von dem, was er wollte. Die Zumutung, daß er auf Befehl der 
Zentralgewalt ſein Winiſterium ändern ſolle, beleidigte das 

Selbſtgefühl des Königs. Wenn er jetzt ſeine Winiſter entlaſſen 
hätte, jo würde das der Öffentlichkeit nicht nur als eine Nach⸗ 

giebigkeit gegen den preußiſchen Radikalismus, ſondern auch als 

eine Unterwerfung unter den Willen der Frankfurter National⸗ 

verſammlung und der von ihr abhängigen Zentralgewalt er⸗ 
ſchienen fein. Außerdem würden die übrigen deutſchen Regie⸗ 

rungen darin ein ſicheres Zeichen dafür erblickt haben, daß der 

König auf dieſe Art das Wohlwollen der Frankfurter Wehr⸗ 

heit erkaufen und auf deren Pläne zur Errichtung eines preu⸗ 

ßiſchen Erbkaiſertums eingehen wolle. Gerade in einen ſolchen 

Verdacht aber wollte er feinen Mitfürſten gegenüber auf keinen 
Fall geraten. Es kam noch hinzu, daß eine Kundgebung des 
Reichsverweſers, welche direkt an die preußiſchen Oberpräſidenten 

verſandt wurde, in befehlshaberiſchem Tone den Wunſch der 
Zentralgewalt nach Entlaſſung der preußiſchen Winiſter aus⸗ 
ſprach. Gerade dieſe Verſuche, ihn zu beeinfluſſen, haben offen⸗ 
bar den König dazu beſtimmt, die ſchwere Wahl zwiſchen der 
Nachgiebigkeit gegen ſeine Winiſter mit ihrer oktroyierten libe⸗ 
ralen Verfaſſung und dem Zurückweichen vor den Drohungen 
der beiden Parlamente in der Art zu treffen, daß er das Wini⸗ 
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ſterium Brandenburg im Amt ließ und die Oktroyierung der Ver— 
faſſung genehmigte. 

Allerdings mußten die Winiſter ſich eine Reihe von Verände— 

rungen an ihrem Entwurf gefallen laſſen, die indeſſen den Cha- 

rakter der Verfaſſung nicht weſentlich veränderten. Bevor man 
ſich endgültig zur Oktroyierung entſchloß, wollte man verſuchen, 
ob ſich die Mehrheit der Verſammlung in Brandenburg ein- 
finden und zum Entgegenkommen bereit zeigen werde. Aber die 
Abgeordneten erſchienen in Brandenburg zuerſt nicht in beſchluß— 

fähiger Anzahl; und in der zweiten Sitzung, in der eine genügende 
Zahl von Volksvertretern anweſend war, verhinderten die Gegner 
des Winiſteriums dadurch, daß ſie vor der Abſtimmung den Saal 
verließen, die Konſtituierung der Verſammlung. Erſt jetzt wurde 

die Oktroyierung endgültig beſchloſſen, und am 5. Dezember er— 
folgte gleichzeitig die Auflöſung des Parlaments und die Ver— 

kündigung der neuen Verfaſſung. Der Volksvertretung ſollte die 
nochmalige Durchberatung und das Recht, mit der Regierung 

Abänderungen zu vereinbaren, vorbehalten bleiben; ihre Zu⸗ 

ſammenſetzung wurde aber durchgreifend geändert; neben die auf 

Grund des allgemeinen, gleichen, aber indirekten Wahlrechtes 
zu wählende zweite Kammer ſollte eine von den Provinzial⸗-, 

Bezirks⸗ und Kreisvertretungen gewählte erſte Kammer treten. 
Bis zur Vollendung der Reviſion ſollte die oktroyierte Ver— 

faſſung in Kraft bleiben; dieſes Proviſorium hat dann bis zum 
Januar 1850 gedauert. 

Ebenſo wie die Verlegung der Nationalverſammlung nach 
Brandenburg wurde auch ihre Auflöſung und die Oktroyierung 
der Verfaſſung von der preußiſchen Bevölkerung ruhig hin— 
genommen. Zumal da die nächſten Maßregeln der Regierung 
— die Aufhebung des Zeitungsſtempels, proviſoriſche Er— 
leichterung der bäuerlichen Laſten, Aufhebung der Patrimonial⸗ 
Gerichtsbarkeit und eine Reform des Gerichtsweſens in liberalem 
Sinne — den Wünſchen weiter Bevölkerungskreiſe entgegen— 

kamen und vielen wichtiger erſchienen als die Verfaſſungsfrage. 

Anfang Dezember jtanden alſo die Regierungen Gſterreichs 

und Preußens wieder als Herren der Lage in ihren eigenen Ge— 
bieten da. Sie verfügten mit voller Sicherheit über die Streit— 
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kräfte und die finanziellen Machtmittel ihrer Staaten und hatten 

die populären Einflüſſe, denen ſie im Frühjahr für kurze Zeit 

erlegen waren, wieder zurückgedrängt. Daß ihnen dies ſo leicht 

gelungen war, bewies aufs klarſte, wie gering im Grunde we⸗ 

nigſtens in der Bevölkerung Oſterreichs und Preußens die Macht 

der liberalen und demokratiſchen Strömung war. Der Nebel, 
der ſich durch den ſchnellen Sieg der Revolution und die an⸗ 
fängliche Kopfloſigkeit der Regierungen über die tatſächliche Lage 

der Wachtverhältniſſe verbreitet und auch vielen ruhigen und 

klar denkenden Köpfen den Blick für dieſe getrübt hatte, war 

jetzt endgültig verſchwunden. Es mußte ſich nun zeigen, ob auch 

die Macht der Paulskirche und der in ihr herrſchenden natio⸗ 

nalen Gedanken nur eine Täuſchung geweſen war. 
* * * 

Solange die Regierungen Oſterreichs und Preußens vollauf 

damit beſchäftigt geweſen waren, die verlorene Autorität in ihren 
eigenen Gebieten wiederzugewinnen, hatten ſie wohl oder übel 
darauf verzichten müſſen, die Neugeſtaltung Deutſchlands ſelbſt 

in die Hand zu nehmen; ſie hatten das Frankfurter Parlament 
im allgemeinen gewähren laſſen und ſich damit begnügt, Eingriffe 
in die eigene Machtſphäre abzuweiſen. Zwar hatte es an ge⸗ 
legentlichen Warnungen an die Verſammlung, daß ſie ihre Wacht 
nicht überſchätzen möge, niemals gefehlt. Wir wiſſen bereits, daß 

die öſterreichiſche Regierung erklärt hatte, ſie werde nur ſolchen 
Beſchlüſſen der Paulskirche zuſtimmen, die mit den Intereſſen 
ihres eigenen Landes vereinbar ſeien. Im Auguſt hatte auch der 

preußiſche König, als ihm bei dem Kölner Dombaufeſt eine De- 

putation des Parlaments vorgeſtellt wurde, zwar die Wichtigkeit 
ihrer Aufgabe anerkannt und ihrer Arbeit Gedeihen gewünſcht, 
aber warnend hinzugefügt, die Verſammlung möge nicht ver⸗ 

geſſen, daß es in Deutſchland noch Fürſten gebe, und daß er 
ſelbſt zu dieſen gehöre. 

Jetzt ſchien der Augenblick gekommen, um aktiv einzugreifen. 

Die Vorausſetzung dafür war allerdings, daß Hjterreich und 
Preußen ſich über ein gemeinſames Programm zu vereinigen 

vermöchten und womöglich auch die Zuſtimmung der übrigen Re⸗ 
gierungen dazu erlangten. In der Tat war König Friedrich Wil⸗ 

? 
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helm entſchloſſen, jetzt dieſen Weg zu betreten und Verhandlungen 

mit Öfterreich und den übrigen größeren Staaten in dieſem Sinne 

zu eröffnen. 
Die Frage war jedoch, ob ſeine Winiſter bereit ſein würden, 

ihm auf dieſem Wege zu folgen. Der König war ſeit dem März 

mit ſeinen Miniſtern über die Behandlung der deutſchen Frage 

niemals einig geweſen. Solange Camphauſen WMiniſterpräſident 

war, hatte ſich Friedrich Wilhelm zunächſt von jeder Einwirkung 

auf die Schritte feiner Regierung zurückgehalten und nur ge= 
legentlich Tadel und Warnungen ausgeſprochen. Camphauſen 
ſelbſt wünſchte, daß Preußen die Hegemonie in Deutſchland er— 

langen ſolle und glaubte, daß hierzu der gegenwärtige Augen⸗ 
blick eine vielleicht in Jahrzehnten nicht wiederkehrende Gelegen— 
heit biete. Er wollte die Aufgabe im Bunde mit der Wehrheit 
der Paulskirche und im Gegenſatz zu Hjterreich und den Re— 
gierungen der Wittelſtaaten löſen. Er hoffte, daß die Wehrheit 

in Frankfurt den Forderungen, die Preußen für die künftige Ver— 

faſſung ſtellen müſſe, ſehr weit entgegengekommen werde, wenn 

es nur der Zuſtimmung und tatkräftigen Unterſtützung dieſes 

Staates im Prinzip gewiß ſei. Die Staatseinheit und Be— 

wegungsfreiheit Preußens wollte er auch im neuen Bundes- 

verhältnis gewahrt ſehen; er hielt aber die offene Anerkennung 
ſtarker parlamentariſcher Rechte ſeitens der Krone für unerläß— 
lich, teils weil dies ſeinen politiſchen Aberzeugungen überhaupt 
entſprach, teils weil er die Macht der liberalen Gedanken im 

Volke überſchätzte, und im Bruche mit ihnen eine ſchwere Ge— 

fahr für die Exiſtenz der Monarchie erblickte. Auf Sſterreichs 
Zuſtimmung rechnete er nicht und hielt es für notwendig, ohne 

Rückſicht auf den Kaiſerſtaat vorzugehen, wenn man etwas er— 
reichen wolle; ob nach der Konſtituierung des neuen Bundes 
unter Preußen ein weiteres Bündnis mit Öfterreich möglich fein 

werde, mußte ſich ſpäter zeigen. Auch von Verhandlungen mit 
den kleineren Regierungen erwartete er nur dann etwas, wenn 

Preußen vorher mit der Nationalverſammlung einig geworden 

ſei; dieſem Einverſtändnis gegenüber, ſo hoffte er, werde nie— 

mand einen ernſtlichen Widerſpruch wagen. Sollte dies aber doch 
geſchehen, ſollte die deutſche Einheit an dem Widerſpruch der 
Brandenburg, Die Reichsgründung J. 17 
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Wittelſtaaten ſcheitern, ſo würde wenigſtens Preußen vor der 

Öffentlichkeit gerechtfertigt daſtehen und zugleich die Möglichkeit 
behalten, mit einer geringeren Anzahl benachbarter Kleinſtaaten 

in ein feſteres Bündnis zu treten, das ihm die Verfügung über 

deren militäriſche Kräfte ſichere. 

Höchſt eigentümlich iſt es, daß Camphauſen jemals hat glauben 
können, der König werde ſich für dies Programm gewinnen 

laſſen; daß er dieſe Meinung gehabt hat, iſt gewiß; vermutlich 

hoffte er, auch Friedrich Wilhelm werde trotz ſeines inneren 

Widerſtrebens ſchließlich einſehen, daß das preußiſche Staats⸗ 

intereſſe ebenſo wie die Forderungen des Nationalgefühls auf 
eine ſolche Politik hindrängten, und im entſcheidenden Moment 

ſeinem Miniſterium und der Volksvertretung nachgeben, nament⸗ 

lich wenn man ihm die Annahme des Kaiſertitels erſpare. Noch 

eigentümlicher aber iſt es, daß auch der König ſelbſt Camphauſen 

für im Grunde einverſtanden mit ſeiner eigenen Auffaſſung der 

deutſchen Frage anſah. Es war wohl die gemeinſame Abneigung 

gegen das Prinzip der Volksſouveränität, und der gemeinſame 

Wille, den preußiſchen Staat auf jeden Fall als eine ſelbſtändige 

Einheit zu erhalten, was in dem König dieſen Glauben erweckte 

und ihn über die großen Verſchiedenheiten in den Grundlagen 

ihres politiſchen Denkens lange hinwegſehen ließ. Man kann es 
doch nur aus dem Gefühl innerer Abereinſtimmung erklären, daß 
Friedrich Wilhelm ihn im Juli zum Eintritt in das Veichs⸗ 
miniſterium ermahnte und ſeinen Gegenvorſchlag, als Preußens 
Vertreter bei der Zentralgewalt nach Frankfurt zu gehen, ſofort 

annahm. Dieſen Poſten, von deſſen richtiger Beſetzung es ſehr 

weſentlich abhängen mußte, wie die weiteren Beziehungen zwiſchen 

Preußen und Deutſchland ſich geſtalten würden, konnte er doch 

nur einem Wanne anvertrauen, mit dem er ſich im weſentlichen 

einig glaubte. | 

Camphauſen konnte in Frankfurt zunächſt nichts weiter tun, 
als beobachten und berichten, was in der Verſammlung vorging, 

und ſoweit es möglich war, die preußiſchen Abgeordneten im 
Sinne der Regierung beeinfluſſen. Er nahm mit großer Befriedi⸗ 
gung wahr, wie das Anſehen Preußens in Frankfurt nach den 

Septembertagen wuchs, wie die erbkaiſerliche Partei an Macht 
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gewann und ſich mehr und mehr geneigt zeigte, auf die not— 

wendigen Lebensbedingungen Preußens Rückſicht zu nehmen. Die 
Kriſis im November erfüllte ihn anfangs mit Beſorgnis, weil 
er die Stärke der preußiſchen Oppoſition überſchätzte und von 

der Fortdauer des Konflikts ein neues Sinken des preußiſchen 
Anſehens befürchtete; er ſelbſt erkannte nachher an, daß die er— 
folgreichen Schritte des Miniſteriums Brandenburg vielmehr das 
Anſehen Preußens noch ſtärker befeſtigt hätten. Aber er wünſchte 

auch dringend, daß die Regierung nun endlich eine feſte Nich- 

tung innehalte und ſich mit der Erbkaiſerpartei verſtändige. 
Die Winiſterien, die in Berlin auf Camphauſen folgten, haben 

ſich in der deutſchen Politik im weſentlichen von ihm leiten laſſen. 

Er allein verfolgte ein klares Ziel mit klug abgewogenen Witteln, 
er allein beſaß in den deutſchen Fragen die Sachkenntnis und Er- 
fahrung, die den in kurzen Zwiſchenräumen wechſelnden 

Winiſtern fehlten. Ergaben ſich Differenzen, ſo kam er nach 
Berlin, um fie auszugleichen und die Regierung in der eingefchla- 
genen Richtung feſtzuhalten. Auch Graf Brandenburg, obwohl 
er einer anderen Partei angehörte und viel mehr ſpezifiſch 

preußiſch geſinnt war als Camphauſen, glaubte ihn nicht ent⸗ 
behren zu können und folgte im allgemeinen ſeinen Direktiven. 
Immer wieder klagte daher die Kamarilla darüber, daß auch dieſe 
Minijter den König gerade in bezug auf die deutſche Frage nicht 
verſtänden. 

Ließ ſich nun aber erwarten, daß die Winiſter unter dieſen 

Umſtänden auf den Wunſch des Königs eingehen würden, der 
auf eine möglichſt ſchnelle Vereinbarung mit Öfterreich und den 
Wittelſtaaten hinauslief? Ihr Weg mußte zur Trennung von 
Oſterreich und zur Ausübung eines moraliſchen Zwanges auf 

die Mittelſtaaten führen, während der König auf feinem Wege 

ſchließlich notwendig bei einem Konflikt mit der National- 
verſammlung anlangen mußte. Die Antwort iſt, daß die Winiſter 

allerdings die Abſichten des Königs nicht billigten, aber trotz— 
dem nicht verhindern konnten, daß er ſie ausführte. Die Zeiten 
waren vorbei, wo er ſich auf die Kritik beſchränkt hatte; jetzt 

wollte er handeln, und, wenn er ſich in der Frage der Oktroyierung 
auch den Winiſtern hatte fügen müſſen, umſo mehr in den 

17° 
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deutſchen Angelegenheiten ſeinen Willen durchſetzen. Beſtimmte 

Vereinbarungen mit Bayern und Württemberg, um welche dieſe 

Staaten ſich eifrig bemühten, vermochte das Winiſterium noch 
zu verhindern. Als aber nach der Verkündigung des Programms 

von Kremſier und dem Thronwechſel in Oſterreich der König mit 
höchſter Entſchiedenheit verlangte, daß dieſer Zeitpunkt einer voll⸗ 

ſtändigen Neuorientierung der öſterreichiſchen Politik zu einer 
Verſtändigung mit dem Kaiſerſtaat benutzt werden müſſe, wagten 

ſie nicht, beſtimmt zu widerſprechen. Sie tröſteten ſich mit der 

Hoffnung, gerade dieſe Verhandlungen würden auch den König 

zu der Erkenntnis bringen, daß eine Verſtändigung mit Sſterreich 

ohne Verleugnung der preußiſchen Intereſſen nicht möglich ſei. 

Der König ſchickte Anfang Dezember den Grafen Brühl zur 

Beglückwünſchung des neuen Kaiſers nach Olmütz. Das Mini- 
ſterium verſah ihn mit einer Inſtruktion, die keinen anderen Zweck 

hatte, als eine möglichſt deutliche Erklärung darüber zu er- 

langen, wie ſich Öfterreich fein künftiges Verhältnis zu Deutſch⸗ 
land denke. Der Fürſt erwiderte ausweichend; er betonte, daß 

Oſterreich eng mit Deutſchland vereint zu bleiben wünſche, be⸗ 

ſtritt aber nicht, daß es ſich ganz auf ſich ſelbſt zurückziehen werde, 

wenn Parlament und Regierungen ſich über eine Verfaſſung 

einigten, die mit der Einheit des Kaiſerſtaates nicht verträglich 

ſei. Das Hauptgewicht legte er darauf, daß Oſterreich und Preußen 
gemeinſam vorläufig in Deutſchland die Ordnung aufrecht er⸗ 

halten und das Parlament an Abergriffen verhindern müßten; 
alles andere wollte er vertraulichen Verhandlungen unter Zu⸗ 
ziehung Bayerns und ſpäter auch anderer Regierungen vor⸗ 

behalten wiſſen. Das Ziel müſſe die Erneuerung des alten 
Staatenbundes mit einer etwas verſtärkten Zentralgewalt, aber 
ohne ein aus Volkswahlen hervorgehendes Parlament ſein. Die 
preußiſche Regierung wollte hierauf nicht eingehen; ſie erklärte, 

eine Verſtändigung mit dem Parlament liege keineswegs außer⸗ 

halb des Bereiches der Wöglichkeit; allerdings dürfe man ihm 

die alleinige Beſchlußfaſſung über die künftige Staatsform nicht 
überlaſſen, ſondern müſſe ihm zunächſt ein proviſoriſches Staaten⸗ 
haus und ein proviſoriſches Königskollegium als mitbeſchließende 
Inſtanzen an die Seite ſtellen. In bezug auf die künftige Ver⸗ 
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faſſung ſprach ſich das Winiſterium für die Herſtellung eines 

engeren Bundes ohne Sſterreich mit kräftiger Zentralgewalt und 
mit einer Volksvertretung aus; daneben ſollte ein weiterer Bund 
mit Einſchluß Oſterreichs beſtehen, der als Fortſetzung des 
früheren Bundesverhältniſſes gelten könne. 
Neben dieſen offiziellen Anweiſungen war aber Graf Brühl 

vom König perſönlich mit mündlichen Aufträgen verſehen worden, 

deren genaueren Inhalt wir nicht kennen. Sicher iſt, daß der König 
auf eine ſofortige Verſtändigung mit dem Kaiſerhofe und mög— 
lichſt ſchnelle Berufung des Königskollegiums und Staatenhauſes 
den höchſten Wert legte; er ließ ſogar die Bereitſtellung von 

Truppen der ſechs Königreiche zur Niederwerfung etwa aus⸗ 

brechender Aufſtände bei Schwarzenberg anregen. Dieſer wird 

aus den verſchiedenen Witteilungen bald herausgefühlt haben, 

wie die Dinge in Berlin ſtanden, daß der König viel ſchärfer gegen 

die Paulskirche geſtimmt war als ſeine Winiſter und ein Zu⸗ 
ſammengehen mit Öfterreich aufs lebhafteſte wünſchte. Um fo 
weniger konnte er geneigt ſein, auf den Gedanken eines engeren 
Bundes ehrlich einzugehen, deſſen Möglichkeit das Programm 

von Kremſier ja noch offen gelaſſen hatte. 
Friedrich Wilhelm ließ ſich durch die erſte wenig entgegen⸗ 

kommende Antwort Schwarzenbergs noch nicht abſchrecken. An⸗ 
fang Januar mußte Graf Brühl zum zweitenmal nach Wien 
reiſen, diesmal verſehen mit einer vom König perſönlich ver- 
faßten Denkſchrift, an der die Winiſter, denen ſie vorgelegt war, 
nur wenig hatten ändern können. Darin war auch für die künftige 
definitive Verfaſſung Deutſchlands ein Königskollegium als 
oberſte Behörde vorgeſehen und ſogar die militäriſche Unter⸗ 
ordnung der kleineren Staaten unter die ſechs Königreiche in der 

Form der ſchon früher vom König befürworteten Wehrherzog— 

tümer vorgeſchlagen. Schwarzenberg war inzwiſchen mit den ſüd⸗ 

deutſchen Königreichen in enge Verbindung getreten, und ver— 

ſuchte nun, die Wittelſtaaten möglichſt eng an Sſterreich heran— 
zuziehen; einige Punkte in dem Memorandum des Königs 

ſchienen ihm dazu gute Handhaben zu bieten. Daher beantwortete 
er die letzte Denkſchrift der Winiſter gar nicht, ſondern machte 
auf Grund der Aufzeichnung des Königs neue beſtimmte Vor— 
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ſchläge. Ihr Sinn läßt ſich kurz dahin zuſammenfaſſen, daß die 

„von der flagranten Revolution erzeugte“ Nationalverſammlung 

mit Gewalt auseinandergeſprengt und dann durch gemeinſames 

Vorgehen Sſterreichs, Preußens und der vier Königreiche die 

neue Verfaſſung Deutſchlands endgültig feſtgeſtellt werden müſſe. 

Dabei ſollten die Kleinſtaaten nicht nur auf militäriſchem Ge⸗ 

biet, ſondern auch im Rechtsleben den größeren untergeordnet, 

und ſogar innerhalb der ſo entſtehenden ſechs Staatenkomplexe 

gemeinſame Parlamente geſchaffen werden; das hätte eine volle 
Wediatiſierung ſämtlicher Staaten mit Ausnahme der König⸗ 

reiche bedeutet. Das Staatenhaus wollte er dieſer Grund⸗ 
anſchauung gemäß völlig ausſchalten und damit die Kleinſtaaten 
jedes Einfluſſes auf die Bundeszentralgewalt berauben; end⸗ 
lich gedachte er, anſtatt einer aus Volkswahlen hervorgehenden 

Verſammlung in dem neuen Bunde nur eine teils von den 
Kammern der ſechs Staatenkomplexe, teils von den Regierungen 

ernannte Körperſchaft neben das Königskollegium zu ſtellen. In 
dem letzteren ſollte jeder der beteiligten Staaten eine Stimme 
führen. Der engere Bund würde dann völlig überflüſſig fein. 

Indem Fürſt Schwarzenberg dieſe Vorſchläge zur amtlichen 
Verhandlung nach Berlin ſandte, glaubte er wohl den König 
dafür gewinnen zu können, obwohl er mit der geplanten Media⸗ 

tiſierung der kleineren Staaten, der Beſchränkung Preußens auf 
eine Stimme im Königskollegium, und der gewaltſamen Zer⸗ 
ſprengung des Frankfurter Parlaments weit über deſſen Pro⸗ 

gramm hinausging. Solche Forderungen mußten aber auch bei 
Friedrich Wilhelm Bedenken erwecken. 

Durch das Eintreffen dieſer Vorſchläge wurde der König vor 
eine ſchwerwiegende Entſcheidung geſtellt. Ging er auch nur 

einigermaßen auf dieſe Anträge ein, ſo war jede Verſtändigung 

mit der Paulskirche und den kleineren Staaten unmöglich, der 

Plan eines engeren Bundes mußte definitiv aufgegeben 

werden, Preußen wurde ſeiner natürlichen Bundesgenoſſen be⸗ 

raubt, auf die freiwilligen Zugeſtändniſſe Oſterreichs und der 
Königreiche angewieſen; ſeine Stellung in Deutſchland wurde 

dann ſchlechter, als ſie je geweſen war. Wies er den Antrag zurück, 
ſo mußte eine ſtarke Verſtimmung zwiſchen Preußen auf der 
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einen, Öfterreih und den übrigen Königreichen, die mit 
Schwarzenberg weſentlich einverſtanden waren, auf der anderen 

Seite die Folge ſein. Die Winiſter mußten, wenn ſie ihrer bis⸗ 
herigen Politik einigermaßen treu bleiben wollten, auf der Ab⸗ 
lehnung der Vorſchläge Schwarzenbergs beſtehen. 

Sie fanden in den heftigen Kämpfen, die ſie darüber mit dem 
König zu beſtehen hatten, kräftige Unterjtügung bei Bunſen, der 
auf deſſen beſonderen Wunſch aus London herbeigeholt worden 

war, und bei Camphauſen, der auf die Kunde von der geplanten 

Schwenkung ſein Entlaſſungsgeſuch eingereicht hatte und nun 
ebenfalls nach Berlin kam. Er wollte ſich Klarheit darüber zu 
verſchaffen ſuchen, ob er es noch verantworten könne, in ſeinem 

Amte zu bleiben oder nicht. 

In Frankfurt hatte man aus den Worten des Programms 

von Kremſier geſchloſſen, daß Oſterreich ſelbſt bereit ſei, die Bil- 
dung eines engeren Bundes zuzulaſſen. Schwarzenberg trat dieſer 

Auffaſſung ſofort energiſch entgegen und ließ erklären, daß Oſter— 

reich an dem künftigen Bunde teilzunehmen und ſeine Stellung 
innerhalb desſelben zu behaupten entſchloſſen ſei, aber keine mit 
ſeinen Intereſſen unverträgliche Verfaſſung anerkennen werde. 

Dieſe Erklärung rief eine derartige Aufregung hervor, daß ſich 
Herr von Schmerling gezwungen ſah, aus dem Reichsminiſterium 
auszuſcheiden; für ihn übernahm Heinrich von Gagern die 

Leitung des Winiſteriums (18. Dezember), während an feine 
Stelle als Präſident der Nationalverſammlung Eduard Simſon 
trat. Dieſer Perſonenwechſel gab auch nach außen hin deutlich 
zu erkennen, daß nunmehr in der Paulskirche und im Reichs⸗ 

miniſterium die kleindeutſche Partei die Führung gewonnen habe. 
Gagerns Antrag, daß er bevollmächtigt werden möge, mit Öfter- 
reich wie mit einem fremden Staate über ein völkerrechtliches 

Bündnis zu verhandeln, wurde mit einigen Abſchwächungen an- 
genommen, als er die Kabinettsfrage ſtellte (13. Januar 1849). 

Gagern und ſeine Geſinnungsgenoſſen legten nun den höchſten 

Wert darauf, daß Preußen ſeine Bereitwilligkeit, zuſammen mit 

der Mehrheit der Nationalverſammlung den engeren Bund ins 
Leben zu rufen, auch nach außen hin deutlich kundgebe. Dazu 
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ſchien ſich gerade jetzt eine günſtige Gelegenheit zu bieten. Eben 

war die Beratung der Grundrechte in zweiter Leſung vollendet; 

dieſe wurden als Reichsgeſetz publiziert, und an die einzelnen 

Regierungen erging die Aufforderung, ſie als für ihre Gebiete 

verbindlich anzuerkennen. Wenn Preußen hiermit voranging, ſo 

zeigte es aller Welt, daß es mit der Paulskirche zuſammen⸗ 

zugehen entſchloſſen ſei. Die preußiſche Regierung trug aber Be⸗ 
denken, dies zu tun, weil die Grundrechte ohne vorherige Be⸗ 

fragung der einzelnen Regierungen als Reichsgeſetz verkündet 

waren; ſie wollte die Kompetenz der Nationalverſammlung hier⸗ 

zu nicht anerkennen, weil ſich daraus ein bedenklicher Präzedenz⸗ 

fall für die künftige Reichsverfaſſung ergeben hätte. Camphauſen 

war hingegen der Meinung, daß der im Augenblick zu erzielende 

Vorteil wichtiger ſei als dieſes prinzipielle Bedenken. Er kam 

nach Berlin mit einem Programm, das dem öſterreichiſchen völlig 

entgegengeſetzt war: Durch die Annahme der Grundrechte und 

die Aufforderung an alle deutſchen Regierungen, ſich nach Voll⸗ 
endung der erſten Leſung der Reichsverfaſſung über die 

wünſchenswerten Anderungen zu verſtändigen und ſie gemeinſam 

dem Parlament mitzuteilen, ſollte die Begründung des engeren 
Bundes praktiſch gefördert werden. Er ſchlug vor, eine Zirkular⸗ 

note an alle Regierungen zu richten, die ausdrücklich den engeren 
Bund als das einzig erreichbare Ziel hinſtellte und zu einer Be⸗ 
ratung über den Verfaſſungsentwurf der Paulskirche einlud. Zur 

Beruhigung Hfterreih3 und der Königreiche ſollte darin erklärt 
werden, daß der König die Oberhauptswürde des engeren Bundes 

ohne die Zuſtimmung der Fürſten nicht annehmen werde. 

Im Laufe der Beratungen, die Witte Januar in Berlin ſtatt⸗ 

fanden, mußte Camphauſen, wenngleich ſchweren Herzens, auf 

die ſofortige Anerkennung der Grundrechte verzichten; er ſetzte 

dafür aber die Abſendung ſeiner Zirkularnote durch. Die end⸗ 

gültige Entſcheidung fiel erſt, nachdem er ſelbſt Berlin wieder 
verlaſſen hatte; Bunſen, Graf Brandenburg und Graf Bülow 
verhalfen ſeinem Vorſchlag zum Siege. Der König fügte ſich 

nach langem Widerſtreben, ſtellte aber, als er ſeine Zuſtimmung 

gab, eine Bedingung, die den Erfolg des Schrittes ganz und 

gar in Frage ſtellte. Er verlangte nämlich, daß die Zirkular⸗ 
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note vor ihrer Abſendung nach Wien mitgeteilt, und erſt, wenn 
Öfterreich ihr zugeſtimmt habe, gemeinſam mit der kaiſerlichen 
Regierung an die übrigen Höfe geſchickt werden ſolle. Es geht 
daraus deutlich hervor, daß ſeine ſcheinbare Zuſtimmung nur in 

der Abſicht gegeben wurde, die Abſendung der Note zu vereiteln. 
Wenige Wochen vorher hatten die Winiſter durch ſcheinbares 
Eingehen auf ſeine Pläne dieſe zum Scheitern bringen wollen; 
jetzt gedachte er es mit den Plänen des Minifterium3 ebenſo 
zu machen. Wenn er keinen direkten Widerſpruch erhob, jo ge— 

ſchah dies deshalb, weil er ſelbſt mit Schwarzenberg noch nicht 
ganz einig war und dieſen durch weitere Verhandlungen zu einer 

Abmilderung ſeiner allzu ſchroffen Vorſchläge zu beſtimmen 
hoffte. f 

Die Miniſter ſetzten ſich über dieſe Bedingung des Königs 

eigenmächtig hinweg; ſie ſchickten die Note zwar zuerſt zur 

Kenntnisnahme nach Wien, ließen fie aber, bevor noch eine Rüd- 
äußerung von dort hatte erfolgen können, am 23. Januar 1849 
an alle Regierungen abgehen. In Wien war man natürlich ent⸗ 

rüſtet. Schwarzenberg äußerte ſich in faſt beleidigender Form 
über die Schwäche des Königs; da die Note außerdem ſofort 
veröffentlicht wurde, glaubte er hierin ein deutliches Zeichen da⸗ 
für zu ſehen, daß die preußiſche Regierung entſchloſſen ſei, im 

Bunde mit der Paulskirche Oſterreich aus Deutſchland zu ver⸗ 
drängen und ſelbſt die führende Stellung im engeren Bunde zu 
gewinnen. Des Königs Plan, die deutſche Frage im Ein- 
verſtändnis mit Hjterreich zu löſen, ſchien definitiv geſcheitert, 
die von Camphauſen und dem Winiſterium befolgte Politik ſchien 
endgültig geſiegt zu haben. Würde ſich aber der König die Bei— 

ſeiteſchiebung ſeiner eigenen Abſichten und Befehle ruhig ge— 

fallen laſſen? Und würde es wirklich, wie Camphauſen hoffte, 
möglich ſein, alle Regierungen außer Öfterreich zu gemeinſamen 
Vorſchlägen über die Verfaſſung zu vereinigen und die Mehrheit 
der Paulskirche zur Annahme der geforderten Veränderungen 
zu bringen? 

Der König arbeitete in den nächſten Wochen unausgeſetzt 

daran, das Miniſterium ſeinem Willen zu unterwerfen. Er ſprach 

in den ſchärfſten Formen feine Wißbilligung des eingefchlagenen 
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Verfahrens aus und erreichte ſchließlich die Enthebung des 

Grafen Bülow, den er als hauptſächlichen Träger der gegen 

Oſterreich gerichteten Politik im Winiſterium anſah, von der Lei⸗ 
tung der auswärtigen Angelegenheiten; an ſeine Stelle trat 
Graf Arnim, der als Parteigänger OÖſterreichs bekannt war. Schon 
dieſer Erfolg des Königs ließ es fraglich erſcheinen, ob es den 
Miniſtern möglich fein würde, die am 23. Januar eingeſchlagene 

Richtung konſequent weiter zu verfolgen. Aber erſt die Vorgänge, 

die ſich nun in Frankfurt abſpielten, zeigten die volle Schwierig⸗ 
keit, auf dieſem Wege zum Ziele zu gelangen. 



Fünftes Kapitel 

Reichsverfaſſung und Kaiſerwahl; Ablehnung der 
Kaiſerkrone und Scheitern der Einheit 

m 26. Januar war die erſte Leſung der Verfaſſung im weſent⸗ 

lichen vollendet. Ihr Inhalt läßt ſich ſo zuſammenfaſſen: An 
der Spitze des Reiches ſteht ein aus der Zahl der regierenden 

deutſchen Fürſten zu wählender Kaiſer, ob erblich, lebensläng⸗ 
lich oder auf begrenzte Zeit, bleibt jedoch noch unentſchieden. Er 
hat allein das Recht, das Reich nach außen hin völkerrechtlich 

zu vertreten, verfügt über die bewaffnete Macht und übt die 

Reichsgewalt im Inneren mit den in der Verfaſſung ſelbſt ge— 

gebenen Beſchränkungen aus. Seine Reſidenz hat er am Sitze 
der Reichsregierung zu nehmen, den erſt ein ſpäteres Geſetz be— 

ſtimmen ſoll; es war dabei an Frankfurt, jedenfalls aber nicht 
an Berlin gedacht. Er erhält eine Zivilliſte, das Begnadigungs⸗ 
recht und für ſeine Perſon die Unverletzlichkeit. Ihm ſteht ferner 
das Recht zu, das Volkshaus aufzulöſen und bei der Geſetz— 

gebung neben dem Parlament mitzuwirken, jedoch hat er gegen 

Beſchlüſſe des Parlaments nur ein aufſchiebendes Veto; werden 
ſie in drei aufeinanderfolgenden Sitzungsperioden wiederholt, ſo 
erlangen ſie ohne kaiſerliche Zuſtimmung Geſetzeskraft. Seine Re⸗ 
gierungsrechte hat er auszuüben durch verantwortliche Reichs— 

miniſter, und jeder Regierungsakt bedarf zu ſeiner Gültigkeit 

der Gegenzeichnung eines Winiſters. 
Neben dem Kaiſer ſteht ein Reichsrat, zu dem jeder Staat ein 

Witglied, nur die vier freien Städte zuſammen eins, entſenden; 
er hat nur eine begutachtende Stellung, namentlich in der Geſetz— 

gebung. 
Das Parlament, deſſen Wirkungskreis ſich namentlich auf die 

Geſetzgebung und die Feſtſtellung des Budgets erſtreckt, beſteht 
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aus einem Staaten- und einem Volkshauſe. Das erſtere zählt 
176 Witglieder, die zur Hälfte von den Regierungen ernannt, 

zur Hälfte von den Volksvertretungen der Einzelſtaaten auf ſechs 

Jahre gewählt werden. Das Volkshaus wird auf Grund eines 
beſonderen Wahlgeſetzes, deſſen Beſtimmungen noch vorbehalten 

bleiben, auf vier Jahre gewählt. Die Witglieder beider Häuſer 
ſind an Inſtruktionen ihrer Wähler oder Auftraggeber nicht ge⸗ 

bunden. Im allgemeinen ſtehen beide Kammern mit gleichen 
Rechten nebeneinander; nur bei der Beratung über Finanzfragen 

hat das Volkshaus die entſcheidende Stimme nach dem Vorbild 

der engliſchen Verfaſſung; dem Staatenhauſe bleibt nur die Be⸗ 
fugnis, Erinnerungen und Ausſtellungen zu machen, über die 
jedoch das Volkshaus endgültig zu beſchließen hat. Zur Deckung 
der Bedürfniſſe des Reiches dienen in erſter Linie die Erträge 

der Zölle und indirekten Abgaben; daneben können jederzeit di⸗ 

rekte Steuern von den Reichsangehörigen und Watrikular⸗ 

umlagen von den Einzelſtaaten erhoben werden. Endlich ſteht 
jedem beider Häuſer das Recht der Miniſteranklage zu. 

Ferner ſieht der Entwurf die Errichtung eines Reichsgerichts 

vor, das namentlich Streitigkeiten zwiſchen der Reichsgewalt und 
den Einzelſtaaten, ſowie der Einzelſtaaten untereinander, ferner 

alle Fragen über Thronfolge, Negierungsfähigkeit und Negent- 

ſchaft, Differenzen zwiſchen den Regierungen und Volksver⸗ 

tretungen über die Auslegung der Landesverfaſſung, Klagen 
gegen den Reichsfiskus, gegen die Reichsminiſter wegen Ver⸗ 

faſſungsverletzung, und unter Umſtänden auch gegen die Winiſter 

der Einzelſtaaten, ſowie alle Landes⸗ und Hochverratsprozeſſe zu 

entſcheiden hat. Es ſollte alſo weſentlich ein politiſcher Gerichtshof 
ſein, während ein gemeinſamer oberſter Gerichtshof für das Zivil⸗ 
und Strafrecht nicht in Ausſicht genommen war. 

Den Einzelſtaaten wurde alſo das Recht der diplomatiſchen 

Vertretung und der Führung einer ſelbſtändigen auswärtigen 

Politik, das ganze Gebiet der Wirtſchaftspolitik und zum großen 
Teile auch die Verfügung über das Heerweſen entzogen; denn alle 
Truppen ſollten dem Kaiſer den Fahneneid ſchwören, und alle 
Generale von der Reichsgewalt ernannt werden. Der Einfluß der 
einzelnen Regierungen auf die Reichsgewalt wäre ein ſehr ge⸗ 
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ringer geweſen, da der von ihnen abhängige Reichsrat nur eine 

beratende Stellung einnehmen, ihre Vertreter im Staatenhauſe 

aber an Inſtruktionen und Aufträge nicht gebunden ſein ſollten. 
Verfaſſungsänderungen durften nur mit Zweidrittelmehrheit in 
beiden Häuſern und unter Zuſtimmung des Kaiſers vorgenommen 
werden; jedoch ſollte das Reich ſeinen Wirkungskreis gegenüber 

den Einzelſtaaten jederzeit auf dem Wege der gewöhnlichen Ge⸗ 

ſetzgebung beliebig erweitern können. 

Das ſind die Grundzüge des Entwurfs, über deſſen Verbeſſe— 
rung die deutſchen Regierungen nun nach dem Wunſche Preußens 
ihre Meinung äußern ſollten. Freilich kamen nicht alle Staaten 
dieſem Wunſche nach. Oſterreich erklärte, ſich erſt nach der zweiten 
Leſung ausſprechen zu wollen, und die Königreiche ließen über 

ihre ablehnende Stellung gegenüber jeder Verfaſſung mit mon⸗ 
archiſcher Spitze keinen Zweifel. Die übrigen Regierungen gaben 

ihren Vertretern in Frankfurt die gewünſchten Anweiſungen. In 

unermüdlicher, ſehr zeitraubender und ſchwieriger Arbeit gelang 

es Camphauſen, im Laufe der nächſten Wochen zwiſchen 28 Re⸗ 

gierungen eine Einigung über gemeinſame Verbeſſerungs⸗ 

vorſchläge zu erzielen. Aber die Organiſation der Zentralgewalt 
ſprach man ſich nicht aus, da dieſe von dem Umfang des neuen 
Bundes abhänge, der ſich noch nicht beſtimmen laſſe; die Be⸗ 
zeichnung „Reich“ wünſchte man durch „Bund“ erſetzt zu ſehen. 
Vor allen Dingen nahm man Anſtoß an der ſtarken Beſchränkung 
der einzelſtaatlichen Souveränität. Die Regierungen wünſchten 

daher, daß dem Bunde zwar das unbedingte Recht, über das 
Heerwejen allgemeine Geſetze zu erlaſſen und ihre Ausführung 

zu überwachen, verbleiben, der Fahneneid jedoch nur wie bisher 

den einzelnen Landesherren geleiſtet werden ſolle; nur die über 
Truppen mehrerer Staaten kommandierenden Offiziere ſollten von 
der Zentralgewalt ernannt werden und dem Bundesoberhaupt 
und der Bundesverfaſſung den Eid der Treue leiſten. Ferner 
wünſchten ſie den Einzelſtaaten ausdrücklich das Recht gewahrt 
zu ſehen, Bevollmächtigte bei der Zentralgewalt und Konſuln im 

Ausland zu ernennen. Die Durchführung der von der Bundes- 
gewalt innerhalb ihrer Kompetenz erlaſſenen Geſetze und An— 

ordnungen ſollte ausſchließlich den Einzelſtaaten vorbehalten 
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bleiben; auch dürfe die Erweiterung der Kompetenz des Bundes 

nicht auf dem Wege der gewöhnlichen Geſetzgebung, ſondern nur 

in Form einer Verfaſſungsänderung erfolgen. Das Recht zur Er- 

hebung direkter Steuern wollte man ebenfalls den Einzelſtaaten 

ausſchließlich vorbehalten, da vorausſichtlich ſchon ein kleiner 

Teil des Ertrags der Zölle und der indirekten Steuern für die 
Deckung der Bedürfniſſe des Bundes ausreichen werde. Ganz be⸗ 
ſonders drangen aber dieſe Regierungen darauf, daß dem 

Bundesoberhaupt bei allen Akten der Geſetzgebung ein abſolutes 

Veto einzuräumen ſei. Endlich wollten ſie dem Reichsrat als der 

einzigen Behörde, durch welche die einzelnen Bundesglieder einen 

Einfluß auf die Leitung des Geſamtbundes zu üben in der Lage 

ſeien, eine größere Wirkſamkeit eingeräumt wiſſen; ſeine Zu⸗ 
ſtimmung ſollte zu Verfaſſungsänderungen und zu der Organi⸗ 

ſation und Beſetzung des Reichsgerichts erforderlich ſein. 

Dieſe Anderungsvorſchläge hielten ſich in beſcheidenen 
Grenzen. Sie ſollten verhindern, daß der von der National⸗ 
verſammlung erſtrebte Bundesſtaat ſich zu ſtark dem Einheits⸗ 

ſtaat annähere, und daß infolge des ſuſpenſiven Vetos das Parla⸗ 
ment und insbeſondere das Volkshaus eine übermächtige 

Stellung gegenüber der Bundesregierung erhalte. Eine beſtimmte 
Erklärung darüber, ob man mit der Abertragung der Oberhaupts⸗ 

würde an einen regierenden deutſchen Fürſten einverſtanden ſei, 

wurde, wie geſagt, vermieden; jedoch zeigte die Art und die Be⸗ 

gründung der gemachten Abänderungsvorſchläge deutlich, daß die 

28 Regierungen ſich dieſer Geſtaltung der Bundeszentralgewalt 
jedenfalls nicht widerſetzen würden. 

Wenige Tage nach der Aberreichung dieſer Vorſchläge der Re⸗ 
gierungen wurde in der Nationalverſammlung die Beratung über 

das Wahlgeſetz beendet. Der Ausſchuß hatte beantragt, daß jeder 

ſelbſtändige unbeſcholtene Deutſche, der das 25. Lebensjahr 
zurückgelegt habe, das aktive Wahlrecht beſitzen ſolle. Als nicht 
ſelbſtändig ſollten jedoch alle betrachtet werden, die innerhalb des 
letzten Jahres eine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln 
bezogen hätten, oder als Dienſtboten, Handwerksgehilfen, Fabrik⸗ 

arbeiter und Tagelöhner beſchäftigt ſeien. Aber dieſe Vorſchläge 
kam es in der Verſammlung zu einer ſehr erregten Debatte. Alle 
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demokratiſchen Elemente waren in hohem Grade erbittert über 
den Ausſchluß eines fo großen Teils der Bevölkerung vom Wahl- 
recht; ebenſo mißbilligten ſie es entſchieden, daß die Wahlhand— 

lung öffentlich ſtattfinden ſolle, und zwar in der Art, daß jede 

Stimme mündlich zu Protokoll abgegeben werden müſſe. Man 
erblickte in dieſer Beſtimmung eine weſentliche Beeinträchtigung 

der Unabhängigkeit namentlich der weniger bemittelten und in 
abhängiger Stellung befindlichen Wähler, weil dieſe es nicht 
wagen würden, ihre Stimme in einer Art abzugeben, die ihnen 

wirtſchaftliche oder geſellſchaftliche Nachteile bringen könne. Die 
Frage war von höchſter Bedeutung, da bei der großen Wacht— 
ſtellung, die dem Volkshauſe eingeräumt werden ſollte, alles auf 

deſſen Zuſammenſetzung ankam. Den demokratiſchen Geſichts— 
punkt betonte beſonders der Abgeordnete Löwe, indem er aus⸗ 
führte, daß die politiſche Freiheit nur dann verwirklicht werden 
könne, wenn alle Staatsbürger im Beſitz der vollen politiſchen 

Gleichberechtigung und daher am Staatsleben wirklich intereſſiert 
ſeien. Schließe man die unteren Klaſſen vom Wahlrecht aus, ſo 
nehme man ihnen die Hoffnung, ihre wirtſchaftliche Lage mit Hilfe 
des Staates allmählich verbeſſern zu können, und mache ſie zu 
unverſöhnlichen Feinden des beſtehenden Staates und der be— 
ſtehenden Geſellſchaft. Man werde dadurch das öffentliche Leben 
dem beſchränkten Egoismus der Reichen ausliefern und indirekt 
die Arbeit für eine Schande erklären; man werde ſchließlich dazu 

gedrängt werden, den politiſch entrechteten Klaſſen auch das 

Koalitionsrecht zu nehmen, und damit alle wirkliche Freiheit 
untergraben. 

Hingegen traten die bedeutendſten Führer der Liberalen für die 
vom Ausſchuß beantragte Beſchränkung des Wahlrechts ein. Der 
Rheinländer von Beckerath erklärte es für eine Illuſion, wenn 
man glaube, die Unzufriedenheit der unteren Klaſſen durch Ein— 
führung des allgemeinen Wahlrechts beſeitigen zu können; er er— 
blickte vielmehr in der Beherrſchung der Wahlen durch die poli— 
tiſch unreifen Maſſen eine Gefahr für die Freiheit, die Humani- 

tät und den Staat und trat dafür ein, daß man das Wahlrecht 

erſt allmählich entſprechend der Zunahme der allgemeinen Volks— 
bildung ausdehnen ſolle. In der gleichen Richtung bewegten ſich 
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die Ausführungen Friedrich Baſſermanns; das Wahlrecht, ſagte 

er, dürfe nicht als eine dem Individuum von Natur zuſtehende 
Befugnis betrachtet werden, ſondern als ein von der Geſamtheit 
übertragenes Amt; wem dieſes anzuvertrauen ſei, darüber könne 

allein die Rückſicht auf das Gemeinwohl entſcheiden. Für den 

Fall, daß der Vorſchlag des Ausſchuſſes und ein von dem Ab⸗ 
geordneten Beſeler geſtellter Antrag auf Einführung der Zenſus⸗ 
wahl abgelehnt werden ſollte, ſchlug Baſſermann vor, daß die an 

Bildung und Einkommen geringeren Klaſſen nur indirekt an der 

Wahl beteiligt werden ſollten, indem immer eine größere An⸗ 

zahl von ihnen einen Wahlmann ernenne, deſſen Stimme der⸗ 
jenigen jedes einzelnen Witgliedes der oberen Klaſſen gleich zu 
rechnen ſei. Es war alſo der Gedanke des Pluralwahlrechts, 

der hier zum erſtenmal in Deutſchland auftauchte. 

Es kann wohl kaum zweifelhaft ſein, daß ebenſo wie im Aus⸗ 

ſchuß auch in der Verſammlung ſelbſt die Anhänger des ein⸗ 

geſchränkten und öffentlichen Wahlrechts in der Mehrheit waren. 

Aber die Liberalen befanden ſich in einer eigentümlichen Lage. Es 
war vorauszuſehn, daß alle Großdeutſchen gegen das erbliche 

Kaiſertum ſtimmen würden, weil bei deſſen Annahme das Ver⸗ 

bleiben Oſterreichs im Bunde unmöglich geworden wäre. Die 

Kleindeutſche Partei war daher nur dann in der Lage, das erbliche 

Kaiſertum durchzuſetzen, wenn ein erheblicher Teil der Demo⸗ 

kraten dafür ſtimmte. Dieſen war das erbliche Kaiſertum an ſich 

unſympathiſch, und es war nur dann möglich, einen erheblichen 

Teil von ihnen dafür zu gewinnen, wenn man den demokratiſchen 
Beſtrebungen auf anderen Gebieten Zugeſtändniſſe machte. 

Neben der Oberhauptsfrage war aber zweifellos die Zuſammen⸗ 

ſetzung des Volkshauſes das weitaus Wichtigſte. Daher ent⸗ 

ſchloſſen ſich viele Liberale, gegen ihre eigentliche Aberzeugung 

für das allgemeine und geheime Wahlrecht zu ſtimmen, um von 
den Demokraten als Gegenleiſtung deren Zuſtimmung zu dem 
erblichen Kaiſertum zu erlangen. Wan ſieht hier aufs deutlichſte, 
wie auch die ſchärfſten prinzipiellen Gegenſätze des inneren 
Staatslebens zurückgedrängt wurden durch den Kampf zwiſchen 

Großdeutſchen und Kleindeutſchen. Das Ergebnis war, daß zu⸗ 
letzt das allgemeine, gleiche und geheime Wahlrecht unter Ab⸗ 
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lehnung aller ſonſtigen Anträge mit einer erheblichen Mehrheit 
angenommen wurde (2. März 1849). Damit wurde es immer 

fraglicher, ob die Regierungen zu einer Verſtändigung mit der 

Mehrheit der Verſammlung würden gelangen können. Denn das 

Wahlgeſetz verſtärkte entſchieden das demokratiſche Element, das 

ſchon durch die Aberordnung des Parlaments über die Regierung 
in den Entwurf hineingekommen war. 

Die wichtigſte Frage war nun, ob die Mehrheit der Verſamm⸗ 
lung ſich bereit finden laſſen werde, bei der zweiten Leſung der 

Verfaſſung, die am 12. März begann, die von den 28 Regierungen 

geſtellten Abänderungsvorſchläge zu berückſichtigen oder nicht. 
Auf ihre Entſcheidung übten aber nicht nur ſachliche und taktiſche 

Erwägungen einen Einfluß, ſondern vor allen Dingen auch die 

Ereigniſſe, die im Laufe des März in Oſterreich eintraten. 

* * * 

Aus der preußiſchen Zirkularnote vom 23. Januar hatte Fürſt 

Schwarzenberg, wie wir wiſſen, den Eindruck gewonnen, daß 
Preußen doch danach ſtrebe, mit Hilfe der Frankfurter Mehrheit 

ein engeres deutſches Reich unter ſeiner Hegemonie zu be— 
gründen. Aus dem Verfaſſungsentwurf der erſten Leſung konnte 

er deutlich genug erſehen, daß in dem geplanten Bundesſtaate 

für Hfterreich kein Raum fein werde. Bereits am A. Februar er⸗ 
klärte O§ſterreich ausdrücklich, daß es ſich der von einem anderen 
deutſchen Fürſten gehandhabten Zentralgewalt niemals unter⸗ 
ordnen werde. Als es ſich dann zeigte, daß eine Einigung der mitt⸗ 

leren und kleineren Regierungen mit Preußen und der National- 
verſammlung nicht unmöglich ſei, trat Schmerling, der jetzt Oſter— 
reichs Vertreter bei der Zentralgewalt war, auch ſeinerſeits mit 

poſitiven Vorſchlägen hervor. Danach ſollte an der Spitze Deutſch— 
lands ein Direktorium von ſieben Vertretern der deutſchen Ne— 

gierungen ſtehen, worin die Bevollmächtigten Oſterreichs und 
Preußens je zwei Stimmen zu führen hätten. Das Präſidium 
ſollte Oſterreich vorbehalten bleiben. Einige Tage ſpäter wurden 
dieſe Vorſchläge noch etwas genauer formuliert, und, um Preußen 
die Annahme zu erleichtern, freilich ohne ausdrückliche Genehmi— 
gung der Wiener Regierung, dahin abgeändert, daß das Prä— 
Brandenburg, Die Reichsgründung I. 18 
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ſidium von Jahr zu Jahr zwiſchen Oſterreich und Preußen wech⸗ 
ſeln ſolle. 

Inzwiſchen hatte ſich herausgeſtellt, daß Schwarzenberg mit der 
liberalen Mehrheit des in Kremſier tagenden öſterreichiſchen 

Reichstags nicht zu einer Verſtändigung über eine Verfaſſung 

des Kaiſerſtaates gelangen werde; es beſtand die Gefahr, daß 

die Frankfurter Verſammlung ihr Werk vollenden und vielleicht 
mit Preußen und einer erheblichen Anzahl anderer Staaten über 

deſſen Verwirklichung einig werden könne, bevor das öſter⸗ 

reichiſche Staatsleben auf eine feſte Grundlage geſtellt ſei. 
Daher faßte der Winiſter den Entſchluß, das Beiſpiel Preußens 

nachzuahmen, den Reichstag aufzulöſen und eine Verfaſſung zu 

oktroyieren (4. März). Deren Beſtimmungen wurden in größter 
Eile aus den Grundgeſetzen der weſteuropäiſchen Staaten zu⸗ 

ſammengeſtellt. Das Wahlrecht wurde ſtark eingeſchränkt und 

an ſtändiſche Wahlkörper übertragen, die Wirkſamkeit des Parla⸗ 
ments in ziemlich enge Grenzen eingeſchloſſen. Die Verfaſſung 

ſollte für den öſterreichiſch-ungariſchen Geſamtſtaat gelten und 

dieſen unwiderruflich zu einer ſtaatlichen Einheit zuſammen⸗ 

ſchließen. Sie wurde ſofort der Frankfurter Nationalverſammlung 

mitgeteilt, mit dem Zuſatz, daß Oſterreich, nunmehr auf feine 

eigene Macht und Verfaſſung geſtellt, ſeine deutſchen Provinzen 

nicht aus dem innigen Verbande reißen laſſen könne, der die 

Monarchie als Einheit zuſammenhalte. Wer die deutſche Ein⸗ 
heit wolle, werde ſie nunmehr fo geſtalten müſſen, daß Sſterreich 

der Beitritt unter Aufrechterhaltung ſeiner neuen Verfaſſung 
möglich ſei. Namentlich müſſe von der Einrichtung einer deut⸗ 

ſchen Volksvertretung abgeſehen werden. Geſchehe dies nicht, ſo 

würde Oſterreich ſich als verpflichtet betrachten, ſich den Gefahren 

zu entziehen, die ſich notwendig aus dem Widerſtreit der Ge⸗ 

walten für das ganze Reich ergeben würden. In dieſen dunklen 
Redewendungen ſchien die Erklärung enthalten zu fein, daß Oſter⸗ 
reich aus dem deutſchen Bunde auszuſcheiden gedenke, wenn 
deſſen Verfaſſung mit ſeinen eigenen Einrichtungen nicht ver⸗ 

einbar ſein ſollte. 
Durch dieſes Vorgehen Sſterreichs wurden gerade die groß- 

deutſchen Elemente in Frankfurt aufs äußerſte beunruhigt. Wenn 
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die dortige Regierung darauf beſtand, nur an einem Bunde teil- 

zunehmen, der den öſterreichiſchen Geſamtſtaat mit umfaſſe und 

neben der von den Regierungen zu bildenden Zentralgewalt keine 
vom Volke direkt gewählte Vertretung beſitze, ſo war damit aufs 

klarſte bewieſen, daß die Kleindeutſchen Recht hatten mit der An⸗ 
ſchauung, es werde ſich keine den nationalen Bedürfniſſen des 
deutſchen Volkes entſprechende Verfaſſung finden laſſen, die 

Oſterreich annehmen könne und wolle. Herr von Schmerling, der 
ſtets aufrichtig einen feſter organiſierten Bund mit Einſchluß 
Deutſch⸗OÖſterreichs erſtrebt hatte, nahm ſofort ſeine Entlaſſung. 

Noch überraſchender aber war es, daß einer der bisherigen 

eifrigſten Vorkämpfer der großdeutſchen Gedanken, der bekannte 
bediſche Liberale Welcker, am 12. März den Antrag ſtellte, die 

Reichsverfaſſung, jo wie ſie aus den Beſchlüſſen der erſten Leſung 
hervorgegangen ſei, durch eine einzige Geſamtabſtimmung defi⸗ 
nitiv zu beſchließen, und den König von Preußen zum erblichen 

Kaiſer zu wählen. Oſterreich ſei aufzufordern, mit feinen deut⸗ 
ſchen Gebieten dem Bundesſtaate beizutreten, und gegen jeden 
Verſuch, dieſe Gebiete der Einordnung in das neue Reich zu 

entziehen, ſei von der Nationalverſammlung feierlicher Proteſt 

einzulegen. In der Begründung erklärte er, das einfeitige Vor— 

gehen Oſterreichs habe das Vaterland in Gefahr gebracht; nur die 

Annahme ſeines Antrags könne es retten. 

Die Schwierigkeit in der Behandlung des Welckerſchen Antrags 
lag darin, daß die zweite Leſung der Verfaſſung bereits begonnen 

hatte, aber noch nicht zu Ende geführt war. Der Verfaſſungs— 

ausſchuß hatte eine Reihe der Abänderungsvorſchläge der Regie— 

rungen berückſichtigt und daher für manche Paragraphen einen 
neuen Text vorgeſchlagen. Welcker wünſchte, daß nicht die Faſſung 
der erſten Leſung, ſondern dieſer vom Ausſchuß revidierte Text, 

der den Wünſchen der 28 Regierungen in vielen Punkten ent⸗ 

gegenkam, der Abſtimmung zugrunde gelegt werde. Andere Ab— 
geordnete nahmen jedoch gerade an den Abänderungen Anſtoß 

und gaben dem urſprünglichen Texte den Vorzug. Sie betrach— 

teten es als eine unzuläſſige Vergewaltigung, wenn es nicht ge— 

ſtattet fein ſolle, über die Berechtigung der vorgenommenen An— 
derungen zu diskutieren und abzuſtimmen. Nach längerer De— 

18* 
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batte wurde ein vermittelnder Antrag angenommen, wonach zwar 

über jeden einzelnen Paragraphen der Verfaſſung abgeſtimmt 

werden ſollte, aber ohne weitere Diskuſſion, und ohne, daß weitere 
Abänderungsvorſchläge, wenn ſie nicht von mindeſtens 50 Wit⸗ 

gliedern unterſchrieben ſeien, zugelaſſen werden ſollten; der Ab⸗ 

ſchnitt über das Reichsoberhaupt ſollte zuletzt zur Abſtimmung 
kommen. 

Dieſem Programm gemäß wurde denn auch verfahren. Am 
27. März wurde die zweite Leſung beendigt und zugleich das 
Wahlgeſetz in zweiter Leſung angenommen. Das letztere blieb 

völlig unverändert, hielt alſo an dem allgemeinen, gleichen und 

geheimen Wahlrecht feſt, obwohl die Vertreter der Regierungen 

entſchieden dafür eingetreten waren, daß wenigſtens die Offentlich⸗ 
keit der Stimmenabgabe beſchloſſen werden möge. In der Ver⸗ 
faſſung ſelbſt wurden die Wünſche der Regierungen nur in neben⸗ 

ſächlichen Punkten berückſichtigt; dagegen wurde in einzelnen ent⸗ 

ſcheidenden Hauptfragen der Text in einer Richtung verändert, 

die den Wünſchen der Regierungen gerade entgegengeſetzt war. 

So wurde der Reichsrat, der ja den einzelſtaatlichen Regierungen 
die einzige Möglichkeit bot, ihren Einfluß geltend zu machen, 

und deſſen Befugniſſe dieſe daher hatten erweitert ſehen wollen, 

überhaupt geſtrichen; ferner wurde nicht nur das ſuſpenſive Veto 

des Kaiſers in der gewöhnlichen Geſetzgebung aufrechterhalten, 

ſondern es wurde noch durch einen beſonderen Zuſatz feſtgeſtellt, 
daß auch Veränderungen der Verfaſſung, wenn ſie dreimal mit 

der erforderlichen Majorität beſchloſſen würden, ohne die Ge- 
nehmigung des Reichsoberhaupts Gültigkeit haben ſollten. Alle 

dieſe Beſchlüſſe bedeuteten eine Verſchärfung der unitariſchen und 
demokratiſchen Tendenz, die ſchon der Entwurf der erſten Leſung 

gezeigt hatte. Es konnte nur als ein ſchwacher Erſatz dafür gelten, 

daß nach der neuen Faſſung eine weitere Ausdehnung der Reichs⸗ 
kompetenz nicht mehr im Wege der gewöhnlichen Geſetzgebung, 
ſondern nur in der Form einer Verfaſſungsänderung zuläſſig 

ſein ſollte. 

Es iſt den Anhängern der Erbkaiſerpartei ſehr ſchwer ge⸗ 
worden, für dieſe Veränderungen zu ſtimmen, da ſie voraus⸗ 
ſahen, daß durch ihre Annahme ſowohl Preußen wie den übrigen 

ems ß . 
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an ſich zu einer Verſtändigung mit der Nationalverſammlung 

geneigten Regierungen die Zuſtimmung ſehr erſchwert, ja viel⸗ 
leicht unmöglich gemacht werden würde. Aber ſie mußten dies 
Opfer den Demokraten bringen, die beſtimmt erklärten, daß ſie 

nur dann für das erbliche Kaiſertum eintreten würden. Nur da⸗ 

durch, daß eine erhebliche Zahl von Witgliedern der Erbfaijer- 
partei die Verpflichtung einging, auch ſpäter in keine Verände⸗ 
rung der Verfaſſung zu willigen, wurde die Annahme jenes Ar⸗ 
tikels möglich, welcher die Würde des Reichsoberhaupts einem 
regierenden deutſchen Fürſten erblich übertrug (23. März); er 
ging nur mit vier Stimmen Mehrheit (267 gegen 263) durch, und 
es iſt daher unzweifelhaft, daß er abgelehnt worden wäre, wenn 
auch ein erheblicher Teil der Demokraten mit den Großdeutſchen 
geſtimmt hätte. 

Sehr viele Großdeutſche hatten für dieſe Veränderungen der 
Verfaſſung geſtimmt, weil ſie auf dieſe Art den König von 

Preußen von ihrer Annahme abzuſchrecken hofften. Sie ſetzten 

auch die Aufnahme einer weiteren für Preußen unannehmbaren 

Beſtimmung durch, wonach in denjenigen Staaten, die aus meh⸗ 

reren Provinzen oder Ländern mit abgeſonderter Verfaſſung oder 
Verwaltung beſtänden, die von der Volksvertretung zu wählenden 
Mitglieder des Staatenhauſes nicht von der allgemeinen Landes- 
vertretung, ſondern von den Provinzialſtänden gewählt werden 

ſollten. 
Einen Tag nach der Beendigung der Verfaſſungsberatung, am 

28. März, fand die Kaiſerwahl ſtatt; 290 Stimmen wurden für 
Friedrich Wilhelm IV. abgegeben, die übrigen 248 Mitglieder 
enthielten ſich der Abſtimmung, jo daß die Wahl formell we— 
nigſtens einſtimmig erfolgte. Mit dem Geläute aller Glocken und 
Kanonendonner wurde die Verkündigung dieſes Ergebniſſes be— 
grüßt; eine Deputation von 32 Witgliedern machte ſich unter 

Führung des Präſidenten Eduard Simſon auf den Weg nach 
Berlin, um dem König das Ergebnis mitzuteilen und ihn um 
die Annahme der Wahl zu bitten. 

* * * 

Jetzt war für Friedrich Wilhelm der Augenblick gekommen, wo 
er perſönlich hervortreten und öffentlich Stellung nehmen mußte. 
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Wir wiſſen bereits, mit welchen Gedanken und Empfindungen 
er die Arbeiten der Paulskirche verfolgt hatte. Niemals konnte 

er ſeiner ganzen Denkweiſe nach dieſer Verſammlung das Recht 

zugeſtehen, durch einſeitigen Beſchluß eine Verfaſſung für 
Deutſchland feſtzuſtellen, ohne Rückſicht darauf, ob die Fürſten 
mit ihr einverſtanden ſeien oder nicht; und niemals konnte er ſie 

für berechtigt halten, über die Kaiſerkrone zu verfügen. Schon 

im Frühjahr 1848 hatte er an Dahlmann geſchrieben, daß er die 

höchſte Krone nicht annehmen werde, wenn ſie ihm überhaupt an⸗ 
geboten werden ſollte, „wozu aber von ſeiten der Fürſten keine 
Gefahr beſteht; das Anerbieten von ſeiten des Volkes, was auch 
nicht ſtattfinden wird, wäre aber mehr als Gefahr; es wäre der 
Beweis der vollen Auflöſung Teutſchlands, wenn es gegen der 

Fürſten Meinung und Willen geſchieht, und wäre wahrſchein⸗ 

lich mit Kanonen zu beantworten“. Im November hatte er Ga⸗ 

gern ebenfalls deutlich geſagt, daß für ihn die freiwillige Zu⸗ 

ſtimmung der Fürſten der entſcheidende Punkt ſei; eine durch den 

Druck der öffentlichen Meinung und die Furcht vor der Revolu⸗ 
tion abgenötigte Zuſtimmung genügte dem König nicht. Als ihm 

im Dezember ſein Freund Bunſen zur Annahme der Krone unter 

Vorbehalt der Zuſtimmung der Fürſten und einer ſpäteren Re- 

viſion der Verfaſſung durch das erſte deutſche Bundesparlament 

riet, erwiderte der König: „Ich will weder der Fürſten Zu⸗ 
ſtimmung zu der Wahl noch die Krone. Verſtehen Sie die mar⸗ 

kierten Worte? Ich will Ihnen das Licht darüber ſo kurz und 
hell als möglich ſchaffen. Die Krone iſt erſtlich keine Krone. Die 
Krone, die ein Hohenzoller nehmen dürfte, wenn die Umſtände es 
möglich machen könnten, iſt keine, die eine, wenn auch mit fürſt⸗ 
licher Zuſtimmung eingeſetzte, aber in die revolutionäre Saat ge⸗ 

ſchloſſene Verſammlung macht, .. ſondern eine, die den Stempel 

Gottes trägt, die den, dem ſie aufgeſetzt wird, nach der heiligen 
Olung „von Gottes Gnaden“ macht, weil und wie ſie mehr denn 

34 Fürſten zu Königen der Deutſchen von Gottes Gnaden ge⸗ 
macht und den letzten immer der alten Reihe geſellt. Die Krone, 

die die Ottonen, die Hohenſtaufen, die Habsburger getragen, kann 
natürlich ein Hohenzoller tragen; ſie ehrt ihn überſchwenglich mit 
tauſendjährigem Glanze. Die aber, die Sie — leider — meinen, 
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verunehrt überſchwenglich mit ihrem Ludergeruch der Revolution 

von 1848, der albernſten, dümmſten, ſchlechteſten, wenn auch gott⸗ 

lob nicht der böſeſten dieſes Jahrhunderts. Einen ſolchen imagi⸗ 
nären Reif, aus Dreck und Lettern gebacken, ſoll ein legitimer 
König von Gottes Gnaden, und nun gar der König von Preußen 
ſich geben laſſen, der den Segen hat, wenn auch nicht die ältejte, 
doch die edelſte Krone, die niemand geſtohlen iſt, zu tragen?“ 

Ausdrücklich erklärte der König, daß diejenigen, die ihm das Ge— 

ſchenk darböten, es gar nicht zu vergeben hätten. „Ich ſage es 
Ihnen rund heraus: ſoll die tauſendjährige Krone deutſcher Na⸗ 
tion, die 42 Jahre geruht hat, wieder einmal vergeben werden, 
ſo bin ich es, und meinesgleichen, die ſie vergeben werden; und 
wehe dem, der ſich anmaßt, was ihm nicht zukommt!“ 

Dieſe Geſinnung hatte Friedrich Wilhelm auch ſeinen Wi⸗ 
niſtern gegenüber immer wieder zum Ausdruck gebracht; auch 

wenn er ihrem Drängen zu Schritten, die er für falſch hielt, nach⸗ 

gab, machte er ihnen keine Hoffnung, daß er die Krone von der 

Nationalverſammlung jemals annehmen werde. Immer wieder 
kam er darauf zurück, daß Preußen nur dazu benutzt werden ſolle, 
die untergehende Herrlichkeit der Paulskirche zu retten und das 

revolutionäre Prinzip dadurch zur Anerkennung zu bringen. „Alle 

politiſch Unweiſen“, ſchrieb er dem Grafen Brandenburg, „wollen 
Preußens Erhebung über Deutſchland durch Paziſzieren mit der 
Revolution. Gagern ſetzt alles daran, dies ſein Schoßkind, das er⸗ 

ſaufen will, über Waſſer zu halten. Das ſoll Preußen tun, und 
ſein König muß freiwillig oder unfreiwillig denſelben Weg ge— 
ſchleppt werden. Das tut er nicht!“ Und an Bunſen ſchrieb er 

bald darauf, jetzt laſſe er noch ſeine Winiſter regieren; „aber 
wenn die perſönliche Frage kommt, dann werde ich reden, würdig 
als der Siebzehnte der herrſchenden Hohenzollern. Wie, das 
wiſſen Sie; nicht, wie Sie wünſchen und hoffen. Ich ſetze meine 
Er und mein Leben daran, ein ehrlicher Mann und Fürst zu 
bleiben.“ 

Wollten ſeine Winiſter ihn nun aber wirklich auch jetzt noch 
auf dieſen Weg drängen? Es war in der Tat ihre Abſicht, und ſie 
konnten hoffen, jetzt mehr zu erreichen als früher, nachdem Öfter- 
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reich durch ſeine Konſtituierung als einheitlicher Geſamtſtaat ge⸗ 

zeigt hatte, daß es ſeine deutſchen Gebiete einem feſter als der 

alte Bund organiſierten Deutſchen Reiche nicht einfügen laſſen 

wolle. Hatte doch der König früher zugeſtanden, daß es ſeine 
Pflicht ſei, an die Spitze Kleindeutſchlands zu treten, wenn Öfter- 
reich ſelbſt bekunde, daß es der engeren Gemeinſchaft nicht an⸗ 

gehören wolle. Erſchwerend wirkte auf der anderen Seite die de⸗ 

mokratiſch⸗unitariſche Umgeſtaltung, welche die Verfaſſung in den 
letzten Wochen erfahren hatte. Camphauſen hatte mit Schmerz 
dieſe Veränderungen beſchließen ſehen, die ſeinen ganzen Plan, 

der auf dem Einverſtändnis zwiſchen Berlin und Frankfurt be⸗ 

ruhte, ſchwer gefährden mußten. Er trat trotzdem entſchieden dafür 
ein, daß der König die Oberhauptswürde ohne den Kaiſertitel 

unter der Vorausſetzung nachträglicher Zuſtimmung der Fürſten 

annehmen möge. Stimmten dann nur die kleineren Fürſten zu, 

ſo kam ein Bundesſtaat von erheblich geringerem Umfang und 

weſentlich anderem Charakter als der in Frankfurt geplante zu⸗ 

ſtande, und man konnte daraus die Forderung ableiten, daß nun 

auch die in Frankfurt beſchloſſene Verfaſſung für dieſen neuen 

Bund nicht paſſe, ſondern entſprechend geändert werden müſſe. 

Ließen ſich aber auch die Wittelſtaaten durch die Furcht vor 

Preußen und vor der Volksſtimmung in ihren eigenen Län⸗ 

dern zum Eintritt in den Bundesſtaat bringen, ſo würden ſie doch 
vorausſichtlich Vorbehalte wegen der allzu unitariſchen Be⸗ 

ſtimmungen der Verfaſſung machen und es ſo dem König 

ermöglichen, unter Berufung darauf eine Reviſion der Ver⸗ 

faſſung zu erzwingen. Da ſich aber erſt ſpäter herausſtellen 

werde, welcher dieſer beiden Wege zu wählen ſei, wollte Camp⸗ 
hauſen vorläufig jede Außerung Preußens über die Verfaſſung 

vermieden wiſſen. 

Graf Brandenburg und die übrigen Winiſter ſchloſſen ſich 
dieſen Geſichtspunkten an. Am 2. April wurde in den preußi⸗ 

ſchen Kammern eine amtliche Erklärung abgegeben, die auf die 
Abſicht einer bedingten Annahme der Oberhauptswürde ſchließen 

ließ. Am Abend desſelben Tages hat ſich Graf Brandenburg 
den Mitgliedern der Deputation gegenüber in ähnlicher Weiſe 
ausgeſprochen. Die Winiſter hofften, den König alſo auf ihren 
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Standpunkt herüberziehen zu können und legten ihm den Ent⸗ 
wurf zu einer in dieſem Sinne gehaltenen Antwort vor. 

Friedrich Wilhelm hielt jedoch an ſeinem eigenen Programm 
feſt. Er hatte bereits vor dem entſcheidenden Winiſterrat zu⸗ 

ſammen mit der Kamarilla eine ſcharf ablehnende Antwort auf⸗ 
geſetzt, in der ausdrücklich geſagt werden ſollte, daß nur die 

deutſchen Fürſten über die Kaiſerkrone zu verfügen hätten, und 

daß er die vom Parlament ohne Berechtigung dargebotene Krone 
weder annehmen noch ablehnen könne. Es waren faſt genau die⸗ 
ſelben Worte, die er früher Bunſen gegenüber gebraucht hatte. 

Er äußerte wiederholt, daß er zur Abdankung entſchloſſen ſei, 
wenn man ihn zur Annahme zwingen wolle. 

In dem Winiſterrat am Nachmittag des 2. April ſtießen die 
Gegenſätze heftig aufeinander. Schließlich wurde aus Stücken der 

beiden Entwürfe eine neue Antwort gemacht. Der König ver⸗ 
zichtete darauf, die Berechtigung der Verſammlung zu ihrem Vor- 

gehen ausdrücklich in Abrede zu ſtellen und ließ ſich einen Satz 

gefallen, worin geſagt wurde, die Wahl gebe ihm ein Anrecht, 

das er zu ſchätzen wiſſe; aber zu einer Annahme, wenn auch 
unter Vorbehalt, ließ er ſich nicht drängen. Dagegen blieben aus 
dem miniſteriellen Entwurf einige Sätze ſtehen, die beſtimmt ge⸗ 
weſen waren, die bedingte Annahme zu motivieren. So entſtand 

eine unklare und mehrdeutige Antwort, mit der König und Wi⸗ 

niſterium einen verſchiedenen Sinn verbanden. 

Als der König am Wittag des 3. April die Deputation in feier- 

licher Audienz empfing, erwiderte er auf die Anſprache des Prä— 

ſidenten Simſon, er könne ohne das freie Einverſtändnis der 

Fürſten und freien Städte Deutſchlands keine Entſchließung 
faſſen; die Regierungen würden jetzt gemeinſam zu prüfen haben, 
ob die Verfaſſung den Einzelnen wie dem Ganzen fromme, und ob 
die dem Oberhaupt zugedachten Rechte ausreichend ſeien, um die 
Hoffnungen des Vaterlandes zu erfüllen. Die letzten Worte 
lauteten: „Deſſen aber möge Deutſchland gewiß ſein, und das 
verkündigen Sie in allen feinen Gauen: Bedarf es des preu- 
ßiſchen Schildes und Schwertes gegen äußere oder innere Feinde, 
jo werde ich auch ohne Ruf nicht fehlen; ich werde dann getroſt 
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den Weg meines Hauſes und meines Volkes gehen, den Weg 

der deutſchen Ehre und Treue!“ 

Die Deputation war von dieſer Antwort ſchwer enttäuſcht; ſie 

erklärte dem Winiſterium ſchriftlich, daß ſie eine Ablehnung der 

Krone darin erblicken müſſe, da die Verfaſſung, auf Grund deren 

die Wahl erfolgt ſei, vom König nicht als bereits zu Recht be⸗ 

ſtehend, ſondern als ein erſt dem Beſchluſſe der Fürſten zu 

unterbreitender Entwurf behandelt werde. Andere waren damals 

der Anſicht, daß der König nicht abgelehnt, ſondern ſeine Ant⸗ 

wort nur aufgeſchoben habe, ſo die Prinzeſſin Auguſta und der 

öſterreichiſche Geſandte. Aber beide hatten die Rede nur geleſen, 

nicht gehört. Simſon verſichert aber in ſeinen Aufzeichnungen, 

daß ſchon der ſchroffe, faſt drohende Ton, in dem der König ſie 

verleſen habe, jeden Zweifel über ihren Sinn bei den Hörern 

habe ausſchließen müſſen. 

Durch dieſe Art des Sprechens hat Friedrich Wilhelm ohne 
Zweifel die Abſchwächungen wieder ausgleichen wollen, die ſeine 

Winiſter ihm abgerungen hatten. Daß er an feiner bisherigen 

Weinung unbedingt feſthielt, zeigt aufs deutlichſte der Brief, den 
er wenige Tage ſpäter an Bunſen geſchrieben hat. Wenn es den 

Männern der Paulskirche, jo führt er dort aus, wirklich um die 

Sache zu tun geweſen wäre, ſo hätten ſie, bevor ſie ſich an ihn 
wandten, die Zuſtimmung der rechtmäßigen Obrigkeiten ein⸗ 
holen müſſen. Das ſei nicht geſchehen, weil ſie im Namen der 
Volksſouveränität zu handeln geglaubt hätten; ſie wollten, ſchreibt 
er, „dem Narren, dem Preußenkönige, ein Hundehalsband um⸗ 

ſchnallen, das ihn unauflöslich an die Volksſouveränität feſſeln, 
der Revolution von 1848 leibeigen machen ſolle“. „Daher rührt 
mein Beſcheid an die geradezu inqualifiable Deputation der 
Paulskirche. Des Beſcheides Sinn iſt: Ich kann Euch weder ja 
noch nein antworten. Man nimmt nur an, und ſchlägt nur aus 

eine Sache, die geboten werden kann. — Und Ihr da habt gar 

nichts zu bieten. Das mache ich mit Weinesgleichen ab. Jedoch 

zum Abſchied die Wahrheit: Gegen Demokraten helfen nur Sol⸗ 
daten. Adieu. — Ich hoffe, daß dieſer durch meine Ehre und 
meinen Namen, meine Stellung fals Fürſt von Gottes Gnaden! 
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notwendig gebotene Beſcheid das erforderliche Hofkleid angezogen 

hat; was hinter Nock und Hemd ſteckt, wiſſen Sie fo gut wie ich.“ 
* * * 

Aber mochte der König auch dieſen Sinn in ſeine Worte legen, 
ſo blieb doch dem Wortlaut nach immer noch die Wöglichkeit 
einer anderen Deutung übrig. Und noch immer gaben die 

Winiſter die Hoffnung nicht auf, daß es ihnen gelingen 
werde, die nachträgliche Zuſtimmung der deutſchen Fürſten zu 
erlangen und dadurch eine Anderung in den Entſchließungen des 

Königs herbeizuführen. Sie richteten ein Rundſchreiben an alle 
deutſchen Regierungen, in dem ausdrücklich die Bereitwilligkeit 
des Königs, an die Spitze eines Bundesſtaats zu treten, aus⸗ 
geſprochen und den übrigen Staaten eine Friſt von 14 Tagen | 

für ihre Erklärung geſtellt wurde, ob ſie dieſem Bundesſtaat bei⸗ 

treten wollten oder nicht. Auch jetzt war es Camphauſen, der 
ihr weiteres Vorgehen leitete. Wenn der preußiſche König weiter— 

hin ſchwieg und jede definitive Erklärung ſo lange aufſchob, bis 

die übrigen deutſchen Fürſten ihrerſeits geſprochen haben 
würden, ſo war die Hoffnung nicht unbegründet, daß ſchließlich 

alle, wenn auch ungern, zuſtimmen würden. Wagte es aber eine 

Regierung, etwa die Bayerns oder Württembergs, eine offene 

Ablehnung auszuſprechen, jo konnte Friedrich Wilhelm dann er- 
klären, da ſeine Bedingung nicht erfüllt ſei, könne er nun die 
Oberhauptswürde nicht annehmen. Die Verantwortung für das 

Scheitern des Einigungswerkes würde dann nicht ihn, ſondern 
die ablehnenden Regierungen getroffen haben. In der Tat ſchien 
dieſer Weg zum Ziele zu führen. Die 28 kleineren Staaten, die 

ſich ſchon früher mit Camphauſen zu einer gemeinſamen Erklä⸗ 

rung vereinigt hatten, ſprachen ſofort die Anerkennung der Raifer- 
wahl aus, allerdings aber auch zugleich die bedingungsloſe An⸗ 
nahme der Frankfurter Verfaſſung; in Württemberg, Sachſen 
und Hannover drängten die Volksvertretungen auf den gleichen 

Entſchluß hin; ſelbſt in den fränkiſchen und pfälziſchen Teilen 
Bayerns ſetzte eine lebhafte Agitation in dieſem Sinne ein. 

Je näher aber Camphauſens Plan dem Gelingen zu kommen 
ſchien, deſto ſtärker wurden die Bedenken des Königs. Er wollte 
ja unter keinen Umſtänden eine erzwungene Zuſtimmung der 



284 Definitive Ablehnung der Verfaſſung 

übrigen Fürſten als vollwertig anſehen; er wäre daher in die pein⸗ 
lichſte Verlegenheit geraten, wenn ſich auch die Königreiche zur 

Anerkennung ſeiner Wahl bequemt hätten; dann wäre ja die von 

ihm geſtellte Bedingung formell erfüllt geweſen, und es hätte 

doch große Bedenken gehabt, öffentlich auszuſprechen, daß man 

die Zuſtimmung der Fürſten als nicht freiwillig gegeben be⸗ 
trachte. Dazu kam das ungeſtüme Drängen der eigenen preu⸗ 

Bilchen Volksvertretung, die dem König und den Winiſtern als 

ein Verſuch erſchien, die geſamte Politik der Regierung von dem 

Willen des Parlaments abhängig zu machen. Endlich wirkte noch 

die Erwägung mit, daß man ſchließlich nicht nur die Oberhaupts⸗ 

würde, ſondern auch die Verfaſſung werde annehmen müſſen, 

da bisher die beitretenden Staaten keine Veränderungen verlangt 

hatten und ihr Wort wieder zurücknehmen konnten, wenn Preußen 

ſolche forderte. Zur Anerkennung dieſer Verfaſſung wollte ſich 

aber auch Graf Brandenburg unter keinen Umſtänden verſtehen; 

im vollen Einvernehmen mit dem König gab er am 21. April 

in der zweiten Kammer die Erklärung ab, daß Preußen die 

Reichsverfaſſung nicht unverändert annehmen könne. Damit war 

der Grundgedanke Camphauſens aufgegeben; Preußen war es, 

das die Unmöglichkeit einer Verſtändigung mit der Paulskirche 

feſtſtellte; die Königreiche waren ihrer ſchweren Sorgen entledigt 

und zögerten nicht, ſich jetzt in demſelben Sinne auszuſprechen; 
nur Württemberg erkannte jetzt, wo es ungefährlich war, Ver⸗ 

faſſung und Kaiſerwahl an. Auch in HÖfterreich hatte man der 
Entwicklung der Dinge mit großer Unruhe zugeſehen; auch nach 

der Antwort vom 3. April war man noch höchſt mißtrauiſch gegen 
Preußens ehrgeizige Abſichten. Schwarzenberg befahl ſofort den 
öſterreichiſchen Vertretern in der Nationalverſammlung, Frank⸗ 

furt zu verlaſſen, da ihr Mandat erloſchen ſei, während er den 
Reichsverweſer ermahnte, im Amte zu bleiben. Erſt durch die 

Erklärung vom 21. April gewann man die Sicherheit, daß der 
gefürchtete Bund zwiſchen Preußen und der Paulskirche end⸗ 
gültig geſcheitert ſei. 

Camphauſen fühlte ſich durch das Verhalten ſeiner Regierung 
ſchwer kompromittiert, da er in Frankfurt ſtets geſagt hatte, 

Preußen werde ſich nicht erklären, bevor nicht die Wittelſtaaten 
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geſprochen hätten. Er reichte ſofort ſeine Entlaſſung ein. Dem 
König, der ihm vorwarf, daß er ihn habe verleiten wollen, dem 

Abgott der Volksſouveränität zu räuchern und das ruchloſe 
Machwerk der Paulskirche anzunehmen, ſchrieb er, daß nach 

ſeiner Meinung keine Anerkennung des Prinzips der Volks⸗ 
ſouveränität darin gelegen haben würde, wenn man ſich des 

Bündniſſes mit der Paulskirche bedient hätte, um den Wider⸗ 
willen der Einzelſtaaten gegen die Einfügung in ein größeres 
Ganzes zu brechen. An eine ganz freiwillige Unterordnung der 

mittleren Staaten unter eine kräftige Zentralgewalt habe er nie⸗ 
mals geglaubt. Jetzt hielt er eine neue Revolution für wahr- 
ſcheinlich, und, falls ſie beſiegt werde, das Scheitern des ganzen 

Einigungswerkes für ſicher. 
Die Mehrheit des Frankfurter Parlaments wies alle weiteren 

Vermittlungsverſuche zurück und beſchloß das deutſche Volk zum 
Schutz der Reichsverfaſſung gegen die Regierungen aufzurufen. 

Preußen antwortete darauf, indem es auch ſeine Vertreter ab⸗ 

berief, und die kleineren Regierungen folgten alsbald dieſem Bei⸗ 
ſpiel. Die Mehrzahl der Abgeordneten leiſtete dieſem Befehl 
Folge; gerade die gemäßigteren Elemente, die bisher die Mehr⸗ 
heit gebildet hatten, wollten auf dem Wege, der jetzt betreten 
wurde, nicht mitgehen. Der in Frankfurt zurückbleibende Reft, ı 
das ſogenannte Rumpfparlament, beſtand zum überwiegenden 

Teil aus ſüddeutſchen Demokraten, die allerdings den ernſten 
Willen hatten, die Revolution von neuem zu entfeſſeln. Sie be 
riefen für den 15. Auguſt den erſten ordentlichen Reichstag des 

neuen Reiches; bis dahin ſollte die bisherige Nationalverſamm⸗ 
lung zuſammenbleiben. 

Aber nur an einzelnen Stellen Deutſchlands fand der Aufruf 
des Rumpfparlaments zum Kampf gegen die Regierungen ein 

williges Ohr. Zu wirklich gefährlichen Aufſtänden kam es nur im 
Königreich Sachſen und am Oberrhein. Zeitweiſe geriet ſogar 
Dresden in die Gewalt der Aufrührer, und erſt nach blutigem 
Kampfe gelang es den zu Hilfe gerufenen preußiſchen Truppen 
zuſammen mit der treugebliebenen ſächſiſchen Armee, den ſo— 

genannten Waiaufſtand niederzuſchlagen. Auch in Baden und 
der Pfalz vermochten die Regierungen es nicht, ſich der jäh auf— 
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flammenden Empörung aus eigener Kraft zu erwehren; ein 

preußiſches Heer unter dem Kommando des Thronfolgers 

Prinzen Wilhelm mußte erſcheinen, die von den Aufſtändiſchen 
beſetzte Feſtung Raftatt zurückerobern und die ſchnell zuſammen⸗ 

gerafften Truppen der Revolution auseinander ſprengen. Hin⸗ 

gegen waren die kleinen Unruhen, die in einzelnen Orten 

Preußens vorkamen, ohne allgemeinere Bedeutung. 
Jedes Rückhaltes beraubt, fand die Nationalverſammlung ein 

trauriges Ende. Da die freie Stadt Frankfurt das Parlament 

nach der Abreiſe der meiſten Abgeordneten nicht mehr als eine 

wirkliche Vertretung des deutſchen Volkes anſehen und es wegen 

der letzten revolutionären Beſchlüſſe nicht in ihren Mauern dulden 

wollte, beſchloß der aus 135 Mitgliedern beſtehende Reſt am 

30. Mai, die Sitzungen nach Stuttgart zu verlegen. Hier fanden 

ſich nur entſchloſſene Vertreter des Radikalismus ein. Sie 
wählten aus ihrer Witte eine Reichsregentſchaft von fünf Wit⸗ 

gliedern und verſuchten die Leitung des inzwiſchen ausgebrochenen 

Aufſtands zu übernehmen. Darauf ſchritt die württembergiſche 
Regierung ein, verbot weitere Tagungen und ließ das Sitzungs⸗ 

lokal militäriſch abſperren (18. Juni). So war die National⸗ 
verſammlung gewaltſam zerſprengt; alle Hoffnungen, die man 

auf ihre Wirkſamkeit geſetzt hatte, waren geſcheitert, die Einigung 

Deutſchlands erſchien durch das Mißlingen Nee Werke weiter 

in die Ferne gerückt als je zuvor. 
* * * 

Die Urſachen für das Scheitern des Frankfurter Verfaſſungs⸗ 
werkes darf man nicht in erſter Linie in der Zuſammenſetzung 

des Parlaments ſuchen. Gewiß zählte dieſe Verſammlung, in 
der ſo viel ſelbſtloſe Begeiſterung, hohe Bildung, Arbeitsfreudig⸗ 

keit und Pflichtgefühl lebten, in der die Debatten auf einer 

geiſtigen Höhe ſtanden, wie kaum in einem ſpäteren Parlament, 

viele Beamte und Gelehrte in ihrer Witte; aber es fehlten doch 
auch die Männer des praktiſchen Lebens nicht, und man kann 
keineswegs ſagen, daß ſie nicht zu Worte gekommen wären, oder 
daß man bloßen Theorien zuliebe die praktiſchen Bedürfniſſe über⸗ 
ſehen habe. Die führenden Männer des Parlaments haben ſich 
wiederholt gegen eine Politik erklärt, die von beſtimmten Prin⸗ 
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zipien aus das wirkliche Leben meiſtern wolle; ſie haben ſehr 
wohl gewußt oder doch ſchnell gelernt, daß man politiſche Ideale 
nicht auf einmal in die Wirklichkeit übertragen kann und ſich mit 

dem begnügen muß, was nach Lage der Dinge im Augenblick 
erreichbar iſt. Bei der Schwierigkeit der zu löſenden Probleme 
und dem Mangel an praktiſcher Erfahrung in der Behandlung 
großer politiſcher Fragen, der mit der Zerſplitterung Deutſch⸗ 

lands und dem Bevormundungsſyſtem der Großmächte zu⸗ 
ſammenhing, muß man ſich vielmehr wundern, einen wie klaren 
Blick für das Notwendige und Wögliche dieſe Männer gehabt 
haben. Die Verfaſſung, die ſie ſchufen, war durchaus kein Werk 
der Theorie, ſondern ein ſchwer errungenes Kompromiß zwiſchen 

den unitariſchen und partikulariſtiſchen, den monarchiſchen und 

republikaniſchen, den ariſtokratiſchen und demokratiſchen Kräften, 
die innerhalb des deutſchen Volkes miteinander rangen; ſie ver⸗ 
ſuchte ſowohl den nationalen Wünſchen wie den berechtigten 
Forderungen der Regierungen Rechnung zu tragen. Es iſt doch — 
keine geringe Leiſtung, daß man hier bereits im weſentlichen die⸗ 
jenige Abgrenzung zwiſchen der Machtſphäre des Reiches und 
der Einzelſtaaten fand, die ſpäter Wirklichkeit wurde und ſich 

bewährt hat: Auswärtige Politik, Heerweſen, Wirtſchaft und 
Recht für den Geſamtſtaat, die innere Verwaltung und die Für— 

ſorge für das geiſtige Leben für die Einzelſtaaten; die Erträge 
der Zölle und indirekten Abgaben für das Reich, die direkten 
Steuern, wenigſtens in normalen Zeiten, für die Einzelſtaaten. 

Wenn man damals den Einzelſtaaten einen geringeren Anteil 
an der Leitung des Geſamtbundes zugeſtehen, wenn man das 
Bundesoberhaupt in ſtärkere Abhängigkeit vom Parlament 
bringen und das letztere zur oberſten Inſtanz im Staatsleben 
machen wollte, jo entſprangen dieſe Beſtrebungen einer gemein- 

ſamen Wurzel. Man hatte die Macht des Abſolutismus und die 

Nachteile, die aus dem leitenden Einfluß der beiden größten ab- 
ſolut regierten Einzelſtaaten auf die Bundesgewalt hervorgingen, 
zu deutlich kennen gelernt; man glaubte eine Wiederkehr ſolcher 
Zuſtände nur dann verhindern zu können, wenn das deutſche 

Volk das entſcheidende Wort zu ſprechen habe und nicht die 
deutſchen Fürſten; deshalb wollte man dem Parlament die aus— 
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ſchlaggebende Stellung ſichern und die Regierung in die Hand 

eines von der Mehrheit abhängigen Miniſteriums legen; ein 

ſolches Winiſterium ſchien aber nicht zugleich von dem Willen 

der Einzelſtaaten abhängen zu können. Dies alles wurde keines⸗ 

wegs der Lehre von der Volksſouveränität oder dem Glauben an 
die Güte des parlamentariſchen Syſtems zuliebe beſchloſſen; die 

Liberalen, die in der Verſammlung die Wehrheit hatten, 

ſchwärmten ja im allgemeinen weder für die Volksſouveränität, 
noch hielten ſie das parlamentariſche Syſtem für unbedingt not⸗ 

wendig; man traf dieſe Einrichtungen vielmehr nur deshalb, weil 

man ſich ohne ſie ein gedeihliches Wirken der Reichsgewalt nicht 
vorſtellen konnte. 

In einer Beziehung befanden ſich allerdings die Männer der 

Paulskirche in einem ſchweren Irrtum: ſie hielten die Einzel⸗ 
ſtaaten für viel ſchwächer, die Einheitsbewegung und ſich ſelbſt 
als deren Vertreter für viel ſtärker, als ſie wirklich waren. Aber 
war dieſer Irrtum nicht begreiflich, da ſie doch den jähen Zu⸗ 

ſammenſturz der Regierungsgewalt ſelbſt in den größten deutſchen 

Staaten im März 1848 miterlebt hatten? Die meiſten erkannten 
ſchon im Herbſt, daß ſie die Macht der Dynaſtien unterſchätzt 
hatten, und daß es nur einen Weg zur Erreichung ihres Zieles 

gab, den engen Anſchluß an den mächtigſten unter den rein 
deutſchen Einzelſtaaten, an Preußen. Aber Preußen wies dieſes 
Bündnis zurück, weil ſein König die Herrſchaft über Deutſchland 
nicht der Revolution verdanken wollte. Die Urſache des 

Scheiterns lag eben im letzten Grunde darin, daß die Negie⸗ 
rungen der deutſchen Einzelſtaaten durch den Frühlingsihum oo von 
1848 zwar momentan erſchüttert, aber keineswegs völlig zu 

Boden geworfen oder auch nur dauernd geſchwächt waren. Sobald 
ſie ſich von dem erſten Schrecken erholt und auf ihre Machtmittel 
beſonnen hatten, vermochten ſie der Einheitsbewegung einen un⸗ 
überwindlichen Widerſtand entgegenzuſetzen. 

Sehr verſchieden waren allerdings die Intereſſen und daher, 

auch die Haltung der einzelnen Staaten. Am klarſten lagen die 
Dinge für Sſterreich. Der Kaiſerſtaat konnte ſich nicht in zwei 

Hälften zerreißen laſſen und wollte nicht auf ſeinen hergebrachten 
Einfluß in Deutſchland verzichten. Unter dieſen Umjtänden gab 
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es für ihn kaum eine andere Möglichkeit, als die Wieder⸗ 
herſtellung des loſen alten Staatenbundes von 1815 zu erſtreben, 
dem Deutſch⸗Sſterreich nach wie vor angehören konnte, ohne die 

Exiſtenz und den feſten Zuſammenhalt der Geſamtmonarchie zu 

gefährden; höchſtens einige unbedeutende Verbeſſerungen daran 

konnte man ſich gefallen laſſen. Allerdings wurde dieſes Ziel 
von den öſterreichiſchen Staatsmännern nicht ſofort klar und 
ſicher ins Auge gefaßt. Manche von ihnen ließen ſich von ihrem 
deutſchen Gefühl zu der Täuſchung verleiten, daß auch die Un- 
teilnahme Deutſch⸗OIſterreichs an einem enger verbundenen 
Deutſchland ohne Schädigung der geſamtöſterreichiſchen Inter- 
eſſen möglich ſei. Andere glaubten in der Zeit, als Ungarn, 

Böhmen und Italien im Abfall begriffen waren und die Geſamt⸗ 
lage äußerſt bedrohlich ſchien, daß die alte Monarchie überhaupt 
zerfallen werde und konnten in dieſem Falle natürlich nur für 

den engſten Anſchluß Deutſch⸗Oſterreichs an das übrige Deutſch— 
land eintreten. Wieder andere hielten in dieſer Zeit der Gefahr 
eine Rettung nur für möglich, wenn man auf die Hegemonie in 

Deutſchland zu Preußens Gunſten verzichte und alle Kraft auf 

die Unterwerfung der abgefallenen Gebiete und ihren feſten Zu= 
ſammenſchluß untereinander richte. Als aber dieſe Gefahren zu 
ſchwinden begannen, und es gleichzeitig immer deutlicher wurde, 

einen wie ſtarken Einfluß nach der Abſicht der Frankfurter Ge— 
ſetzgeber die Bundeszentralgewalt auf die Einzelſtaaten haben 
ſollte, da traten jene Gedanken immer deutlicher hervor und 

fanden in dem Fürſten Felix Schwarzenberg einen energiſchen, 
klugen und ſkrupelloſen Vertreter. 
ge: die Intereſſen der Mittelſtaaten brängten deren Politik 

— 

en mußte zunächſt 8 liegen, die 9 einer ſtarken, 
in der Hand eines erblichen Oberhauptes liegenden Zentral⸗ 
gewalt um jeden Preis zu verhindern; eine ſolche würde nicht 
nur den Kreis der einzelſtaatlichen Tätigkeit ſehr ſtark ein⸗ 

geſchränkt, ſondern vor allen Dingen die Stellung der Herrſcher 

und —.— Dynaftien herabgedrückt haben. Darum wünſchten ſie 
an pitze des neuen Bundes ein mehrköpfiges Direktorium 
zu 1 in dem ſie ſelbſt vertreten ſein und womöglich den Groß— 
Brande nburg, Die Reichsgründung 7 0 19 
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mächten gegenüber die Entſcheidung in der Hand haben wollten. 

Ebenſo erforderte ihr Intereſſe dringend, daß beide Großmächte 
im Bunde verblieben, damit man bei der einen gegen die andere 

Schutz finden und ſo die eigene Selbſtändigkeit möglichſt unan⸗ 
getaſtet behaupten könne. Bald aber regten ſich bei den Staats⸗ 

männern der Wittelſtaaten noch weitergreifende Gedanken. Viel⸗ 

leicht war es möglich, aus der allgemeinen Verwirrung ſogar 

einen erheblichen Vorteil durch Ausdehnung der eigenen Staats⸗ 

hoheit über die angrenzenden Kleinſtaaten zu gewinnen. Das 

Gruppenſyſtem, wonach den Wittelſtaaten die kleineren militäriſch 

untergeordnet und durch gemeinſame Gerichte und Parlamente 

auch im inneren Staatsleben mit ihnen verſchmolzen, im Bundes⸗ 
direktorium aber durch ſie vertreten werden ſollten, ſcheint in dieſer 
Form eine Erfindung der ſüddeutſchen Höfe zu ſein, während 
Fürſt Schwarzenberg wohl nur darauf einging, um die Wittel⸗ 
ſtaaten feſt an Öfterreich zu ketten und zu Bundesgenoſſen gegen 
Preußen und die nationale Bewegung zu gewinnen. Die öffent⸗ 

liche Meinung glaubte man ſchließlich beſchwichtigen zu können, 
wenn man dem Parlament im eigenen Lande eine recht bedeutende 

Stellung gebe und liberal regiere; dann konnte man hoffen, daß 
viele Liberale damit zufrieden ſein und die nationalen Wünſche 
zurückſtellen würden. 

Die Kleinſtaaten, die nicht hoffen konnten, ſelbſt an die Spitze 
einer Gruppe zu kommen und befürchten mußten, mediatiſiert 
zu werden, waren am meiſten bereit, der Einheitsbewegung nach⸗ 
zugeben und ſich einem engeren Bundesſtaat unter preußiſcher 

Führung eingliedern zu laſſen. Ganz für ſich konnten ſie weder 

politiſch, noch militäriſch, noch wirtſchaftlich exiſtieren; auch die 

Dynaſtien glaubten hier ihre Herrſcherſtellung auf die Dauer nur 
durch die Anlehnung an eine ſtärkere Wilitärmacht aufrecht er⸗ 

halten zu können. Gelang es alſo, einen Bund zu gründen, der 
ihnen einen erheblichen Teil ihrer Regierungsrechte ließ und 
ihnen wenigſtens einigen Anteil an der Geſamtleitung gewährte, 

jo zogen ſie eine ſolche Löſung der Einrichtung des Gruppen⸗ 

ſyſtems entſchieden vor. Dazu kam die Eiferſucht auf die Mittel⸗ 
ſtaaten; man wollte in den kleineren Staaten wenigſtens die Ge⸗ 

nugtuung haben, daß es dieſen auch nicht beſſer gehe. Ließ ſich 
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aber ohne die Gefahr innerer Unruhen die Rückkehr zum alten 
deutſchen Bunde ermöglichen, jo hatte die Mehrzahl der Flei- 

neren Fürſten dagegen auch nichts einzuwenden. 

In jeder Hinſicht am ſchwierigſten lagen die Dinge für Preußen. 
In der Hoffnung, daß das Ergebnis der ganzen Bewegung ein 
engerer Bundesſtaat mit dem König von Preußen als erblichem 

Oberhaupt ſein könne, lag eine ſtarke und begreifliche Lockung, 

namentlich für diejenigen preußiſchen Staatsmänner, die nicht 
bloß preußiſch, ſondern zugleich auch deutſch empfanden. Sie 
konnten ſich und den anderen mit gutem Grunde ſagen, daß dieſe 
Löſung nicht nur den berechtigten Anſprüchen Preußens als des 
größten rein deutſchen Staates, ſondern auch dem wahren Be— 
dürfnis Deutſchlands entſpreche. Wer dieſes Ziel wollte, mußte 
allerdings bereit ſein, die Revolution, durch die ſeine Erreichung 

allein möglich geworden! den war, bis; zu einem gewiſſen Grade als 
5 11 

Bundesgenoſſin zu betrachten und die Nevolutionsfurcht als 
Hebel zum Druck auf die widerſtrebenden Dynaſtien zu u benutzen. 

Wollte man dies aber, ſo mußte man auch der Volksſtimmung 

die Organe ſchaffen, durch die ſie ſich in geſetzmäßiger und wirk⸗ 
ſamer Weiſe äußern konnte, und den Volksvertretungen in dem 

neuen Bunde und in Preußen ſelbſt eine erhebliche Macht⸗ 
ſtellung einräumen. Dagegen beſtand bei einer derartigen Politik 
die Gefahr, daß ſie ſchließlich, bei ſcharfem Widerſtande Hfter- 
reichs und der Wittelſtaaten, zu einer kriegeriſchen Auseinander- 
ſetzung unter den deutſchen Staaten und vielleicht zu einem Ein⸗ 
greifen der europäiſchen Garantiemächte führen könne. 
Vom preußiſchen Standpunkt aus betrachtet lag aber noch ein 

anderes Bedenken einer ſolchen Politik im Wege. Wenn der 
König von Preußen Oberhaupt des Bundes wurde, ein von dem 

preußiſchen unabhängiges Bundesminiſterium neben ſich hatte 
und die Bundesregierung von einem außerhalb Preußens ge— 

legenen Orte aus führen mußte, wenn ferner das Bundesmini⸗ 

rium unter dem ſtarken und vielleicht beherrſchenden Einfluß 

eines Bundesparlaments ſtand, ſo konnte der Staat Preußen 

dabei leicht zu kurz kommen. Er hätte ebenſoviele Gebiete ſeiner 
Tätigkeit an den Bund abtreten müſſen wie die übrigen Staaten; 
ſein Miniſterium und ſein Parlament hätten keine größeren 
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Rechte zu beanſpruchen gehabt als diejenigen det übrigen Länder; 

ſein König wäre als Bundesoberhaupt nicht in der Lage geweſen, 
den Wünſchen Preußens Geltung zu verſchaffen, wenn das 
Bundesparlament ſie nicht berückſichtigen wollte. Es war min⸗ 
deſtens unſicher, ob es immer gelingen werde, innerhalb des 

Bundesparlaments und des Bundesminiſteriums für eine preu⸗ 
ßiſche Mehrheit zu ſorgen. Man kann ſagen, daß für Preußen 

dieſelben Bedenken gegen eine derartige Unterordnung unter eine 
von außen her wirkende Bundesgewalt beſtanden, wie für die 
Wittelſtaaten; nur fehlte hier das dynaſtiſche Moment, weil ja 
die preußiſche Dynaſtie nicht herabgedrückt, ſondern durch den 
erblichen Beſitz der Oberhauptswürde und vielleicht des Kaiſer⸗ 

titels vielmehr emporgehoben worden wäre. Aber gerade die 

Schichten, die bisher den preußiſchen Staat regiert hatten, der 

oſtelbiſche Adel und das altpreußiſche Beamtentum, mußten eine 
Schädigung ihres Einfluſſes befürchten, weil im Bundesmini⸗ 

ſterium und im Bundesparlament vorausſichtlich das bürger⸗ 
liche Element die erſte Rolle geſpielt haben würde. 
Es konnte vom rein preußiſchen Standpunkt aus alſo ſehr 
wohl die Frage ſein, ob es ſich lohne, zur Erreichung eines der⸗ 

artigen Reſultats einen gefährlichen Krieg heraufzubeſchwören 
und das den altpreußiſchen Traditionen ſo ſtark widerſprechende 
Bündnis mit der Revolution zu ſchließen. Dagegen konnte man 

von dieſem Standpunkt aus ſehr leicht zu ähnlichen Wünſchen 
kommen, wie wir ſie bereits bei den Wittelſtaaten kennen gelernt 
haben. Preußen konnte wie dieſe die herrſchende Verwirrung zur 
Steigerung feiner Macht ohne Rückſicht auf die nationalen 

Wünſche benutzen; es konnte vor allen Dingen die militäriſche 
Befehlsgewalt über die Truppen der norddeutſchen Kleinſtaaten 
erſtreben, vielleicht auch ein enges Bündnis mit dieſen, das dann 

aber bei dem ſtarken Abergewicht des führenden Staates nur 
ein Schutzverhältnis hätte begründen können. Selbſtverſtändlich 

hätte der Sitz der Regierung dieſes Bundes in Berlin bleiben 
und das preußiſche Miniſterium die Bundesangelegenheiten mit 

verwalten müſſen. Geſtand man den Wittelſtaaten eine ähnliche 

Wachterweiterung in ihrem Kreiſe und Sſterreich die Erneue⸗ 
rung des alten Bundes für die Geſamtheit der deutſchen Staaten 
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zu, ſo war zu hoffen, daß ſich dies alles ohne ernſtliche Reibungen 
und große Kämpfe werde durchführen laſſen. Man brauchte dann 
auch, da man ja der Volksbewegung hierzu nicht bedurfte, ja 
ſie eher gegen ſich haben würde, keinerlei Zugeſtändniſſe im li⸗ 
beralen Sinne zu machen. 

In der preußiſchen Politik während des Revolutionsjahres 
finden wir beide Strömungen vertreten. Allerdings wollte ein 

bedingungsloſes Bündnis mit der Revolution, eine Durchfüh⸗ 
rung des kleindeutſchen Reiches um jeden Preis und auf jede 

Gefahr hin wohl kein preußiſcher Staatsmann. Wohl aber gab r ; 

es Männer, welche dieſes Ziel anſtrebten, ſoweit es mit fried- 
lichen Mitteln zu erreichen ſei, und unter der Vorausſetzung, 
daß die . eee des Bundes für Preußen annehmbar = 

ſcheine. Dies war die Politik Camphauſens. Er wollte die 
deutſche Frage zwar im preußiſchen, aber zugleich im liberalen 
Sinne löſen; eine Umwandlung Preußens ſelbſt durch den auf⸗ 
richtigen Abergang zu konſtitutionellen Einrichtungen war für ihn 

die ſelbſtverſtändliche Bedingung des Gelingens. Er wollte 
ferner zur Begründung des kleindeutſchen Reiches zwar die Re⸗ 
volution benutzen, ihr aber keine Zugeſtändniſſe in demokratiſcher 
Richtung machen; ſollte die Einheit trotz der Bereitwilligkeit 
Preußens an dem Widerſpruch Oſterreichs und der Wittel⸗ 
ſtaaten ſcheitern, ſo wollte er ſich dann auf den rein preußiſchen 
Standpunkt zurückziehen und ein Schutzbündnis mit den Klein⸗ 
ſtaaten ins Leben rufen. Vor ſeinem deutſchen Gewiſſen glaubte 
er auch dies rechtfertigen zu können, weil ein ſolches Bündnis 
auf die vorläufig außerhalb desſelben bleibenden deutſchen 
Staaten doch mit der Zeit ſeine natürliche Anziehungskraft üben 
und ſich in Zukunft zum kleindeutſchen Reiche erweitern laſſen 

werde. 

Dagegen ſtand dem Grafen Brandenburg der ſpezifiſch preu⸗ 

ßiſche und konſervative Geſichtspunkt in erſter Linie; die na⸗ 
tionale Bewegung und die von ihr getragene Nationalverſamm⸗ 
lung ſchätzte er nur inſoweit als Bundesgenoſſen, als ohne ihr 
Vorhandenſein wahrſcheinlich auch jene beſcheidenere Macht- 
vergrößerung Preußens nicht zu haben geweſen ſein würde. 

Immerhin wird es auch ihn gereizt haben, vielleicht doch für feinen 
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König und indirekt für ſein Land noch mehr zu gewinnen, und 

inſofern konnte er ſich lange Zeit der Politik Camphauſens an⸗ 

ſchließen; denn auch dieſer wollte ja das höhere Ziel nur ſo lange 
verfolgen, als es ohne ſtarke Gefahr möglich ſei, im Notfalle 

aber in das preußiſche Fahrwaſſer einlenken. Das von ihm 

empfohlene Verfahren bot den großen Vorteil, für den auch Graf 

Brandenburg nicht unempfindlich geweſen ſein wird, daß man 
eine preußiſche Intereſſenpolitik treiben konnte, ohne des Mangels 

an nationaler Geſinnung oder gar der Gegnerſchaft gegen die 

nationalen Pläne beſchuldigt werden zu können; denn die Schuld 
für das Scheitern jener Pläne ſollten ja deren Gegner auf ſich 
nehmen, bevor Preußen ſich ganz auf die Vertretung ſeiner 

eigenen Intereſſen zurückziehe. Freilich blieb trotzdem der Unter⸗ 

ſchied groß genug. Für Camphauſen war das Gelingen des deut⸗ 
ſchen Planes ſein eigentlicher Herzenswunſch, das Zurückgehen 

auf das Schutzverhältnis ein Notbehelf; für den Grafen Branden⸗ 
burg war das Schutzverhältnis das eigentlich Wünſchenswerte; 
das Gelingen des kleindeutſchen Reiches hätte er ſich gefallen 
laſſen, ohne es eigentlich zu wünſchen; er wollte aber auch dieſe 

Chance nicht von der Hand weiſen, da ſie ſich einmal bot, um, 

wenn ſie geſcheitert ſei, mit fröhlichem Herzen den rein preu⸗ 

ßiſchen Weg zu gehen. Daraus erklärt ſich auch die Trennung 
beider Staatsmänner im entſcheidenden Augenblick. Camphauſen 
wäre ſchließlich, obwohl ungern, ſogar bereit geweſen, die Frank⸗ 
furter Reichsverfaſſung vorläufig anzunehmen, in der Zuver⸗ 
ſicht, daß das erſte Parlament des engeren Bundes ihre Mängel 

korrigieren werde. Er wollte ſelbſt dieſen gewiß nicht unbedenk⸗ 
lichen Preis für das Gelingen des Bundesſtaates zahlen. Graf 

Brandenburg wollte und konnte dieſe Verfaſſung, die den König 

als Reichsoberhaupt unter das Parlament ſtellte, weder als 

Preuße noch als Konſervativer auch nur vorübergehend an⸗ 

nehmen. Für ihn war das Bündnis mit der Paulskirche un⸗ 

möglich, ſobald dieſe auf ihrer Verfaſſung beſtand. 
Dieſen beiden Männern gegenüber ſtand nun aber der König 

ſelbſt. Seine Motive hatten mit preußiſcher Staatsgeſinnung 
überhaupt nichts zu tun. Zwar war er entſchloſſen, ſich eine 

Wachtverminderung Preußens, eine Herabdrückung auf die gleiche 
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Stufe mit den Wittelſtaaten, nicht gefallen zu laſſen; aber eine 

Machterweiterung Preußens als Selbſtzweck hat er niemals er⸗ 

ſtrebt. Das Amt eines „Reichserzfeldherrn“, das er für den König 
von Preußen verlangte, hielt er im Intereſſe Deutſchlands für 
notwendig, und wollte es keinem anderen überlaſſen. Aber er 

war doch bereit, zugunſten des Plans der „Reichswehrherzog— 

tümer“ ganz oder zum guten Teile darauf zu verzichten, wenn 
nur überhaupt eine brauchbare militäriſche Organiſation Deutſch⸗ 

lands zuſtandekomme. Ex wollte Deutſchland dienen und Opfer 
bringen, um ihm die gebührende Stellung unter den Völkern 
zu verſchaffen; zugleich aber und noch mehr wollte er der Vor⸗ 
kämpfer des monarchiſchen Prinzips, der göttlichen Ordnung in 

Deutſchland fein. Daher verwarf er prinzipiell das Bündnis mit 
der Revolution und jedes Streben nach Beeinträchtigung der 
Rechte ſeiner Mitfürften zugunſten n Preußens. Er fühlte ſich Got t 
gegenüber allein für d die preußiſche Politik verantwortlich, er 
würde es vor ſeinem Gewiſſen nicht haben verantworten können, 
die günſtige Gelegenheit zu benutzen, um den übrigen Fürſten 
einen Teil ihrer Machtſtellung zu nehmen; daß er dies nicht tue, 
hat er einmal gejagt, ſei ebenſo ſelbſtverſtändlich, wie daß er keine 
ſilbernen Löffel ſtehle. Sein oberſter Geſichtspunkt war immer, 
daß er, ob mit Nutzen oder ohne Nutzen für ſeinen Staat als 

ehrlicher Mann und mit reinem Gewiſſen aus der ganzen Ver⸗ 

wicklung hervorgehen müſſe. Alles war für ihn viel mehr eine 
perſönliche als eine politiſche Frage. Er lebte eben auch nach dem 

März 1848 ganz und gar in dem Gedanken der patriarchaliſchen 

Staatsauffaſſung, wonach der Staat das Eigentum des Fürſten 
iſt, etwa wie ein Landgut Eigentum ſeines Beſitzers. Er fühlte 
ſich verpflichtet, für die Wohlfahrt und das Gedeihen ſeiner 

Untertanen zu ſorgen, aber nur ſoweit er dies perſönlich mora= 

liſch verantworten könne. Der Gedanke, daß es für einen Staats- 

mann unter Umſtänden Pflicht ſein kann, nicht nur ſein Leben 

und Vermögen, ſondern auch ſeine Ehre, ſeinen guten Ruf und 

ſein perſönliches Gefühl dem Staate zu opfern, würde ihm 
geradezu frevelhaft erſchienen ſein. 

Es läßt ſich gewiß nicht beſtreiten, daß der Abſcheu des Königs, 
die Würde des Bundesoberhauptes oder irgendeine Wachtſteige— 



296 Politik Friedrich Wilhelms IV. 

rung aus der Hand der Revolution anzunehmen, auch vom poli⸗ 
tiſchen Standpunkte aus nicht unberechtigt war. Der Entſchluß 
dazu hätte den Bruch mit der ganzen bisherigen preußiſchen Tra⸗ 

dition bedeutet. Das gleiche Bedenken hatte ja auch ſein ſo viel 

nüchterner denkender Bruder Wilhelm, als er zu Simſon die be⸗ 
kannten Worte ſprach: die Verfaſſung wolle den Kaiſer nicht nur 
mit jenem Tropfen demokratiſchen Oles ſalben, den Ludwig 

Uhland in der Paulskirche gefordert hatte, ſondern mit einer 
ganzen Flaſche davon. Dies Experiment hätte in der Tat nur, 

wie der König richtig bemerkte, ein Staatsmann wagen können, 

der von vornherein entſchloſſen geweſen wäre, die Demokratie 

um den geforderten Lohn zu betrügen. Dazu aber war Friedrich 

Wilhelm IV. nicht der Mann. 
Auch ſein großdeutſcher Geſichtspunkt, von dem aus das kleinere 

Reich als eine Machtverminderung Deutſchlands und daher als 
eine Schädigung des Deutſchtums erſchien, war inſofern kein rein 
perſönlicher, als er von vielen Zeitgenoſſen geteilt wurde; aber 

er war auch kein ſpezifiſch preußiſcher. So wird das Urteil über 

ſeine deutſche Politik nicht anders lauten können, als daß er von 

allen preußiſchen Staatsmännern am wenigſten preußiſch ge⸗ 
dacht und gehandelt hat. Die Ablehnung der Kaiſerkrone und 
der Bruch mit der Paulskirche ließ ſich auch vom preußiſchen Ge⸗ 

ſichtspunkt aus erſtreben und verteidigen; bei dem König gingen 
ſie aber nicht von dieſem, ſondern von ſeiner geſamten Welt⸗ 
anſchauung und von ſeinem großdeutſchen Empfinden aus. 

Wie groß aber auch die Verſchiedenartigkeit der Motive bei 
den Leitern der deutſchen Einzelſtaaten, wie kompliziert und 

ſchwankend das Spiel der Kräfte innerhalb der einzelnen Regie- 

rungen ſein mochte, ſchließlich fanden ſie ſich alle zuſammen in der 

Gegnerſchaft gegen die aus der Revolution hervorgegangene, das 

unbeſchränkte, von WMenſchen nicht anzutaſtende Recht der Fürſten 
negierende Nationalverſammlung und die von ihr vertretene 

Einheitsbewegung. Aber den Sieg über die Verſammlung 
konnten ſie nur deshalb davontragen, weil ſie ſchließlich doch den 
größten Teil ihrer Völker hinter ſich hatten. Und damit kommen 
wir auf den wichtigſten, ja entſcheidenden Punkt. 

Die Kraft der Einzelſtaaten beruhte nicht nur darauf, daß ſie 
. 
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allein über wohl organiſierte Machtmittel verfügten, obwohl dies 
gewiß auch ein großer Vorteil war, ſondern vor allen Dingen 

Herrſchern und den einzelſtaatlichen Einrichtungen, die ſie ge⸗ 
wohnt war, viel feſter anhing, als dem Einheitsgedanken. Gewiß 
war auch im Volke ein lebhaftes deutſches Gefühl vorhanden; 1 
aber es war anders beſchaffen als die nationalen Ideen der Ge⸗ 
bildeten. Man wollte Deutſchland unabhängig wiſſen vom Aus⸗ 
land, die deutſchen Fürſten feſt vereint gegen jeden Angriff; aber 

man ſah die Notwendigkeit gemeinſamer oder gleichartiger Ein-| 
richtungen für das innere Staatsleben durchaus nicht ein, hatte 

für Verfaſſungs⸗ und Rechtsfragen überhaupt wenig Sinn. Man 
vertraute im allgemeinen den Herrſchern ſo weit, daß man glaubte, 
ſie würden im Falle der Gefahr alle für die Sicherheit des deut⸗ 

ſchen Bodens einſtehen. Nur deshalb war ja in den Beſreungs⸗ 
kriegen eine ſtarke antidynaſtiſche Strömung emporgekommen, 

weil die Fürſten dieſer elementaren Forderung gegenüber verſagt 

hatten. Davon aber war jetzt keine Rede. Deutſchland war vom 
Ausland her nicht bedroht, nachdem die Furcht vor einem fran⸗ 
zöſiſchen Angriff ſich als unbegründet erwieſen hatte. Wozu 
brauchte man da alle die neuen Einrichtungen, welche die 

Unitarier forderten? 

Für die ländliche Bevölkerung des Oſtens ſteht es wohl außer 
Zweifel, daß ſie loyal dynaſtiſch geſinnt war; aber auch bei den 
Bürgern der kleineren und den Wittelklaſſen der größeren Städte 
wird es nicht viel anders geweſen ſein. Nach ſtrafferer Einheit und 
freieren Verfaſſungen ſtrebten im weſentlichen die größeren Kauf⸗ 
leute und Induſtriellen, die Gelehrten und geiſtig Intereſſierten, 
unter deren Einfluß auch ein großer Teil des oberen Beamten⸗ 
tums und die akademiſche Jugend ſtand. Sie bildeten den eigent⸗ 

lichen Rückhalt des Liberalismus, der ſich gerade während der 
RNesvolution mit den nationalen Forderungen aufs engſte zu= 

| ſammengeſchloſſen hatte. Aber dieſe Schichten waren es doch nicht 
geweſen, welche die eigentliche, die phyſiſche Revolution, Pa 
hatten. Wohl haben manche von ihnen mit auf den Barrikaden 

den, aber die Maſſe der Kämpfer hat das Proletariat der 
| größeren Städte, die heranwachſende Schicht der induftriellen Ar⸗ 
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beiter und im Weſten das Kleinbauerntum geſtellt. Während die 

Liberalen aus freiheitlichen und nationalen Geſichtspunkten, unter 

dem Einfluß der politiſchen Ereigniſſe und der geiſtigen Be⸗ 

wegungen der Zeit, vor allen Dingen politiſche Veränderungen 
forderten, verlangten die unteren Schichten, ſoweit ſie ſich an 

der Revolution beteiligten, im weſentlichen nach wirtſchaftlichen 
Vorteilen und kämpften nur deshalb gegen die beſtehenden Auto⸗ 
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ritäten, weil ſie von dieſen kein Entgegenkommen gegen ihre 
Wünſche erwarten zu dürfen glaubten. Soweit ſie politiſche Ideale 

hatten, waren ſie Republikaner, weil ſie von der vollen Selbſt⸗ 

regierung des Volkes am erſten die Erfüllung ihrer Hoffnungen 

erwarteten. Wurden ihre wirtſchaftlichen Forderungen erfüllt, 
oder zeigte es ſich, daß die von den Liberalen erſtrebte Ordnung 
der Dinge ihnen ebenſo wenig Erfüllung verhieß wie die alte, 

ſo verloren dieſe Schichten jedes Intereſſe an der politiſchen Be⸗ 1 

wegung. Als Bunſen im Auguſt 1848 in Berlin war, hörte er 
auf der Straße einige Bürger mit einem „Demagogen“ ſprechen, 

der von der ſozialen Frage redete. Auf die Frage, was das ſei, 

erwiderte jener: „Die politiſche Frage iſt: wer wird mich re⸗ 
gieren? Das iſt mir gründlich einerlei; aber die ſoziale Frage 
heißt: wovon ſoll ich morgen leben? — Das iſt das große Pro⸗ 
blem, und bis das gelöſt iſt, kümmert mich alles andere wenig.“ 
Gewiß dachte die große Mehrzahl ähnlich wie dieſer „Straßen⸗ 

philoſoph“. 
So war die Zahl derjenigen, denen die Einigung Deutſchlands 

und die Durchführung freiheitlicher Verfaſſungen für Reich und 
Einzelſtaaten die Hauptſache war, im Grunde gering. Wäre da⸗ 

mals über die zukünftige Geſtaltung der politiſchen Ordnung ab⸗ 

geſtimmt worden, ſo würde ſich wohl die große Wehrheit für 
die Erhaltung der beſtehenden Einzelſtaaten, eine nicht unerheb⸗ 

liche Anzahl für die deutſche Republik und nur ein kleiner Bruch⸗ 
teil des Volkes für den konſtitutionell⸗-monarchiſchen Bundes⸗ 
ſtaat ausgeſprochen haben. Seine Anhänger hatten die Regie⸗ 
rungen gegen ſich und die Maſſe des Volkes nicht hinter ſich; 

daher mußten ſie ſcheitern, ſobald die Regierungen dies erkannten 
und ſich durch die anfänglichen Erfolge der Bewegung nicht mehr 
täuſchen ließen. 
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Die Arbeit des Frankfurter Parlaments hat keine unmittel- 
baren Erfolge gehabt; aber ſie iſt deswegen doch nicht vergeblich v 
geweſen. Erſt durch die Verhandlungen der Paulskirche iſt das 
Intereſſe an politiſchen Fragen auch in ſolche Kreiſe getragen 
worden, die ſich bisher völlig gleichgültig der Politik gegenüber 

verhalten hatten. Aberall las man die Debatten der National⸗ 
verſammlung, lernte aus ihnen die verſchiedenen Geſichtspunkte 

kennen, von denen aus die politiſchen Fragen betrachtet werden 2 N 

konnten, und begann zu den Wortführern als zu politiſchen Vor⸗ 
kämpfern aufzubliden. Namentlich die Jugend war es, die, wie 
einſt von der Begeiſterung der Freiheitskriege, jo jetzt von deem 

ſelbſtloſen und eifrigen Eintreten der bedeutendſten Männer 

Deutſchlands für Einheit und Freiheit im Innerſten ergriffen 1 # 
wurde und die Eindrücke dieſer Zeit nicht wieder vergaß. 7 

Und noch mehr. Man kann jagen, daß erſt im Jahre 1848 
Ner- Gedanke. der deutſchen Einheit eine greifbare Geſtalt erhalte ten 

aus dem Reich der Gefühle und Träumereien in das 
Reich des Wöglichen und Erreichbaren verſetzt worden iſt. Vor 
dieſer Zeit hatten nur ganz wenige ſich zu der Erkenntnis durch⸗ 
gerungen, daß die politiſche Einigung Deutſchlands, wenn Oſter⸗ 
reich nicht zertrümmert werden könne, den Verzicht auf Deutſch⸗ 

Oſterreich und die Beſchränkung auf das kleinere Deutſchland 
zur notwendigen Vorausſetzung habe. Durch die Debatten der 

Paulskirche, die vergeblichen Verſuche der Großdeutſchen, ihren 
Forderungen eine praktiſche Form zu geben, endlich durch das 

Verhalten Öfterreih gegenüber dieſen Verſuchen wurde aus der 
theoretiſchen Erkenntnis weniger eine praktiſche Erfahrung vieler. 
Zu Beginn der Verhandlungen war der großdeutſche Gedanke 

noch herrſchend innerhalb. und außerhalb des Parlaments. Das 
iſt ſehr begreiflich und natürlich. Es ließ ſich ja durchaus nicht 
leügnen, daß es ein ſchweres Opfer für Deutſchland war, wenn 
es einen ganzen, zahlreichen und hochbegabten Volksſtamm, noch 
dazu denjenigen, deſſen Herrſcher in den letzten Jahrhunderten 
ununterbrochen die Kaiſerkrone getragen hatten, von feiner ſtaat⸗ 

lichen Gemeinſchaft ausſchließen ſollte. War es wirklich nötig 
ein koſtbares Glied vom Volkskörper abzufchneiden, um dem Reft 
die Geſundheit zu ſichern? Nur ſchweren Herzens und langſam 
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konnte man dieſe Notwendigkeit anerkennen. Man ſuchte zunächſt 
eine Formel, die wenigſtens einen gewiſſen Grad des Zuſammen⸗ 

hangs ermöglichen ſollte und glaubte ſie in der Forderung eines 

weiteren Bundes neben dem engeren gefunden zu haben. Aber 

auch das hatte feine Schwierigkeiten, ſobald Oſterreich⸗Ungarn 
ein Einheitsſtaat fein und bleiben wollte. Manche, wie Rado- 

witz, hielten ſogar drei Bundesverhältniſſe nebeneinander für 

möglich: den engeren Bund unter Preußen, den weiteren mit 

Einſchluß Deutſch⸗Oſterreichs nach dem Muſter des alten Bundes 
und den weiteſten mit Einbeziehung der habsburgiſchen Geſamt⸗ 

monarchie, der im weſentlichen ein unauflösliches Schutz⸗ und 
Trutzbündnis ſein ſollte. 

Es liegt nahe, zu fragen, ob der großdeutſche Gedanke damals 

nicht doch in irgendeiner Form durchführbar geweſen wäre, ob 

nicht doch vielleicht ſeine Vorkämpfer das wahre Intereſſe des 
deutſchen Volkes vertraten, und ob nicht die Beſchränkung auf 
ein kleineres Deutſchland unter Preußens Führung doch ein Irr⸗ 
weg war? Wir werden ſie verneinend beantworten müſſen. Gerade 

die Vorgänge und Verhandlungen von 1848 haben deutlich ge⸗ 

zeigt, daß die großdeutſche Löſung damals unmöglich war. Ihre 

Vorausſetzung war und blieb die Zertrümmerung des habs⸗ 
burgiſchen Donauſtaates. Wäre dieſe damals erfolgt — wie es 
im Frühſommer eine Zeitlang möglich ſchien — dann wäre ein 
großdeutſches Reich wenigſtens denkbar geweſen, obwohl auch 

dann die Schwierigkeiten noch groß geweſen ſein würden. Als 
der Fortbeſtand des Donaureiches geſichert war, zeigte ſich ſofort, 

daß die Deutſch⸗Oſterreicher viel mehr an dieſem Staate hingen, 

den ſie bisher beherrſcht hatten, als an dem neu zu gründenden 
Deutſchen Reiche. Sie wollten in ihrem alten Staatsverbande 

bleiben und zugleich ihrem Herrſcherhauſe eine leitende Stellung 
im neuen Deutſchland ſichern. Sie erkannten nicht, daß dieſe 

Forderungen mit den Lebensbedingungen eines deutſchen Na⸗ 

tionalſtaates unvereinbar waren. Vor die Wahl geſtellt, ob ſie 
ihre Zugehörigkeit zum Deutſchen Reiche durch eine ſtarke Locke⸗ 
rung des habsburgiſchen Staatsverbandes erkaufen wollten, oder 
draußen bleiben, war die große Mehrzahl von ihnen zweifellos 

für die letztere Alternative. Es ſtand nun einmal ſo, daß ein deut⸗ 
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ſcher Nationalſtaat, ſolange die öſterreichiſch-ungariſche Groß⸗ 
macht fortbeſtand, nur unter Verzicht auf den Südoſten geſchaffen 
werden konnte. Denn die Hoffnung, daß man bei Einbeziehung 

des ganzen Donaureiches deſſen nichtdeutſche Beſtandteile all⸗ 
mählich germaniſieren und dann wohl gar koloniſierend weiter in 
den Oſten vordringen könne, die in manchen Köpfen ſpukte, war 
ſchon damals eine reine Utopie, deren Verwirklichung das neu⸗ 

erwachte Nationalbewußtſein der Slaven und Magyaren unüber⸗ 
windliche Hinderniſſe in den Weg legte. 

Gerade die Erfahrungen von 1848 haben praktiſch gezeigt, daß 
man ſich auf das engere Deutſchland beſchränken müſſe, wenn 
überhaupt ein deutſcher Nationalſtaat zuſtande kommen ſolle, und 
die Reichsverfaſſung von 1849 blieb lange Zeit das weithin ſicht⸗ 
bare Panier, um das ſich alle Anhänger der deutſchen Einheit 
ſcharen konnten. 

Sowohl für die Klärung der politiſchen Anſchauungen als für 
die Ausbreitung des politiſchen Intereſſes in Deutſchland iſt die 

Revolution von entſcheidender Bedeutung geweſen. Weder den 

Männern, die damals praktiſch mitgearbeitet hatten, noch der 
heranwachſenden Generation, die den Ereigniſſen in atemloſer 
Spannung gefolgt war, konnte das Gedächtnis daran wieder ent⸗ 

ſchwinden, daß man ſich in jenen Jahren über das Trennende 

hinweg der Einheit des deutſchen Volkstums bewußt geworden 

war und nahe vor der Wöglichkeit geſtanden hatte, ihm auch das 
ſichtbare Gewand zu ſchaffen. Es wird ſich niemals ziffernmäßig 
feſtſtellen laſſen, wie ſtark dieſe Wirkung geweſen iſt. Aber nie⸗ 

mand wird beſtreiten können, daß erſt durch die große Be— 

wegung dieſer Jahre die nationale Idee in weiten Kreiſen unſeres 
Volkes zu einer lebendigen Kraft geworden iſt, ohne deren Wirk⸗ 

ſamkeit auch die Entwicklung der folgenden Jahrzehnte nicht denk⸗ 
bar geweſen wäre. 

Aber das Scheitern der Revolution hatte auch gezeigt, daß 

noch nicht beherrſchten, und daß es daher ausſichtslos war, durch 
eine den Dynaſtien feindlich gegenüberſtehende Volksbewegung 
allein die Einheit ſchaffen zu wollen. 

dieſe Gedanken damals wenigſtens die Maſſe der Bevölkerung 



Sechſtes Kapitel 

Die preußiſche Union, der Vertrag von Olmütz 
und die Wiederherſtellung des Bundestags 

J urch die Ablehnung der Kaiſerkrone hatte Friedrich Wil⸗ 
helm IV. das Werk der Frankfurter Nationalverſammlung 

zum Scheitern gebracht. Es war aber keineswegs ſeine Ab⸗ 

ſicht, ſich mit dieſem negativen Erfolg zu begnügen, ſondern er 

wollte der Welt zeigen, daß es möglich ſei, den berechtigten 
Wünſchen und Bedürfniſſen des deutſchen Volkes auf legitimem 
Wege Befriedigung zu verſchaffen. 

Schon dem Briefe, in dem er ſeinem Freunde Bunſen die 
Gründe für die Ablehnung auseinanderſetzte, fügte er folgende 
Nachſchrift hinzu: „Ich habe jetzt nur zwei Ambitionen: 1. Die, 
jetzt, wenn irgend möglich und ſobald als irgend möglich, durch die 

Könige und Fürſten gewählt, an Erzherzog Johanns Stelle pro⸗ 
4. viſoriſcher Statthalter von Teutſchland zu werden und Ordnung 

zu machen; 2. Dann aber Erzfeldherr Teutſchlands zu werden, 
um Ordnung zu erhalten.“ Er hat auch fofort — freilich vergeb⸗ 

liche — Verſuche gemacht, den Erzherzog zur Abertragung ſeiner 

Befugniſſe auf ihn zu beſtimmen und von den deutſchen Königen 
die ausdrückliche Zuſtimmung zur Abernahme der proviſoriſchen 

Reichsvorſtandſchaft zu erlangen. 
Dies alles könnte den Anſchein erwecken, als ſei in dem König 

doch im Grunde ein ſtarker Ehrgeiz und ein Verlangen nach 
Stärkung der preußiſchen Macht vorhanden geweſen, und als 

habe er zwar die Krone von der Revolution nicht annehmen 

wollen, aber aufs dringendſte gewünſcht, ſie auf legitimem Wege 
durch die Fürſten zu erhalten. Trotzdem würde man irren, wenn 

man feine Worte und Handlungen fo auslegte. Er wollte auch 
jetzt keine Machtpolitif treiben; er wollte nur eine Pflicht er⸗ 
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füllen, die er Deutſchland und dem monarchiſchen Prinzip gegen⸗ 
über zu haben glaubte. Daß Reformen in Deutſchland notwendig 
ſeien, hatte er ja immer anerkannt; nachdem er ſelbſt durch ſeinen 
Bruch mit Frankfurt ihr Zuſtandekommen auf parlamentariſchem 

Wege verhindert hatte, fühlte er ſich verpflichtet, dafür zu ſorgen, 

daß ſie durch die Regierungen ſelbſt ins Leben gerufen würden. 

Alle Welt ſollte erkennen, daß er nicht die nationalen Gedanken 
an ſich, ſondern nur ihre revolutionäre Einkleidung bekämpft 

habe. 

Seine Winiſter zeigten ſehr wenig Neigung, auf ſeine Wünſche 
einzugehen. Graf Brandenburg, und noch mehr Otto von Man⸗ 

teuffel, der Miniſter des Innern, der jetzt immer ſteigenden Ein⸗ 

fluß gewann, hielten es für das Richtige, ſich jetzt ganz und gar 

auf die Wahrnehmung der preußiſchen Intereſſen zu beſchränken; 
ein Schutzbündnis mit den norddeutſchen Kleinſtaaten, welches 

reußen das militäriſche Kommando und einige andere Auf- 
ſichtsrechte gewähre, erſchien ihnen als allein wünſchenswert und 
zugleich leicht er erreichbar. Zweifellos würden ſowohl Siterreich 
wie die ſüddeutſchen Staaten Preußen dieſe Wachtvergrößerung 
ohne weiteres zugeſtanden haben, wenn ſie dadurch von der Furcht 

vor einer Erneuerung des kleindeutſchen Reichsplans befreit 

worden wären. Auch in der inneren preußiſchen Politik wäre 
man dadurch von jeder Rückſichtnahme auf die nationalen und 

liberalen Elemente befreit worden. 

Dem König aber ſchien es ſchmählich, daß die große nationale 
Bewegung ohne Refultat für Deutſchland enden und nur für 
Preußen eine Wachtvergrößerung bringen ſollte. Er ſelbſt würde 

ſich dadurch dem Verdacht ausgeſetzt haben, daß es ihm mit 
ſeinen nationalen Geſinnungen niemals ernſt geweſen ſei, und 
daß er von Anfang an nur das Ziel verfolgt habe, die nationale 
Strömung zur Erreichung eigener Vorteile zu benutzen. Da er ſich 
jo im ſcharfen Gegenſatz zu feinen Winiſtern ſah, und der ein- 

zige unter ſeinen Staatsmännern, der wirklich für die deutſche 

Sache Sinn gehabt hatte, Camphauſen, ihm in Zorn und Ent⸗ 

täuſchung den Dienſt aufgekündigt hatte, ſo berief der König zur 
Ausführung ſeiner Pläne einen neuen Mann, der freilich ſein 
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alter Freund und Vertrauter in deutſchen Dingen war, den 
General von Radowitz. 

Radowitz war, wie wir wiſſen, der Helfer des Königs bei den 

Verſuchen zu einer Bundesreform vor dem Ausbruch der März- 

revolution geweſen. Er hatte damals im weſentlichen am alten 
Bunde feſthalten, nur deſſen Wirkſamkeit weiter ausdehnen, und 
ſoviel wie irgend möglich mit Oſterreich gemeinſam vorgehen 

wollen. Seine Pläne waren durch den Ausbruch der Revolution 
vereitelt worden; auf ſie zurückzukommen, erſchien bei der völlig 
veränderten Lage der Dinge nicht mehr möglich; er würde es auch 

innerlich nicht gekonnt haben, weil er ſelbſt inzwiſchen anders 

denken gelernt hatte. 

RNadowitz iſt von feinen Zeitgenoſſen und namentlich von den 

Vertretern des ſpezifiſchen Preußentums immer höchſt ungünſtig 

beurteilt worden. Bismarck nennt ihn in ſeinen Gedanken und 

Erinnerungen den Garderobier der mittelalterlichen Phantaſie 

des Königs und ſchreibt ihm in erſter Linie die Schuld daran zu, 

daß Friedrich Wilhelm in jenen altertümlichen Anſchauungen be⸗ 

fangen blieb. Er tut ihm damit ſchweres Unrecht. Radowitz war 

als Sprößling einer ungariſchen Familie, als ein Mann, der erſt 

in ſpäteren Lebensjahren von außen her in den preußiſchen 

Staatsdienſt hineingekommen war, und als Katholik dem alt⸗ 

preußiſchen Beamtenadel ſtets unbequem und verdächtig. Eine 
ehrliche und tief in ſeinem Denken wurzelnde religiös⸗ethiſche 
Anſchauungsweiſe, die er auch in politiſchen Fragen nicht ver⸗ 

leugnen konnte, verband ihn innerlich mit dem König und mit 

der Welt der Romantik. Aber weit mehr als ſein Herr hatte er 
ein offenes Auge für die Bedürfniſſe und Wünſche der Gegen⸗ 
wart. Dies trat am deutlichſten hervor in ſeiner Beurteilung 
der ſozialen Frage. Schon im April 1848 ſagte er dem König, 
es ſei die Aufgabe der Monarchie, wenn fie ſich in der neuen 
Zeit behaupten wolle, durch großartige Maßregeln zugunſten der 

unteren Volksſchichten dieſe für ſich zu gewinnen und ſich ſo 
ein Gegengewicht gegen die in den oberen Schichten herrſchenden 

liberalen Ideen zu ſchaffen. Es war dieſelbe Politik, die in Eng⸗ 
land Disraeli verfolgt und zur Grundlage des Handelns der 

konſervativen Partei gemacht hat. Richtig iſt nur, daß Radowitz 
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die Vorſtellungswelt des Königs ſehr genau kannte, und manch⸗ 

mal nicht den Wut hatte, die Wittel, die er ſelbſt für notwendig 

hielt, anzuwenden, wenn er wußte, daß der König ſie mißbilligen 
werde. 

Radowitz hatte faſt ein Jahr lang als Abgeordneter in der 
Paulskirche geſeſſen und hier als Witglied der Rechten ſtets 
dahin zu wirken geſucht, daß eine für Preußen und die konſer⸗ 

vativen Elemente in Deutſchland annehmbare Verfaſſung zu⸗ 
ſtande komme. Sein Aufenthalt in Frankfurt iſt auch für ſeine 

deutſchen Anſchauungen entſcheidend geweſen. Wie alle, die in 

der eigenartigen Atmoſphäre dieſer Verſammlung geatmet haben, 
war er aufs tiefſte von ihr beeinflußt worden; auch er hatte von 

dem Zaubertrunk der nationalen Begeiſterung, der dort kredenzt 
wurde, gekoſtet, und konnte es nie wieder vergeſſen, wie nahe man 

der deutſchen Einheit geweſen war. Dabei blieb er aber mit dem 
König darin einig, daß man Sſterreich aus dem nationalen 
Staatsleben nicht ganz hinausdrängen dürfe. Wie Gagern und 
viele andere wurde er ſo mit Notwendigkeit auf den Gedanken 

des engeren innerhalb des weiteren Bundes geführt; erſt in 
Frankfurt hat er ihn zu dem ſeinen gemacht. Zugleich hatte ſich 

aber auch die Aberzeugung in ihm befeſtigt, daß ein modernes 
deutſches Reich ohne ein volkstümliches Element in feiner Ver- 
faſſung nicht denkbar ſei. Er glaubte der Monarchie und den fon- 
ſervativen Intereſſen nichts zu vergeben, wenn er ein ſtarkes Par⸗ 
lament für Deutſchland und die Einzelſtaaten für notwendig er⸗ 

klärte; vielmehr hielt er es für die Pflicht aller konſervativen 
Elemente, ſich am parlamentariſchen Leben kräftig zu beteiligen, 
innerhalb der Volksvertretungen eine ſtarke monarchiſche Partei 
zu bilden und auf dieſem Wege durch die Parlamente ſelbſt 
dem konſervativen Gedanken die ihm gebührende Stellung im 
Staatsleben zu verſchaffen. Darin aber berührte er ſich wieder 

mit dem König, daß er es für Preußens nationale Pflicht anſah, 

den Bedürfniſſen der Geſamtnation zur Verwirklichung zu ver— 
helfen, weil es keine andere Macht in Deutſchland gab, die dies 
vermocht hätte. 

Während der ganzen Frankfurter Zeit hatte Nadowitz mit dem 
König in einem regen perſönlichen Briefwechſel geſtanden; dieſer 
Brandenburg, Die Reichsgründung 185 
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kannte feine Ideen und hielt ihn daher für den einzigen Mann, 

der in der jetzigen Lage die Leitung der deutſchen Politik 
Preußens übernehmen könne. 

Eine große Schwierigkeit lag freilich in dem Widerſtreben der 

Winiſter gegen ein Zuſammenarbeiten mit Radowitz. Der König 

wollte den Grafen Brandenburg und ſeine Kollegen der inner⸗ 

preußiſchen Fragen wegen im Amte behalten; ſo verfiel man 

ſchließlich auf einen höchſt merkwürdigen Ausweg. Radowitz, der 

ſich ſelbſt übrigens wegen ſeines perſönlichen Freundſchafts⸗ 

verhältniſſes zum König für ungeeignet zum Winiſter hielt, trat 

nicht in das Winiſterium ein, und die Leitung der auswärtigen, 

auch der deutſchen Politik, blieb offiziell in der Hand des nach 

Arninis Abgange neu ernannten Winiſters von Schleinitz. Aber 

der General wurde zu allen Beratungen des Winiſteriums über 
die deutſchen Angelegenheiten zugezogen und in großem Umfange 

mit der Ausführung der dort beſchloſſenen Maßregeln betraut. 

Er gehörte alſo nicht eigentlich zu den verantwortlichen Rat- 

gebern der Krone, ſondern fungierte als perſönlicher Vertrauens⸗ 

mann des Herrſchers, wie General von Gerlach und die Kamarilla, 

aber mit Wiſſen und Billigung des Winiſteriums. 
* * * 

Der Plan, den Nadowitz mit dem König vereinbarte, lehnte 
ſich eng an Camphauſens letzte Vorſchläge an und war in den 
Grundzügen folgender: Der weitere Bund umfaßt das alte 

Bundesgebiet ſamt den außerdeutſchen Beſitzungen Sſterreichs. 
Sein Organ iſt ein Direktorium in Regensburg, in dem Sſter⸗ 

reich zwei Stimmen und das unter Preußens Führung enger ver⸗ 

einte übrige Deutſchland ebenfalls zwei Stimmen führt. Die 
Hauptaufgabe des weiteres Bundes iſt die Herſtellung eines 
großen einheitlichen mitteleuropäiſchen Wirtſchaftsgebiets durch 
eine gemeinſame Zoll- und Handelspolitik; alle Konſuln im 
Auslande werden von ihm ernannt. Notwendig iſt auch eine ge⸗ 

meinſame auswärtige Politik, wünſchenswert ſogar eine gemein⸗ 

ſame diplomatiſche Vertretung im Auslande, doch kann hierauf 

im Notfall verzichtet werden. So ſoll nach außen hin die Macht des 
ganzen vereinigten Deutſchland und der von Deutſchland be⸗ 

herrſchten Stämme zuſammenwirken. 

EFF 11 ᷑7 — A ½ͤũĩ'—. Uf , . . ⁵ . ]— AED Gr 
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Der engere Bund hingegen ſoll dem kleineren Deutſchland die 
erſehnte feſtere Einigung ſchaffen, die Hjterreih im Intereſſe 
ſeiner Staatseinheit nicht ertragen kann; er ſoll den Namen 

„Deutſches Reich“ führen und, wenn irgend möglich, alle Staaten 
außer Oſterreich umfaſſen; jedoch darf niemand zur Teilnahme 
gezwungen werden; daher werden ihm zunächſt nur diejenigen 

* 
7 

A 

Staaten angehören, die ſich aus freiem Willen zum Beitritt ent⸗ 
ſchließen. Wollen ſich einzelne hierzu nicht verſtehen, ſo bleiben 
ſie vorläufig nur Mitglieder des weiteren Bundes. Für die Ver- 
faſſung des engeren Bundes wird der Frankfurter Entwurf zu⸗ 
grunde gelegt, nachdem die allzu demokratiſchen und unitariſchen 

Beſtimmungen daraus entfernt ſind. Das Bundesoberhaupt muß 
ein abſolutes Veto gegen die Beſchlüſſe des Parlaments er- 
halten; die Exekutive muß ihm allein vorbehalten ſein und durch 

ein verantwortliches Bundesminiſterium ausgeübt werden; es ſoll 
aber natürlich nicht den Kaiſertitel führen. Hingegen ſoll bei der 
Geſetzgebung ein aus ſechs Witgliedern beſtehendes Fürſten⸗ 

kollegium neben dem Oberhaupt mitwirken. Das Staatenhaus 
ſoll auch in der Feſtſetzung des Budgets völlig gleichberechtigt 
mit dem Volkshauſe ſein. Das letztere geht nicht aus dem 

allgemeinen gleichen Wahlrecht, ſondern aus einem indirekten 

Dreiklaſſenwahlrecht hervor, das zwar allen Staatsbürgern 
eine Stimme gewährt, aber den oberen Klaſſen einen grö— 
ßeren Einfluß ſichert. Die Regierungen, die ſich zum Eintritt 
in den engeren Bund bereit erklären würden, ſollten zugleich auch 

dieſe Grundzüge der Verfaſſung billigen; ſobald ihre Anzahl feſt⸗ 
ſtehe, ſollte das Bundesparlament zuſammentreten und die ihm 

von den Regierungen vorgelegte Verfaſſung endgültig beſchließen. 

Unmittelbar darauf ſollte durch die Ernennung der Bundes— 
miniſter und der übrigen Bundesbehörden der engere Bundes— 

ſtaat endgültig ins Leben gerufen werden. 
Gegen dieſen ganzen Plan ließen ſich von vornherein mancherlei 

Bedenken erheben. Würde Öfterreich ſich ohne Widerſtand vom 
Einfluß auf die inneren deutſchen Angelegenheiten ausſchließen 

laſſen? Würden die größeren deutſchen Wittelſtaaten ſich ohne 
den Druck, den die Exiſtenz einer allgem einen deutſchen Volks⸗ 
vertretung ausgeübt hatte, zu einer derartigen Unterordnung 
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unter Preußen wirklich verſtehen? Und was ſollte aus ihnen 

werden, wenn ſie nicht beitraten? Sollten ſie dann beteiligt werden 
an der Leitung des weiteren Bundes, die ja eigentlich nur Hiter- 

reich und Preußen vorbehalten war, oder ſollte neben dem Direk⸗ 
torium in Regensburg und dem Verwaltungsrat des engeren 
Bundes auch noch der alte Bundestag in Frankfurt wieder ins 

Leben treten? Endlich, wodurch hätte ein gemeinſames Handeln 
Oſterreichs und Preußens in der auswärtigen Politik verbürgt 

_ werden ſollen? Da fie im Direktorium gleich viel Stimmen hatten, 

hätte jeder Gegenſatz zwiſchen ihnen den weiteren Bund zer⸗ 

ſprengen müſſen. 

Dazu kam noch, daß Radowitz mit dem Widerſtreben des Wi⸗ 

niſteriums in Preußen ſelbſt zu rechnen hatte und weder in der 

öffentlichen Meinung, noch bei der ſozial herrſchenden Schicht 
‚im Lande, dem Adel, einen Rückhalt hatte. Vom preußiſchen 

Standpunkt aus betrachtet, konnten ein Fürſtenrat, in dem 
Preußen nur eine unter ſechs Stimmen führte, und ein Ober⸗ 
haus, in dem es nur 40 von 167 Sitzen zu vergeben hatte, zu 

ſchweren Gefahren für die Wachtſtellung des eigenen Staates 

werden. Es war keineswegs ganz unbegründet, wenn man in 
dieſen Kreiſen von einer Mediatiſierung Preußens zugunſten der 

Kleinſtaaten ſprach, obwohl in der alleinigen Verfügung des 

preußiſchen Königs über die Exekutive ein Gegengewicht lag. 

Radovwitz war daher ausſchließlich auf die Gunſt und Zuſtimmung 
des Königs angewieſen. Dieſer aber konnte den ganzen Plan 

ſeines Freundes nur unter zwei Vorbehalten annehmen, die dieſer 
von Anfang an ſehr wohl kannte: Auf den Entſchluß der einzelnen 
Staaten durfte ſelbſt durch moraliſchen Druck nicht eingewirkt 

werden, und Sſterreich mußte ſich mit dem ganzen Plane ein⸗ 
verſtanden erklären, oder durfte wenigſtens ſeiner Ausführung 
keinen tatſächlichen Widerſtand entgegenſetzen. Es ließ ſich 
vorausſehen, daß der König an der Ausführbarkeit der ganzen 
Idee irre werden würde, wenn eine dieſer Vorausſetzungen ſich 
als unzutreffend erweiſen ſollte. 
Wenn der König überhaupt auf den ganzen Plan einging, ſo 

bewog ihn dazu außer der Verpflichtung, die er gegen Deutſch⸗ 

land fühlte, noch ein weiteres Motiv. Er hoffte, daß aus den 
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Beratungen des auf Grund des Dreiklaſſenwahlrechts zu wäh⸗ 
lenden Unionsparlaments eine konſervative Verfaſſung hervor⸗ 
gehen, und daß es möglich ſein werde, alsdann die Verfaſſungen 

Preußens und der übrigen Einzelſtaaten im konſervativen Sinne 
ohne Rechtsbruch umzugeſtalten, da fie der Bundesverfaſſung 

nicht widerſprechen dürften. Gerade in der Zeit, als Radowitz 

berufen wurde, war ja der preußiſche Landtag aufgelöſt worden; 

es erſchien zweifelhaft, ob man mit dem für den Herbſt ein⸗ 
berufenen neuen Landtage zu einer friedlichen Verſtändigung 
werde kommen können, und daher war es wünſchenswert, eine 
Möglichkeit der Reviſion im Hintergrunde zu haben. Der engere 
Bund ſollte der Hort Deutſchlands gegen die Revolution werden. 
Auch Nadowiß teilte dieſen Geſichtspunkt des Königs inſofern, 
als auch er glaubte, daß in den Verfaſſungen, die 1848 entſtanden 

oder in liberalem Sinne umgeſtaltet waren, bereits zuviel Zu⸗ 
geſtändniſſe an den Liberalismus gemacht ſeien; freilich wollte 
er in den Veränderungen wohl kaum ſo weit gehen wie der König. 

Radowitz täuſchte ſich über die Schwierigkeit feiner Aufgabe 
nicht. Er wußte, daß ohne einen wenigſtens moraliſchen Druck 
die größeren Einzelſtaaten der Union nicht beitreten würden; er 
rechnete auch mit der Möglichkeit eines Konflikts mit Oſterreich 
und war, wie ſein ſpäteres Verhalten zeigt, unter Umſtänden 
bereit, ihn mit den Waffen zum Austrag zu bringen. Ob es 
ihm gelingen werde, den König dann zu den notwendigen Ent⸗ 

ſchlüſſen zu beſtimmen, war ihm ſelbſt höchſt ungewiß. Man ver⸗ 
ſteht es daher leicht, daß er ſchon auf der Reife nach Berlin an 
ſeine Frau ſchreiben konnte: „Ich habe vollkommen das Gefühl 
eines Soldaten, der in eine Schlacht geht, mit der Gewißheit, 
geſchlagen zu werden.“ Wenn er es dennoch verſuchte, dieſe Po⸗ 
litik durchzuführen, ſo tat er es aus Hingebung für den König, 
dem er zur Löſung ſeines an Deutſchland verpfändeten Wortes 
helfen wollte, und aus innerer Gebundenheit an die deutſche 
Sache. Es war ein ſchweres perſönliches Opfer, das er ſeinem 
Herrn und Deutſchland brachte; denn er ſah voraus, daß ihn 
dieſes Wagnis leicht die Freundſchaft des Königs, ſeine ganze 
Stellung und feinen guten Ruf koſten könne. Wäre er bloß 
Staatsmann geweſen, ſo würde er es vor ſich ſelbſt kaum haben 
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rechtfertigen können, ſeine Kraft an eine aller Vorausſicht nach 
verlorene Sache zu ſetzen; gerade in dieſem Entſchluß zeigte ſich, 

wieviel ſtärker doch auch in ihm ethiſche und gefühlsmäßige Mo⸗ 

tive waren als politiſche Berechnung. 
* * * 

Die Verwirklichung des neuen Planes begann man damit, daß 

man die größeren deutſchen Staaten zu Konferenzen in Potsdam 

einlud. Damals brauchten die Wittelſtaaten noch dringend die 

/ preußifche Hilfe gegen die Revolution in ihren eigenen Ländern; 
deshalb wagten Bayern, Sachſen und Hannover die Teilnahme 

an dieſen Beratungen nicht zu verweigern; freilich ließ ſich Bayern 
zu keinen beſtimmten Abmachungen herbei, ſondern behielt ſich 

alle definitiven Entſchlüſſe vor. Aber Sachſen und Hannover 
ſchloſſen am 26. Mai 1849 mit Preußen das ſogenannte Drei⸗ 

königsbündnis; es ſollte auf ein Jahr Geltung haben und ver⸗ 
pflichtete die Teilnehmer zur Begründung eines engeren Bundes 

mit der von Kadowitz vorgeſchlagenen Verfaſſung. Allerdings 
gaben Hannover und Sachſen ihre Zuſtimmung nur zögernd und 
widerwillig; fie betonten, wie notwendig es ſei, auch Sſterreich 

L im Bunde zu behalten und machten gegen einzelne Beſtimmungen 

der Verfaſſung Bedenken geltend. Nadowitz geſtand ihnen das 
Recht zu, ihre abweichenden Anſchauungen in den Beratungen 

des Unionsparlaments trotz vorläufiger Annahme der Verfaſſung 

zur Geltung zu bringen. Außerdem aber machten beide Staaten 

noch einen geradezu verhängnisvollen Vorbehalt; ſie erklärten, 

nur dann an die verabredete Verfaſſung gebunden bleiben zu 

wollen, wenn ſämtliche Staaten außer Öjterreich dem engeren 

Bunde beitreten würden. Geſchehe dies nicht, ſo würden neue 
Verhandlungen über eine dann anders zu geſtaltende Verfaſſung 
notwendig ſein. Man darf hierin keineswegs bloß Unehrlichkeit 

oder Hinterliſt ſehen. Gewiß glaubten ſie und wünſchten es viel⸗ 
leicht ſogar, daß die geſtellte Bedingung nicht verwirklicht werden 

würde, und daß ſie dann ihre Verpflichtung wieder los werden 
könnten. Aber kann man es dieſen Staaten, die doch eine Reihe 

wichtiger Rechte aufopfern ſollten, im Grunde verdenken, daß ſie 
dies nur zugunſten eines wirklich nationalen, geſamtdeutſchen 

Verbandes tun wollten, nicht aber zugunſten eines Vereins, der 
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nur einen geringen Teil Deutſchlands umfaßte und den natio- 
nalen Wünſchen in keiner Weiſe genügen konnte? Wenn Rado— 
witz dieſen Vorbehalt ohne Widerſpruch zuließ, ſo geſchah es ohne 
Zweifel deshalb, weil auch er nur einen ſolchen das ganze engere 
Deutſchland umfaſſenden Bund als Erfüllung der nationalen 
Pflichten betrachtete und ſein Zuſtandekommen damals noch er— 

hoffte. 
Die kleineren Staaten gingen ohne erhebliche Schwierigkeiten 

auf den Beitritt zum Dreikönigsbündnis ein; noch im Sommer 
1849 erklärten fie alle außer Bayern, Württemberg, Holſtein und 

ein paar ganz unbedeutenden Regierungen ihren Beitritt. Gern 
taten auch die meiſten anderen es nicht. „Alle deutſchen Regie⸗ 

rungen ſind in Verzweiflung ... Aber alle zittern!“ berichtete der 
öſterreichiſche Geſandte aus Berlin. Dagegen ſcheiterten die Ver⸗ 
handlungen mit Bayern daran, daß dieſes auch an der Leitung der 

Exekutivgewalt des engeren Bundes neben Preußen beteiligt zu 
werden wünſchte. Es hatte ſich von Anfang an gegen ein einheit- 
liches Oberhaupt ausgeſprochen und verlangte in einem Gegen— 115 

entwurf die Einſetzung eines Fürſtenkollegiums und ſtarke Ab 
ſchwächungen der Bundeskompetenz. Obwohl Preußen auf eine 
Verhandlung darüber einging, lehnte Bayern ſchließlich, weſent— 
lich durch Oſterreichs Abmahnungen beſtimmt, den Beitritt zum 
engeren Bunde ab (12. Juli). Württemberg wich mit einer zu 
nichts verpflichtenden Erklärung aus (26. September). Die Ver- 
treter der beigetretenen Staaten bildeten nun zunächſt einen Ver⸗ 
waltungsrat, der bis zur Berufung des Parlaments proviſoriſch 
mit dem König von Preußen als dem Bundesvorſtand zuſammen 

die gemeinſamen Angelegenheiten wahrnehmen ſollte. Eine Ver- 

ſammlung von zahlreichen Mitgliedern der Frankfurter Erb- 
kaiſerpartei in Gotha ſprach im Juni ihre Zuſtimmung zu dem 
Grundlagen der geplanten Bundesverfaſſung aus, ſo daß W 
auf die Unterſtützung der gemäßigten liberalen Elemente in ganz 

Deutſchland zählen konnte. 
Oſterreich nahm zunächſt eine abwartende Haltung ein. Bei der 

Fortdauer des Aufſtandes in Ungarn, der gerade im Frühjahr 

1849 eine fo gefährliche Ausdehnung annahm, daß man die Hilfe 
des Zaren zu feiner Bewältigung anrufen mußte, war es vor— 
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läufig noch nicht in der Lage, in die deutſchen Verhältniſſe aktiv 
einzugreifen, und hätte ſich am liebſten mit Preußen gütlich ge⸗ 

einigt. Fürſt Schwarzenberg wäre damals bereit geweſen, 

Preußen einen erheblichen Gewinn zuzugeſtehen. Wenn die 
Union auf Norddeutſchland beſchränkt blieb und Garantien dafür 
bot, daß ſie keinen Verſuch zur weiteren Ausdehnung ihres Ein⸗ 

flußgebietes machen werde, ſo erſchien ſie mit den Intereſſen 
Oſterreichs nicht abſolut unvereinbar. Er hat ſich Ende April 
völlig unzweideutig der preußiſchen Regierung gegenüber in 

dieſem Sinne ausgeſprochen. Aber einen Bundesſtaat, der das 

ganze außeröſterreichiſche Deutſchland umfaßte, oder auch nur die 
„Möglichkeit bot, daß er ſpäter dieſe Ausdehnung erreichen werde, 

wollte er niemals anerkennen. Am bedenklichſten war es ihm, 

daß die geplante Union eine Volksvertretung mit ziemlich weit 
ausgedehnten Rechten erhalten ſollte; denn dieſe mußte natur⸗ 
gemäß als der vorläufige Erſatz für ein geſamtdeutſches Parla⸗ 

ment erſcheinen und die Anziehungskraft des Bundes für die li⸗ 

ralen Elemente in Süddeutſchland bedeutend verſtärken. Der 
Grundſatz, daß jeder deutſche Staat, der beitreten wolle, in die 
Union aufgenommen werden ſolle, und die Errichtung des 

Bundesparlaments gaben in ſeinen Augen dem ganzen Verein, 

auch wenn er vorläufig auf eine geringere Anzahl von Staaten 
beſchränkt blieb, einen „propagandiſtiſchen“ Charakter und 
ſtempelten ihn zu einer Gefahr für Oſterreich. Um ſich dagegen 
zu wehren, hatte Schwarzenberg ſeinem Staate von Anfang an 

das Recht der Zuſtimmung zu den von Preußen mit anderen 
Staaten zu treffenden Abmachungen vorbehalten. Als Baden 
und Heſſen⸗Darmſtadt die Unionsverfaſſung anerkannten, fühlte 
er ſich am 27. Auguſt veranlaßt, die geplante denen en 

vereinbar mit der Bundesakte zu erklären, deren Verbindlichkeit 
für alle Teilnehmer des alten Bundes fortbeſtehe. Kurz vorher 
hatten die Ungarn bei Vilagos vor den Nuſſen die Waffen ge- 
ſtreckt; auch der Friede mit Sardinien war geſchloſſen; ſo ſchien 

eine feſtere Sprache möglich. 
Seit Bayern den Beitritt abgelehnt und Öfterreich ſeinen 

Widerſpruch gegen die Union, wenigſtens in dem geplanten Um= 
fange, kundgegeben hatte, wurde der Gegenſatz zwiſchen Radowitz 
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und den preußiſchen Winiſtern immer ſtärker. Das Winiſterium | 

wünſchte dringend, die Vorteile für Preußen mitzunehmen, die 
in dieſem Augenblick von Oſterreich ohne Konflikt zu haben 
waren; Radowitz verhinderte dies, da es für ihn mit einer Preis⸗ 
gabe des deutſchen Gedankens zugunſten ſpezifiſch preußiſcher 
Wachtvergrößerung gleichbedeutend war und dem Grundgedanken 
ſeiner ganzen Politik widerſprach. Auch über den weiteren Bund 
hätte er am liebſten jede Verhandlung hinausgeſchoben, bis 

Oſterreich die preußiſche Union rückhaltlos anerkannt habe. Nur 
ungern willigte er in die Genehmigung eines von dem Wiener 
Geſandten Grafen Bernſtorff Ende September geſchloſſenen Ab⸗ 
kommens mit Schwarzenberg, wonach an Stelle des zurück⸗ 

tretenden Reichsverweſers die beiden Großmächte bis zum 
* 

1. Mai 1850 proviſoriſch gemeinſam die Exekutivgewalt über⸗ 
nehmen ſollten. Da Oſterreich in dieſer Behörde, die freilich nur 
einen ſehr kleinen Wirkungskreis hatte, die volle Gleichberech- 
tigung Preußens zugeſtand, konnte man daraus die Hoffnung 

ſchöpfen, daß es auch auf eine ähnliche Geſtaltung des Defini⸗ 
tivums eingehen werde; dies entſprach, wie wir wiſſen, dem Plane, 
den Radowitz für den weiteren Bund entworfen hatte. 
Noch ſchwieriger aber wurde die Situation, als im Oktober der 

Verwaltungsrat zuſammentrat, um darüber zu beſchließen, ob 
jetzt das Parlament einberufen werden ſolle. Sachſen und 
Hannover erklärten ſich dagegen, da man erſt abwarten müſſe, 
ob Hjterreich ſich mit der Bildung eines engeren Bundes über⸗ 
haupt einverſtanden erklären werde und da die Wahl der Volks⸗ 
vertretung und die endgültige Ronftituierung der Union über⸗ 

haupt erſt erfolgen dürfe, wenn ſämtliche Staaten außer Oſter⸗ 
reich beigetreten ſeien. Als die Wehrheit trotzdem beſchloß, die 

Wahlen ſtattfinden zu laſſen, proteſtieren ſie gegen die Zuläſſig⸗ 
keit dieſes Verfahrens und erklärten, an allen weiteren Schritten 
zur Konſtituierung des Bundes nicht mehr teilnehmen zu können. 
Obwohl ſie nicht formell austraten, war doch damit bereits aus⸗ 
geſprochen, daß fie wenigſtens vorläufig die Verfaſſung nicht an⸗ 
erkennen und keine Wirkſamkeit der Bundesbehörden in ihren 
Gebieten zulaſſen würden. Auch Sſterreich proteſtierte nun gegen 
die die Wahl eines Parlaments, bevor überhaupt fetitebe, ob die 
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geplante Verfaſſung mit den Grundſätzen des Bundesrechts ver⸗ 

‚einbar fein werde, und ſtellte bewaffnetes Einſchreiten in Aus⸗ 

ſicht, falls etwa Ruheſtörungen in Deutſchland eintreten würden 

(28. November). 
* * * 

Am 21. Februar 1850 wurden in den übrigen Staaten der 
Union die Wahlen für das Bundesparlament angeordnet. Hier⸗ 

auf erklärte Hannover förmlich feinen Austritt unter Berufung 

auf den früher gemachten Vorbehalt. Oſterreich, das inzwiſchen 
des ungariſchen Aufſtandes mit ruſſiſcher Hilfe völlig Herr ge⸗ 

worden war, hatte jetzt ſeine Kräfte zum Eingreifen in die 

deutſchen Angelegenheiten freibekommen, und die Perſönlichkeit 

Schwarzenbergs bot jede Garantie dafür, daß ſie eintretenden⸗ 

| falls rückſichtslos benutzt werden würden. Den bedrohten Einzel- 

ſtaaten wurde wirkſamer Schutz gegen Preußen zugeſichert. 

Bayern, Württemberg und Sachſen verſtändigten ſich am 27. Fe⸗ 
bruar über einen Verfaſſungsplan, der im weſentlichen auf die 

politiſche und wirtſchaftliche Einbeziehung des geſamten öſter⸗ 

reichiſchen Staates in den deutſchen Bund und die Wediatiſierung 

der kleineren Staaten zugunſten der größeren hinauslief und an⸗ 

ſtatt eines aus Volkswahlen hervorgehenden Parlaments nur 
einen alle drei Jahre zuſammentretenden Ausſchuß der einzel⸗ 
ſtaatlichen Volksvertretungen vorſah. Oſterreich erklärte ſich hier⸗ 
mit einverſtanden; freilich geſtand Schwarzenberg ſeinem Ber⸗ 

liner Geſandten im Vertrauen, daß er die Volksvertretung ſelbſt 
in dieſer Geſtalt nur zugelaſſen habe, weil man augenblicklich mit 

den Wölfen heulen müſſe, um die Fühlung mit den Wittel⸗ 
fſtaaten nicht zu verlieren. Man ließ auch jetzt keinen Zweifel 

darüber, daß man die engere Angliederung der norddeutſchen 

Kleinſtaaten an Preußen zugeben werde, wenn man in Berlin 

auf weitere Pläne verzichte. Von neuem hatte Radowitz einen 

heftigen Kampf mit dem Miniſterium zu beſtehen, da dieſes für 

die Annahme der von Hjterreich und den Wittelſtaaten gemachten 
Vorſchläge eintrat; aber noch einmal ſetzte er die Ablehnung dieſer 

Anträge durch. 

Freilich war ſein eigentlicher Plan bereits im Frühjahr 1850 
. ͤ¹•ànuin.ñ⁊ ee 
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als geſcheitert zu betrachten. Es ſtand bereits feſt, daß außer 
Oſterreich die vier Königreiche dem engeren Bunde fernbleiben 
würden, daß dieſer alſo ſelbſt die Einheit des kleineren Deutſch— 

land nicht werde herbeiführen können. Wäre die Union in dieſer 

Beſchränkung zuſtande gekommen, ſo hätte ihr Gebiet höchſt 
ſonderbar ausgeſehen; Oldenburg und die Hanſeſtädte würden 

durch Hannover von dem übrigen Bundesgebiet abgeſchnitten 

worden ſein, während ſich Baden als ein ſchmaler Streifen 
zwiſchen Frankreich und den ſüddeutſchen Staaten in einer ſehr 

unangenehmen und im Falle eines Krieges völlig unhaltbaren 

Lage befunden hätte. Ebenſo ſtand es feſt, daß Oſterreich alles 
tun werde, um die Verwirklichung des Planes ſelbſt in dieſem — 

Umfang zu verhindern, ſolange der Zutritt allen deutſchen 
Staaten offen blieb und an dem Gedanken einer Volksvertretung 

im Bunde feſtgehalten wurde. Es mußte daher die Frage ent⸗ 

ſtehen, ob es ſich für Preußen wirklich lohne, für einen jo ver- 
ſtümmelten und kaum lebensfähigen engeren Bund einen ſcharfen 
Zuſammenſtoß mit Öjterreich und den Wittelſtaaten zu wagen. 

Daraus erklärt ſich der immer ſchärfere Widerſpruch des Mini⸗ 
ſteriums gegen die Fortſetzung dieſer Politik. Auch der König 
wurde beſorgt, ſobald der Konflikt mit Oſterreich in greifbare 
Nähe rückte; er wäre jetzt gewiß gern zurückgetreten, wenn er nicht 

durch den Abſchluß des Unionsvertrages Verpflichtungen gegen- 
über den beitretenden Staaten auf ſich genommen hätte, die er 

nicht ohne weiteres abſchütteln konnte. Auch das Winiſterium 
konnte nicht leugnen, daß hierdurch eine Zwangslage geſchaffen 

ſei, aus der ſchwer herauszukommen war, und nur dadurch war 

es Nadowitz möglich, den König und die Regierung auf dem bis⸗ 

herigen Wege feſtzuhalten. Es erſchien als eine Ehrenſache für 
Preußen, nachdem es die Führung einmal übernommen hatte, 

wenigſtens etwas zuſtande zu bringen, mochte es auch höchſtens 

der Anfang zu dem eigentlich geplanten Bundesſtaate ſein. 

Am 20. März 1850 trat in Erfurt das im Gebiet der Union 
gewählte Parlament zuſammen. Die Wahlbeteiligung war über- 
all nur gering geweſen, da die Demokraten die Parole ausgaben, 
daß das Volk unter dem Dreiklaſſenwahlrecht nicht die Wög— 
keit habe, feinen Willen wirklich zum Ausdruck zu bringen, und⸗ 
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deshalb kein Intereſſe daran beſitze, ſeine Stimme abzugeben. 
Die liberale Erbkaiſerpartei bildete in Erfurt die große Mehrheit, 
neben ihr ſpielten nur die preußiſchen Konſervativen eine größere 

Rolle. Man hielt an der Fiktion feſt, daß die hier zu beſchließende 
Verfaſſung für ganz Deutſchland außer Oſterreich berechnet ſein 

müſſe, obwohl wenig Ausſicht beſtand, daß ſie über den Umkreis 

des jetzt vorhandenen Gebietes hinaus Wirkſamkeit erlangen 
werde. 

Nach dem urſprünglichen Plane von Radowis, der als könig⸗ 
licher Kommiſſar die Bundesregierung in Erfurt vertrat, ſollte 

der Entwurf der Regierungen vom Parlament in einer einzigen 

Abſtimmung angenommen werden, und dann ſofort eine Re⸗ 

viſion in konſervativem Sinne folgen. Auf dieſe Weiſe hoffte 

er zunächſt den Bundesſtaat definitiv ins Leben zu rufen, da die 
Regierungen dem von ihnen vorgelegten Entwurf, wenn das 

Parlament ihn unverändert annahm, ihre Zuſtimmung nicht ver⸗ 
ſagen konnten; durch die nachfolgende Reviſion wollte er dann 

auch den Wünſchen des Königs Geltung verſchaffen. Sofort nach 
der Annahme ſollte das Bundesminiſterium ernannt werden 

und die Wirkſamkeit der Bundesbehörden beginnen. Der König 
hatte dieſe Abſicht anfangs gebilligt; ſobald aber Radowitz nach 

Erfurt abgereiſt war, kamen ihm ſchwere Bedenken, die von den 
Winiſtern und der Kamarilla nach Kräften verſtärkt wurden. In 

einem Schreiben, das er den Kommiſſaren nachſandte, erklärte 
er, daß für ihn der definitive Entſchluß, ob an der Union feſtzu⸗ 

Ibalten ſei oder nicht, von dem Ergebnis der Reviſion der Ver⸗ 
faſſung abhänge. Falle dieſe nicht im konſervativen Sinne aus, 

ſo wolle er von dem Bunde zurücktreten. Allerdings ſuchte er 
ſeine konſervativben Freunde durch dringendes Zureden zu be⸗ 
ſtimmen, daß ſie nach Erfurt gehen und dort für eine Um⸗ 

geſtaltung der Verfaſſung in ſeinem Sinne wirken ſollten; aber 
gewiß blieb Gerlachs Bemerkung auf ihn nicht ohne Eindruck, 
das vom König erſtrebte Ziel ſei viel einfacher zu erreichen, wenn 
man auf die bisherige Verfaſſung und das Parlament ganz ver⸗ 

zichte und ſich mit den gleichgeſinnten Regierungen über eine 

neue Verfaſſung verſtändige. Jedenfalls wollte er die Reviſion 
der Annahme der Verfaſſung vorausgehen laſſen und das neue 
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Staatsweſen nicht endgültig konſtituieren, bevor die Reviſion 

nicht beendigt und in ſeinem Sinne ausgefallen ſei. Laſſe ſich die 
Annahme en bloc nicht mehr umgehen, ſo müſſe jedenfalls die 

Reviſion durch Beſchlüſſe mit einfacher MWajorität erfolgen. 
Höchſtwahrſcheinlich wünſchte der König in dieſem Augenblick 

bereits ebenſo dringend wie ſeine Winiſter, von der Union ganz 
loszukommen. Es wäre ihm wohl am liebſten geweſen, wenn das 
Parlament ſich geweigert hätte, ſeinen Wünſchen zu entſprechen; 
er würde dann erklärt haben, daß er nun alles verſucht habe, 

um den nationalen Wünſchen zur Befriedigung zu verhelfen; — 
da aber das Parlament auf ſeine Forderungen nicht eingegangen 
ſei, ſo betrachte er ſich als aller Verpflichtungen ledig und ziehe 
ſich von der ganzen Sache zurück. 
Das Parlament aber tat ihm dieſen Gefallen nicht. Die Mehr⸗ 

heit ſah ſofort ein, daß gar nichts zuſtande kommen werde, wennn 
man dem König von Preußen einen Vorwand gebe, von dem 
Bunde zurückzutreten. Man ging zwar nicht auf den Vorſchlag 
ein, den Radowitz jetzt machen mußte, daß zunächſt die Reviſion 

vorgenommen werden ſolle; aber man nahm die Verfaſſung en 
bloc an und revidierte ſie gleich darauf, im weſentlichen nach den 
Wünſchen des Königs. Namentlich in den Grundrechten wurden 
eine Reihe von Einſchränkungen angebracht; ferner wurde dem 
Bunde das Recht gegeben, für die Wahlgeſetze der Einzelſtaaten 
bindende Vorſchriften zu erlaſſen; ſchließlich wurde es ſogar den 
Regierungen anheimgeſtellt, welche der jetzt beſchloſſenen Ver— 
änderungen ſie in die Verfaſſung aufnehmen wollten, und welche 
nicht. Am 29. April lag die revidierte Verfaſſung vor, und man 
erwartete nun dringend, daß jetzt wenigſtens die Ernennung der 

Bundesminiſter und die endgültige Konſtituierung des Bundes- 
ſtaates erfolgen werde. 

Der König ſtand damit wieder vor einem ſchwierigen Ent- 
ſchluß. Er hatte keinen Vorwand, ſich den übernommenen Ver— 
pflichtungen zu entziehen; er mußte ſich ſagen, daß jetzt der Rüd- 
tritt vom Bündnis nicht nur einen Bruch der gegebenen Zuſage, 
ſondern auch das Bekenntnis bedeute, daß die ganze bisherige 

Politik verkehrt und ſinnlos geweſen ſei. Auf der anderen Seite 
mußte die definitive Annahme der Verfaſſung höchſtwahrſcheinlich 
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zum Konflikt mit Öfterreich und den Wittelſtaaten führen. Nado⸗ 
witz beſchwor den König von Erfurt aus immer wieder, ſich nun 

beſtimmt in dem einen oder anderen Sinne zu entſcheiden; drei⸗ 

mal bot er ihm ſeine Entlaſſung an, wenn ſeine Perſon als ein 

Hindernis derjenigen Politik erſcheine, die man jetzt befolgen 

wolle. Aber er vermochte nicht durchzudringen; der König wollte 

ſich weder von ihm und den von ihm vertretenen deutſchen Ge⸗ 

danken trennen, noch mit Öfterreich brechen. Er entſchloß ſich 

vielmehr, alles in der Schwebe zu laſſen, die Verfaſſung den 

Regierungen der verbündeten Staaten noch einmal zur defini⸗ 

tiven Außerung vorzulegen, und, bis dieſe erfolgt ſei, mit der 

Konſtituierung der Bundesbehörden zu warten. Das hieß nichts 

anderes, als die einzelnen Regierungen auffordern, ſie möchten 

ſich noch einmal überlegen, ob ſie im Bunde bleiben wollten oder 

nicht. 

Nun ging aber Schwarzenberg mit ſchärferen Maßregeln vor. 

Das Interim für den weiteren Bund war ja eigentlich ſchon am 

1. Mai abgelaufen, aber durch Einverſtändnis zwiſchen Oſterreich 
und Preußen noch auf kurze Zeit verlängert worden. Schwarzen⸗ 
berg verlangte nun, daß ſämtliche deutſche Regierungen ein⸗ 

geladen werden ſollten, in der Zwiſchenzeit Vertreter nach Frank⸗ 
furt zu ſenden, um über die weitere proviſoriſche Geſtaltung der 

Bundesgewalt ſchlüſſig zu werden. Als Preußen ſich hierzu nicht 
ohne vorherige Anerkennung der Union verſtehen wollte, ging der 

TFuürſt auf eigene Hand vor und teilte den übrigen Regierungen 

mit, daß es ſeine Abſicht ſei, einen derartigen Kongreß ein⸗ 

zuberufen. Sobald er erkannte, daß Preußen beabſichtige, wenn 

es an dieſen Beratungen überhaupt teilnehme, die ſämtlichen 
unionsregierungen zu einer gleichmäßigen Haltung und Ab⸗ 

ſtimmung zu verpflichten, ging er noch einen Schritt weiter und 

bezeichnete bei der Einberufung die Verſammlung nicht mehr als 

einen freien Kongreß, ſondern als die Erneuerung der alten 

flenarverſammlung des Bundestags; zugleich nahm er für Öfter- 

( eech das Recht in Anſpruch, gemäß den früheren Beſtimmungen 
das Präſidium zu führen. 

Angeſichts dieſer Haltung Oſterreichs erſchien es dringend not⸗ 
wendig, daß auch die Fürſten der Union ſich über ein gemeinſames 
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Verhalten verſtändigten; der König rief ſie Anfang Wai zu einer 
perſönlichen Beſprechung in Berlin zuſammen. Faſt alle er⸗ 

ſchienen, nur Heſſen⸗Darmſtadt und Naſſau ließen ſich durch Ge⸗ 
ſandte vertreten. Der König eröffnete die Verhandlungen mit 

einer beweglichen Anſprache, worin er nochmals ſagte, er werde 

es keinem der Fürſten übelnehmen, wenn er unter den jetzigen 
Verhältniſſen von dem Bunde zurücktrete. Es war vielleicht ſein 
geheimer Wunſch, daß möglichſt viele dies tun möchten, damit 

auch er ſich als ſeiner Verpflichtung entledigt betrachten könne. 
In den weiteren Verhandlungen, die Radowiß leitete, zeigte es 

ſich, daß nur 12 Staaten die in Erfurt beſchloſſene Verfaſſung 

ohne jede weitere Anderung annehmen wollten; es blieb daher 

nichts anderes übrig, als zu erklären, daß man die Verfaſſung, 

bis eine volle Einigung unter den Regierungen erzielt ſei, nur als 

proviſoriſch betrachten und die endgültige Einſetzung der Bundes⸗ . 

behörden noch verſchieben wolle. Preußen blieb proviſoriſchet 

Bundesvorſtand, aber ohne ein Bundesminiſterium. Der Frank⸗ 
furter Kongreß ſollte auch von den Unionsfürſten beſchickt werden, 

ſofern er den Charakter freier Konferenzen trage; doch ſollte 

Preußen als Unionsvorſtand im Namen aller ſprechen und ab⸗ 

ſtimmen. Beſonders wichtig war es, daß Kurheſſen hier erklärte, 
es werde ſich an den weiteren Sitzungen des Verwaltungsrats 
nicht beteiligen und damit tatſächlich ſeinen Austritt vollzog. 

Obwohl man es auf dieſe Art noch vermied, eine unwiderruf— 

liche Tatſache zu ſchaffen, war die Lage innerhalb Deutſchlands 
ſchon geſpannt genug. Ein Krieg zwiſchen Preußen und Sſter— 
reich lag nicht mehr außerhalb des Bereichs der Wöglichkeit; 
daher gebot die Vorſicht, daß man ſich auch über die wahrſchein— 
liche Stellung der hauptſächlich intereſſierten außerdeutſchen 
Großmächte Gewißheit verſchaffe. In erſter Linie kam es hierbei 
auf Rußland an. Zar Nikolaus hatte dadurch, daß er als Helfer 
Oſterreichs in Ungarn auftrat, fein Anſehen noch verſtärkt und 
fühlte ſich mehr als je berufen, der Legitimität und Ordnung auch 
in Deutſchland zum Siege zu verhelfen. Abgeſehen davon aber, 
nahm er nach wie vor ein beſonders lebhaftes Intereſſe an der 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Frage. 

* * * 
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Nach dem Ablauf des Waffenſtillſtandes von Malmö waren 
neue Verhandlungen zwiſchen Preußen, das hier zugleich die pro⸗ 

viſoriſche Bundesgewalt vertrat, und Dänemark eingeleitet worden. 
Sie hatten am 10. Juli 1849 zu einer vorläufigen Vereinbarung 
geführt, wonach Schleswig bis auf weiteres von däniſchen und 
preußiſchen Truppen beſetzt bleiben und von einer gemiſchten 

Kommiſſion verwaltet werden ſollte. Aber auch damit war nur 
ein proviſoriſcher Zuſtand geſchaffen worden, mit dem niemand 

auf die Dauer zufrieden ſein konnte; immer dringender verlangte 

daher der ruſſiſche Kaiſer, daß Deutſchland hier endlich ſeine un⸗ 

begründeten Anſprüche aufgebe und dem König von Dänemark 

bei ſeinen rebelliſchen Untertanen wieder Gehorſam ſchaffe. 
Preußen konnte hoffen, wenn es in dieſem Punkte nachgab, den 

Zaren günſtig zu ſtimmen und ihn zu bewegen, daß er bei einem 

in Deutſchland ausbrechenden Kampfe wenigſtens nicht auf die 

Seite Oſterreichs trete. Ende Mai 1850 ſchickte der König feinen 
Bruder, den Prinzen Wilhelm, zu dem ruſſiſchen Kaiſer, der ſich 

damals in Skierniwice aufhielt. Er ſollte ihm vorſtellen, daß 
Preußen ſein den Fürſten gegebenes Wort unmöglich brechen 
könne und daher am engeren Bunde feſthalten müſſe, zumal da 
Oſterreich durch feine ſtreng zentraliſtiſche Geſamtverfaſſung deut⸗ 

lich zu erkennen gegeben habe, daß es ſeine deutſchen Gebiete an 

dem neuen Bunde nicht teilnehmen laſſen wolle. Aber auch in 
Wien wußte man natürlich, welche Bedeutung die Haltung des 

Zaren haben werde, und ſobald man hier von der Sendung des 
Prinzen Wilhelm erfuhr, machte ſich Fürſt Schwarzenberg ſelbſt 
ebenfalls nach Skierniwice auf den Weg, um jede einſeitige Be⸗ 

einfluſſung des Kaiſers durch Preußen zu verhindern. Er ver⸗ 

ſicherte, daß Oſterreich das denkbar größte Entgegenkommen ge⸗ 
zeigt habe; es wolle ja die Union anerkennen, wenn ihr Gebiet 

auf Norddeutſchland beſchränkt bleibe und ihr der propagan⸗ 

diſtiſche Charakter genommen werde; auch über eine Verände⸗ 

rung ſeiner Verfaſſung werde es mit ſich reden laſſen, und in der 
proviſoriſchen Exekutivgewalt des weiteren Bundes wolle es die 
Gleichberechtigung Preußens anerkennen. 

Nikolaus hatte an ſich von Anfang an gegen eine preußiſche 

Wachtvergrößerung nichts einzuwenden gehabt. Er fühlte ſich 

— er re 2 
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durch verwandtſchaftliche und politiſche Rückſichten mehr zu 
Preußen als zu Oſterreich hingezogen; die Vorausſetzung war da⸗ 
bei für ihn nur, daß Preußen eine konſervative Macht bleibe und 
den revolutionären Beſtrebungen in Deutſchland kräftig entgegen⸗ 

trete. Hiergegen ſchien ihm nun aber die Preußiſche Politik ſo— 
wohl in Schleswig⸗Holſtein wie in der deutſchen Frage verſtoßen 
zu haben. Der König von Dänemark war für ihn der legitime 

Herr von Schleswig⸗Holſtein, die Einzelſtaaten die legitimen Ge⸗ 
walten in Deutſchland; das Streben der Schleswig-Holiteiner 
nach nationaler Selbſtändigkeit und das Streben des deutſchen 

Volkes nach ſtrafferer Einheit waren in gleicher Weiſe Erzeug⸗ 

niſſe des revolutionären Geiſtes. Die Politik von Radowitz ſchien 

ihm letzten Endes doch darauf hinauszulaufen, daß auch die 

widerſtrebenden deutſchen Staaten unter Benutzung der revolu— 

tionären Strömungen gezwungen werden ſollten, ſich Preußen 
unterzuordnen. Schon die bloße Exiſtenz von Parlamenten in 

Preußen und Deutſchland ſchien ihm unvereinbar mit dem mon⸗ 
archiſchen Prinzip, und erweckte, was noch wichtiger war, die Be— 
fürchtung, daß auch in dem benachbarten Polen und in Rußland 

ſelbſt ähnliche Forderungen auftauchen würden. Er erklärte den 
Vertretern der beiden deutſchen Wächte ſchließlich, daß die 

Deutſchen ſich völlig aus Schleswig zurückziehen müßten, wo 

ſie gar nichts zu ſuchen hätten, und daß ſie in Holſtein mindeſtens 
den däniſchen König an der Wiederherſtellung ſeiner Autorität 
nicht hindern dürften. Wenn beide Mächte in einen bewaffneten 
Konflikt miteinander gerieten, ſo werde er derjenigen helfen, die 

angegriffen werde, unter der Vorausſetzung, daß ſie nicht mora= 

liſch zum Angriff gezwungen worden fei. Er ließ durchblicken, 
daß er einen Verſuch Preußens, die Erneuerung des Bundestags 

zu verhindern, als einen ſolchen moraliſchen Druck gegenüber 
Oſterreich aufzufaſſen geneigt ſei. 
Aus dem Bericht ſeines Bruders mußte Friedrich Wil- 

helm IV. ſchließen, daß auf eine Neutralität Rußlands zu rechnen 

er 

ſei, wenn man Öfterreich oder den Bundestag nicht direkt angreife. 
Das hatte er ja auch nie beabſichtigt. Er ließ durch einen Spezial— 
geſandten dem Kaiſer Franz Joſeph ſagen, daß er ihn niemals 
bekriegen, ſondern ſich nur wehren würde, wenn er 5 an⸗ 
Brandenburg, Die Reichsgründung J. 21 
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gegriffen werde. Er hoffte, auch in Wien werde man jetzt zu einer 

Verſtändigung geneigt ſein; Radowitz gegenüber holte er ſogar 

ſeine alten Pläne wieder hervor, wonach der Kaiſer von Hfterreich 

als römiſcher Kaiſer an der Spitze des Geſamtbundes ſtehen, 
8 aber zuſammen mit einem Königskollegium in dem 

engeren Bunde die Regierungsgewalt ausüben ſollte. Um den 

Zaren in günſtiger Stimmung zu erhalten, beſchloß er, ihm in 

der Schleswig⸗Holſteiniſchen Frage ſeinen Willen zu tun, obwohl 

die national geſinnten Elemente in Deutſchland und den Herzog⸗ 

tümern die Preisgabe deutſchen Landes an Dänemark ihm als 
einen Mangel an nationaler Geſinnung auslegen mußten. Er 

zog ſeine Truppen aus Schleswig zurück, ſchloß am 2. Juli mit 
Dänemark Frieden und überließ die Schleswig⸗Holſteiner ihrem 

Schickſal. Die Truppen, über die ſie verfügten, wurden in der 

Schlacht bei Idſtedt von den Dänen geſchlagen (25. Juli) und 
Schleswig von neuem unterworfen. In Holſtein vermochten die 

Dänen jedoch keine Erfolge zu erringen. 
Schwarzenberg hatte von dem Zaren den Ratſchlag erhalten, 

Preußen möglichſt entgegenzukommen. Er fühlte ſich dadurch be⸗ 

wogen, die Gleichberechtigung beider Großmächte im Präſidium 

des Bundes und die Anerkennung der Union in ihrem jetzigen 

Umfang anzubieten, falls Preußen auf jede Erweiterung des 

Bundes ausdrücklich Verzicht leiſte und die in Erfurt beſchloſſene 

Verfaſſung für unausführbar erkläre. Preußen möge immerhin 

dadurch den Wünſchen nach einer Volksvertretung Rechnung 

tragen, daß es für die gemeinſamen Angelegenheiten Vertreter 

der verbündeten Staaten dem preußiſchen Landtag hinzutreten 
laſſe; aber ein beſonderes deutſches Parlament neben dem preu⸗ 
ßiſchen dürfe nicht ins Leben gerufen werden (8. Juli). Ja, er 
zeigte ſich ſogar geneigt, die Frankfurter Bundesverſammlung 

einfach wieder nach Hauſe zu ſchicken und die Feſtſtellung der 
künftigen Verfaſſung freien Konferenzen zu überlaſſen. Wie weit 

es ihm mit dem allen ernſt war, ſteht dahin; vielleicht wollte 
er nur dem Zaren ſeine weitgehende Friedensliebe beweiſen; 

aber er hätte doch ſchwer zurück gekonnt, wenn man in Berlin ſeine 
Vorſchläge angenommen hätte. 

Hier kam es nun wiederum zu lebhaftem Kampfe über die 
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Frage, ob man das Angebot annehmen ſolle oder nicht. Nament⸗ 

lich Manteuffel trat entſchieden dafür ein. Die deutſche Einheit 

ſei in der Form, wie man ſie in Frankfurt erſtrebt habe, über⸗ 

haupt nicht erreichbar; man müſſe ſich lediglich auf die Ver⸗ 7 

tretung der preußiſchen Intereſſen beſchränken. Noch einmal be⸗ 

tonte Radowitz, daß man die Nation nicht betrügen dürfe, daß 
es ſich darum handle, wenigſtens die Fundamente für einen 

künftigen deutſchen Bundesſtaat jetzt zu legen, daß man dies 
aber vereiteln werde, wenn man Öfterreich das Recht gebe, gegen 
jede ſpätere Erweiterung des Bundes Einſpruch zu erheben. Da 

auch der König und Prinz Wilhelm dieſer Anſchauung bei⸗ 

traten, ſo wies man auch jetzt das öſterreichiſche Angebot zurück. 

Allerdings mußte Radowitz, um ſeinen Grundgedanken zu 

retten, dem König und dem Winiſterium in bezug auf die 
Verfaſſung noch weiter nachgeben; die gewählte Volksvertre— 5 

tung ſollte erſetzt werden durch Delegationen der einzelſtaat ?- 
% RA 

lichen Landtage. 7 
Immer einſamer wurde Radowitz, immer ſchwieriger feine Po⸗ 

ſition; er nannte ſich ſelbſt ein gehetztes Wild. Indem er auf das 
te, gab er doch eigentlich ſeinen Grund⸗ 

gedanken auf. Er hatte bisher daran feſtgehalten, daß ein ge⸗ 
wiſſer Einfluß populärer Elemente für den engeren Bund not— 
wendig ſei. Eine bloße Vertreterverſammlung konnte weder die 

Liberalen gewinnen, noch auf die vorläufig außerhalb des Bundes 
gebliebenen Staaten eine Anziehungskraft ausüben. Der pro⸗ 
pagandiſtiſche Charakter der Union wurde damit im Grunde 
preisgegeben. Wenn er das zugab, hätte er auch die Beſchränkung 

auf den augenblicklichen Gebietsumfang zugeſtehen können. In⸗ 
dem man dies ablehnte, ließ man die letzte Gelegenheit vorüber 
gehen, um mit Ehren und ohne Verluſt an Macht und Anſehen 

aus der bereits gänzlich verfahrenen Angelegenheit heraus- 
zukommen. 

Öfterreich hatte ſchon ſeit einiger Zeit Truppen in Böhmen zu⸗ 
ſammengezogen. Auch Preußen hatte notgedrungen, um nicht 

wehrlos überraſcht zu werden, einige Truppenteile auf Kriegsfuß 
ſetzen müſſen. Allein da es allen bekannt war, daß dem König ein 
Krieg gegen Oſterreich als der höchſte Frevel gegen die Grund— 

21* 
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ſätze einer konſervativen Politik erſchien, ſo glaubte niemand recht 

an den Ernſt dieſer Schritte. Und wenn der Kriegsminiſter, Ge⸗ 
neral von Stockhauſen, vom erſten Auftauchen der Kriegsfrage an 

immer wieder erklärte, daß die preußiſche Armee in ihrer augen⸗ 

blicklichen Verfaſſung zu einem großen Kriege nicht in der Lage 

ſei, ſo wird er recht gut gewußt haben, daß er den geheimen 
Wünſchen des Königs entgegenkam, wenn er durch ſolche Argu⸗ 

mente kriegeriſche Beſchlüſſe zu verhindern ſuchte. Allerdings 
ſetzte er dadurch Preußen in die unangenehme Lage, daß es mit 

ſeinen Rüſtungen Oſterreich gegenüber in Rückſtand geriet, wo⸗ 

durch natürlich die Chancen eines Krieges, falls es doch noch dazu 

kommen ſollte, weſentlich verſchlechtert wurden. Auch war es ein 

ſonderbares, an Hochverrat ſtreifendes Verfahren, daß er und 

Wanteuffel den öſterreichiſchen Geſandten über die militäriſche 

Schwäche Preußens und die Unſtimmigkeiten im Winiſterium 
fortlaufend unterrichteten. | | 

Trotz aller Gegenbemühmungen ſchien ein kriegeriſcher Zu⸗ 

ſammenſtoß immer näher zu rücken. Oſterreich ließ nach der Ab⸗ 

lehnung ſeiner Vorſchläge den engeren Rat der Bundesverſamm⸗ 
lung in Frankfurt wirklich zuſammentreten, verlangte die Zurück⸗ 
ziehung der ſeit den Kämpfen des Sommers 1849 noch in Baden 

ſtehenden preußiſchen Truppen und beſtritt die Vereinbarkeit der 

von Preußen mit einigen kleineren Staaten abgeſchloſſenen Wi⸗ 
litärkonventionen mit dem Bundesrecht. Um den Zaren ganz 

für ſich zu gewinnen, ließ Schwarzenberg in Petersburg er⸗ 
klären, daß die wiederhergeſtellte oberſte Bundesbehörde be⸗ 

reit ſei, in Holſtein in ſeinem Sinne einzugreifen; der König 

von Dänemark, der hier des Widerſtandes nicht Herr zu werden 

vermochte, hatte ſich mit der Bitte um Hilfe an den Bundestag 

gewandt. | 

Dieſen neuen Schritten Oſterreichs gegenüber wurde in Berlin 

die Uneinigkeit zwiſchen den leitenden Faktoren immer ſtärker. 

Die Minifter drangen immer wieder darauf, daß auf die Unions⸗ 

verfaſſung ausdrücklich verzichtet werden könne und müſſe; der 

König ſchien mehr und mehr an den von Radowiß vertretenen 

Gedanken irre zu werden und ſich der Anſicht zuzuneigen, daß zur 

Befriedigung der nationalen Bedürfniſſe ein engerer Bund nicht 
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unbedingt notwendig ſei, ſondern daß eine gründliche Reform des 
alten Bundes dazu genüge. Als Radowitz darauf wieder um eine 
klare Entſcheidung und eventuell um ſeine Entlaſſung bat, er⸗ 
klärte ihm der König, daß er die deutſche Sache ganz aufgeben 

werde, wenn Nadowitz ihn verlaſſe. Dieſer glaubte es im In⸗ 
tereſſe des Königs ſelbſt und ſeines deutſchen Ideals nicht ſo weit 
kommen laſſen zu dürfen. Da der König ihm jetzt anbot, daß er A 
ihn ſelbſt zum Winiſter des Auswärtigen ernennen wolle, mochte 

er hoffen, in dieſer verantwortlichen Stellung doch noch einen 
Teil ſeines Programms durchführen zu können, und entſchloß 

ſich, zu bleiben. Am 14. September wurde er zum Winiſter des 
Auswärtigen ernannt. 

* * * 

Gerade in dieſem Augenblick tauchte aber eine neue Frage auf, 

die ſchließlich die Sache zur Entſcheidung bringen ſollte. Der 
Kurfürſt von Heſſen war mit der Verfaſſung ſeines Landes längſt 

unzufrieden, namentlich weil ſie ihn in der Verfügung über die 

Finanzen beſchränkte. Aber er und ſein Winiſter Haſſenpflug 

ſtießen bei ihren Verſuchen, ſich über die klaren Beſtimmungen 

der Verfaſſung hinwegzuſetzen, auf den einmütigen Widerſtand 
des Landtags, des Beamtentums, ja ſogar des Offizierkorps, das 
auf die Verfaſſung vereidigt worden war; es kam ſchließlich ſo 
weit, daß die Bevölkerung die Zahlung der vom Landtag abge⸗ 
lehnten Steuern verweigerte, und daß der größte Teil der Ber 
amten und Offiziere feine Entlaſſung verlangte; eine Weiter- 

führung der Regierung wurde dadurch faſt unmöglich. Indem 
der Kurfürſt ſich in dieſer Lage nach einer Hilfe von außen her 

umſah, hatte er die Wahl, ſich an die preußiſche Union, aus der 
er noch nicht gänzlich ausgetreten war, zu wenden, oder an den 

öſterreichiſchen Bundestag in Frankfurt. Abgeſehen davon, daß 
ihm die Unterordnung unter Preußen überhaupt verhaßt war, 
mußte er fürchten, daß der Verwaltungsrat der Union in eine 

Unterſuchung ſeines Verfahrens eintreten werde, die nie zu ſeinen 

Gunſten ausfallen konnte; dagegen durfte er ziemlich ſicher ſein, 
daß Oſterreich ihm ohne Unterſuchung der Rechtsfrage zur Unter- 
werfung ſeines Landes die Hand bieten werde, ſchon um ihn ganz 
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von der Union zu trennen. Er floh nach Frankfurt und rief die 

Hilfe des Bundestags gegen ſeine widerſpenſtigen Untertanen an. 

Seine Hoffnung hatte ihn auch nicht getäuſcht. Wer konnte froher 
ſein als Schwarzenberg, daß wieder ein Bundesgenoſſe Preußens 

abſprang und ſich dem bisher recht ſpärlich beſuchten Bundes⸗ 

tage anſchloß! Er veranlaßte die Verſammlung, für den Kur⸗ 
fürſten einzutreten und bei fortdauernder Widerſetzlichkeit der 

Untertanen die Entſendung von Bundestruppen in Ausſicht zu 

ſtellen. (11. September.) 
Preußen hatte, abgeſehen davon, daß Kurheſſen offiziell noch 

zu der Union gehörte, noch ein beſonderes Intereſſe an dieſer 

Frage. Beherrſchte doch Kurheſſen die Verbindung zwiſchen dem 

weſtlichen und öſtlichen Teile der preußiſchen Wonarchie. 

Preußen beſaß hier vertragsmäßig das Recht zur Benutzung von 

zwei Etappenſtraßen für ſeine Truppen und konnte es daher nicht 

gleichgültig mit anſehen, wenn dieſes Gebiet von der ihm 

feindlich gegenüberſtehenden Staatengruppe militäriſch beſetzt 

wurde. Radowitz erreichte es denn auch, daß ſofort gegen die 

Ausführung des Bundesbeſchluſſes vom 11. September Proteſt 
erhoben wurde. Er trat dafür ein, daß Heſſen ſofort von preu⸗ 

ßiſchen Truppen beſetzt werden müſſe, ſobald der Bund die Ent⸗ 
ſendung von Truppen wirklich beſchließe. Abſichtlich berief er ſich 

nicht auf die Zugehörigkeit des Kurfürſten zu der Union, da der 

König ja allen Fürſten den Austritt ausdrücklich freigeſtellt hatte, 
ſondern betonte nur das politiſche und militäriſche Intereſſe 
Preußens. Er fand daher in dieſem Falle die lebhafte Zuſtimmung 

der übrigen Winiſter und beſonders des Prinzen von Preußen; 

dem widerſtrebenden Kriegsminiſter wurde ſogar der Befehl zur 
Zuſammenziehung einiger Truppenteile an der heſſiſchen Grenze 

abgerungen. | 
Das Intereſſe Preußens ſchien hier aufs klarſte ein energiſches 

Handeln zu verlangen; und dennoch gab es auch hier ein Be⸗ 
denken. König Friedrich Wilhelm ſtand ſeiner legitimiſtiſchen An⸗ 
ſchauungsweiſe nach innerlich auf der Seite des Kurfürſten und 

verurteilte namentlich das Verhalten der heſſiſchen Beamten und 
Offiziere als grobe Pflichtverletzung und offene Rebellion. Er 
kam ſich auch hier wie ein Verbündeter der Revolution vor, wenn 
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er das preußiſche Intereſſe gegen den Kurfürſten vertrat. Zunächſt 
aber fügte er ſich dem Drängen ſeiner Winiſter. 

Öfterreich war entſchloſſen, in dieſer Frage, wo es das for⸗ 
melle Bundesrecht für ſich hatte und ſich dem Zaren gegenüber 
als Vorkämpfer der monarchiſchen Autorität hinſtellen konnte, 

auf keinen Fall zurückzuweichen. Schwarzenberg konnte mit 

Grund fragen, woher Preußen das Recht nehme, dem ſouve— 

ränen Kurfürſten von Heſſen zu verbieten, daß er die Hilfe anderer 

deutſcher Fürſten anrufe und deren Truppen in ſein Land auf⸗ 
nehme? Witte Oktober traf der Kaiſer von Sſterreich mit den 

Königen von Bayern und Württemberg in Bregenz zuſammen; 
man verabredete hier, daß bayriſche und öſterreichiſche Truppen 
die Vollſtreckung der Bundesbeſchlüſſe in Kurheſſen übernehmen 
ſollten, und daß man, falls Preußen Witderſtand leiſte, mit ver— 

einten Kräften den Kampf aufnehmen wolle. Wenige Tage dar— 
auf beſchloß der Bundestag, dem Kurfürſten die erbetene Hilfe zu 
gewähren und beauftragte Bayern mit der Ausführung des 

Beſchluſſes. 

Ein bewaffneter Zuſammenſtoß zwiſchen beiden Großmächten 
ſchien jetzt kaum noch zu vermeiden. Wieder richtete man in dieſer 

Lage in Berlin ſeine Blicke auf den Zaren; am 15. Oktober wurde 
Graf Brandenburg zu ihm nach Warſchau geſchickt. Er ſollte dem 
Kaiſer beweiſen, daß Preußen nicht der Angreifer ſei, daß es in 

allen ſtreitigen Fragen bis an die äußerſte Grenze der Nach— 
giebigkeit gegangen ſei. Auch gegen die Wiederaufrichtung des 
alten Bundes wolle es nichts einwenden, wenn es im Präſidium 
völlige Gleichberechtigung mit Hfterreich erhalte und die Exe— 
kutive mit dieſem gemeinſam ausübe. Auf eine Volksvertretung 

beim Bunde wolle man verzichten und Hjterreich mit feinem 
geſamten Gebiete aufnehmen; man müſſe ſich nur das Recht zum 
Abſchluß eines engeren Bundes vorbehalten, inſoweit dieſer mit 
den Einrichtungen des Geſamtbundes nicht in Widerſpruch 
ſtehe. Falls Hjterreich mit dieſen Grundgedanken einverſtanden 
ſei, habe man nichts dagegen, daß die künftige Verfaſſung in 
freien Konferenzen aller deutſchen Regierungen beraten und feſt— 

geſtellt werde; dem von Öfterreich einſeitig und widerrechtlich ein— 
berufenen Bundestag könne man dieſe Entſcheidung aber nicht 
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überlaſſen. Komme eine ſolche Vereinbarung zuſtande, ſo würden 

Oſterreich und Preußen auch gemeinſam unter Ausſchluß jeder 
anderen Witwirkung die Ordnung in Schleswig⸗Holſtein und 
Heſſen wieder herzuſtellen haben. | 

Offenbar gab Preußen damit weſentliche Stücke ſeines früheren 

Programms auf. Der weitere Bund ſollte in ſeiner Verfaſſung 

dem alten deutſchen Bunde viel ähnlicher geſtaltet werden, als es 

in den Plänen von Radowi in Ausſicht genommen worden war. 
ie Union wurde ſo gut wie ganz preisgegeben; deren Verfaſſung 

. ausdrücklich für unausführbar erklärt; ja eigentlich wurde 

ihre Auflöſung vorausgeſetzt, da Preußen ja nur das Recht zur 

ſpäteren Begründung eines engeren Vereins in Anſpruch nahm 
und der künftigen Bundesverſammlung die Entſcheidung dar⸗ 

über gab, ob deſſen Verfaſſung mit dem Bundesrecht vereinbar | 
jei. Auch daß man Hfterreich eine Mitwirfung bei der Regelung 

der heſſiſchen Frage geſtatten wollte, war ein erhebliches Zu⸗ 

geſtändnis. . 

Der Zar lehnte eine direkte Einmiſchung in die deutſchen An⸗ 
gelegenheiten ab, erklärte aber, daß nach ſeiner Meinung Kur⸗ 

heſſen und Holſtein, da die Fürſten beider Länder den Bundestag 

anerkannt hätten, in deſſen Machtbereich gehörten. Er war be⸗ 

reit, Öfterreich die preußiſchen Vorſchläge über die Neugeſtaltung 
des Bundes zur Annahme zu empfehlen, machte aber kein Hehl 
daraus, daß für ihn ſelbſt das Entſcheidende die Regelung der 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Frage fei, und daß er es als eine direkte 
Feindſeligkeit empfinden werde, wenn Preußen dem Bundestag 

bei der Unterwerfung der Herzogtümer unter Dänemark 
f Schwierigkeiten bereiten ſollte. 
| Während Graf Brandenburg noch in Warſchau weilte, erſchien 

hier auch Kaiſer Franz Joſef, von dem Fürſten Schwarzenberg 
begleitet. Der letztere konnte dem Zaren aus den Berichten ſeiner 

Berliner Vertreter nachweiſen, daß Radowitz mit Krieg gedroht 
a habe, falls Hfterreich auf dem Einmarſch der Bundestruppen in 

Heſſen beſtehe. Nikolaus war hierüber tief erbittert und ſagte 

Schwarzenberg ſeine Hilfe zu, wenn Preußen die Exekution in 
N —Holſtein hindere, feine moraliſche Unterſtützung, wenn es dem 

Bundestag in tHeſſen entgegentrete. Trotzdem aber ſuchte er noch 
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vermittelnd zu wirken, und erreichte es, daß die beiden Winiſter⸗ 

präſidenten in eine Beſprechung über die preußiſchen Vorſchläge 
eintraten. Schwarzenberg hielt daran feſt, daß die Wieder— 

herſtellung der Ordnung in Kurheſſen und Holſtein ausſchließ⸗ 
lich Sache des Bundestags ſei, erbot ſich aber für die Dauer 
und Art der Exekution Garantien zu geben, durch welche die 
preußiſchen Intereſſen gewahrt würden. Bezüglich der Neugeſtal⸗ 

tung des Bundes lehnte er es jetzt ab, die Gleichberechtigung 

Oſterreichs und Preußens im Präſidium zuzugeſtehen, ſondern 

wollte die Entſcheidung über dieſe Frage der Geſamtheit der 

Bundesglieder anheimſtellen; auch vermied er jede beſtimmte 
Verpflichtung, für die Einſetzung einer nur aus beiden Groß— 
mächten beſtehenden Exekutivgewalt einzutreten. Mit den übrigen 

Punkten erklärte er ſich einverſtanden, verlangte jedoch, daß die 
Verfaſſung der Union nicht bloß für unausführbar erklärt, ſon⸗ 
dern ausdrücklich aufgehoben werde; außerdem dürfe Preußen vor 
erfolgter definitiver Einigung die Wirkſamkeit der jetzt in Frank⸗ 

furt tagenden Verſammlung nicht hindern. Graf Brandenburg 

gab die Erklärung ab, daß Preußen zwar dieſe Verſammlung nicht 
ausdrücklich als Rechtsnachfolgerin des Bundestags anerkennen +” 
könne, aber ihrer Wirkſamkeit auch keine Schwierigkeit in 

den Weg legen wolle. Dagegen geſtand Schwarzenberg zu, 
daß die künftige Verfaſſung in freien Konferenzen beraten 
und nicht durch die Frankfurter Verſammlung feſtgeſtellt werden. 

ſolle. 

Graf Brandenburg war der Anſicht, daß man ſich hiermit zu⸗ 
frieden geben könne. Die Bewilligung der freien Konferenzen er— 
ſchien ihm als ein wertvolles Zugeſtändnis, der vollſtändige Ver⸗ 

zicht auf die Union, da ſie tatſächlich doch bereits aufgegeben 

war, als unbedenklich. In den Fragen des Präſidiums und der 
Exekutive hoffte er in den ſpäteren Verhandlungen noch Zu— 
geſtändniſſe zu erreichen. Er kam mit dem Entſchluß zurück, für 

eine Verſtändigung auf dieſer Grundlage energiſch einzutreten, 
und wenn Nadowitz widerſpreche, auf deſſen Entlaſſung zu be— 
ſtehen. 2 
Während dies in Warſchau geſchah, hatte der preußiſche Mi- 

niſterrat auf die Nachricht von dem Beſchluß des Bundestags zur 
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Ausführung der Exekution befohlen, die preußiſchen Etappen⸗ N 

ſtraßen in Heſſen militäriſch zu beſetzen; General Graf von der 
Gröben erhielt den Befehl, wenn bayriſche Truppen in Kur⸗ i 
heſſen einrückten und auf gütliche Vorſtellungen nicht wieder f 

abzögen, Gewalt gegen ſie zu gebrauchen. Ein Proteſt des j 

„Aurfüriten blieb unbeachtet. Außerdem wurde beim König 
beantragt, daß er die Mobilmachung des größten Teiles der 1 

Armee befehlen möge, ſobald bayriſche Truppen die heſſiſche 5 

Grenze überſchritten. } 
Graf Brandenburg ſprach ſich nach feiner Rückkehr entſchieden 

gegen dieſe Maßregeln aus, die nach ſeiner Meinung zu einem 

gefährlichen und durch das preußiſche Intereſſe nicht gebotenen 

Kriege führen mußten. In den Beratungen, die am 1. und 2. No⸗ 

vember unter dem Vorſitz des Königs abgehalten wurden, mußte 

die endgültige Entſcheidung fallen. Kurz vorher war die Nach⸗ 

richt eingetroffen, daß die Bayern tatſächlich in Heſſen eingerückt 

ſeien und Hanau beſetzt hätten, während General von der Gröben 

ſich Fuldas bemächtigt hatte. 

Graf Brandenburg beantragte die Einigung mit Öjterreich auf 
Grund der in Warſchau zwiſchen ihm und Schwarzenberg ge⸗ 

troffenen Abrede; ferner den förmlichen Verzicht auf die Unions⸗ 
verfaſſung und die Zulaſſung der Bundesexekution in Kurheſſen 

unter der Bedingung, daß die preußiſchen Etappenſtraßen reſpek⸗ 

tiert würden. Eine Mobilmachung hielt er bei der Annahme 

ſeines Vorſchlags für unnötig. Nadowitz hingegen ſprach ſich da⸗ 

für aus, daß die Mobilmachung ſofort ſtattfinde, ganz Kurheſſen 

unter möglichſter Vermeidung eines feindlichen Zuſammenſtoßes 
mit den Bayern beſetzt werde, und daß man Gſterreich erkläre, 

nur wenn die dem Grafen Brandenburg nach Warſchau mit⸗ 
gegebenen Bedingungen ohne jede Abſchwächung angenommen 
würden, ſei eine Einigung möglich. In Holſtein wollte er eine 
ruſſiſche oder däniſche Intervention, aber kein Einſchreiten des 

Bundestags zulaſſen. Ein neues Argument gegen die von Rado⸗ 
witz vertretene Politik brachte Manteuffel in die Debatte, indem 
er hervorhob, daß ein Krieg mit Öfterreich wegen der dazu nötigen 

Geldbewilligungen die Regierung in ſtärkere Abhängigkeit von 
der Volksvertretung bringen und die Wacht der Krone beein⸗ 
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trächtigen werde. Außerdem werde man gezwungen jein, in einem 

ſolchen Kampfe an die Hilfe der nationalen und liberalen Ele— 

mente in Deutſchland zu appellieren; man würde dadurch zum 

Verbündeten der Revolution gegenüber den legitimen Wächten. 

Auf den König blieben gerade dieſe Geſichtspunkte gewiß nicht 
ohne Eindruck, weil ſie die empfindlichſte Stelle ſeines politiſchen 
Denkens trafen. Andererſeits war es auch für ihn ſelbſt ein pein⸗ 

liches Gefühl, daß Preußen vor Oſterreichs Forderungen zurück- a1 2 

weichen und das Scheitern ſeiner ganzen deutſchen Politik offen „ 4 2 

eingeſtehen ſolle. In dieſem Sinne ſprach ſich auch der Thron— 
folger aus, der für die Mobilmachung ſelbſt auf die Gefahr eines 

Krieges hin eintrat; nur müſſe man entſchloſſen ſein, die Waffen 

nicht wieder aus der Hand zu legen, wenn man fie einmal er⸗ 

griffen habe. 

In dieſem Streit der Meinungen kam der König ſchließlich 

zu dem Ergebnis, daß es am beſten ſei, die Unionsverfaſſung auf⸗ 
zuheben und ſich in Heſſen auf die Verteidigung der Etappen: 
ſtraßen und des zwiſchen ihnen liegenden Gebiets zu beſchränken; 

in der deutſchen Frage ſei ja durch das Zugeſtändnis der freien 

Konferenzen bereits von Oſterreich das notwendige Entgegen— 

kommen gezeigt worden. Zugleich ſollte aber die Armee mobil ge= 

macht werden unter Abgabe einer Erklärung in Wien, daß dieſe 
Maßregel nur dem Schutz der preußiſchen Grenzen dienen ſolle. 
Friedrich Wilhelm glaubte, daß durch dieſe kriegeriſche Demon- 
ſtration die Nachgiebigkeit Preußens in der Sache der Union und 
in der kurheſſiſchen Frage den Charakter einer Demütigung ver— 
lieren werde. Er wollte, wie er zu Gerlach ſagte, den Helm auf— 
ſetzen und das Schwert ziehen, aber zugleich Worte des Frie— 
dens ſprechen. Die Welt ſollte ſehen, daß Preußen gerüſtet und 
fähig ſei, den Kampf aufzunehmen, daß es aber aus freiem Ent⸗ 
ſchluß den Frieden vorziehe. Da er aber wußte, daß die Mehr— 
zahl der Winiſter in der Wobilmachung eine überflüſſige Ge— 
fährdung des Friedens erblickte, wenn man doch in der Sache 

nachzugeben entſchloſſen ſei, ſo erklärte er, daß er ſich in dieſer 

Frage fügen wolle, falls die Winiſter auf ihrem Willen be— 

ſtänden, ihnen aber dann die Verantwortung für die daraus etwa 

entſtehenden böſen Folgen überlaſſen müſſe. Die Wehrheit des 

BER 
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Winiſteriums beſchloß darauf, von der Mobilmachung abzuſehen. 

Radowitz hatte bereits, als er den Ausgang der Beratung kommen 

ſah, ſeine Entlaſſung eingereicht; der König genehmigte ſie, ver⸗ 

ſicherte ihn aber zugleich ſeiner fortdauernden Freundſchaft und 

inneren Abereinſtimmung. „Ich danke Ihnen“, ſchrieb er ihm, 
„aus meinem tiefſten Herzen für ihre Amtsführung. Sie war 

die meiſterhafte und geiſtreiche Ausführung meiner Gedanken und 

meines Willens.“ Er ſprach ſogar mit ihm davon, daß er ihm 

die Bildung eines neuen Winiſteriums anvertrauen werde, ſo⸗ 

bald die nötigen Männer dazu gefunden worden ſeien. 

Wan fragt ſich, wie der König dazu kam, noch in dieſem Augen⸗ 
blick ſeine innere Abereinſtimmung mit Radowitz jo ſtark zu be⸗ 

tonen, wo er doch im Winiſterrat im weſentlichen nicht nur gegen 

ihn entſchieden, ſondern auch gegen ihn geſprochen, und nur in 

dem einen Punkte der Wobilmachung ſeine Anſichten geteilt 

hatte. Und auch hierin war die Abereinſtimmung keine vollſtändige 

geweſen, da der König ſie nur als eine Demonſtration zur 

Deckung des Rückzugs, Radowitz aber als Vorbereitung zum 

Kampfe, wenn Öfterreich die preußiſchen Bedingungen nicht an⸗ 

nehme, gewollt hatte. Man wird dies nur ſo erklären können, 

daß der König nach wie vor in Radowitz den Träger ſeiner eigent⸗ 

lichen Gedanken in der deutſchen Politik erblickte, während er ſich 
von dem Miniſterium mit ſeinen ſpezifiſch preußiſchen Geſichts⸗ 
punkten innerlich nach wie vor durch einen tiefen Gegenſatz ge⸗ 

rennt fühlte. Die Kriegsgefahr, zu deren Vermeidung er Nado⸗ 

witz fallen ließ, erſchien ihm nicht als ein notwendiges Ergebnis 
von deſſen deutſcher Politik, ſondern als ein durch die kurheſſiſchen 
Verwicklungen hervorgerufener unvorhergeſehener Zwiſchenfall, 

nach deſſen Beſeitigung man noch die Möglichkeit haben werde, 

in die alten Wege zurückzulenken und das Weſentliche des Pro⸗ 

gramms von Radowitz feſtzuhalten. Behielt man ſich doch das 

Recht vor, den engeren Bund ſpäter wieder ins Leben zu rufen. 
Wenn der König ſo dachte, ſo war dies gewiß eine Täuſchung, und 
auch er wird wohl ſtutzig geworden fein, als ihm Radowitz unter 

den Mitteln, die er als Minifterpräfident empfehlen würde, den 
Appell an die öffentliche Meinung Deutſchlands und die im Volke 

ruhenden nationalen Kräfte empfahl. Gerade dieſer RNatſchlag 
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zeigte ja aufs deutlichſte, daß Manteuffel recht gehabt hatte, wenn 
er die Durchführung einer deutſchen Politik nur im Bunde mit 

denjenigen Kräften für möglich hielt, die dem König als revolu- 

tionäre Gewalten erſchienen. 
Graf Brandenburg hatte über Radowitz geſiegt; aber er konnte 

ſeine Politik nicht mehr ſelbſt zum Ziele führen. Kurz nach der 
entſcheidenden Sitzung wurde er von einer ſchweren Krankheit 
befallen, die wenige Tage darauf, am 6. November, ſeinem Leben 
ein Ende machte. Die Vorſtellung, daß die Schmach Preußens 

ihm das Herz gebrochen habe, iſt gewiß falſch, da er in dem 
Abſchluß des von ihm empfohlenen Abkommens keineswegs eine 

Demütigung Preußens erblickte; wohl aber mag es ihn inner⸗ 

lich erregt haben, daß er noch in ſeinen letzten Lebenstagen ein 

deutliches Zeugnis der Hinterliſt Schwarzenbergs erhielt, dem er 
Vertrauen geſchenkt hatte; denn er erfuhr, daß der Fürſt von 
Warſchau aus, obwohl er hier mit ihm über eine Verſtändigung 
einig geworden zu fein glaubte, den Bayern den weiteren Vor⸗ 

marſch in Kurheſſen befohlen hatte. Manteuffel, der nun der 

eigentliche Leiter des Winiſteriums war, befahl dem Grafen 
Gröben, ſich auf die Deckung der Etappenſtraßen zu beſchränken. 

Als aber jetzt die Bayern weiter nach Norden verdrangen, als 
Oſterreich ſeine Rüſtungen fortſetzte und auf die preußiſchen Wit⸗ 
teilungen in rückſichtsloſem und drohendem Tone antwortete, jede 

weitere Verhandlung ſei unmöglich, bevor nicht Preußen ſeine 
Truppen aus Heſſen zurückgezogen habe, da wurde die Situa— 
tion noch einmal außerordentlich kritiſch, zumal da ſofort nach 

der Rückkehr des Kaiſers aus Warſchau die geſamte öſter— 
reichiſche Armee mobiliſiert worden war. Auch vom rein preu⸗ 

ßiſchen Standpunkt aus konnte man es ſich nicht gefallen laſſen, 
jo von Hjterreich behandelt zu werden; auf keinen Fall durfte man 

ſich wehrlos überraſchen laſſen. Daher wurde jetzt die Mobil— 
machung vom Miniſterium trotz Wanteufffels Widerſpruch be— 
ſchloſſen und vom König befohlen (6. November). Aberall im 
Lande zeigte ſich die größte Begeiſterung; man glaubte, daß es 

jetzt endlich mit dem Zögern und Zurückweichen zu Ende ſei; 
ſelbſt die konſervativſten Männer waren bereit, dem König jetzt 

rückhaltlos in den Kampf gegen Hfterreich zu folgen. Ein Aus⸗ 
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gleich ſchien kaum noch möglich, nachdem die Bayern bis dicht 

an die preußiſchen Vorpoſten herangerückt waren, und es am 

8. November bei Bronzell bereits zu einem Zuſammenſtoß ge⸗ 
kommen war. 

Aber der König hatte, wie wir wiſſen, nicht gerüſtet um zu 

kämpfen, ſondern um zu verhandeln. Trotz der drohenden Haltung 

Oſterreichs beantragte Preußen bei feinen Verbündeten die förm⸗ 

liche Aufhebung der Unionsverfaſſung und erklärte ſich ſogar 

bereit, in Heſſen nicht über die ſüdliche Etappenſtraße hinaus⸗ 

zugehen und das Land zu räumen, ſobald beſtimmte Garantien 

für die Wahrung der preußiſchen Rechte gegeben ſeien. 

Schwarzenberg war bereit, dieſe zu leiſten und veranlaßte den 

Bundestag zu einem entſprechenden Beſchluſſe. Dann verlangte 

er aber, auf die ausdrückliche mündliche Verſicherung des Königs 

geſtützt, die ſofortige Räumung Heſſens. Nur mühſam ließ er 
ſich von Prokeſch bewegen, dieſe Forderung dahin abzumildern, 

daß den Exekutivtruppen der Durchmarſch durch die preußiſchen 

Linien zur Beſetzung Kaſſels ſofort geſtattet werden müſſe, und 

machte von der Bewilligung dieſer Forderung die Entſcheidung 

über Krieg und Frieden abhängig; bis zum 27. November mittags 

wollte er die Antwort erwarten; dann würden die Bundestruppen 

Befehl zum Vormarſch erhalten. Auf dieſes Ultimatum hin er⸗ 
bot ſich der König, Manteuffel zu einer perſönlichen Beſprechung 

mit Schwarzenberg nach Olmütz zu entſenden, verlangte aber, 

daß die beiderſeitigen Truppen bis zur Beendigung dieſer Unter⸗ 

redung ſtillſtehen ſollten. Nachdem er feine Armee mobil ge⸗ 

macht und die überall aufbrauſende kriegeriſche Stimmung ge⸗ 
ſehen hatte, wagte er dem eigenen Lande gegenüber nicht 

mehr, fein früheres Räumungsanerbieten aufrechtzuerhalten. 
Schwarzenberg wollte auf dieſe Bedingung anfangs nicht ein⸗ 
gehen; nur durch einen perſönlichen Brief an Kaiſer Franz Joſef, 

deſſen Ausführungen von dem preußiſchen Geſandten, Grafen 

Bernſtorff, dringend unterſtützt wurden, erreichte der König müh⸗ 
ſam die Annahme ſeines Vorſchlags. 

In Olmütz fanden dann am 28. und 29. November die Be⸗ 
ſprechungen ſtatt, die zu der berühmten Olmützer Punktation ge⸗ 

führt haben. Preußen mußte ſich verpflichten, den Bundestruppen 

; 247 

SEILER 

ee 

. 

er S 2 n 
en Tl 

2 8 S 

* ar 

en 
— 

— — ZU rn 

SAFE 



Vertrag von Olmütz 335 

den Weg durch die preußiſchen Linien hindurch zu öffnen; Kaſſel 

ſollte von einem öſterreichiſchen und einem preußiſchen Bataillon 

gemeinſam beſetzt werden. Nur indem Wanteuffel unter Aber- 
ſchreitung ſeiner Inſtruktion dieſes Zugeſtändnis machte, konnte 

er den offenen Bruch vermeiden. In Holftein ſollten ein öfter- 7” 
reichiſcher und ein preußiſcher Kommiſſar gemeinſam mit der Her⸗ 

ſtellung der Ordnung beauftragt werden. Die freien Konferenzen 

über die künftige Verfaſſung Deutſchlands ſollten unverzüglich 
beginnen und in Dresden ſtattfinden. In bezug auf den Inhalt 

der künftigen un übernahm keiner der vertragſchließenden 
Teile eine beſtimmte Verpflichtung. Endlich wurde feſtgeſetzt, daß 

Preußen ſofort den Termin mitteilen ſolle, an dem es ſeine 
Mobilmachung rückgängig zu machen gedenke; Öfterreich werde 

an dem gleichen Tage ſeine Rüſtungen einſtellen und die Land— 
wehr entlaſſen. Dieſe Beſtimmungen über die Abrüſtung, die da⸗ 
mals geheim blieben, waren inſofern für Preußen ungünſtiger, 

als Oſterreich nicht die volle Zurückführung feiner Truppen auf 

den Friedensſtand auferlegt wurde. 
Als Wanteuffel mit dieſem Vertrage nach Berlin zurückkam, 

gab es einen letzten Kampf über Annahme oder Ablehnung. Prinz 

Wilhelm erklärte ſich gegen die Abrüſtung vor Beginn der Kon— 

ferenzen, während die Winiſter Ladenberg, von der Heydt und 
Simons für die Ablehnung des ganzen Vertrages eintraten. Als 
der König ſich zur Genehmigung der Punktation entſchloß, 

reichten ſie ihren Abſchied ein. Friedrich Wilhelm hatte wohl 

ſelbſt das Gefühl, daß dies kein rühmlicher Abſchluß der mit 
ſo großen Worten begonnenen Aktion ſei; aber er tröſtete ſich mit 

dem Gedanken, daß man doch den unheilvollen Krieg gegen 

Oſterreich vermieden, die freien Konferenzen durchgeſetzt und den 
Bund von der Regelung der boljteinifchen und heſſiſchen Frage 
ausgeſchloſſen habe. Schwer enttäuſcht waren beſonders die Libe⸗ 7 
ralen, die nach der Mobilmachung erwartet hatten, Preußen werde 

doch noch das Schwert für die Aufrechterhaltung der Union 
ziehen; aber auch viele Konſervative hielten die Ehre Preußens — 
für ſchwer verletzt; denn es ließ ſich doch nicht leugnen, daß man 
ſchließlich den unter Kriegsdrohung geſtellten Forderungen Sſter— 
reichs gewichen war. So empfand es namentlich der Prinz von 
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Preußen, der noch am Vorabend des Krieges von 1866 tief im 
Innerſten verletzt auffuhr, als man ihm zu ſagen wagte, Preußens 
Vorgehen könne auch jetzt wieder ſo enden wie einſt in Olmütz. 

Die Dresdener Konferenzen, die Ende Dezember begannen und 

bis in den März 1851 währten, führten zu keinem Ergebnis. 

Oſterreich erſtrebte die Aufnahme ſeines geſamten Gebietes in den 

„Bund und die Ausdehnung der Bundeskompetenz auf die wirt⸗ 
— ſchaftlichen Fragen; Preußen wollte darauf nur eingehen, wenn 

ihm die volle Gleichberechtigung im Präſidium zugeſtanden werde. 
Da Öfterreich dies entſchieden ablehnte, war eine Einigung nicht 
möglich. Es blieb zuletzt nichts anderes übrig, als die einfache 
Wiederherſtellung der alten Bundesverfaſſung mit allen ihren 

Mängeln. So geſchah, was noch wenige Wonate früher nie⸗ 

mand für möglich gehalten hätte; die Bundesverſammlung trat 
einfach wieder in ihre alten Funktionen ein, als ob es nie ein 

Frankfurter Parlament und eine preußiſche Union gegeben hätte. 
* * * 

2 Blicken wir noch einmal auf den ganzen Verlauf der Unions⸗ 

10 verhandlungen zurück, jo ſehen wir, daß der Hauptfehler. ſchon im 

Anfang lag. Der König wollte unter keinen Amſtänden Krieg 

* egen Oſterreich fü er wollte auf die Entſchließungen der 

übrigen Fürſten auch nicht den leiſeſten Druck ausüben, er wollte 

rückſichtslos ausnutzen. Man darf wohl ſagen, daß der Bildung 
des engeren Bundesſtaates im Frühling 1849 kein ernſtliches 
Hindernis im Wege geſtanden haben würde, wenn man ſie von 

ſämtlichen Staaten beſtimmt gefordert, bei ablehnender Haltung 
jede Hilfe gegen die Revolution verweigert und die Bundes⸗ 
verfaſſung ſofort durch ein Parlament hätte beſchließen und in 

Wirkſamkeit treten laſſe. Auch nachdem durch die Niederwerfung 
7 des ungariſchen Aufſtandes und das Schwinden der Revolu⸗ N 

a tionsfurcht bei den deutſchen Regierungen die beſten Chancen 

verloren gegangen waren, hätte Preußen ohne Schwierigkeit die 

; das Ausland wd fe Ten Bundes durchſetzen können. Auch 
das Ausland würde ſich aum ernſtlich eingemi cht haben. Frank⸗ 

reich war durch innere Wirren geſchwächt und betrachtete Oſters 
reich als gefährlichen Feind, und der Zar würde ſich trotz aller 53 

weder die Volksbewegung noch die Gunſt der politiſchen age 
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drohenden Außerungen wohl kaum zu einem Kriege gegen 

ſeinen Schwager habe treiben laſſen, wenn Preußen ſchnell und 
ſicher eingegriffen und in der Zeit der Schwäche Oſterreichs ſeinen 
engeren Bundesſtaat ins Leben gerufen hätte. 

Dies alles geſchah nicht, weil der König und Radowitz die 
wirkſamen Wittel wohl ſahen, aber nicht anwenden wollten. Es 
kam ihnen eben nicht in erſter Linie darauf an, ihren Plan auf 

jeden Fall zu verwirklichen oder wenigſtens eine Machtſteigerung 
für Preußen zu erzielen, ſondern vielmehr eine Pflicht gegenüber 

Deutſchland und dem früher verpfändeten Worte des Königs 
zu erfüllen. Für Friedrich Wilhelm verſtand es ſich von ſelbſt, 
daß dies nur jo weit geſchehen könne, als es mit reinem Ge- 
wiſſen und ohne Anwendung verwerflicher Wittel erreichbar ſei. 

Er wollte auch jetzt ein „ehrlicher Mann und Fürſt“ bleiben; 
wurde kein Erfolg erzielt, ſo war er auch zufrieden, weil er dann 
ſagen konnte, er habe wenigſtens alles verſucht, was möglich ge⸗ 

weſen ſei, um ſein Wort einzulöſen. Außerdem hatte die Union 
für ihn nur Wert, wenn ſie auf konſervativen Grundlagen, alſo 

auf dem freien Einverſtändnis der Fürſten, ruhte, und daher 
geeignet war, das ſichere Bollwerk gegen die Revolution zu 

bilden, deſſen Aufrichtung immer ſein Ziel geweſen war, ſeitdem 
ſich die erſten Zuckungen der Volksbewegung gezeigt hatten. 

Radowitz teilte dieſe Grundgedanken, unterſchied ſich aber von 
dem König darin, daß er einen moraliſchen Druck auf die Regie⸗ 

rungen für erlaubt hielt und einen Krieg gegen Öjterreich nicht 
unter allen Umſtänden als unmöglich anſah. Da es ihm ſelbſt 
von vornherein zweifelhaft ſein mußte, ob er namentlich in dem 
letzteren Punkte die Zuſtimmung des Königs werde erlangen 

können, ſo war ſein ganzes Handeln von Anfang an gelähmt durch 

das Bewußtſein, daß das Ende ſeines Verſuches wahrſcheinlich 

ein Zurückweichen vor Öfterreich fein werde. Nur die Hoffnung, 
daß Hjterreich zum offenen Widerſtande zu ſchwach fein werde, 
konnte ihn vermögen, das gefährliche Spiel zu wagen. Sobald 
dieſe Vorausſetzung ſchwand, war es verloren. Noch unhaltbarer 

wurde ſeine Poſition dadurch, daß Hannover, Sachſen, beide 

Heſſen und Baden bereits abgefallen waren, als der ſchärfſte 
Konflikt mit Öfterreich kam. Auch ihm ſelbſt mußte es doch ſehr 
Brandenburg, Die Reichsgründung I. 22 



25 TEEN 

* 

338 | Urſachen für das Scheitern des Unionsplanes 

zweifelhaft erſcheinen, ob es ſich wirklich lohne, für das übrig⸗ 

bleibende elende Surrogat eines deutſchen Reiches die Exiſtenz 
Preußens aufs Spiel zu ſetzen. 

Der letzte Grund für das Scheitern der Unionspolitik lag doch 
darin, daß der König es verſchmähte, den einzigen Bundes⸗ 

genoſſen heranzuziehen, der ihm gegen das Widerſtreben der auf 

ihre Souveränität pochenden Regierungen und ſchließlich auch 

gegen die Kriegsdrohungen Oſterreichs und die Einmiſchung des 
Auslands zu Gebote ſtand, nämlich das deutſche Nationalgefühl, 
das wenigſtens die oberen Schichten der Bevölkerung auch im 
außerpreußiſchen Deutſchland beherrſchte und in den liberalen 
ammermehrheiten noch immer eine wirkſame Vertretung fand. 

Eine bloß auf Vergrößerung Preußens ausgehende Politik hätte 
dieſes Bundesgenoſſen entbehren und fi mit Sſterreich ver⸗ 
ſtändigen können. Eine wirklich deutſche Politik, wie die des Kö⸗ 

nigs und Radowitzens es ſein wollte, konnte aber damals nur 
mit den Liberalen gemacht werden, d. h. nach der Auffaſſung des 
Königs im Bunde mit der Revolution. | | 
Hatte der Verlauf der Einheitsbewegung im Jahre 1848 und 

das Scheitern des Werkes der Paulskirche deutlich gezeigt, daß 
die Volksbewegung allein nicht imſtande ſei, die Einheit zu 

ſchaffen, jo hat das Scheitern der preußiſchen Union ebenſo deut⸗ 
lich bewieſen, daß auch Preußen allein nicht in der Lage war, 
dieſes Ziel zu erreichen. Nur die Furcht vor dem deutſchen Par⸗ 

lament und die Anſchauung, daß ein großer Teil des Volkes 

hinter ihm ſtehe, hatte die kleineren und namentlich die mittleren 

Staaten in der Revolutionszeit nachgiebiger und opferwilliger 
geſtimmt. Sobald dieſe Furcht geſchwunden war, und zwar 
hauptſächlich durch die uneigennützig gewährte Hilfe Preu⸗ 

ßens, ſahen dieſe Regierungen keinen Anlaß mehr, irgend etwas 

von ihren Regierungsrechten zu opfern. 

Bei der Eigenart der Männer, die damals an der Spitze des 

preußiſchen Staates ſtanden, war eine Ausnutzung der wirklich 

vorhandenen Chancen und ein Gelingen des Einigungswerkes 

demnach ausgeſchloſſen. Aber lag es wirklich nur an dieſen 
Männern? Ware es einem weitblickenden und rückſichtsloſen 

preußiſchen Herrſcher möglich geweſen, damals etwas Dauerndes 
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zu ſchaffen? Von den eifrigen Vorkämpfern des Altpreußentums 
wurde immer wieder betont, daß auch die Unionsverfaſſung den 
preußiſchen Intereſſen ſelbſt widerſpreche, indem ſie im Fürſten⸗ 
rat und im Staatenhauſe den kleineren Staaten die Mehrheit 
gebe und ſomit den größten deutſchen Staat dem Willen ſeiner 

kleineren Bundesgenoſſen unterordne. Dieſer Einwand war nicht 
ganz unberechtigt, übertrieb aber doch die vorhandene Gefahr; 
denn der König von Preußen ſollte doch als Reichsvorſtand 
allein die Exekutive ausüben und auch in der Geſetzgebung, für r 
die er an die Witwirkung des Fürſtenrats gebunden war, ein 
abſolutes Veto beſitzen. Dadurch war eine MWajoriſierung Preu⸗ 
zens in großen Lebensfragen doch vollkommen ausgeſchloſſen. 
Geblieben wäre nur die Schwierigkeit, die wir ſchon in noch weit 
größerem Maße bei der Frankfurter Reichsverfaſſung kennen ge- 
lernt haben, daß die Reichsregierung und die preußiſche Negie- 

rung aus verſchiedenen Perſonen beſtanden und an verſchiedenen 

Orten ihren Sitz gehabt haben würden. Denn auch der Erfurter 
Verfaſſung lag die Vorausſetzung zugrunde, daß nicht Berlin 
der Sitz der Reichsregierung fein ſolle. Hätten ſich aber die Rei⸗ 
bungen, die daraus entſtehen mußten, bei der weit jtärferen. 
Stellung, die das Oberhaupt dem Parlament gegenüber durch 

das abſolute Veto erhalten ſollte, nicht doch vielleicht überwinden 
laſſen? Hätte nicht ſchließlich die Macht der Tatſachen im Laufe 
der Zeit doch zur Verlegung der Reichsregierung nach Berlin 
und zu einer wenigſtens teilweiſen Verſchmelzung beider Ni- 
niſterien führen müſſen, alſo zu einem ähnlichen Zuſtande, wie 
er von 1871 an bis 1918 beſtand? Das ſind Fragen, die man wohl 
aufwerfen darf, aber nicht mit Sicherheit beantworten kann. Die 

Möglichkeit einer derartigen Entwicklung wird man nicht in Ub- 
rede ſtellen können. Und ſo wird man ſchließlich doch ſagen müſſen, 
daß ſchon damals die Intereſſen Preußens und der auf die popu⸗ 
lären Elemente geſtützten nationalen Bewegung keineswegs un- 
vereinbar geweſen ſind. Wenn die Verbindung zwiſchen ihnen 
nicht zuſtande kam, jo lag es tatſächlich nicht an der fachlichen Un- / / 

möglichkeit, ſondern an den leitenden Perſonen. Es fehlte eben — 

wirklich großer Staatsmann, der fähig geweſen wäre, nicht nur 

dieſe Möglichkeiten zu ſehen, ſondern auch die Wittel zu ihrer Ver— 
22* 
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wirklichung anzuwenden, und die ſtarken widerſtrebenden Kräfte — 

außer allen übrigen auch den um ſeine Wachtſtellung beſorgten 

preußiſchen Adel — zu bezwingen. Aber die große führende Per⸗ 

ſönlichkeit ſtellt ſich nicht immer dann ein, wenn ein Volk ihrer 

bedarf; ihr Fehlen iſt dann ein ebenſo bedeutſamer hiſtoriſcher 

Faktor, wie in anderen Fällen ihr Wirken. 
Von allen den Männern, die wir während der Revolutions⸗ 

zeit hervortreten und nach der Führung greifen ſahen, beſaß keiner 

die notwendigen Eigenſchaften eines wirklich großen Staats⸗ 

manns. König Friedrich Wilhelm IV. war gewiß nicht ſo ſchwach 

und wankelmütig, wie damals viele glaubten und noch heute viele 

annehmen; aber ſeine bedeutendſte Eigenſchaft war die Zähigkeit, 

nicht die Aktivität des Willens; durch Abwarten und Zurück⸗ 

halten hat er es verhindert, daß das preußiſche und das deutſche 

Staatsleben in Bahnen geriſſen wurden, die er für falſch hielt; 
er hat den Sieg des parlamentariſchen Prinzips in Preußen und 

den Sieg der unitariſchen Richtung in Deutſchland verhindert, 

zum Feil in heftigem Kampfe mit feinen eigenen Ratgebern; 
das iſt gewiß kein geringer Erfolg und ſollte uns ſollte uns 

halten, zu gering von ſeinen ſtaatsmänniſchen Fähigkeiten zu 

denken. Aber er war kein Mann der Tat; ſeine eigenen organiſa⸗ 

‚toriihen Pläne waren unklar und unausführbar; ethiſche und 

Treligiöſe Bedenken hemmten ihn bei jedem politiſchen Entſchluß 
ebenſo ſtark, wie die angeborene Naturanlage; ſo konnte er wohl 

andere am Schaffen verhindern, aber nicht ſelbſt ſchaffen und 

führen; neben ſeiner lebhaften, jeder Anregung zugänglichen 

Phantaſie ſtand keine zielbewußte ſchöpferiſche Kraft. 

Etwas anders war es bei Radowitz. Er ſah oft mit ſcharfem 
Blick das Notwendige und wußte auch die Wittel anzugeben, 
durch die es zu erreichen ſei. Aber auch ihn lähmten ethiſche Be⸗ 

denken, die aus der Sphäre ſeines religiöſen Empfindens her 
die Politik beeinflußten. Vielleicht hätte er fie überwunden, wenn 
nicht ein Weiteres hinzugekommen wäre: das Gefühl des engen 
Gebundenſeins an den König, den er kannte wie wenige, und 
dem er gerade deshalb eine Politik nicht zumuten konnte und 
mochte, wie er ſie, ganz auf ſich geſtellt, vielleicht verſucht haben 
würde. Der Verſuch, ſeinen König gegen deſſen eigentliche Mei⸗ 

i. 
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nung und gegen ſein Gewiſſen durch die Überlegenheit ſeines 

Willens auf ſeinem Wege mit ſich zu ziehen, würde ihm als ein 
Verrat an der Freundestreue, die er ihm ſchuldete, erſchienen ſein . 

Oder hätte vielleich Ludolf Camphauſen dieſer Mann ſein 

können? Er war zweifellos von allen preußiſchen Staatsmännern 
derjenige, der am klarſten die verſchiedenen Möglichkeiten über⸗ 

blickte und fie als kluger Rechner nach dem Grade der Erreich- 

barkeit zu ordnen wußte, ſo daß man bei der Unerreichbarkeit des 

größeren immer noch das geringere Ziel gewinnen konnte. Er 

war aus dem modernen Leben hervorgegangen und kannte die 

Kräfte, die darin walteten; und er war auch Realpolitifer genug, 

um ſich durch prinzipielle Bedenken nicht beengen und behindern 

zu laſſen. Aber er verleugnete nie den bürgerlichen Kaufmann, 
der von der Leitung eines großen Geſchäftes zur Leitung der 

Politik berufen worden war. Die Abneigung des friedliebenden 
Geſchäftsmannes gegen den Krieg und ſeine Folgen für das 
Volksleben hielt ihn davon zurück, unter den anwendbaren 
Witteln auch den Kampf mit phyſiſcher Gewalt in Anſchlag zu 

bringen. Und noch mehr wie Radowitz entbehrte er der engen 

Fühlung mit den ſozial führenden Schichten des alten Preußen. 

Er hat der preußiſchen Politik die Ziele geſteckt, die Radowitz 

zu erreichen verſuchte; aber er hätte ſie ſelbſt ebenſowenig erreichen 

können, weil auch er dem großen Kampfe auf Leben und Tod, der 
als Möglichkeit dabei immer im Hintergrund ſtand, und zu dem 
man im Notfall entſchloſſen ſein mußte, ausweichen wollte. Und 
natürlich auch, weil neben und über ihm gerade dieſer König 

ſtand. 

Alle anderen Staatsmänner, die Preußen damals gehabt hat, 

treten hinter dieſen weit zurück. Weder der nüchterne, ehrliche, 
aber ideenloſe Graf Brandenburg noch der ganz in altpreußiſch 
junkerhaften Anſchauungen befangene Wanteuffel hätten die 

Führer auf dem neuen Wege werden können. Von den Parla— 

mentariern, die damals eine Rolle ſpielten, wie Gagern und 
Binde, hätte auch wohl keiner die nötige Kraft und Geſchicklich⸗ 
lichkeit gehabt, ſelbſt wenn er zum Beſitz der Macht gelangt wäre. 

Blickt man ſich unter den Staatsmännern außerhalb Preußens 
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um, ſo fällt der Blick allerdings auf eine Geſtalt, die alle anderen 
um Haupteslänge überragt. Es iſt Fürſt Felix Schwarzenberg. 

Zweifellos war er der bedeutendſte Diplomat, den Deutſchland 
in dieſen Jahren geſehen hat. Geſchmeidig, wo es ſein mußte, 

| rückſichtslos und brutal, wo er es ſich erlauben konnte, ſchnell 

entſchloſſen, ſtets bereit, die ganze Macht ſeines Staates in die 
Wagſchale zu werfen, wenn er es für nötig hielt, wäre er wohl 
der Mann geweſen, Großes zu erreichen. Wie er die öſterreichiſche 

Diplomatie während der Zeit des ungariſchen Aufſtandes und 

der Unionsverhandlungen geleitet hat, iſt bewundernswert. Aber 

er war eben nur Diplomat. Und auch auf dieſem Gebiet war er 

nur allzu geneigt, im Eifer des Kampfes um der Ausnutzung 

eines augenblicklichen Erfolges willen die großen Intereſſen 
ſeines Staates zu vergeſſen. Mit der Nonchalance des großen 

Herrn und der Frivolität des ſkeptiſchen Genußmenſchen dachte 

und ſprach er über die Fragen der inneren Politik und des Wirt⸗ 

ſchaftslebens, von denen er nichts verſtand und die ihn nicht 

intereſſierten. Unter den wild empordrängenden Kräften der neuen 

Zeit vermochte er daher auch das Berechtigte und Zukunftsreiche 

nicht von dem übrigen zu ſondern. Ihm war alles, was von 

Volksrechten, Parlamenten, nationalen Bedürfniſſen geredet 
wurde, nichts als Phraſe. Warum ſollte es nicht ſo bleiben, wie 

es immer geweſen war? Der Herrſcher hatte zu regieren, das 

Volk zu gehorchen und ſeiner Weisheit zu vertrauen. So konnte 
er nur ein Gegner der Einheitsbewegung ſein. 

Es fehlte alſo in der Tat die Perſönlichkeit, welche die nötige 
Erkenntnis der zukunftsreichen Kräfte, den Willen, ſie zu be⸗ 
nutzen, die Fähigkeit, ein ihnen entſprechendes Ziel zu ver⸗ 
folgen, und die Wacht, die zur Erreichung nötigen Wittel 

in Bewegung zu ſetzen, gehabt hätte. Und dieſen Mangel 

empfanden auch die Zeitgenoſſen. Durchblättern wir die 
poetiſche Literatur, in der ſich damals die Stimmungen und 
Wünſche noch am deutlichſten ausſprachen, ſo tritt uns in 
dieſen bewegten Jahren kein Gedanke häufiger und ein⸗ 
dringlicher entgegen, als der, daß man eines Mannes, eines 

Genius der Tat, bedürfe, der aus den Wirren der Gegenwart den 
richtigen Ausweg zeige. Bei Männern aller Parteien und aller 
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Stämme finden wir ihn ausgeſprochen. Der radikale Schwabe 

Georg Herwegh ruft: 
Gib uns den Mann, der das Panier 

Der neuen Zeit erfaſſe, 
Und durch Europa brechen war 

Der Freiheit eine Gaſſe! 

Der konſervativ geſtimmte Hanſaſtädter Emanuel Geibel: 

O Schickſal, gib uns einen, einen Mann! 
Was frommt uns aller Witz der Zeitungskenner, 
Was aller Dichter wohlgereimt Geplänkel, 
Vom Strand der Nordſee bis zum waldgen Brenner? 
Ein Mann iſt not, ein Nibelungenenfel, 
Daß er die Zeit, den tollgewordnen Renner 
Wit ehrner Fauſt beherrſch' und ehrnem Schenkel! 

Der ſchleſiſche Ariſtokrat Graf Strachwitz: 
So kommt es, ihr Männer des ewigen Nein, 
So kommt's, ihr Tyrannenvertreiber: 
Es wird eine Zeit der Helden ſein — 

Nach der Zeit der Schreier und Schreiber! 
Bis dahin webt mit Fleiß und Liſt 

Eure Schlingen ineinander: 
Wenn der gordiſche Knoten fertig iſt, 
Schickt Gott den Alexander! 

Und endlich in der Zeit, als man das Scheitern des Werkes 
der Paulskirche ſchon vorausſehen konnte, klagte wieder ein 
Schwabe, Johann Georg Fiſcher: 

Tritt aus der Führer wildem Zanken 
Kein ſo antiker ganzer Mann, 
Der den unſterblichen Gedanken 

Der deutſchen Größe faſſen kann? 
Der ohne Anſehn und Erbarmen 
Zu Hauf uns treibt im Schlachtenſchweiß 
Und dann mit unbeugſamen Armen 
Die deutſche Mark zu runden weiß? 

Komm, Einzger, wenn du ſchon geboren, 
Tritt auf, wir folgen deiner Spur! 
Du letzter aller Diktatoren, 
Komm mit der letzten Diktatur! 

Geboren war er ſchon und lebte und kämpfte mitten unter 
ihnen. Aber noch kannte niemand ſein wahres Weſen, er ſelber 
kaum, und vor allen Dingen — noch hatte er nicht die Macht. 
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Erſtes Kapitel 

Die Reaktion 

ach dem Scheitern des Frankfurter Verfaſſungswerkes und 
des preußiſchen Unionsplanes ſchien für Deutſchland die 

Verwirklichung der nationalen Ideale ferner gerückt als je zuvor. 
Viele gaben alle Hoffnung auf, daß in abſehbarer Zeit an den 
beſtehenden Zuſtänden etwas Weſentliches werde geändert werden 
können. Gerade die Gefahr, in der von 1848 bis 1850 die volle 
Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten geſchwebt hatte, trieb deren 
Herrſcher dazu, alle nationalen Beſtrebungen mit der größten 
Schärfe zu verfolgen. Und da die Volksvertretungen überall leb⸗ 
haft für die Einigung Deutſchlands eingetreten waren, ſo richtete 
ſich der Zorn der Regierungen auch gegen ſie; möglichſt eifrig 
bemühte man ſich überall, ihre Zuſammenſetzung zu verändern 

und ihren Wirkungskreis einzuſchränken. Die beiden Großmächte 
traten wieder an die Spitze aller Beſtrebungen, die auf Nieder⸗ 
haltung der nationalen und liberalen Elemente gerichtet waren, 

und benutzten hierzu, ebenſo wie nach 1815, den Bundestag als 
Wittel. 

In Öfterreich hat die Reaktion ihr Werk am vollſtändigſten ge⸗ 
tan. Die im März 1849 verkündigte, aber nie in Wirkſamkeit 
getretene Geſamtverfaſſung für das habsburgiſche Reich, die noch 
ſtarke Einwirkungen der liberalen Strömung zeigte, wurde am 
letzten Tage des Jahres 1851 durch kaiſerliche Verordnung außer 
Kraft geſetzt. Als Grund wurde angegeben, daß fie mit der Ein- 
heit des Reiches und dem monarchiſchen Prinzip nicht verträg— 
lich ſei. Das formelle Recht zur Aufhebung der vom Kaiſer 
ſelbſt verkündigten Verfaſſung wurde aus dem Umſtande her— 
geleitet, daß Franz Joſef ſie bisher nicht beſchworen hatte. Den 
Fürſten Schwarzenberg koſtete es keine innere Aberwindung, ſein 
eigenes Werk zu verleugnen; im Grunde hatte er eine Verfaſſung 
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immer für überflüſſig gehalten und nur dem Drängen ſeiner 

liberalen Kollegen nachgegeben. Vielleicht hätte er ſie jetzt nicht 

ganz beſeitigt, ſondern nur in konſervativem Sinne umgeſtaltet, 

wenn nicht der Präſident des neugebildeten Reichsrats, Frei⸗ 

herr von Kübeck, den Kaiſer ſelbſt von der Schädlichkeit jeder 

Verfaſſung für Oſterreich zu überzeugen gewußt hätte. So gab 

auch er ſie leichten Herzens preis; ſie war ihm weſentlich ein 
Kampfmittel gegen die deutſch-unitariſchen Beſtrebungen der 

Paulskirche geweſen; als ſolches war ſie jetzt überflüſſig geworden 

und konnte verſchwinden. 

Hjterreich kehrte damit vollſtändig zum Abſolutismus zurück, 
aber nicht ohne weiteres zu dem früher von Metternich ver⸗ 

tretenen Syſtem. Die Wänner, die Fürſt Schwarzenberg als 

Witarbeiter um ſich verſammelt hatte, gehörten in der Mehrzahl 

nicht, wie die Leiter des alten Oſterreich, dem hohen Adel an, 

ſondern waren aus dem Bürgerſtande hervorgegangen und hul⸗ 

digten im Grunde liberalen Anſchauungen. Der bedeutendſte von 

ihnen, Alexander Bach, vor der Revolution Advokat in Wien, 

war ſogar zuerſt als Führer der Oppoſition emporgekommen, hatte 

ſich aber mit der ihm eigenen Schmiegſamkeit ſehr bald aus dem 

die Regierung bekämpfenden Volksmanne in einen loyalen Ver⸗ 

treter der Staatsautorität verwandelt. Als Winiſter des Innern 
hat er die Neueinteilung der Verwaltungsbezirke durchgeführt 
und die bisher ſelbſtändigen Gutsbezirke den Landgemeinden 
eingegliedert; ſein Wunſch wäre es geweſen, daß man die Ver⸗ 

faſſung, vielleicht mit einigen Anderungen, beibehalten, den Ge⸗ 
meinden weitgehende Selbſtverwaltung gegeben, und die polizei⸗ 

liche Aufſicht, ſobald und ſoweit wie irgend möglich, eingeſchränkt 
hätte. Ihm geiſtig ebenbürtig war der Handelsminiſter Bruck; er 

beſeitigte alle noch beſtehenden Zollſchranken zwiſchen den ein⸗ 
zelnen Teilen der Monarchie, ſetzte die Einfuhrzölle bedeutend 
herab, organiſierte das Steuerweſen einheitlich, richtete Handels⸗ 
kammern ein, ſorgte für den Bau von Eiſenbahnen und Straßen 
und bemühte ſich überhaupt, Verkehr und Induſtrie nach Kräften 
zu fördern. Sein Lieblingsgedanke war die Herſtellung eines 
großen mitteleuropäiſchen Zoll⸗ und Handelsbündniſſes, deſſen 

Kern Deutſchland und Hfterreich bilden ſollten; er hätte ge⸗ 

F sähe 
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wünſcht, daß Fürſt Schwarzenberg den Sieg Oſterreichs über 
Preußen dazu benutzt hätte, den Zollverein zu beſeitigen und 
den Beitritt Preußens zu dem von ihm geplanten Verein durch— 

zuſetzen. Aber Schwarzenberg hatte für wirtſchaftliche Fragen gar 

kein Intereſſe und verſäumte es daher, zur rechten Zeit eine ſolche 
Forderung zu ſtellen; als er es ſpäter während der Dresdener 

Konferenzen doch noch verſuchte, ſtieß er bei Preußen auf ener- 

giſchen Widerſpruch und hatte keine Wittel mehr, die Forde— 
rung durchzuſetzen. Als Juſtizminiſter nahm Schmerling eine 
einheitlich gedachte Reform des Gerichtsweſens in Angriff, ſchuf 
einen oberſten Gerichtshof für die ganze Monarchie, übertrug 

die Aburteilung aller ſchweren Vergehen Geſchworenen und 

ſuchte die vollſtändige Trennung von Juſtiz und Verwaltung 
durchzuführen. 

Auch als der Kaiſer ſich zur Beſeitigung der Verfaſſung ent⸗ 
ſchloß und mit den liberalen Beſtrebungen brach, blieb vieles 
von dem, was in der Verwaltung inzwiſchen geſchaffen war, be⸗ 

ſtehen. Vor allen Dingen wurde die gemäß den Beſchlüſſen des 

erſten öſterreichiſchen Reichstags begonnene Bauernbefreiung zu 

Ende geführt; auch die Patrimonialgerichtsbarkeit wurde dem 
Adel nicht zurückgegeben. Die Vereinigung richterlicher und ver— 
waltender Befugniſſe wurde allerdings für die unteren Verwal⸗ 
tungsorgane, die Bezirksämter, wieder hergeſtellt, und die Ge— 
ſchworenengerichte wurden beſeitigt, ja ſogar die Prügelſtrafe 

wieder eingeführt, nachdem Schmerling, der die neue Richtung 

nicht billigte, ſeinen Abſchied genommen hatte; aber auch ſein 
Werk konnte nicht ganz zerſtört werden. Bach ſchloß ſich nach 

einem ſchwachen Verſuch des Widerſtandes der neuen Strö— 

mung rückhaltlos an und gab die Freiheit der lokalen Gelbit- 
verwaltung preis, rettete aber dadurch feine Verwaltungsorgani⸗— 

ſation im übrigen vor dem Untergang. Jedenfalls behielt die 
Regierung auch nach 1851 einen ausgeſprochenen bürgerlich- 

bürokratiſchen Charakter. 
Der gemeinſame Grundſatz Schwarzenbergs, Bachs und des 

eigentlichen Vertrauensmannes des Kaiſers, des Präſidenten 

Kübeck, war die Errichtung eines zentraliſtiſch regierten öſter— 
reichiſch⸗ungariſchen Geſamtſtaates. Die hergebrachten Sonder— 
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rechte der einzelnen Kronländer wurden beſeitigt oder wenigſtens 
nicht beachtet; dieſe ſollten nur noch Verwaltungsbezirke ſein, 

ſoweit ſie nicht überhaupt in kleinere Unterabteilungen zerſchlagen 
wurden. Am härteſten wurde Ungarn von dieſem Syſtem be⸗ 

troffen. Man hielt an dem Grundſatz feſt, daß die Ungarn durch 
ihre Empörung alle ihnen früher verbrieften Rechte verwirkt 
hätten, und behandelte das Land wie ein mit den Waffen er⸗ 
obertes Gebiet. Man verfolgte ſogar die ungariſche Sprache und 
führte an den höheren Lehranſtalten überall den deutſchen Unter⸗ 

richt ein. Selbſt nachdem die Zeit der erſten Maſſenhinrichtungen 
und Konfiskationen vorüber war, herrſchte hier ein dauernder 

Belagerungszuſtand, unter dem nicht nur die Magyaren, ſon⸗ 

dern ebenſo die ſlaviſchen Volksſtämme, die doch auf der Seite 
des Hofes geſtanden hatten, leiden mußten. Es war ſehr fraglich, 

ob dieſes Syſtem, das die in der Monarchie vorhandenen natio⸗ 

nalen und landſchaftlichen Unterſchiede einfach ignorierte, auf die 

Dauer würde beſtehen können. Zunächſt aber regte ſich kein offener 

Widerſtand, wenn es auch im geheimen überall gärte. 

Ebenſo unzufrieden wie die bedrückten Nationalitäten war mit 

dem neuen Syſtem der Adel. Ihm wurde nicht nur ſeine bis⸗ 
herige abſolute Herrenſtellung auf dem Lande genommen, ſon⸗ 
dern er wurde auch aus den leitenden Stellen zugunſten bürger⸗ 

licher Emporkömmlinge verdrängt. Fürſt Schwarzenberg dachte 
ſehr gering von ſeinen Standesgenoſſen und ſagte in ſeiner zy⸗ 

niſchen Art ganz offen, daß unter dem öſterreichiſchen Adel nicht 
zwölf Leute ſeien, denen man einen wichtigen Poſten mit gutem 

Gewiſſen anvertrauen könne. Auch nach dem plötzlichen Tode 
Schwarzenbergs (5. April 1852) hielt der Kaiſer unter dem Ein⸗ 
fluß von Bach und Kübeck an dem rein bürokratiſchen Regiment 

feſt. Das hat nicht wenig dazu beigetragen, den Adel in das Lager 

der förderaliſtiſch Geſinnten zu treiben; er ſah in der Autonomie 
der einzelnen Kronländer ſeine Wacht beſſer geſichert, als unter 
einer zentraliſtiſchen Beamtenregierung. Man verſteht es daher 
auch recht gut, daß König Friedrich Wilhelm IV., Gerlach und 

ihre Geſinnungsgenoſſen die in Wien befolgte Methode aufs 
ſchärfſte mißbilligten; fie widerſprach ihrer ſtändiſch⸗feudalen 
Staatsanſchauung durchaus und war ihnen als Revolution von 
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oben ebenſo widerwärtig wie die Revolution von unten. Nach 

Schwarzenbergs Tode wurde eine bedeutſame Anderung ge⸗ 
troffen, die aber den Geiſt des Syſtems nicht berührte: das Amt 

des Winiſterpräſidenten wurde nicht wieder beſetzt. Der junge 
Kaiſer, der immer ſelbſtändiger wurde, übernahm ſelbſt die oberſte 
Leitung der Politik und Verwaltung; ſogar die Einrichtung des 
Geſamtminiſteriums verſchwand; wie früher, ſollten die einzelnen 
Winiſter perſönliche Diener des Monarchen ſein. 

Neben dem Beamtentum war das Heer die wichtigſte Stütze 
der Monarchie. Nur mit militäriſchen Witteln konnte in Italien 
und Ungarn der Gehorſam aufrecht erhalten werden. Auch die 

Handhabung der Polizei wurde vielfach, z. B. in der Hauptſtadt 
Wien, in die Hand als energiſch und rückſichtslos erprobter 
Generale gelegt. Selbſtverſtändlich wurde jede Verſammlungs⸗ 
freiheit beſeitigt, die Preſſe einer ſcharfen Kontrolle unterworfen, 
und jeder, der ſich politiſch irgendwie verdächtig machte, der 
ſchärfſten polizeilichen Aufſicht unterſtellt. 

Bald aber kam man zu der Aberzeugung, daß dieſe Wittel nicht 
ausreichten, um das Volk in dauernder Unterwürfigkeit zu er⸗ 

halten; hierzu ſchien vielmehr eine Einwirkung anderer Art not⸗ 
wendig zu ſein; man mußte den Geiſt der Auflehnung im Kerne 
treffen, die innerſte Geſinnung der Staatsbürger umwandeln; nur 
die Kirche und eine von ihr ſtreng beaufſichtigte Schule konnte dies 
bewirken. | 

Kaiſer Franz Joſef war in ſtreng katholiſchen Anſchauungen 
erzogen. Seine Mutter, die Erzherzogin Sophie, eine bayriſche 

Prinzeſſin, die Schweſter der Königinnen von Preußen und 
Sachſen, war ſtets kirchlich geſinnt geweſen, und bei dem großen 

Einfluß, den ſie auf den jugendlichen Kaiſer ausübte, machte ſich 
dies am Hofe ſtark geltend. Da aber weder Schwarzenberg noch 
Kübeck dieſer Richtung angehörten, ſo erlangte ſie zunächſt keinen 
Einfluß auf die Verwaltung. Erſt nach Schwarzenbergs plötz⸗ 
lichem Tode und mit dem zunehmenden perſönlichen Einfluß des 
Kaiſers auf alle Zweige der Regierung drang der kirchliche Geiſt 
auch hier durch. Der Kaiſer wurde hierbei außer von ſeiner 
Mutter beſonders von feinem verehrten Lehrer, dem Biſchof 

Raufcher, ſpäterem Kardinal und Erzbiſchof von Wien, beraten. 
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Kübeck leiſtete dem kirchlichen Einfluß ſolange er konnte Wider⸗ 
ſtand; aber er war ein alter Herr, deſſen Kräfte bereits im Er⸗ 
lahmen begriffen waren, und vermochte allein nicht gegen eine 
jo überragende und zielbewußte Perſönlichkeit wie Rauſcher auf⸗ 

zukommen. Bach aber blieb auch hier ſeiner alten Methode treu 

und erkaufte das Verbleiben in ſeiner Stellung durch engſten 

Anſchluß an die kirchliche Richtung; er legte ſo großen Wert 
darauf, ſeine Devotion auch öffentlich zu zeigen, daß er dadurch 

ſogar den Spott ſeiner neuen Geſinnungsgenoſſen herausforderte. 

Seit Joſef II. war die katholiſche Kirche in Sſterreich einer 
ſtrengen Beaufſichtigung durch den Staat unterworfen geweſen; 

der Verkehr der Biſchöfe mit dem Papſt, der Klöſter mit ihren 
Oberen in Rom unterlag einer ſtrengen Kontrolle der Regie⸗ 

rung; päpſtliche und biſchöfliche Kundgebungen durften nur nach 

Erteilung der landesherrlichen Genehmigung veröffentlicht 

werden; weltliche Diſziplinarſtrafen gegen Geiſtliche bedurften der 
Zuſtimmung des Staates; bei der Ernennung der Geiſtlichen, 

namentlich der Biſchöfe, und der Verwaltung des kirchlichen Ver⸗ 
mögens übte der Staat eine ſehr weitgehende Witwirkung aus. 

Die Leitung des Schulweſens war dem Staate vorbehalten, wenn 
auch der Regel nach geiſtliche Würdenträger damit beauftragt 

wurden. Wit dieſem ganzen Syſtem des ſogenannten Joſefinis⸗ 

mus wurde jetzt gebrochen. Rauſcher und ſeine Freunde erklärten 
dieſen Zuſtand der Kirche für unwürdig; ſie verlangten minde⸗ 

ſtens dieſelbe Freiheit für die Kirche, welche die preußiſche und 

andere Verfaſſungen ihr gewährleiſtet hatten, und den Abſchluß 
eines Konkordats mit dem Papſte über die Abgrenzung der 

beiderſeitigen Rechte. 

Vorbereitet wurde das Konkordat durch eine Verſammlung der 

öſterreichiſchen Biſchöſfe in Wien. Sie brachte die Wünſche der 
Kirche zu entſchiedenem Ausdruck und war zugleich bemüht, den 
nationalen und liberalen Beſtrebungen den Stempel der Gott⸗ 
loſigkeit aufzudrücken. Ausdrücklich wurde hier ausgeſprochen, daß 

das Streben der Völker nach politiſcher Freiheit im Widerſpruch 

mit der von Gott eingeſetzten ſtaatlichen Ordnung ſtehe. Der Ge⸗ 
danke, daß der Staat auf nationaler Grundlage ruhen müſſe, 
wurde mit dem Argument bekämpft, daß die nationalen Unter⸗ 
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ſchiede auf die Sprachenverwirrung zurückzuführen ſeien, die Gott 

bei dem Turmbau zu Babel als Strafe ihres Abermuts über 
die Menſchheit verhängt habe. Sie ſeien daher als ein Reft des 
Heidentums zu betrachten und müßten durch das Chriſtentum 
überwunden werden, könnten alſo niemals die Grundlage eines 

gottgefälligen Staatslebens bilden. 

Das Konkordat von 1855 befreite die Kirche faſt gänzlich von 
der ſtaatlichen Aufſicht und gab ihr das Recht, ihre Beziehungen 
zum Staate ausſchließlich nach den Vorſchriften des kanoniſchen 
Rechts zu regeln. Die Überwachung des geſamten Jugendunter— 
richts, ſowohl auf den ſtaatlichen wie auf den privaten An⸗ 
ſtalten, wurde der Kirche völlig überlaſſen, damit nichts gelehrt 
werden könne, was ihren Glaubensſätzen widerſpreche. Die Bi- 

ſchöfe ſollten das Recht haben, alle Bücher, die für die Religion 
oder die Sitten als gefährlich erſchienen, der Regierung zu de— 
nunzieren, und dieſe verſprach, ihre Verbreitung zu verhindern. 

Auch das Gebiet des Eherechts wurde der Kirche völlig aus— 

geliefert. Seit dem Wittelalter hatte ſich kaum ein Staat ſo ſehr 
aller Selbſtändigkeit gegenüber der Kirche begeben und ſich ihr 
als weltlicher Arm zur Vollſtreckung ihrer Befehle zur Verfü— 
gung geſtellt, wie es hier geſchah. Nur aus beſonderem Wohl— 

wollen geſtand der Papſt bis auf weiteres zu, daß Geiſtliche, die 

ſich weltlicher Vergehungen ſchuldig gemacht hätten, von den ſtaat⸗ 
lichen Gerichten abgeurteilt werden ſollten, jedoch nur unter der 

Vorausſetzung, daß ſie ihre Strafen ſtets in geſonderten Räumen 

zu verbüßen hätten, damit das Anſehen des geiſtlichen Amtes 
und Standes nicht leide. Daß der Kirche und allen geiſtlichen 

Korporationen der unbeſchränkte Erwerb von Grundbeſitz und die 

Annahme von Vermächtniſſen geſtattet wurde, verſtand ſich von 
ſelbſt. | 

In dieſem von Kirche, Beamtentum und Heer zuſammen— 

gehaltenen und beherrſchten Staate ſchien in den folgenden 
Jahren das politiſche Intereſſe der Bevölkerung völlig erloſchen 
zu ſein. Während infolge einer weit ausgreifenden und dabei un= 

geſchickten auswärtigen Politik die Staatsſchuld mit jedem Jahre 

ſtieg und der Staatskredit fo weit ſank, daß man zu Zwangs⸗ 
anleihen bei den Gemeinden und anderen inländiſchen Korpora— 

Brandenburg, Die Reichsgründung J. 23 



354 Reaktion in Preußen 

tionen greifen mußte, wuchs aber in der Stille eine erbitterte 
Oppoſition gegen dieſes Regierungsſyſtem heran, die deswegen 

nicht minder gefährlich war, weil ſie ſich nicht laut äußern durfte. 
* * * 

In Preußen trat die Reaktion zwar nicht in ganz ſo ſchroffen 

Formen auf; aber in dem Wunſche, das Volk von der Teilnahme 

am öffentlichen Leben möglichſt auszuſchließen, waren hier die 

regierenden Kreiſe mit Öjterreich völlig einig. Ein ſehr weſent⸗ 

licher Unterſchied war es allerdings, daß Preußen ein konſti⸗ 

tutioneller Staat blieb und den Abſolutismus nicht wieder her⸗ 
ſtellte. 

Wir haben die Verſuche, Preußen eine Verfaſſung zu geben, 

früher bis zu dem Augenblick verfolgt, wo das Winiſterium 

Brandenburg die Berliner Nationalverſammlung zerſprengte und 
die Verfaſſung vom 5. Dezember 1848 oktroyierte. Es war weder 

die Abſicht des Königs, noch des Winiſteriums, daß dieſe Ver⸗ 

faſſung auf die Dauer fortbeſtehen ſolle. Man hatte ihr einen 

ſehr liberalen Inhalt gegeben und ſich ſogar im Wortlaut mög⸗ 

lichſt nahe an den Entwurf der Berliner Nationalverſammlung 

gehalten, um nicht in den Verdacht zu geraten, daß mit der Auf⸗ 

löſung des Parlaments und der Oktroyierung einer Verfaſſung 

ein Bruch der früher vom König gegebenen Verſprechungen beab⸗ 

ſichtigt ſei. Es war jedoch von vornherein in Ausſicht genommen, 

daß das neu zu wählende, aus zwei Häuſern beſtehende Parla⸗ 

ment eine gründliche Reviſion des Grundgeſetzes vornehmen ſolle. 

Die im Februar 1849 zuſammentretenden Kammern ſind hiermit 

jedoch nicht zu Ende gekommen. Ihre entſchiedene Stellungnahme 
gegen die deutſche Politik des Königs, ihr Eintreten für die Frank⸗ 
furter Reichsverfaſſung und ihr dringendes Verlangen, daß der 

Belagerungszuſtand für Berlin aufgehoben werden ſolle, end⸗ 

lich ihre Verſuche, das Winiſterium Brandenburg-Wanteuffel 
zu ſtürzen, veranlaßten den König, Anfang Wai auch dieſes Par⸗ 
lament aufzulöſen. 

Erſt mit dieſem Zeitpunkte trat im inneren Staatsleben 
Preußens eine entſcheidende Wendung ein. In der Zeit nach der 
Revolution hatten die Winiſter es, wenn auch nicht für eine 

ſtaatsrechtliche Notwendigkeit, ſo doch für ein ſelbſtverſtändliches 
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Erfordernis praktiſcher Politik gehalten, daß ein Kabinett nur 
am Ruder bleiben könne, wenn es die Wehrheit der Volks— 

vertretung für ſich habe. Auch der König hatte, obwohl er dieſen 
Grundſatz niemals anerkannte, bis zum November bei der Aus- 

wahl ſeiner Räte faktiſch nach dieſem Geſichtspunkte gehandelt. 
Und ſelbſt das Winiſterium Brandenburg hielt das Zuſtande— 
kommen einer definitiven Verfaſſung nur für möglich, wenn es 

gelinge, mit der Mehrheit einig zu bleiben. Erſt der Verſuch der 
Kammern, den König gegen ſein Gewiſſen zur Annahme der 
Kaiſerkrone und der Reichsverfaſſung zu nötigen, führte den end⸗ 

gültigen Bruch mit der bisherigen Praxis herbei; ſeitdem galt 
es vielmehr als notwendig, daß die Kammermehrheit ſich nach 

den Wünſchen der Regierung zu richten habe. Als Wittel, um 
dies zu erreichen, ſollte die Oktroyierung eines neuen Wahl— 

geſetzes dienen. Die Bevölkerung jedes Bezirks wurde nach der 
direkten Steuerleiſtung in drei Klaſſen geteilt, von denen jede 
die gleiche Anzahl von Wahlmännern zu entſenden hatte; dieſe 
Wahlmänner ſollten den Abgeordneten wählen; die Wahl der 

Wahlmänner und der der Abgeordneten ſollte durch öffentliche 
Abſtimmung erfolgen. Es wurde dadurch das im weſentlichen bis 

1918 in Preußen beſtehende Wahlrecht eingeführt. Wir wiſſen 

bereits, daß man die Abſicht hatte, in derſelben Weiſe die Volks— 
vertretung für die Union wählen zu laſſen und die gleichen 
Grundſätze auch in den übrigen Einzelſtaaten zur Geltung zu 
bringen. 

Die auf Grund dieſes Geſetzes gewählten Kammern zeigten 
ſich in der Tat durchaus bereit, auf die Wünſche der Regierung 
einzugehen. In gründlicher Beratung wurde die Verfaſſungs— 
urkunde in konſervativem Geiſte revidiert; gegen Ende des 

Jahres 1849 war dieſe Arbeit fo weit vollendet, daß nur noch 
die formelle Genehmigung des Königs fehlte. Die Winiſter 

traten dafür ein, daß der König die Verfaſſung gutheiße und be— 
ſchwöre. Aber Friedrich Wilhelm hatte noch immer den alten 
Abſcheu davor, einen derartigen papiernen Wiſch zu beſchwören; 

zunächſt verlangte er noch Anderungen in 15 Punkten; würden 

dieſe nicht zugeſtanden, ſo wollte er die Verfaſſung zwar pro— 
viſoriſch in Wirkſamkeit treten laſſen, aber den Eid nicht leiſten. 

23* 
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Es war dabei hauptſächlich auf eine weitere Verſtärkung der 

königlichen Macht und der Stellung des grundbeſitzenden Adels 
abgeſehen; beſonders wichtig war es, daß der König eine gründ⸗ 
liche Umgeſtaltung der erſten Kammer zugunſten des Adels ver⸗ 

langte; eine erbliche Pairie ſollte den Grundſtock des Hauſes 

bilden. Das Winiſterium gab, obwohl widerſtrebend, nach, be⸗ 
wog aber den König, nur auf vier ſeiner Forderungen definitiv 

zu beſtehen. Es war nun die Frage, ob auch die Kammern dafür 

zu gewinnen ſein würden. | 
Hier verſchloß man fich nicht der Erkenntnis, daß die Exiſtenz 

der ganzen Verfaſſung erſt geſichert ſein werde, wenn der König 

ſie beſchworen habe, und ſo durch eine religiöſe Verpflichtung 

in ſeinem Gewiſſen gebunden ſei, fie zu halten. Man ſagte ſich, 

daß es das Wichtigſte ſei, überhaupt einen feſten und geſicherten 
Rechtszuſtand herbeizuführen. Man machte aber doch wenigſtens 

den Verſuch, eine Gegenkonzeſſion zu erreichen; da ſie einen 

Punkt betraf, der ſpäter außerordentliche Bedeutung gewonnen 
hat, können wir an dieſem Verſuche nicht vorübergehen. 
In der oktroyierten Verfaſſung war in Artikel 108 beſtimmt 

worden, daß die beſtehenden Steuern und Abgaben forterhoben 

werden ſollten, bis ſie durch ein Geſetz abgeändert würden. Dieſer 

Artikel war urſprünglich nur als eine Abergangsbeſtimmung ge⸗ 

dacht und wollte beſagen, daß die aus früherer Zeit her be⸗ 

ſtehenden, obwohl von der Volksvertretung noch nicht bewilligten 

Steuern ſo lange weiterlaufen ſollten, bis das erſte ordentliche 
Budgetgeſetz zuſtande gekommen ſei. Man konnte ihm aber auch 

noch eine weitergehende Auslegung geben, daß nämlich die in 
einem früheren Budgetgeſetz bewilligten Steuern jedesmal weiter⸗ 

erhoben werden ſollten, wenn etwa das für das nächſte Jahr 

erforderliche Budgetgeſetz wegen mangelnder Abereinſtimmung 

der geſetzgebenden Faktoren nicht rechtzeitig oder gar nicht zu⸗ 

ſtande komme. In dieſem Falle würde alſo die Regierung die 
Möglichkeit gehabt haben, ſich wenigſtens jo lange über das 

Budgetrecht der Volksvertretung hinwegzuſetzen, wie ſie keine 
neuen Steuern brauchte. In den Verhandlungen hatte man die 
Bedenklichkeit dieſes Paragraphen in beiden Kammern ein⸗ 
geſehen, ſich aber über eine Anderung nicht verſtändigen können. 
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Infolgedeſſen war der alte Wortlaut geblieben. Eine Gruppe 
von Abgeordneten, an deren Spitze Ludolf Camphauſen als Wit⸗ 
glied der erſten Kammer ſtand, glaubte nun als Gegenleiſtung 
für die Bewilligung der königlichen Forderungen eine neue 

Faſſung dieſes Artikels verlangen zu können, die das Budget⸗ 

recht der Kammern beſſer ſichern ſollte. Camphauſen verhandelte 

darüber mit den Winiſtern, die er für ſeinen Vorſchlag gewann, 

und mit dem König ſelbſt; dieſer aber weigerte ſich, darauf ein⸗ 

zugehen. Vor die Wahl geſtellt, ob ſie die Wünſche des Königs 
erfüllen oder auf die Beſchwörung der Verfaſſung verzichten 

wollten, gaben die Kammern ſchließlich im weſentlichen nach. Sie 
nahmen die vom König verlangten Anderungen in der Haupt⸗ 
ſache an, auch die Umgeſtaltung der erſten Kammer; der bedenk— 

liche Artikel 108 blieb in ſeiner dehnbaren Faſſung ſtehen. 
Auch jetzt noch hatte der König Bedenken, ob er die Verfaſſung 

beſchwören könne. Er hätte es ohne Zweifel lieber geſehen, wenn 
die Kammern ſeine Forderungen abgelehnt und ihm dadurch den 
Eid erſpart hätten. Als er ſich auf das Drängen ſeiner Winiſter 
dazu entſchloß, ihn zu leiſten, wollte er zunächſt wenigſtens der 

Thronrede einen von ihm ſelbſt verfaßten Schlußſatz hinzufügen, 

der fait einem Vorbehalt, ſie eventuell wieder aufzuheben, gleich— 

gekommen wäre. Nur mit Mühe ließ er ſich davon zurückhalten 

und begnügte ſich, zu ſagen, er hoffe, daß ihm das Regieren 
mit dieſer Verfaſſung möglich gemacht werden würde (A. Fe⸗ 
bruar 1850). 

Friedrich Wilhelm IV. brachte damit zweifellos ein ſchweres 
perſönliches Opfer; war es doch noch nicht lange her, daß er er— 

klärt hatte, niemals ſolle ein ſolches Blatt Papier in Preußen 

König und Volk mit ſeinen Paragraphen regieren. Er hat es auch 
hinterher ſchwer bereut, den Eid geleiſtet zu haben, der ihn daran 

band. Immer wieder hat er davon geſprochen, die Verfaſſung 
durch einen „Königlichen Freibrief“ zu erſetzen, der den Kammern 
zwar das Recht zur Bewilligung neuer Steuern, aber nicht die 
Witwirkung bei der Geſetzgebung einräumen ſollte. Wie dies 
ohne einen Bruch ſeines Eides ausführbar geweſen wäre, läßt 
ſich freilich nicht abſehen; auch Manteuffel wollte ſich zu einem 
ſolchen Staatsſtreiche nicht hergeben. Ja, der König hat ſogar — 

| 
| 
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wir wiſſen nicht, zu welcher Zeit — ein politiſches Teſtament nieder- 
geſchrieben, das jedem ſeiner Nachfolger unmittelbar nach der 
Thronbeſteigung und vor der Eidesleiſtung auf die Verfaſſung 

vorgelegt werden ſollte, und worin er die künftigen Herrſcher in 

beweglichen Worten ermahnte, ſich nicht durch einen Verfaſſungs⸗ 
eid von vornherein die Hände zu binden. 

Der Widerwille des Königs beruhte lediglich auf ſeinen prin⸗ 
zipiellen Anſchauungen, nicht etwa auf ſchlechten praktiſchen Er⸗ 
fahrungen, die er mit dem neuen Parlament gemacht hätte. Das 

Dreiklaſſenwahlrecht lieferte, namentlich da die Regierung kein 

Wittel der Wahlbeeinfluſſung verſchmähte, und da der größte 

Teil des Volkes ſich entmutigt und verſtimmt von den Wahlen 

fernhielt, in den nächſten Jahren ſtets eine recht fügſame Mehr⸗ 

heit der zweiten Kammer. Eine ganze Reihe von Veränderungen 

der Verfaſſung, die der König wünſchte, wurden ohne erhebliche 
Schwierigkeiten bewilligt. So wurde die in der Verfaſſung ver- 
botene Errichtung von Fideikommiſſen zugunſten des Adels 

wieder erlaubt und die gutsherrliche Polizei wieder hergeſtellt; 

nur die Patrimonialgerichtsbarkeit blieb auch in Preußen be⸗ 

ſeitigt. Aus dem Gerichtsverfahren wurde die Wirkſamkeit von 

Geſchworenengerichten wieder entfernt; ſogar die in der Ver⸗ 

faſſung feſtgelegten Grundſätze für die Selbſtverwaltung der Pro- 

vinzen, Bezirke, Kreiſe und Gemeinden wurden wieder auf⸗ 

gehoben, und die Selbſtverwaltung der größeren Städte durch 

die revidierte Städteordnung von 1853 nicht unweſentlich ein⸗ 

geſchränkt. Das in der Verfaſſung verheißene Geſetz über die 
Miniſterverantwortlichkeit wurde zwar von Wanteuffel vorgelegt, 

aber von der erſten Kammer verworfen. Alle dieſe Maßregeln 

haben eine große Ahnlichkeit mit dem, was Hjterreich ſeit 1852 

geſchah, und gingen aus demſelben Geiſte hervor. 

Die wichtigſte Anderung, die an der Verfaſſung vorgenommen 
wurde, war aber die Umwandlung der erſten Kammer in das 
Herrenhaus. Wir wiſſen, daß der König ſchon bei den letzten ent⸗ 

ſcheidenden Beratungen auf eine Verſtärkung des erblichen Ele⸗ 
ments in der erſten Kammer gedrungen hatte. Die Verfaſſung 

hatte neben den königlichen Prinzen auch den Häuptern der media⸗ 
tiſierten Familien und einer unbeſtimmten Anzahl vom König 
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erblich zu berufender großer Grundherren einen dauernden Sitz 
in dieſem Haufe zugeſtanden. Daneben ſollte der König eine An⸗ 
zahl von Witgliedern auf Lebenszeit ernennen dürfen, jedoch nicht 
mehr als den zehnten Teil der erblichen Mitglieder. Außerdem 
ſollten aber 90 von den höchſtbeſteuerten Staatsbürgern gewählte 
Abgeordnete und 30 von den Gemeinderäten der größeren Städte 
entſandte Vertreter in der erſten Kammer ſitzen. Dadurch würde 

dieſe zu einer Vertretung der begüterten Klaſſen überhaupt, nicht 
bloß des großen Grundbeſitzes, geworden ſein und hätte eine er— 
hebliche Selbſtändigkeit neben der Krone und der zweiten Kammer 
behaupten können. Durch das Geſetz von 1853 wurde jedoch dem 

König das Recht gegeben, die Zuſammenſetzung der erſten 

Kammer durch eine von ihm zu erlaſſende Verordnung ſelbſtändig 

zu regeln. Das geſchah am 12. Oktober 1854. Die Verordnung 
ſetzte feſt, daß außer den königlichen Prinzen und den Wediati— 

ſierten die ſämtlichen Fürſten, Grafen und Herren, die einen Sitz 

in der Herrenkurie des Vereinigten Landtages gehabt hätten, erb⸗ 

liche Mitglieder des Hauſes fein ſollten. Ferner behielt ſich der 
König das Recht vor, noch weitere erbliche Witglieder zu be— 

rufen. Lebenslängliche Witglieder konnte er jederzeit in beliebiger 
Anzahl ernennen. Endlich wurde einer Reihe von Stiftern und 

ritterſchaftlichen Verbänden, den Univerſitäten und den größeren 

Städten das Recht zur Präſentation von lebenslänglichen Nit- 
gliedern gewährt, die der König ihrem Vorſchlage gemäß ernennen 

werde. 

Durch dieſe Beſtimmungen war die erſte Kammer zu einer 

Intereſſenvertretung des Großgrundbeſitzes geworden; denn die 
Abgeſandten der Univerſitäten und Städte konnten gegen die 

Überzahl der adligen Grundherren nicht aufkommen. Außerdem 
war dem König durch ſein unbeſchränktes Ernennungsrecht die 

Möglichkeit gegeben, einen etwaigen Widerſtand dieſes Hauſes 
gegen fein: Wünſche jederzeit durch einen Pairsſchub zu brechen. 

Er durfte immer ſicher ſein, bei einem Konflikt mit der zweiten 
Kammer die erſte auf ſeiner Seite zu haben. Die Einführung 

der Bezeichnung „Herrenhaus“, die im folgenden Jahre be— 
ſchloſſen wurde, entſprach jedenfalls den perſönlichen Wünſchen 
Friedrich Wilhelms, dem dabei das engliſche House of Lords 
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vorſchwebte. Die zweite Kammer wurde ſeitdem „Haus der Ab⸗ 

geordneten“ genannt. 

Auch in Berlin machte ſich der gleiche Gegenſatz geltend, den wir 
ſchon in Wien beobachtet haben: Adel und Bürokratie machten ſich 
den leitenden Einfluß untereinander ſtreitig. Nur beſaß Friedrich 

Wilhelm IV. nicht die Entſchiedenheit des jungen Kaiſers Franz 

Joſef, der ſich ſofort beſtimmt auf die eine Seite ſtellte und ſo ein 

einheitliches Regierungsſyſtem ſchuf. An der Spitze der Verwaltung 
blieb während ſeiner ganzen übrigen Regierungszeit Freiherr Otto 

von Manteuffel, der Mann von Olmütz. Er war gewiß in mancher 
Beziehung beſſer als ſein Ruf; ſeine Denkſchriften und Briefe, die 
wir in reicher Fülle beſitzen, zeigen ihn als einen Mann von zwar 

engem Geſichtskreiſe, aber von Charakter und ernſter Auffaſſung 

ſeiner Pflichten. Er wollte die königliche Macht zwar un⸗ 

geſchmälert erhalten, aber ſtreng nach den Geſetzen ausgeübt 

ſehen. Er ſcheute ſich durchaus nicht, auch dem König einmal die 

Wahrheit zu ſagen, wenn er es für notwendig hielt; aber er 

war doch viel zu eng mit den Anſchauungen des vormärzlichen 

Abſolutismus und der kurmärkiſchen Vaſallentreue verwachſen, 

als daß er es für erlaubt gehalten hätte, ſich durch Niederlegung 
ſeines Amtes von der Verantwortung für das von ihm miß⸗ 

billigte Syſtem loszuſagen. Er widerſprach dem König und legte 

ihm ſeine Meinung offen dar; aber er hielt ſich ſchließlich doch 
verpflichtet, alles auszuführen, was dieſer befahl, mochte es auch 
gegen ſeine Aberzeugung gehen. Und er hatte nicht einmal inner⸗ 

halb des Winiſteriums eine wirklich leitende Stellung. Der Wi⸗ 

niſter des Inneren von Weſtphalen, der Hauptvorkämpfer des 
polizeilichen Willkürregiments, lebte in beſtändigem Kampfe mit 
ihm; und ſelbſt durch die von Manteuffel mühſam erkämpfte 

Kabinettsorder vom 8. September 1852, welche die Winiſter an⸗ 

hielt, in Abereinſtimmung mit dem Miniſterpräſidenten zu han⸗ 
deln, und dieſem das Recht gab, allen Vorträgen beim König 
beizuwohnen, wurden dieſe Reibungen nicht beſeitigt. Was Man⸗ 
teuffel über das herrſchende Syſtem dachte, hat er in einer großen 
Denkſchrift zu Anfang des Jahres 1856 ausgeſprochen. Wenn 

ſie dem König auch ſchwerlich vorgelegt ſein wird, ſo iſt ſie doch 
ein unſchätzbares Dokument für die Auffaſſung, die der leitende 
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Staatsmann ſelbſt von der herrſchenden Verwaltungspraxis 
hatte. 

Manteuffel war der Vertreter der bürokratiſchen Richtung; die 
feudal⸗ariſtokratiſchen Elemente fanden nach wie vor ihre Wort⸗ 
führer in den Männern der Kamarilla. Der Winiſterpräſident 
führte einen fortdauernden, aber vergeblichen Kampf gegen dieſe 

un verantwortlichen Ratgeber, die ſchon während der Revolutions⸗ 

zeit den Winiſtern ſo viel zu ſchaffen gemacht hatten. Aus den 

Tagebüchern der Brüder Gerlach lernen wir die in dieſem Kreiſe 
herrſchenden Anſichten und Wünſche in ausgezeichneter Weiſe 
kennen. Die Kamarilla war mit dem Könige einig in ſeiner 

romantiſch⸗ſtändiſchen Weltanſchauung; ſie vertrat die Anſprüche 

der kirchlichen Orthodoxie und die Vorrechte des Grundadels. 

Die nächſten perſönlichen Beziehungen zum König hatte der Ge— 
neraladjutant Leopold von Gerlach; er fühlte ſich ſozuſagen als 
das Gewiſſen des Königs und ſah es als ſeine Pflicht an, ihn 
vor ſchlechten Ratſchlägen feiner offiziellen Ratgeber zu warnen. 
Er und ſein Bruder, der Präſident, waren durchaus ehrliche 

Männer, die das vertraten, was nach ihrer Überzeugung das 

allein Richtige und Gottgefällige war; ſie betrachteten es als 
ihre Wiſſion, den König ſowohl im Kampfe gegen die Revolution 
und die liberalen Beſtrebungen als gegen die Routine und die 
das hiſtoriſche Recht verachtende Willkür der Bürokratie zu 
ſtärken. Nach konſtitutionellen Begriffen hätte General von Ger— 
lach oder einer ſeiner Geſinnungsgenoſſen die Leitung des Wi⸗ 
niſteriums übernehmen und dann auch nach außen hin die Ver- 

antwortung für das ganze Regierungsſyſtem tragen müſſen. Aber 

dazu fühlte er ſich ſeiner ganzen mehr theoretiſch und kritiſch 
angelegten Natur nach nicht fähig, und glaubte ſeinem Könige 
am beſten zu dienen, wenn er ihm in unverantwortlicher Stellung 

als Gewiſſensrat zur Seite ſtehe. 
Manteuffel empfand die Verderblichkeit dieſer Nebenregierung 

mit voller Deutlichkeit. In der oben erwähnten Denkſchrift führte 
er aus, nur ein in ſeiner Geſinnung einheitliches Miniſterium 
könne eine gute Verwaltung führen und Vertrauen hervorrufen. 

„Ein ſolches Vertrauen iſt gegenwärtig nicht vorhanden. Es iſt 
dies eine der Quellen der Unordnung und Auflöſung in allen De— 
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partements, einer mangelhaften, den guten Bürger oft beläftigen- 

den Verwaltung, der allmählichen Demoraliſation der einzelnen 

Beamten, weil ſie nicht wiſſen, welcher Richtung ſie ſich an⸗ 

ſchließen ſollen, oder weil ſie ihre Aberzeugung modeln, je nach⸗ 
dem ſie von der Herrſchaft des einen oder anderen Syſtems einen 

beſſeren Lohn erwarten oder näher oder entfernter dieſe Herrſchaft 

eintreten ſehen . .. Es hat ſich jetzt neben dem Winiſterium eine 

Art von dem Könige unmittelbar naheſtehender Verwaltungs⸗ 

behörde gebildet, deren Eingreifen ohne Verantwortlichkeit, ohne 

eine geſetzliche Baſis, ſich überall faſt in gleichem Maße bemerk⸗ 

bar wie unbeliebt macht. Es iſt kein Zweifel, daß der König von 
Preußen ungeſchmälert das Recht haben muß, ſeine Diener zu 

wählen und zu entlaſſen; aber es heißt der ganzen traditionellen 

Organiſation der preußiſchen Verfaſſung widerſtreiten, wenn er 

neben ſeinem offiziellen Kabinett noch ein anderes hat, wenn er 

weder ſich von den Winiſtern allein beraten, noch durch ſie allein 

ſeine Befehle ausführen läßt. Wo dieſe Tradition verlaſſen 
worden iſt, ſind immer ſchlimme Erfahrungen über das Land ge⸗ 
kommen, und fie werden auch jetzt nicht ausbleiben ... Die Ka⸗ 

binettsräte, Adjutanten und Sekretäre Seiner Wajeſtät können 
nur ſeine unmittelbaren Diener, nie ſeine Ratgeber ſein. Glaubt 

er ihren Rat demjenigen der Winiſter vorziehen zu müſſen, ſo 

wird er am beiten tun, fie zu Miniſtern zu machen ... Es iſt unter 

dieſen Umſtänden auch gelungen, die Regierung mehr und mehr 

im In⸗ und Auslande mit einem Blatte (der Kreuzzeitung) zu 

identifizieren, deſſen offen hervorgetretene Tendenz, an die Stelle 

des preußiſchen Königtums von Gottes Gnaden ein Junker- und 

Pietiſten⸗Regiment zu ſetzen, den allgemeinen Haß und Hohn 
der Nation auf ſich geladen hat.“ 

König Friedrich Wilhelm ſelbſt fühlte ſich wohl im allgemeinen 
grundſätzlich mit der Kamarilla einig, hatte aber doch auch ein 
Gefühl davon, daß er es den Männern, die er an die Spitze der 

Geſchäfte geſtellt hatte, ſchuldig ſei, auf ihre Ratſchläge zu hören, 
und daß es unmöglich ſein würde, mit Leuten wie Gerlach eine 

wirkliche Regierung zu führen. So ſtand er zwiſchen dieſen beiden 
Gruppen von Ratgebern mit der beſten Abſicht, beiden gerecht 
zu werden; aber die Einheitlichkeit und Konſequenz der preu⸗ 
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ßiſchen Politik mußte darunter leiden. Wir werden noch ſehen, 
wie unheilvoll dieſer Gegenſatz in der auswärtigen Politik her- 
vortrat; in den inneren Fragen waren beide Gruppen wenigſtens 

einig in der Bekämpfung aller liberalen Strömungen. 

Es wurde alſo auch in Preußen in der Praxis ſo abſolutiſtiſch 

regiert, wie es bei äußerlicher Beobachtung der Verfaſſung irgend 
möglich war. So wurde die Verſetzbarkeit der Richter eingeführt, 

um gegen ſolche, die eine zu unabhängige Geſinnung zeigten, mit 

Strafverſetzung vorgehen zu können; liberal geſinnte Beamte 
wurden, auch wenn ſie ſich ſonſt nichts zuſchulden kommen ließen, 

bei der Beförderung übergangen oder durch andere Chikanen aus 
dem Staatsdienſt gedrängt. Die Preßfreiheit wurde hier ebenſo 
ſtark beſchränkt wie in Sſterreich. 

Die größte Schattenſeite dieſes Syſtems war auch hier die Ge— 
ſinnungsriecherei, die polizeiliche Aberwachung des Privatlebens 

und die raffinierte Ausbildung des Geheimpoliziſten- und Lock⸗ 
ſpitzelweſens. Häufig ließ ſogar ein Beamter den anderen über— 
wachen; geheime Agenten belauerten den brieflichen Verkehr des 

Prinzen und der Prinzeſſin von Preußen, ſeitdem dieſe ſich 

während des Krimkrieges in Oppofition gegen die Politik der Re⸗ 

gierung geſtellt hatten. Anonyme Verdächtigungen fanden ſtets 

wohlwollende Berückſichtigung. Gegen Männer, die ſich während 
der Revolutionszeit in mißliebiger Weiſe hervorgetan hatten, 
wurden gerichtliche Unterſuchungen eingeleitet, meiſt auf Grund 
höchſt unzureichenden Belaſtungsmaterials; ſo gegen Waldeck, 
Bucher, Laſſalle, ſowie gegen alle, die in der erſten preußiſchen 
Nationalverſammlung für die Steuerverweigerung geſtimmt 
hatten; wenn ſich auch meiſt die Gerichte nur allzu gefügig zeigten, 

ſo endigten doch manche dieſer Prozeſſe mit der Freiſprechung 

der Angeklagten, was den Zorn der Bürokratie gegen die Un— 

abhängigkeit des Richterſtandes noch vermehrte. Das ſchlimmſte 

dieſer Art war der berüchtigte Kölner Kommuniſtenprozeß, in dem 

beſtochene Zeugen, von der Polizei und ihren Agenten ſelbſt an— 

gezettelte Scheinverſchwörungen und ähnliche Dinge eine große 

Volle ſpielten. Der Leiter der geheimen Polizei, Geheimrat Stieber, 
hat ſich durch die Begünſtigung dieſes Unweſens beſonders ver— 
haßt gemacht; und auch der Berliner Polizeipräſident von Hindel- 

— 
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dey, der ſich ſonſt um die Entwicklung der Hauptſtadt mancherlei 
Verdienſte erworben hat, war wegen ſeiner Willkür verhaßt und 
zugleich dem Winiſterpräſidenten wegen ſeiner Unbotmäßigfeit 

unbequem. 

Auf geiſtigem Gebiet herrſchte die kirchliche Orthodoxie un⸗ 

umſchränkt. Stahl gab damals die Parole aus, die Wiſſenſchaft 
müſſe umkehren; Hengſtenberg und Ludwig von Gerlach gaben 

in der evangeliſchen Kirchenzeitung und der Kreuzzeitung den Ton 

an, und der Kultusminiſter von Raumer bemühte ſich, das ge⸗ 
ſamte Bildungsweſen unter die Herrſchaft kirchlicher Geſichts⸗ 
punkte zu ſtellen. Die Stiehlſchen Regulative vom Oktober 1854 
bevorzugten in den Volksſchulen den Religionsunterricht auf 

Koſten aller übrigen Fächer, führten die geiſtliche Schulaufſicht 

ein und unterſagten auf den Lehrerſeminaren ſogar die Lektüre 

der deutſchen Klaſſiker. Nur der kirchlich untadelhaft Recht⸗ 

gläubige hatte Ausſicht auf Fortkommen im Staatsdienſt. Auch 

das war nicht im Sinne Wanteuffels. Er ſchreibt: „Statt. 

eine lebensvolle Einheit und ein geſegnetes Zuſammenwirken der 
Evangeliſchen zu ſuchen und zu ſtärken, haben wir ein Partei⸗ 

regiment in der evangeliſchen Kirche ebenſo proklamiert, wie es 

leider in weltlichen Dingen angeſtrebt wird . . . Tüchtige Geiſt⸗ 
liche, die der Union treu anhängen, werden als Opponenten be⸗ 

trachtet und behandelt, die Feinde der Union in jeder Weiſe be⸗ 

vorzugt, ausgezeichnet, daher auch die Heuchelei und Liebedienerei 

unter der geiſtlichen Jugend im Wachſen; das find troſtloſe Blicke 
in das innere Leben der evangeliſchen Kirche. Und während nun 

ſchon der Zuſtand der eigenen Kirche die übergroße Mehrheit der 

Evangeliſchen in Preußen mit der tiefſten Betrübnis erfüllt, ſo 

ſind es die Fortſchritte der ultramontanen Katholiſchen, ſind es 

die katholiſierenden Beſtrebungen auf der anderen Seite, welche 
die verderblichſte Saat ſäen ... Die Bevölkerung Preußens blickt 
mit dem allergrößten Mißtrauen auf das herrſchende Syſtem.“ 
Er empfiehlt, in der Kirchenpolitik zu dem Grundſatz Friedrichs 
des Großen zurückzukehren, daß man jeden nach ſeiner Faſſon 

ſelig werden laſſen ſolle. 
Der König ſelbſt konnte unmöglich mit wirklicher Befriedigung 

auf die Entwicklung der inneren Zuſtände ſeines Staates blicken. 
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Es war ihm gelungen, die Einflüſſe der Revolution größtenteils 

zu beſeitigen, die legitime Ordnung wiederherzuſtellen und durch 
ſein zähes Feſthalten an den hergebrachten königlichen Rechten 

das Parlament in eine untergeordnete Stellung zu drängen. Aber 

in dem Kampfe ſelbſt hatte ſein Verhältnis zu ſeinem Volke, oder 
wenigſtens zu den gebildeten bürgerlichen Schichten, ſich doch er— 

heblich anders geſtaltet, wie er es wünſchte. Sein Ideal war, als 
wohlwollender und gerechter Landesvater über ein ihm kindlich 
vertrauendes und ihn liebendes Volk in den Schranken der alt= 
hergebrachten Sitte zu regieren; anſtatt deſſen hatte ſich ein ein⸗ 

ſeitig feudal⸗ orthodoxes Parteiregiment entwickelt, das nur durch 
die unlauterſten Wittel aufrecht erhalten werden konnte und auch 
die Kraft Preußens nach außen hin und ſein Anſehen im übrigen 

Deutſchland zu lähmen geeignet ſchien. Auch darüber hat ſich 
Wanteuffel ſcharf und zutreffend geäußert: Preußens Stellung 
zu Deutſchland erfordere es, daß es durch die Vorzüglichkeit ſeiner 
Einrichtungen vorbildlich wirke, To daß jede ſpätere Vereinigung 
deutſcher Brüder mit der Krone Preußens dann nur eine äußer— 

liche Darſtellung einer bereits innerlich vollzogenen Verbindung 
ſein werde. Ohne eine ſolche Vorbereitung würden ſelbſt Er— 
oberungen mit dem Schwerte ohne Nutzen ſein. „Ich erſpare 
mir den traurigen Nachweis, daß wir jetzt nur noch vom alten 
Ruhme zehren, daß aber faſt in keinem größeren Lande in den 
letzten Jahren verhältnismäßig ſo wenig für die Verbeſſerung 
der Lage der unteren Volksklaſſen, für die Hebung des Handels 
und der Gewerbe, für die Erledigung wichtiger praktiſcher Fragen 
geſchehen iſt als in Preußen; daß die Finanzverwaltung ſich ledig— 

lich auf die Einnahme und Ausgabe von Steuern beſchränkt, 

und daß auch, was die Wiſſenſchaft angeht, die preußiſchen Uni⸗ 
verſitäten ihren Glanzpunkt überlebt zu haben ſcheinen.“ Alle 
Verbeſſerungsvorſchläge ſeien unnütz, ſolange der König die 
Mangelhaftigkeit und Verwerflichkeit des jetzigen Syſtems nicht 
lebendig und deutlich erkannt habe. Ohne das werde Preußen 
auch ſeine Stellung als Großmacht nicht behaupten können. In 
einer europäiſchen Kriſis würden ſich die Folgen des bisherigen 

Verfahrens zeigen. „Man wird an den Enthuſiasmus des 
Volkes appellieren, aber vergeblich, weil der eine Teil das Ver— 

— 
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trauen zu dem Throne verloren, der andere keine Wittel hat, den 
Enthuſiasmus zu betätigen.“ Preußen ſei ſchon jetzt unter den 

Großmächten nur noch geduldet; es habe keinen aufrichtigen 
Bundesgenoſſen in Europa. „Es iſt kein Zweifel, die Beibehal⸗ 
tung des gegenwärtigen Syſtems voller Täuſchungen in der 

Spitze, voller Sophiſtereien, Unredlichkeiten und Willkür in den 
untergeordneten Organen, wird dahin führen, daß man, um den 

Frieden im Innern zu erhalten, zu Witteln greifen wird, welche 

Preußen in Deutſchland Hfterreich gegenüber völlig paralyſieren, 
und die es vielleicht bald dem Schickſale Polens entgegenführen 

müßten... Gegenüber einer jo traurigen Lage der Dinge, gegen⸗ 

über der zunehmenden Entfremdung des Volkes von Thron und 

Regierung, gegenüber dem wuchernden Wißtrauen und dem zu⸗ 

nehmenden Zwieſpalt, gegenüber den inneren und äußeren Ge⸗ 

fahren, kann kein redlicher Mann Rat Eurer Wajeſtät bleiben, 

wenn man feinen Rat mißachtet, ſeine Tätigkeit lähmt, ſeine Ar⸗ 

beitskraft und Arbeitsluſt durch Intriguen und Klatſchereien 
ſchwächen läßt. Ich habe mich zweimal vor den Riß geſtellt, und 

ich glaube meinem König und Vaterlande ſelbſt durch die ſo⸗ 
genannte Schmach von Olmütz einen großen Dienſt geleiſtet zu 

haben. Ich fühle mich aber in meinem Gewiſſen verpflichtet, we⸗ 

nigſtens in dieſer Stellung und unter dieſen Umſtänden nicht 

länger einen Weg mitzugehen, der bald genug zu einem zweiten 

und ſchmachvolleren Olmütz führen wird.“ 
Schärfer hat wohl ſelten ein leitender Winiſter das Negie⸗ 

rungsſyſtem ſeines eigenen Staates kritiſiert. Wenn Wanteuffel 

es auch ſchließlich vorzog, dieſe Denkſchrift in ſeinem Pulte zu 

verſchließen, ſo erſieht man doch aus ihr, wie tief verſtimmt und 

entmutigt er war. In dem Schlußſatze ſagt er ſogar, ſein Glaube 
an Preußen ſei erſchüttert, und er verſuche ſich an den Gedanken 

zu gewöhnen, daß in dem unerforſchlichen Natſchluſſe Gottes der 
Zerfall dieſes herrlichen Baues vielleicht beſchloſſen ſei. Man 

wird in der Tat nicht leugnen können, daß alle die Gefahren, die 

Wanteuffel ſchildert, für Preußen vorhanden waren; aber an 

eine gründliche Anderung ließ ſich nicht denken, ſolange Friedrich 
Wilhelm IV. König war. 

* * * 
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Wir brauchen das Walten der Reaktion in den mittleren und 
kleineren deutſchen Staaten nicht ausführlicher zu verfolgen. Die 

Grundſätze, nach denen man verfuhr, waren überall dieſelben. 

Nur in Bayern blieben die Verfaſſungsänderungen des Jahres 

1848, die hier allerdings nicht ſehr erheblich geweſen waren, in 

Kraft. Württemberg, Sachſen und andere Staaten beſeitigten auf 

mehr oder minder geſetzmäßigem Wege aus ihren Verfaſſungen 

alle Beſtimmungen, die unter dem Einfluß des Revolution 

jahres Aufnahme gefunden hatten. Wo aber einzelne Regie— 

rungen aus Rüdjiht auf die Stimmung ihres Landes dieſen 

Weg nicht gehen wollten, da griff unter dem Einfluß der Groß— 
mächte der Bundestag ein. 

Bereits am 23. Auguſt 1851 wurde auf Antrag Öfterreich8 und 
Preußens der ſogenannte „Reaktionsausſchuß“ eingeſetzt, der da⸗ 

für ſorgen ſollte, daß in keinem Einzelſtaate Einrichtungen be— 

ſtehen blieben, die mit der allgemeinen Ordnung und Ruhe des 

Bundes nicht verträglich ſeien, oder, wie Friedrich Wilhelm IV. 
in ſeiner bilderreichen Sprache ſagte, daß „der Schmutz des 

Jahres der Schande“ aus den deutſchen Verfaſſungen entfernt 
werde. Das hieß mit anderen Worten, es ſollten alle Beſtim— 
mungen beſeitigt werden, die den Parlamenten einen zu großen 

Einfluß oder den einzelnen Untertanen ein zu großes Maß von 
Freiheitsrechten gewährten. Zuerſt nahm der Ausſchuß nur die 

kleineren Staaten in Behandlung, Anhalt, Bremen, Hamburg, 
Frankfurt, Liechtenſtein, Lippe, Sachſen-Koburg, Heſſen- Homburg. 
Nachdem aber hier alles zur Zufriedenheit gegangen war, wagte 
man ſich auch an die größeren. Heſſen-Darmſtadt wurde ver— 
anlaßt, die während der Revolution abgeſchaffte erſte Kammer 

wieder herzuſtellen und ſeine freiſinnige Gemeindeordnung außer 
Kraft zu ſetzen. Auch an der Verbeſſerung der Verfaſſung Han— 

novers wurde mehrere Jahre lang eifrig gearbeitet, bis König 
Georg V. es für das beſte hielt, eine völlig neue Verfaſſung zu 
oktroyieren und auch hier einen durch die konſtitutionellen Formen 
nur wenig verhüllten Abſolutismus wieder herzuſtellen. Am 

radikalſten ging der Bundestag in Kurheſſen vor, indem er die 
Verfaſſung von 1831 einfach für aufgehoben erklärte und durch 

ſeine Kommiſſare eine neue Verfaſſung ausarbeiten ließ, die ſich 
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im weſentlichen an das Vorbild der älteſten deutſchen Ver⸗ 

faſſungen anlehnte, den Kammern z. B. nur das Recht zur Be⸗ 
willigung neuer Steuern einräumte. Dieſe Verfaſſung ließ der 

Bundestag in Kurheſſen verkünden, geſtattete aber in Gnaden, 

daß die auf Grund derſelben gewählte Kammer noch einige An⸗ 

derungen beantragen dürfe. Da nun die Kammer eine weit⸗ 

gehende Umgeſtaltung in liberalem Sinne verlangte, während 

der Kurfürſt und fein Miniſter Haſſenpflug auf noch weitere Ein⸗ 

ſchränkung der ſtädtiſchen Rechte drangen, ſo mußte ſich der 

Bundestag ſieben Jahre lang mit der Anhörung der Gutachten 

und Gegengutachten beider Parteien beſchäftigen, während die 

von ihm vorgeſchriebene Verfaſſung vorläufig in Kraft blieb. 

Aber der Bundestag begnügte ſich nicht mit dieſen Eingriffen 

in das innere Verfaſſungsleben einzelner Staaten, ſondern er 

ſtellte auch allgemeine Grundſätze auf, die für alle verbindlich ſein 
ſollten. So erließ er Beſtimmungen gegen den Wißbrauch der 
Preſſe, wonach jeder, der eine Druckerei eröffnen wollte, einer 

beſonderen Konzeſſion bedurfte, jeder Zeitungsverleger eine Kau⸗ 
tion zu hinterlegen hatte, Verleger und Drucker für die Artikel 

ihrer Zeitung ſtrafrechtlich haftbar gemacht wurden und die Ab⸗ 

urteilung aller Proßprozeſſe den Schwurgerichten entzogen ward. 
Unmittelbar darauf erſchien ein Bundesvereinsgeſetz, das jede 

Verbindung politiſcher Vereine untereinander verbot und jede 

entgegenſtehende Beſtimmung der Einzelverfaſſungen für auf⸗ 

gehoben erklärte. 

In allen dieſen Dingen arbeiteten Hfterreich und Preußen ein⸗ 
trächtig zuſammen. Aber bald ſollte Preußen ſelbſt empfinden, 

wie gefährlich es ihm werden konnte, wenn man den Bund mit zu 

großer Machtvollkommenheit ausſtattete, oder, um mit Bismarck 
zu reden, ihn in eine Regierungsmaſchine für Deutſchland ver⸗ 

wandelte. Denn unzweifelhaft war an dem wiederhergeſtellten 
Bundestag der Einfluß Oſterreichs noch viel ſtärker vorherrſchend, 
als dies vor 1848 der Fall geweſen war. Den Wittelſtaaten ſaß 
noch die Angſt vor dem preußiſchen Unionsplane in den Glie⸗ 

dern, und die Vorgänge des Jahres 1850 hatten eine Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft zwiſchen ihnen und Hfterreich begründet, gegen die 
Preußen mit ſeinen wenigen und machtloſen Anhängern inner⸗ 
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halb des Bundes nicht aufkommen konnte. Unter dieſen Um⸗ 

ſtänden mußte der Plan, dem Bunde auch die Leitung der ge— 

ſamten Wirtſchaftspolitik zu übertragen, bei Preußen die 
ſchwerſten Bedenken hervorrufen. Der Zollverein, der ſeit 1834 

an Feſtigkeit und Bedeutung immer mehr gewonnen hatte und 

dem ſeit 1841 auch Braunſchweig angehörte, wäre dann natür⸗ 

lich überflüſſig geworden, und Preußen hätte auch in wirtſchaft⸗ 
lichen Fragen von Oſterreich und den Wittelſtaaten majoriſiert 
werden können. Oſterreich hatte, wie wir wiſſen, auf Betreiben 

des Handelsminiſters Bruck ſchon 1849 und 1850 die Ein⸗ 

beziehung ſeines geſamten Gebietes in den Zollvereien angeſtrebt, 
um auf deſſen Leitung Einfluß zu gewinnen und auch auf wirt⸗ 

ſchaftlichem Gebiete eine jo enge Verſchmelzung OSſterreichs mit 

dem übrigen Deutſchland herzuſtellen, daß künftige Ereigniſſe ſie 
nicht fo leicht würden löſen können. Auf den Dresdener Ron= 
ferenzen hatte Manteuffel dieſe Wünſche abgelehnt; jetzt aber 

tauchten ſie von neuem auf. Die ſüddeutſchen Staaten traten 
auch in dieſer Frage auf Oſterreichs Seite. Es gehört zu den 

erſten Erfolgen, die Bismarck als preußiſcher Bundestags⸗ 

geſandter in Frankfurt erreicht hat, daß er alle dieſe Pläne durch 

ſeinen entſchiedenen Widerſpruch zum Scheitern brachte. Preußen 

trat, um alle dieſe Abſichten zu vereiteln, in Verhandlungen mit 

dem nordweſtdeutſchen Steuerverein, der Hannover, Oldenburg 
und die Hanſeſtädte umfaßte, und erreichte es, daß dieſer ſich 

bereit erklärte, dem Zollverein beizutreten. Da es ſicher war, daß 
Preußen durch den Eintritt dieſer Gebiete ſelbſt für einen 
etwaigen Abfall der ſüddeutſchen Staaten vollauf entſchädigt 

werden würde, kündigte es den Staaten, die auf Oſterreichs Ein— 
tritt beſtanden, den Vereinsvertrag zu dem nächſten zuläſſigen 

Termin. In der Tat verſuchten nun die ſüddeutſchen Staaten 
ihrerſeits eine Vereinigung mit Öfterreich zuſtande zu bringen; 
aber bei den Verhandlungen erwies ſich die Verſchiedenheit der 
wirtſchaftlichen Intereſſen zwiſchen den deutſchen Ländern und 
den öſtlichen Teilen der habsburgiſchen Monarchie als unüber— 
brückbar. Um nicht iſoliert zu werden, mußten daher die ſüd— 
deutſchen Staaten den Zollverein unter den preußiſchen Be— 
dingungen erneuern (8. April 1853), und Öfterreich blieb draußen; 
Brandenburg, Die Reichsgründung I. 24 
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jedoch wurde ihm vom Zollverein ein günſtiger Handelsvertrag 
auf zwölf Jahre bewilligt und das belangloſe Verſprechen ge⸗ 
geben, daß im Jahre 1859 von neuem über den Beitritt Öfter- 
reichs verhandelt werden ſolle. 
Was auf dieſem Wege mißlungen war, ſuchte man nun durch 

Ausdehnung der Bundeskompetenz auf das Gebiet des Handels⸗ 

rechts, des Münz⸗, Zoll- und Gewichtsweſens zu erreichen. Der 

Antrag wurde von Bayern im November 1855 geſtellt, konnte 

aber von Preußen, da für jede Erweiterung der Kompetenz Ein⸗ 
ſtimmigkeit erforderlich war, leicht zu Falle gebracht werden. 

Ebenfalls gegen Preußen richtete ſich ein anderer Antrag, den 

ein halbes Jahr ſpäter der ſächſiſche Miniſter Freiherr von Beuſt 
einbrachte, daß es den Einzelſtaaten verboten ſein ſolle, auf ihre 

Diplomatie oder ihre Wilitärhoheit zugunſten eines anderen Wit⸗ 

gliedes des Bundes zu verzichten. Den Anlaß dazu bot der Um⸗ 

ſtand, daß Preußen mit einigen ſeiner kleineren norddeutſchen 

Nachbarn Wilitärkonventionen abgeſchloſſen hatte, durch welche 

die kleinen Kontigente dieſer Staaten dem preußiſchen Heere ein⸗ 
gegliedert wurden. Die Wittelſtaaten fürchteten, daß auf dieſem 

Wege der Gedanke der preußiſchen Union in anderer Form doch 
noch verwirklicht werden könne. Preußen brachte auch dieſen An⸗ 

trag zu Falle, indem es geltend machte, daß in einem ſolchen Ver⸗ 
bot ein unberechtigter Eingriff in das freie Verfügungsrecht der 

Einzelſtaaten liegen würde. Dasſelbe Schickſal hatten andere An⸗ 

träge des Herrn von Beuſt, die darauf hinausgingen, die Auf⸗ 
ſſicht des Bundes über das Verfaſſungsleben der Einzelſtaaten 

noch zu verſchärfen. 

Daß ſich die Politik der Wittelſtaaten in dieſen Jahren immer 

ſtärker auf die Ausdehnung der Kompetenz des Bundes gegen⸗ 

über den Einzelſtaaten richtete, iſt leicht erklärlich. Sie glaubten 
gegen eine mögliche Erneuerung der preußiſchen Unionspolitik in 

einer kräftigen Bundesgewalt den ſicherſten Schutz zu haben, und 
gedachten zugleich den national geſinnten Elementen in ihren 

eigenen Ländern den Beweis zu liefern, daß ſie einem Ausbau 
der geſamtdeutſchen Einrichtungen an ſich keineswegs abgeneigt 

ſeien. Umgekehr leiſtete Preußen, das vor 1848 einer Verſtärkung 

der Bundesgewalt lebhaft das Wort geredet hatte, jetzt allen 
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dieſen Beſtrebungen den ſtärkſten Widerſtand. Damals hatte man 
eben im engſten Einvernehmen mit Öfterreih den Bund be— 
herrſcht; jetzt mußte man immer fürchten, von Oſterreich und den 
Wittelſtaaten überſtimmt zu werden. Preußen war ja nur durch 
den Sieg dieſer verbündeten Elemente gegen ſeinen eigentlichen 
Willen zur Erneuerung des alten Bundes gezwungen worden; es 

gehörte ihm daher nur widerwillig an und konnte nicht geneigt 
ſein, ihm mehr Rechte einzuräumen, als dringend nötig erſchien. 

Die mittelſtaatlichen Politiker haben ſich immer darauf be— 

rufen, daß ihre Beſtrebungen im Grunde viel nationaler geweſen 
ſeien als die Preußens, und daß nur Preußens ſyſtematiſche 

Gegenwirkung ſie daran verhindert habe, aus dem deutſchen 
Bunde unter Schonung der Selbſtändigkeit ſeiner Witglieder eine 
Einrichtung zu machen, die den wahren Bedürfniſſen Deutjch- 

lands vollkommen genügt haben würde. Sie haben auch ſpäter 
immer darüber geklagt, daß nur durch den Erfolg der rückſichts⸗ 
loſen Bismarckſchen Politik ihre Beſtrebungen in das falſche Licht 

geraten ſeien, als wären ſie von vornherein ausſichtslos und ein 

Hemmnis geſunder nationaler Entwicklung geweſen. Wenn man 
aber die wirkliche Lage der Dinge erwägt, wird man doch ſagen 

müſſen, daß auf dieſem Wege nie etwas Erſprießliches hätte er— 
reicht werden können. Die Hauptfrage war und blieb eben nicht 
die Ausdehnung der Bundeskompetenz, ſondern die Organiſation 
der Bundeszentralgewalt. Blieb dieſe ſo locker wie bisher, dann 
konnte ihr keine Erweiterung ihrer Kompetenz wirkliches Leben 
einflößen, und es kam dann nach wie vor darauf an, ob Öjterreich 

und Preußen einig waren, und ob ſie die gerade vorliegende 

Sache für wichtig genug hielten, um den etwaigen Widerſtand 
der Kleineren auf ungeſetzmäßigem Wege zu brechen. Jede An— 
derung der Organiſation mußte, wenn ſie Beſtand haben ſollte, 

den wirklichen Machtverhältniſſen entſprechen, d. h. ſolange zwei 

Großmächte im Bunde waren, die tatſächlich beſtehende Zwei— 
herrſchaft auch rechtlich zum Ausdruck bringen. Eine Reform, wie 

die Wittelſtaaten fie planten, die ihnen innerhalb der Zentral- 

gewalt die entſcheidende Stimme gegeben hätte, mußte die Groß— 

mächte zum Widerſtand und unter Umſtänden zur Sprengung 

des Bundes treiben; ſie konnten die Geſetzgebung in ihren Ge— 
24* 
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bieten, die Verfügung über Teile ihres Heeres und einen weit⸗ 

gehenden Einfluß auf ihre auswärtige Politik unmöglich einer 
Behörde einräumen, in der jede von ihnen überſtimmt werden 

konnte, wenn die kleineren Staaten mit der anderen einig waren. 

An eine wirkliche Reform des Bundes war alſo nicht zu denken. 
Alle Beſtrebungen in der Richtung des engeren Bundes unter 
Preußen ſtießen bei Öfterreich und den Wittelſtaaten, alle Ver⸗ 

ſuche zur Vergrößerung der Macht des Bundestags bei en 

‚auf entſchiedenen Widerſtand. 

So herrſchte alſo auf dem Gebiete der offiziellen Politik voll⸗ 
ſtändige Stagnation. Wie aber ſtand es mit den Geſinnungen und 

Wünſchen der Bevölkerung? Zunächſt fügte ſich alles der bru⸗ 

talen Gewalt. Aber die Führer der Oppoſition, die ſich während 
der Revolutionsjahre beſonders hervorgetan hatten, brach eine 

harte Verfolgung herein. Es waren nicht die ſchlechteſten 

Deutſchen, die damals ihr Vaterland verließen, weil ſie in dieſer 
von Polizeiwillkür und Geſinnungsriecherei erfüllten Atmoſphäre 

nicht zu atmen vermochten. Damals iſt Karl Schurz nach Ame⸗ 

rika gegangen und hat hier eine neue Heimat gefunden, der er 

ſeine ausgezeichneten Kräfte ausſchließlich gewidmet hat. Damals 

ging Lothar Bucher nach England; er iſt erſt nach Jahren, als 
die Zeit der Reaktion vorüber war, wieder nach Deutſchland 

zurückgekehrt, um an dem Werke Bismarcks mitzuarbeiten. Wer 

in Deutſchland blieb, mußte ſchweigen und ſeine Ideale tief im 
Herzen verbergen, wenn er der Verfolgung entgehen wollte. 

Wie mit einem Schlage verſtummte der Lärm des politiſchen 
Parteikampfes, der während der letzten Jahre ganz Deutſchland 
erfüllt hatte. Flugſchriften und Zeitungen ſtanden unter ſtrengſter 

Aufſicht, und in den Parlamenten der kleineren Einzelſtaaten 

verhandelte man über kleine Dinge von lokalem Intereſſe, die 

den übrigen Deutſchen gleichgültig waren. Oſterreich war ganz 

zum Abſolutismus zurückgekehrt. Nur in Preußen hatten die 
Verhandlungen des Landtags einen größeren Zug und betrafen 
wenigſtens zeitweiſe Fragen von allgemeinerer Bedeutung; hier 

gab es auch allein noch eine, wenn auch ſtark gedämpfte partei⸗ 
politiſche Betätigung. Verbindungen politiſcher Vereine unter 
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einander wurden allerdings nicht geduldet; ſo ſchien es überhaupt 

keine geſamtdeutſchen Parteien mehr zu geben. In den letzten 
Zeiten des Frankfurter Parlaments waren alle anderen Gegen— 
ſätze zurückgetreten hinter der einen Frage: großdeutſch oder klein— 
deutſch? Was hatte es jetzt noch für einen Sinn, danach zu fragen, 
da doch keine dieſer Anſchauungen die geringſte Ausſicht auf 

Verwirklichung hatte? Die älteren Gegenſätze traten jetzt wieder 

in den Vordergrund. Aber auch ihre Vertreter fanden keine rechte 

Reſonanz mehr im Volke. . 

Die Konſervativen fühlten ſich als Sieger und konnten durch 
ihren Einfluß auf die Regierungen, der möglichſt in der Stille 

ausgeübt wurde, mehr zu erreichen hoffen als durch laute Agi⸗ 
tation. Auch in Preußen gab es jetzt nur wenige aus dieſer Partei, 

die eine Rückkehr zum vormärzlichen Abſolutismus für möglich 

oder auch nur für wünſchenswert hielten. Sie hatten einſehen 

gelernt, namentlich in der Zeit, als liberale Winiſter an der Spitze 
der Regierung ſtanden, daß es auch für ſie und die Intereſſen, 
die ſie vertraten, recht bedenklich ſein könne, wenn die Regierung 

mit völlig unbeſchränkter Machtvollkommenheit ausgerüſtet ſei. 

Selbſt das geiſtige Haupt der preußiſchen Konſervativen, Julius -- 
Stahl, ſprach ſich für die Notwendigkeit eines Parlaments im 

modernen Staate aus, wenn er auch über deſſen Zuſammenſetzung 
und Befugniſſe jetzt weſentlich anders urteilte wie während der 
Revolutionsjahre. Der Antrag auf Aufhebung der preußiſchen 
Verfaſſung, der in der erſten Kammer geſtellt wurde, fand ſelbſt 

bei den Konſervativen nur geringe Unterſtützung. Wenn es ihnen 
gelang, dem Großgrundbeſitz den vorherrſchenden Einfluß in der 
erſten Kammer zu ſichern und in der zweiten Kammer eine ge— 

ſicherte Mehrheit zu behaupten, ſo befanden ſie ſich in der Tat in 
einer viel beſſeren Lage als unter dem abſoluten Königtum. 
Gegen ein Verfaſſungsleben, wie es ſich in Preußen tatſächlich 
nach 1850 entwickelt hatte, war von ihrem Standpunkt aus wenig 

einzuwenden. Wißtrauiſch ſtanden ſie allerdings nach wie vor 
jeder Form des parlamentariſchen Lebens gegenüber, in der eine 
andere Geſtaltung des Wahlrechts den bürgerlichen Schichten 
größeren Einfluß gewährte. Die Hauptſache blieb aber doch, daß 
ſie ſich in das Verfaſſungsleben überhaupt zu ſchicken gelernt 
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hatten, weil ſie einſahen, daß ihre Wachtſtellung gerade in 

Preußen ſich auch auf dieſem Boden mit Erfolg verteidigen ließ. 

Auch die alte Abneigung der großen Grundbeſitzer gegen Winiſte⸗ 

rialtyrannei und Beamtenregiment ließ es vielen als ganz er⸗ 

wünſcht erſcheinen, wenn die Bürokratie von einem gutgeſinnten 

Parlament überwacht und in Schranken gehalten werde. Die 

Frage war nur, ob ſie wirklich imſtande ſein würden, die Herr- 

ſchaft in beiden Häufern des Parlaments auf die Dauer zu be⸗ 

haupten, und wie ſie ſich zum konſtitutionellen Staatsleben ſtellen 
würden, wenn etwa ihre Gegner zur Mehrheit im Parlament 

gelangten. 

Die Liberalen, die zu Beginn der Revolutionszeit über Deutſch⸗ 
land gebieten zu können geglaubt hatten, waren am tiefſten von 

ihrer Höhe herabgeſtürzt, zerſprengt, verbannt oder mundtot ge⸗ 
macht. Viele waren durch den Verlauf der Ereigniſſe überhaupt 

an ihren Idealen irre geworden. Sie glaubten ſelbſt, daß ſie nur 
einem Traumbild nachgejagt hätten, als ſie die deutſche Einheit 
und verfaſſungsmäßige Freiheit ſchaffen wollten; ernüchtert und 
ſkeptiſch fügten fie ſich in die beſtehenden Verhältniſſe. Soweit 
in nächſter Zeit eine Annäherung an ihr Ziel überhaupt möglich 
ſchien, glaubten ſie dieſe noch eher im Einverſtändnis mit den 

Regierungen, als im Bunde mit den weiter links ſtehenden Ele⸗ 

menten erreichen zu können. Viele unter ihnen waren tief er⸗ 

ſchreckt worden durch die Forderungen und das revolutionäre 

Auftreten der Demokratie. Sie legten ſich die Frage vor, ob für 

die gebildeten und beſitzenden Klaſſen, wenn ſie nur die Wahl 
hätten zwiſchen dem Abſolutismus eines Monarchen und der 

Herrſchaft der Waſſen, der erſtere nicht vorzuziehen ſei. Oder, 

wenn ſie beides nicht billigen konnten, zogen ſie ſich ganz vom 

öffentlichen Leben zurück. Der Elberfelder Arzt Pagenſtecher, der 
mit in der Paulskirche unter den Erbkaiſerlichen geſeſſen hatte, 

ſagt in ſeinen Erinnerungen über ſeine Stimmung nach dem Sep⸗ 
temberaufſtand: „Ich aber, wenn ich auch aus innerſter Aber⸗ 
zeugung die Theorien unſerer franzöſiſch-kommuniſtiſchen Demo⸗ 
kratie nur für eine ruchloſe Chimäre hielt, wollte mich doch keines⸗ 
wegs zur Unterdrückung derſelben mit der abſolutiſtiſchen Re⸗ 
aktion verbinden. Eins ſo wenig wie das andere, lieber fort aus 
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der Paulskirche, fort aus Deutſchland, fort aus Europa.“ Und 
auf die ganze Revolutionszeit zurückblickend, fügte er ſpäter noch 

hinzu: „Die trüben Erfahrungen der Jahre 1848, 49 und 50 
hatten mich vollſtändig von meinem Idealismus befreit.“ Nicht 
alle waren ſo weit ernüchtert; aber auch die weniger Mutloſen 
glaubten, daß für ihre Sache keine Hoffnung beſtehe, ſolange 
Friedrich Wilhelm IV. in Preußen gebiete. 

Aber auch den Demokraten ging es nicht beſſer; an Ver— 

folgung hatten ſie vielleicht das meiſte zu erdulden. Und, wie 

das Bürgertum, ſo fühlten ſich auch die Maſſen enttäuſcht und 
ernüchtert. Hatte doch die Erhebung von 1848 trotz aller Opfer 
und anfänglichen Siege ihnen nicht die Vorteile gebracht, die 
ſie erhofft hatten. So verloren die demokratiſchen Schlagworte 
auch bei ihnen allen Kredit. Die unteren Schichten wandten ſich 

entweder ebenfalls ab von der Politik und ſanken in ihre frühere 
Gleichgültigkeit zurück, oder ſie wandten ſich neuen Idealen und 
neuen Organiſationen zu, die in beſonderem Grade auf ihre Be— 

dürfniſſe und Gefühle eingeſtellt waren. 
Vor 1848 hatten politiſche Fragen überhaupt nur die oberen 

Stände intereſſiert, und die ganze vormärzliche Parteibildung 
trug einen ausgeſprochen ariſtokratiſchen Charakter. Erſt wäh- 
rend der Revolution hatte die Politik die Waſſen ergriffen; es 
war die Hoffnung in ihnen erweckt worden, daß ſie für ihr täg⸗ 
liches Daſein, ihre wirtſchaftlichen Nöte namentlich, etwas ge— 
winnen könnten, wenn der Staat anders eingerichtet werde. Die 
Demokraten ſagten ihnen, daß die politiſche Herrſchaft des Volkes 
Wohlſtand, Bildung und Freiheit für alle bedeute. So finden 
wir die Maſſen damals meiſt im demokratiſchen Fahrwaſſer. Nur 
wenige erkannten ſchon, daß die Demokratiſierung des Staates 
nicht ausreiche, um dieſe Wünſche der Maſſen zu erfüllen, ſon⸗ 

dern daß die politiſche Demokratie, wenn ſie zur Wahrheit werden 
ſolle, eine gründliche Umwälzung der Beſitzverhältniſſe und den 
Übergang zu einer ganz neuen Wirtſchafts⸗ und Geſellſchafts⸗ 
form zur Vorausſetzung habe. Am Vorabend der Revolution 
ſchleuderten Karl Marx und Friedrich Engels ihr kommuniſtiſches 

Manifeſt in den beginnenden Sturm hinein. Sie verkündigten 
bereits die Lehre, daß alle Kämpfe der Vergangenheit Klaſſen— 
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kämpfe geweſen feien, und alle Kämpfe der Zukunft es ebenfalls 

ſein würden. Sie warnten die Proletarier, die Vertretung ihrer 
Intereſſen einer anderen Klaſſe, dem Bürgertum, anzuvertrauen, 

riefen ſie zu eigener politiſcher Organiſation auf, und ſtellten 

als Endziel ihres Strebens die Beſeitigung des Privateigentums 
an den Produktionsmitteln hin. In den Schlußworten dieſes 

Manifejtes: „Proletarier aller Länder, vereinigt Euch!“ klingt 
bereits ein Ton auf, der zwar zunächſt faſt ungehört verhallen, 

aber mit dem Anwachſen der induſtriellen Arbeiterſchaft in den 

nächſten Jahrzehnten ſich immer ſtärker wieder erneuern und 

ſchließlich zum Leitmotiv einer großen Bewegung werden follte. 

Aber neben den wirtſchaftlichen Intereſſen gab es noch andere 

Fragen, die bei den Maſſen Widerhall fanden: die religiöſen. 

Sie haben ſogar damals unmittelbarer auf das politiſche Leben 
gewirkt als jene; denn ſie haben eine eigene Parteibildung erzeugt, 
was jene noch nicht vermochten. 

In den älteren Parlamenten der deutſchen Einzelſtaaten gab 

es wohl ein gelegentliches Zuſammenwirken von Abgeordneten 
der gleichen Konfeſſion in religiöſen und kirchlichen Fragen, na⸗ 

mentlich auf ſeiten der konfeſſionellen Minderheit; aber in allen 
übrigen Fragen ſpielte der Unterſchied des Glaubens noch keine 
erhebliche Rolle. Auch im Frankfurter Parlament fanden ſich 

eine ganze Anzahl von gläubigen Katholiken, die verſchiedenen 

Parteien angehörten, zu regelmäßigen Beſprechungen nur über 

ſolche Fragen zuſammen, die ihren gemeinſamen Glauben zu be⸗ 
rühren ſchienen. Auch Radowitz war darunter. Die bedeutendſten 

Männer dieſes Kreiſes waren der ſpätere Wainzer Biſchof 

Ketteler und der Münchener Profeſſor Döllinger. Es handelte 
ſich dabei zunächſt um die Grundrechte, die ja auch für das Ver⸗ 

hältnis des Staates zu Kirche und Schule die Grenzlinie 
ziehen ſollten; ſpäter aber bot auch die politiſche Frage nach dem 

Umfang des Reichsgebietes zu ſolchen Beratungen der Katho⸗ 
liken unter ſich Anlaß. Noch war es keine feſt geſchloſſene 
Fraktion; bindende Beſchlüſſe wurden nicht gefaßt, und in vielen 
Fragen ſtimmten die Witglieder entgegengeſetzt. Aber es war 
das erſte deutliche Zeichen davon, daß konfeſſionelle Geſichts⸗ 
punkte auf die Parteibildung Einfluß zu gewinnen begannen. 
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Die gläubigen Katholiken fanden ihre beſonderen Intereſſen bei 
keiner der älteren Parteien in genügender Weiſe gewahrt. Die 
ſtrengere Richtung, die innerhalb der Kirche in ſtetem Vor— 

dringen war, verlangte von jedem Gläubigen, daß er ſeinen 
Glauben in ſeinem ganzen Tun, alſo auch in ſeiner politiſchen 

Tätigkeit, als Richtſchnur betrachten müſſe. In den Parlamenten 
derjenigen einzelnen Länder, die einen ſtarken Prozentſatz katho— 
liſcher Bevölkerung beſaßen, finden wir in der Reaktionszeit be⸗ 
reits einen feſteren Zuſammenſchluß der katholiſchen Elemente. 

Namentlich in Bayern, wo ſchon vor 1848 eine ſtarke ultraman⸗ 

tane Strömung beſtanden hatte, organiſierten ſich die Katho— 
liken jetzt noch feſter und ſtrebten immer deutlicher zur Macht 
empor. Aber auch in Preußen bildete ſich ſchon in der konſtitu⸗ 
ierenden Nationalverſammlung eine ſolche Partei. Sie richtete 
ihre Bemühungen namentlich darauf, die volle Freiheit der Fatho- 
liſchen Kirche von ſtaatlichem Einfluß in der Verfaſſung ver— 
bürgt zu ſehen. Auch in den ſpäteren Landtagen hielt dieſe katho— 
liſche Fraktion zuſammen; immer in ziemlich gleicher Stärke von 
50—60 Mitgliedern hat fie in dieſem Jahrzehnt eine nicht un⸗ 
erhebliche Rolle in den Beratungen geſpielt. Ihre bedeutendſten 
Führer waren Männer aus dem Rheinlande, wie der Erzbiſchof 

Geißel von Köln und die Brüder Reichensperger. Im allgemeinen 

ſahen ſie es als ihre Aufgabe an, die Rechte der Katholiken und 
die Sonderſtellung des Rheinlandes gegen die proteſtantiſche 

Regierung und das Übergewicht des oſtelbiſchen Elements zu 
verteidigen. Sie ſtanden daher in den wichtigſten Fragen in der 

Oppoſition gemeinſam mit den Liberalen, traten für die Auf- 

rechterhaltung der Verfaſſung und der Selbſtverwaltung und 
gegen die Ausdehnung der Rechte des Großgrundbeſitzes ein. 

Meiſt ſtimmten fie auch in dieſen Fragen als geſchloſſene Ein- 
heit, wenn auch der Unterſchied eines konſervativen und eines 
demokratiſchen Flügels in einzelnen Fällen bereits deutlich 
hervortrat. 

* * * 

Während die Regierungen ihr Ziel, die Bevölkerung von jedem 
politiſchen Einfluß auszuſchließen, in ziemlich hohem Grade er— 
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reicht zu haben ſchienen, bereiteten ſich in ganz Deutſchland wirt⸗ 

ſchaftliche Anderungen von der größten Tragweite für die Zu⸗ 
kunft vor. Im politiſchen Leben an jeder leitenden aktiven Wit⸗ 
wirkung, ja an jeder freien Weinungsäußerung verhindert, 

„wandten ſich die beſten Kräfte der Nation dem wirtſchaftlichen 

Leben zu. Von ſeiten des Staates wurden ſie in jeder Weiſe ge⸗ 
fördert, da man von einer Steigerung der wirtſchaftlichen Tätig⸗ 

keit und des allgemeinen Wohlſtandes ein Zurücktreten der poli⸗ 

tiſchen Intereſſen erwartete. Erſt jetzt wurden die in Weſteuropa 
bereits erprobten Erfindungen, Maſchinen und Arbeitsmethoden 
in größerem Maßſtabe auch in Deutſchland angewandt. Sie kamen 

vor allen Dingen der Induſtrie zugute, und erſt jetzt begann 
Deutſchland den Charakter eines vorwiegend agrariſchen Landes 

zu verlieren. Das Eiſenbahnnetz wurde ausgebaut; in dem Jahr⸗ 

zehnt von 1850 bis 1860 hat ſich die Schienenlänge ungefähr 
verdoppelt. Die dadurch und durch die Vervollkommnung der 

Telegraphie bedingte Beſchleunigung des Verkehrs und des 
Nachrichtendienſtes wirkte nicht nur anſpornend und umgeſtaltend 

auf den Handel ein, ſondern beeinflußte auch direkt das politiſche 

Leben. Die ganze Art der diplomatiſchen Berichterſtattung wurde 

eine andere; die Informationen liefen ſchneller ein, und die ge⸗ 

troffenen Dispoſitionen konnten ohne Zeitverluſt den auswärtigen 

Vertretern übermittelt werden. Die kriegeriſchen Operationen er⸗ 

hielten durch die Benutzung der Eiſenbahnen und Telegraphen 
eine ganz neue Grundlage, die ſich zuerſt im italieniſchen Krieg 
von 1859, dann aber beſonders 1866 zeigte. Aber auch für die 
politiſche Betätigung der Bevölkerung wurden ſo ganz neue Be⸗ 
dingungen geſchaffen. Die Preſſe konnte mit dieſen Hilfsmitteln 

ganz anders arbeiten wie früher, den Nachrichtendienſt beſchleu⸗ 
nigen und ihre Leſer ſchneller mit den neueſten Blättern ver⸗ 

ſorgen. Die Agitation, die Abhaltung großer Verſammlungen, 

die Begründung und Leitung von Organiſationen, die große Ge⸗ 

biete umfaßten, wurden gewaltig erleichtert. Freilich trat dies alles 
erſt zutage, nachdem der polizeiliche Druck der Reaktionszeit ge⸗ 

wichen war. | 

Eine Fülle von neuen Aktiengeſellſchaften und von Banken 
wurde ferner in dieſem Jahrzehnt gegründet; nach dem Muſter 
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des franzöſiſchen Crédit mobilier gewährten jetzt auch die deutſchen 
Banken den ſich neu bildenden wirtſchaftlichen Unternehmungen 

die nötigen Vorſchüſſe oder den nötigen Kredit; überall wuchſen 

neue Betriebe empor, der Außenhandel nahm zu, und die In⸗ 
duſtrie begann in einzelnen Gegenden Deutſchlands bereits dem 

ganzen Leben ihre Prägung zu geben; ſo im Süden die Baum⸗ 
wollinduſtrie, in Sachſen die Textil⸗ und Wetallinduſtrie, in 
Rheinland, Weſtfalen, Sachſen und Oberſchleſien der Bergbau 
und die Eiſeninduſtrie. Mit der Einführung von Mafchinen und 

der Ausbildung der Arbeitsteilung vergrößerten ſich die Betriebe 
in einem früher nicht bekannten Maßſtabe. Die Produktion 
ſteigerte ſich vielfach auf das Doppelte, in manchen Betrieben 
auf das Dreifache. Wit der Waſſenproduktion wuchs der Ge- 
winn der Unternehmer und der Reichtum der oberen bürger— 

lichen Klaſſen. Gleichzeitig aber begannen ſich auch in Deutſch⸗ 
land in dieſem Getriebe die großen Arbeiterheere zu bilden, die 

in England ſchon in den vorhergehenden Jahrzehnten, namentlich 
während der Chartiſtenbewegung, eine jo große Rolle geſpielt 
hatten. Sie fingen allmählich an, ſich ihrer Intereſſen und ihres 
Gegenſatzes gegen das Unternehmertum bewußt zu werden und 

nach Einfluß auf den Staat zu ſtreben, damit dieſer nicht durch 
jeine Geſetzgebung und ſeine Steuerpolitik die Arbeitgeber be- 

günſtige. Neue große Aufgaben ſtellten ſich hier dem Staate; 
aber ſie wurden zunächſt nur von wenigen erkannt; in der offi⸗ 

ziellen Politik der Reaktionszeit ſpielte die ſoziale Frage noch 
eine höchſt untergeordnete Rolle; zwar verſuchte man die Rinder- 
arbeit einzuſchränken; im allgemeinen glaubte man aber die ſo— 

zialen Gegenſätze und die wirtſchaftlichen Kämpfe als eine private 
Angelegenheit der einzelnen Beteiligten betrachten und ſie vom 
Staatsleben völlig trennen zu können. 
Dagegen nehmen wir in dem geiſtigen Leben der Reaktionszeit 

einen ſtarken Niedergang gegenüber den früheren Jahrzehnten 
wahr. Das deutſche Geiſtesleben der vormärzlichen Zeit hatte 
ſeine Grundlagen in jenem Idealismus gehabt, der aus der 
klaſſiſchen Periode herſtammte und auch bei den Romantifern ein 
weſentliches Moment ihrer Lebensanſchauung bildete. An dieſem 
Idealismus aber war man durch die Vorgänge der Revolutions— 
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zeit irre geworden. Die Erfahrung, daß mit großen Gedanken und 

gutem Willen allein alteingewurzelte Zuſtände, ja ſogar offen⸗ 

bare Wißbräuche nicht beſeitigt und die vorhandenen Wacht⸗ 

verhältniſſe nicht durchgreifend geändert werden können, führte 
bei vielen zu einer Mißachtung des Gedankens und zu reſig⸗ 

nierter Ergebung in das Beſtehende. Dazu kam die äußere 

Schwierigkeit, ſich über tiefere Fragen ungeſcheut auszuſprechen. 

Wer auf dem Gebiete der Religion und Philoſophie Anſichten 

äußerte, die der herrſchenden kirchlichen Orthodoxie mißfielen, galt 

bereits als verdächtig und hatte auch in ſeinem privaten Leben 

Unannehmlichkeiten aller Art zu erwarten. Spottend ſagte Fried⸗ 
rich Theodor Viſcher: man dürfe das Altertum zwar noch preiſen, 
aber nur mit dem Ausdruck des Bedauerns darüber, daß Athen 

keinen Stadtpfarrer gehabt, Homer kein Geſangbuch geſchrieben 

und Achilles keinen Konfirmationsunterricht genoſſen habe. An 

eine rückhaltloſe Erörterung großer politiſcher oder ſozialer 
Fragen war bei dem herrſchenden Syſtem polizeilicher Bevor⸗ 
mundung von Preſſe und Literatur auch nicht zu denken. 

So können wir uns nicht wundern, daß ſich in der Wiſſenſchaft 
alle Kraft der Einzelarbeit zuwandte und die Fachgelehrſamkeit 
durchaus vorherrſchte. Die Philoſophie konnte in dieſer Luft nicht 

gedeihen und verwelkte in Deutſchland faſt vollſtändig. An Hegel 
und den von ihm verkündeten Sieg der Vernunft über das 

Schwergewicht der Materie glaubte man nicht mehr; neue Philo⸗ 

ſophen, die ihrer Zeit wirklich etwas zu ſagen gehabt hätten, 
zeigten ſich nicht; ſo griff man, wenn man überhaupt noch philo⸗ 
ſophiſche Bedürfniſſe fühlte, entweder zu den populären Ver⸗ 

kündern des Waterialismus, oder man kam auf die Ideen eines 

Wannes zurück, der zwar noch als Greis unter den Wenſchen 
der Reaktionszeit lebte, aber ſeine entſcheidenden Gedanken ſchon 

vor einem Wenſchenalter geprägt und veröffentlicht hatte. Es 

war Arthur Schopenhauer. Seine peſſimiſtiſche Grund⸗ 

anſchauung, wonach der Wille zum Leben die Urſache alles Abels 

iſt, die beſtehende Welt nichts taugt, auch nicht verbeſſert, ſon⸗ 

dern nur durch die radikale Verneinung des Willens zum Leben 

vernichtet und dadurch erlöſt werden kann, kam der enttäuſchten 
und ernüchterten Generation, die jetzt im Vordergrunde ſtand, 
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durchaus entgegen. Als Schopenhauer bald nach den Befreiungs⸗ 

kriegen in einer Zeit behaglichen Genießens und geiſtiger Muße 

ſein großes Hauptwerk „Die Welt als Wille und Vorſtellung“ 

ſchuf, hatte er für dieſe Gedankengänge kein Verſtändnis ge- 
funden; ſelbſt die glänzende Form der Darſtellung, durch die 
er alle früheren deutſchen Philoſophen weit übertraf, vermochte 

dieſem älteren Geſchlechte trotz feiner äſthetiſchen Grundſtim⸗ 

mung die fremdartigen Gedanken nicht genießbar zu machen. 
Jetzt am Abend ſeines Lebens feierte er einen ſpäten Triumph 
und galt eine Zeitlang als der große Aberwinder Hegels, als 
der Vollender der Kantiſchen Philoſophie. In Wahrheit war es 
nur die eigene Hoffnungsloſigkeit und Verbitterung, welche dieſe 
Generation in Schopenhauer, der nur ein großer Schriftſteller 
und ein ſcharfſinniger Dialektiker war, auch einen großen Philo— 
ſophen ſehen ließ. 

Auch in der ſchönen Literatur machte ſich der Rückſchlag bemerk⸗ 
bar. Die politiſche Dichtung erloſch, wie ausgeblaſen von dem 
kalten Windzuge der Reaktion. Die Romane, in denen die großen 

geiſtigen, religiöfen und ſozialen Fragen der Zeit behandelt 

wurden, hörten ebenfalls auf, das Publikum zu intereſſieren. 
Nur in der realiſtiſchen Wiedergabe des Lebens und in der feinen 
Schilderung des individuellen Seelenlebens hat dieſe Zeit 
Leiſtungen hervorgebracht, die über den Durchſchnitt hervor— 

ragen. Aber der Schwung, die Hoffnungsfreudigkeit, das kühne 
Losſtürmen auf die großen Probleme des Lebens, die der vor— 

märzlichen Literatur ihren beſonderen Reiz verleihen, ſind dahin. 
Das deutſche Volk wurde wirtſchaftlich reich, aber geiſtig arm, 
politiſch blieb es zerſplittert und ausgeſchloſſen von der Leitung 
ſeiner Angelegenheiten. Alle Kräfte und Talente, die Deutſch⸗ 

lands Fähigkeit zu einer freieren Verfaſſung ſo glänzend gezeigt 
hatten, ſchienen ausgetilgt oder brachgelegt unter dem Druck 
polizeilicher Willkür und Bevormundung. 



Zweites Rapitel 

Das Ende der Reaktion und der Beginn 
der neuen Ara in Preußen 

En ganz allmählich iſt der Druck, der in der Reaktionszeit 

über Deutſchland lag, wieder gewichen. Da die herrſchende 

Richtung ihren feſteſten Rückhalt an den beiden deutſchen Groß⸗ 

mächten und an ihrem Einvernehmen untereinander und mit 

Rußland hatte, ſo iſt es begreiflich, daß eine Störung dieſes 

Einvernehmens für die geſamte Geſtaltung der deutſchen Ver⸗ 

hältniſſe nicht ohne Wirkung bleiben konnte, und daß der erſte 

Anſtoß zu einer Anderung von der Abwandlung der auswärtigen 

Beziehungen ausging. Der Verlauf des ſogenannten Krimkrieges 

iſt es geweſen, der dieſe Wirkung herbeigeführt hat. 

Wir haben früher geſehen, welche beherrſchende Stellung der 

ruſſiſche Zar ſeit den Vorgängen des Jahres 1850 in Europa 
einnahm. Nikolaus I. hatte ſich ſtets als ein Vorkämpfer der 

legitimiſtiſchen und konſervativen Anſchauungen in ganz Europa 
betrachtet. Nur mit feiner Hilfe hatte Öjterreich feine Exiſtenz be⸗ 
haupten und Ungarn beſiegen können; nur ſeinem Einſchreiten 

glaubte er es zuſchreiben zu dürfen, daß Preußen ſich nicht der 
Revolution in die Arme geworfen und dieſer in Deutſchland zum 

Siege verholfen habe; ſein Werk war die Erhaltung der däniſchen 

gerrſchaft in Schleswig⸗Holſtein geweſen. Die deutſchen Groß⸗ 
mächte hatten ihn geradezu als Schiedsrichter in ihren Streitig⸗ 

keiten angerufen und ſich wetteifernd um ſeine Gunſt bemüht. 

Faſt wie ein überirdiſches Weſen wurde er 1852 in Berlin emp⸗ 

fangen und geehrt; Friedrich Wilhelm IV. brachte damals beim 
Feſtmahl einen Trinkſpruch auf ihn aus, der mit den Worten 
endete: „Gott erhalte ihn dem Weltteile, den Gott ihm zum Erb⸗ 

teile gegeben, und dieſer Zeit, der er unentbehrlich iſt.“ 

Ye 
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Aber gerade dieſe große Machtitellung wurde dem Zaren zum 

Verhängnis. Er glaubte ſich alles erlauben zu können, und hielt 
die Zeit für gekommen, das alte Ziel der ruſſiſchen Politik, die 
Verdrängung der Türken aus Europa, ohne erhebliche Kraft⸗ 
anſtrengung zu verwirklichen. Zwar wollte er nicht ſelbſt Kon⸗ 
ſtantinopel in Beſitz nehmen, wohl aber eine Reihe von chriſt— 
lichen Staaten auf der Balkanhalbinſel unter ruſſiſchem Pro— 
tektorat ins Leben rufen. Wir können hier die einzelnen Schritte 
nicht verfolgen, durch die er ſeine Aktion vorbereitete; der ent⸗ 

ſcheidende Augenblick trat ein, als er von der Türkei die förm⸗ 
liche Anerkennung ſeiner Schutzherrſchaft über alle Chriſten der 
Balkanhalbinſel verlangte (April 1853), der Sultan dieſe Forde⸗ 
rung zurückwies, und darauf ruſſiſche Truppen in die Donau- 

fürſtentümer einrückten. 

Nun war aber die orientaliſche Frage ſtets eine internationale 

geweſen; nicht nur Rußland, ſondern vor allen Dingen auch 

Oſterreich, England und Frankreich waren an ihrer Löſung in 
hohem Grade intereſſiert. Für Öfterreich mußte die Ausdehnung 
des ruſſiſchen Einfluſſes auf die nördlichen und weſtlichen 
Balkanſlaven höchſt gefährlich erſcheinen; dennoch glaubte der Zar 
mit voller Sicherheit auf die Unterſtützung des Wiener Hofes 

rechnen zu dürfen; das war nach ſeiner Meinung eine einfache 
Pflicht der Dankbarkeit für die Dienſte, die er ihm 1849 geleiſtet 
hatte. Einen Anteil an der Beute würde er Sſterreich ſchließ— 
lich wohl gewährt haben; aber eine förmliche Verſtändigung dar- 
über vor dem Beginn ſeiner Aktion hielt er nicht für notwendig. 

In England wünſchte man, um Rußland nicht in den Beſitz 
der Dardanellen und des Bosporus gelangen zu laſſen, die Türkei 
lebensfähig zu erhalten und womöglich zu kräftigen; aber die 
Mehrheit des Winiſteriums war ebenſo, wie die Königin 
Viktoria und der Prinzgemahl Albert, durchaus für die Er- 
haltung des Friedens und traute dem Zaren keine gefährlichen 

Abſichten zu; ſelbſt als dieſer direkte Vorſchläge über die Auf- 
teilung der Erbſchaft des „kranken Mannes“ machte und den 
Engländern Kreta und Agypten anbot, wenn man die europäiſche 
Türkei dem ruſſiſchen Einfluß überlaſſe, wollte man an den 
Ernſt ſeiner Abſichten noch nicht recht glauben. Nur Lord Pal— 
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merſton, der Vorkämpfer einer rückſichtsloſen engliſchen Macht⸗ 

politik, ſcheint von Anfang an entſchloſſen geweſen zu ſein, jedem 

Verſuch dieſer Art, wenn es nötig ſei mit Gewalt, in den Weg 
zu treten. Er handelte wohl im geheimen Einverſtändnis mit dem 

engliſchen Geſandten am Bosporus, Sir Stratford Canning; 
beide rechneten mit der Erregung der öffentlichen Meinung Eng⸗ 

lands, die ſich leidenſchaftlich gegen eine ſolche Machtvergröße⸗ 
rung Rußlands ausſprach. Nur ſo iſt es verſtändlich, daß ſie 

es wagen konnten, im offenen Widerſpruch mit den Wünſchen 

der Königin und den Beſchlüſſen und Weiſungen des Geſamt⸗ 
miniſteriums vorzugehen, den Sultan zur Ablehnung eines von 

den Mächten aufgeſtellten Vermittelungsvorſchlags und zur 

förmlichen Kriegserklärung an Rußland zu ermutigen und ſchließ⸗ 

lich zu ſeinem Schutze einen Teil des britiſchen Wittelmeer⸗ 
geſchwaders in die türkiſchen Gewäſſer einlaufen zu laſſen. 

In Frankreich fühlte ſich die durch den Staatsſtreich von 1851 
geſchaffene Regierung noch recht unſicher; zwar hatte eine Volks⸗ 

abſtimmung ſich mit der Annahme des Kaiſertitels durch Na⸗ 
poleon III. einverſtanden erklärt; auch hatten die übrigen Groß⸗ 

mächte die vollzogene Tatſache mit mehr oder minder freund⸗ 

licher Miene anerkannt; aber alle Verſuche des neuen Kaiſers, 
zu einzelnen Großmächten nähere Beziehungen anzuknüpfen, 

waren geſcheitert. In England ſah man ihn lange als den gefähr⸗ 
lichſten Gegner an und verſtärkte die Flotte, um ſich gegen einen 

franzöſiſchen Invaſionsverſuch zu ſichern; den Herrſchern der Oſt⸗ 
mächte galt Napoleon als ein Geſchöpf der Revolution; man 

wollte ihn dulden, ſolange er in Frankreich Ordnung halte und 

die Nachbarn nicht angreife, aber ſich nicht näher mit ihm ein⸗ 
laſſen. Verweigerte ihm doch der Zar ſogar die unter den Mon⸗ 

archen ſonſt übliche Anrede als Vetter und Bruder und bezeich⸗ 
nete ihn nur als guten Freund. Gerade mit Rußland hätte Na⸗ 
poleon gern engere Beziehungen angeknüpft, während er in 

Öfterreich einen natürlichen Gegner Frankreichs ſah, ſolange es 
den herrſchenden Einfluß in Italien beanſpruchte. Aber der Zar 
wies jede Annäherung von der Hand und trat auch im Orient 
den Anſprüchen Frankreichs auf das Protektorat über die latei⸗ 
teiniſchen Chriſten in der aſiatiſchen Türkei und beſonders im 



Der Krimkrieg 385 

heiligen Lande ſchroff entgegen. Auf fein gebieteriſches Ver— 

langen verweigerte der Sultan den Katholiken faſt alle von ihnen 
geforderten Zugeſtändniſſe in der Benutzung der Kirchen in Jeru⸗ 
ſalem, obwohl Frankreich ſie unterſtützte. Auch Frankreich konnte 

daher einer Zerſtörung des türkiſchen Reiches in Europa und 

der Ausdehnung des ruſſiſchen Protektorates bis zur Südſpitze 
Griechenlands nicht ruhig zuſehen; es würde aber ſchwerlich ge— 

wagt haben, allein vorzugehen. Wit Eifer ergriff aber Kaiſer Na⸗ 
poleon die Gelegenheit zu einer gemeinſamen Aktion mit England 
in dieſer Frage; die franzöſiſchen Kriegsſchiffe, die zur Vorſicht 

bereits früher in die griechiſchen Gewäſſer entſandt worden waren, 
vereinigten ſich mit den engliſchen, um den Sultan gegen über— 

triebene Forderungen Rußlands zu ſchützen. 
Zunächſt wehrten ſich die Türken tapfer gegen den ruſſiſchen 

Angriff und erfochten ſowohl in Europa als an der armeniſchen 

Grenze eine Reihe von kleineren Erfolgen. Als es aber den 
Ruffen gelang, die geſamte türkiſche Flotte auf dem Schwarzen 
Weere im Hafen von Sinope zu vernichten (30. November 1853), 
ſchien die Möglichkeit näher zu rücken, daß ſich der Zar durch einen 
Angriff von der Seeſeite her Konſtantinopels bemächtigen könne; 

jetzt fanden ſich Frankreich und England bewogen, ein Bündnis 
zum Schutz der Türkei zu ſchließen. Sie ſtellten dem Zaren ein 
Ultimatum und ließen, als er deſſen Annahme verweigerte, ihre 
Flotten in das Schwarze Weer einlaufen; fie landeten Truppen 
an der ſüdruſſiſchen Küſte und bedrohten den ſtärkſten ruſſiſchen 
Kriegshafen am Schwarzen Weere, Sebaſtopol. 

So war hier gegen alles Erwarten und gegen den eigentlichen 
Wunſch der Beteiligten ſelbſt ein großer europäiſcher Krieg von 
unberechenbarer Tragweite ausgebrochen. Der Zar hatte gehofft, 
daß ſein Vorgehen zu einer Erhebung der chriſtlichen Balkan— 

bpvölker führen werde, und daß er dann, ohne ſelbſt erhebliche 
Streitkräfte einzuſetzen, die Früchte ſeiner klugen Diplomatie 
pflücken könne. Als dies nicht geſchah und er ſich nicht bloß der 
Türkei, ſondern auch den beiden Weſtmächten plötzlich gegenüber— 
geſtellt ſah, geriet er in eine höchſt unbehagliche Lage und ſetzte 
jetzt ſeine ganze Hoffnung auf die tatkräftige Hilfe der beiden 
befreundeten Regierungen in Wien und Berlin. 
Brandenburg, Die Reichsgründung I. 25 
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In Öfterreih war nach dem Tode des Fürſten Schwarzenberg 

Graf von Buol an die Spitze der auswärtigen Politik getreten. 

Er war der ſchwierigen Aufgabe durchaus nicht gewachſen und 

ließ ſich auch während der orientaliſchen Kriſis lediglich von den 

Ereigniſſen treiben. Anfangs ſchien es, als werde er ganz auf die 

Seite Rußlands treten; als aber der Zar ohne vorhergehende 

Verſtändigung mit Oſterreich die Donaufürſtentümer beſetzte, und 

als Frankreich und England ſich in den Kampf einmiſchten, wurde 

es ihm bedenklich, ob man auf dieſem Wege weiter mitgehen 

könne. Als Rußland wenigſtens die unbedingte Neutralität Öjter- 
reichs und im Falle ſeines Sieges die Anerkennung des Protek⸗ 

torates über alle Balkanchriſten verlangte, lehnte man in Wien 
ein ſolches Abkommen ab (Februar 1854). Es gab unter den 

öſterreichiſchen Staatsmännern eine Gruppe, darunter Winiſter 

Bach und Baron Hübner, Geſandter in Paris, die für ein 

Bündnis Hfterreich3 mit den Weſtmächten gegen Rußland war, 

da die Verſchiedenheit der orientaliſchen Intereſſen doch einmal 

zur Auseinanderſetzung mit Rußland treiben müſſe und da jetzt 

der richtige Augenblick gekommen ſei, die durch die Vorgänge der 

letzten Jahre begründete ſchmähliche Abhängigkeit von Rußland 
zu löſen. Vor allen Dingen wollte man, wenn irgend möglich, 

in dieſer Frage mit der preußiſchen Regierung zuſammengehen. 

Auch in Berlin ſtanden ſich zwei Anſchauungen ſchroff gegen⸗ 
über. Die Kamarilla war für engſten Anſchluß an Rußland im 

Intereſſe der gemeinſamen konſervativen Ideen; eine andere 

Gruppe, die ihre Anſichten beſonders in dem Preußiſchen 
Wochenblatt vertrat und daher auch als Wochenblattspartei be⸗ 

zeichnet wurde, geführt von Bethmann⸗Hollweg, Graf Pourtales 

und Graf Robert von der Goltz, war hingegen für den Anſchluß 

an die Weſtmächte und glaubte die Gelegenheit günſtig, um ſich 
an Rußland für feine Parteinahme für Sſterreich in der Kriſis 

von Olmütz zu rächen. Dieſen Männern ſtand auch der Thron⸗ 

folger Prinz Wilhelm nahe. Er beabſichtigte allerdings nicht 
eigentlich einen Krieg gegen Rußland, wohl aber deſſen Demüti⸗ 

gung; es ſollte „eine Lektion empfangen“, einſehen, daß es nicht 

tun könne, was ihm beliebe; wenn es ſich aber den Forderungen 
der neutralen Wächte füge, ſollte es gegen die Weſtmächte ge⸗ 
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ſchützt werden. Der König ſelbſt war unſicher, wie immer, wenn 

ihm ſeine Weltanſchauung und ſein ethiſches Werturteil keinen 
ſicheren Maßſtab der Entſcheidung gewährte. An ſich waren ſeine 
Sympathien natürlich auf der Seite ſeines ruſſiſchen Schwagers; 
er konnte den Bund Englands mit Frankreich und der Türkei 
gar nicht begreifen; er ſprach von einem Inzeſt Englands mit der 

Revolution und dem Heidentum. Aber auf der anderen Seite 
vermochte er auch nicht zu leugnen, daß der Zar in dieſem Falle 
der Angreifer ſei und für feine Forderungen und fein gewalt- 
ſames Vorrgehen keine genügende Rechtfertigung beſitze. Zu 

einem Bunde mit den Weſtmächten wollte er ſich nicht treiben 
laſſen; da er aber auch dem Zaren nicht ganz recht geben konnte 

und ein unmittelbares preußiſches Intereſſe nicht auf dem Spiele 
zu ſtehen ſchien, ſo war er für Wahrung einer für Rußland wohl⸗ 
wollenden Neutralität. Er traf in dieſem Punkte mit den Wün⸗ 
ſchen ſeines Winiſterpräſidenten zuſammen, der es auch für das 

Beſte hielt, wenn Preußen ſich in dieſen Kampf weit hinten in 

der Türkei nicht hineinziehen laſſe. Wenn auch Hfterreich zu 
einer ähnlichen Haltung bereit ſei, wollte man ſehr gern gemein⸗ 
ſam mit dem Wiener Hofe vorgehen. Ein Lieblingsgedanke des 

Königs war es, daß die beiden deutſchen Großmächte als neutrale 
Staaten den Frieden unter für Rußland annehmbaren Be⸗ 
dingungen würden vermitteln können. 

Wirklich kam am 20. April 1854 ein Bündnis zwiſchen Sſter— 
reich und Preußen zuſtande; beide Mächte garantierten ſich wieder 
für die Dauer von drei Jahren gegenſeitig ihren Beſitzſtand und 
verpflichteten ſich, in der orientaliſchen Kriſis nur gemeinſam zu 

handeln, womöglich unter Heranziehung des deutſchen Bundes. 
Nur wenn Sſterreich von Rußland angegriffen oder durch Ruß— 

lands Weigerung, die Donaufürſtentümer zu räumen, zum Kriege 

gezwungen werde, ſollte auch Preußen zum Eingreifen in den 
Kampf verpflichtet ſein. Ebenſo wenn Rußland von ſeinen 
Truppen den Balkan überſchreiten laſſe. 
Vom preußiſchen Standpunkt aus ließ ſich gegen dieſen Vertrag 

vor allen Dingen einwenden, daß man Öfterreich feine Hilfe zur 
Wahrung ſeiner orientaliſchen Intereſſen ohne jede Gegenleiſtung 
zuſagte und die Gefahr eines Krieges mit Rußland herauf— 

20 
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beſchwor, ohne im Fall des Sieges irgendeinen greifbaren Vor⸗ 
teil für den eigenen Staat in Ausſicht zu haben. Die Wochen⸗ 
blattspartei war unzufrieden, weil man ſich wieder von Öfter- 
reich ins Schlepptau nehmen laſſe und nicht ſtark genug gegen 
Rußland auftrete, während der Kamarilla das an Rußland zu 
ſtellende Verlangen ſchon zu weit ging. Die Auseinanderſetzungen 

zwiſchen den entgegengeſetzten Lagern in Berlin wurden ſo heftig, 
daß ſich der König veranlaßt ſah, ſeinen Freund Bunſen, den 
Geſandten in London, und den Kriegsminiſter von Bonin, die 

beide für ein Bündnis mit den Weſtmächten eintraten, aus ihren 
Amtern zu entlaſſen. Sogar in die königliche Familie drang der 
Kampf; der Prinz von Preußen wurde infolge eines ſehr ſcharf 

gehaltenen Schreibens, das er an ſeinen Bruder gerichtet hatte, 

von ſeinen bisherigen Amtern beurlaubt. 
Gemäß den Beſtimmungen dieſes Vertrags ſollte auch der 

deutſche Bund zur Teilnahme herangezogen werden. Die kleineren 

deutſchen Staaten hatten ſehr wenig Luſt, in die ihnen ganz fern 

liegenden orientaliſchen Angelegenheiten verwickelt zu werden; ſie 
hätten es am liebſten geſehen, wenn Preußen ſie energiſch vor der⸗ 

artigen Zumutungen Öfterreih3 geſchützt hätte. Da fie aber die 

Großmächte einig ſahen, wagten ſie keinen Widerſtand, ſchloſſen 
ſich ihrem Abkommen an und ſtellten auch ihererſeits in Peters⸗ 

burg die Forderung, daß Rußland die Donaufürſtentümer 

räumen müſſe. 

Der Zar war über dieſe Haltung der deutſchen Mächte ent⸗ 9 

rüſtet. Da aber Oſterreich der Räumungsforderung durch die Auf⸗ 

ſtellung von 250000 Mann an der galiziſchen Grenze Nachdruck 
gab, ſah er ſich zum Einlenken genötigt und befahl im Juli 1854 

„aus ſtrategiſchen Gründen“ die Räumung der Donaufürſten⸗ 

tümer. Aber die Weſtmächte erklärten ſich mit dieſem Zugeſtänd⸗ 
nis nicht zufrieden und formulierten ihre Forderungen an Ruß⸗ 

land dahin, daß zur Sicherung gegen künftige Abergriffe die 
Rechte der Chriſten im türkiſchen Reiche unter den Schutz aller 

Großmächte geſtellt, daß ferner die volle Freiheit der Donau⸗ 
ſchiffahrt und eine für Rußland ungünſtige Reviſion der älteren 

Verträge über die Meerengen gewährleiſtet werden müſſe. Als 

der Zar dieſe Forderungen ablehnte, rückten Hjterreiher und 

2 
1 

= 



Trennung Sſterreichs und Preußens 389 

Türken in die Donaufürſtentümer ein, England und Frankreich 
drohten mit der Entſendung einer zweiten Flotte in die Oſtſee 

und gaben den definitiven Befehl zum Angriffe auf Sebaſtopol. 
Indem Oſterreich durch die Aufſtellung einer fo ſtarken Truppen⸗ 
macht an der ruſſiſchen Grenze und die Beſetzung der Donau— 

fürſtentümer mehr als die Hälfte der ruſſiſchen Armee von dem 
entſcheidenden Kriegsſchauplatz im Süden fernhielt, wirkte es auch 
ohne offene Kriegserklärung tatſächlich entſcheidend auf den Ver⸗ 
lauf des Feldzuges ein und ermöglichte es den Truppen der 
Weſtmächte, wenn auch erſt nach ſchweren und verluſtreichen 
Kämpfen, Sebaſtopol zu erobern (11. September 1855). 

Oſterreich wurde jo immer enger an die Weſtmächte heran⸗ 

gedrängt; aber Preußen wollte ihm auf dieſem Wege nicht folgen. 
Es geſtand im November noch zu, daß es einen ruſſiſchen An⸗ 
griff auf die öſterreichiſchen Truppen in den Donaufürſtentümern 

als Kriegsfall betrachten werde; weiter aber wollte man in Berlin 
auf keinen Fall gehen. Die Grundlage des Aprilvertrages war 
die Vorausſetzung geweſen, daß kein Staat ohne Verſtändigung 

mit dem anderen einen entſcheidenden Schritt tue. Oſterreich ſetzte 

ſich alſo mit dem Geiſte dieſes Vertrags in Widerſpruch, als es 

im Dezember 1854 den Weſtmächten verſprach, ihrem Bündnis 

beizutreten, wenn der Zar nicht bis zum 1. Januar das von ihnen 
aufgeſtellte Friedensprogramm annehme. Preußen weigerte ſich, 

dieſem Abkommen beizutreten und auf Oſterreichs Verlangen ſein 
Heer mobil zu machen, da ein ruſſiſcher Angriff auf öſterreichiſches 

Gebiet nicht zu befürchten ſei; ja, es bewog auch den Bundestag, 
eine entſprechende Stellung einzunehmen (Februar 1855). 
Von da an ging die Politik der beiden deutſchen Mächte ver— 

ſchiedene Wege. Oſterreich ſchloß ſich dem Bunde der Weſtmächte 
auch ſpäter nicht völlig an, um nicht ganz mit Rußland brechen 
zu müſſen und mit feinen deutſchen Verbündeten in Schwierig- 

keiten zu geraten; aber es blieb in ſeiner drohenden Stellung 

an der Grenze ſtehen. Es zog ſich durch dieſe Politik den heftigen 
Groll Rußlands zu, ohne den Dank der Weſtmächte zu ver— 
dienen, die eine aktive Anteilnahme Sſterreichs am Kampfe 
erwartet hatten. Es konnte daher auch keinen greifbaren Vorteil 
erlangen, als man nach der Einnahme von Sebaſtopol auf dem 
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Pariſer Kongreß zur definitiven Feſtſetzung der Friedens⸗ 

bedingungen ſchritt. Die großen Koſten für die Mobilmachung 

und die kriegeriſchen Operationen waren völlig umſonſt auf⸗ 

gewandt worden. 

Preußen hingegen bewahrte bis zum Ende des Kampfes ſeine 

volle Neutralität; es hatte keinen Einſatz gewagt und konnte daher 
auch keinen Gewinn erwarten. Aber ſeine Neutralität war we⸗ 

niger aus einem feſten Plane, als aus der Verlegenheit und dem 
Mangel an Initiative entſprungen und hatte auch bei den übrigen 

Mächten das Gefühl erweckt, Preußen wiſſe eigentlich nicht recht, 
was es wolle. Wan begegnete ihm mit offener Nichtachtung; 

England verſuchte ſogar, Preußen überhaupt von der Teilnahme 
an den Kongreßverhandlungen auszuſchließen. Nur mühſam er⸗ 

langte der König die verſpätete Zulaſſung ſeines Vertreters, der 

ſich aber im weſentlichen auf das Zuhören beſchränkte. 
Zar Nikolaus hat den Ausgang des Kampfes ſelbſt nicht mehr 

erlebt. Er ſtarb am 2. März 1855, noch vor dem Fall von Se⸗ ö 

baſtopol, der erſt im September erfolgte. Sein Sohn Alex⸗ 
ander II. ſah ſich genötigt, auf Bedingungen einzugehen, die jede 0 

Wachterweiterung Rußlands nach dem Süden hin für die nächſten 

(Jahrzehnte unmöglich machten. Durch den Pariſer Vertrag vom 

30. März 1856 wurde ihm außer der Abtretung beſſarabiſcher 

Grenzdiſtrikte namentlich die Bedingung auferlegt, keine Kriegs⸗ 
ſchiffe auf dem Schwarzen Weere zu halten und keine Küſten⸗ 

befeſtigungen dort anzulegen. Rußland vergaß den Weſtmächten 
und Oſterreich dieſe Demütigung nicht; Alexander II. ſah ſeit 
dieſer Zeit Preußen als die einzige Großmacht an, mit der Ruß⸗ 

land dauernd Fühlung halten könne, ohne ſeine Intereſſen zu 

ſchädigen. 
Auch das Verhältnis zwiſchen Oſterreich und Preußen blieb 

von den Einwirkungen des Krimkrieges nicht ganz unberührt. 
Oſterreich fühlte ſich von Preußen im Stiche gelaſſen und hatte 9 
es ſehr übel vermerkt, daß der Bundestag und die kleineren 4 
Staaten ſchließlich dem Beiſpiel Preußens gefolgt waren. Es 
hatte ſich auch hier bei der erſten ernſthaften europäiſchen Kriſis 

nach der Revolution wieder gezeigt, daß die Intereſſen Oſterreichs 1 
und Deutſchlands in der großen Politik verſchieden, die Intereſſen 9 
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Preußens und Deutſchlands dieſelben ſeien. Man konnte Preußen 
höchſtens den Vorwurf machen, daß es ſeine eigenen Intereſſen 

nicht rückſichtslos genug zu Nate gezogen und ſich zu lange von 

Oſterreich habe ins Schlepptau nehmen laſſen. Man hatte auch 
in Berlin während des Krimkriegs deutlich empfunden, wie ge⸗ 
fährlich es ſei, ſich in den europäiſchen Fragen zu eng und auf 
alle Fälle mit Hfterreich zu verbinden. Als daher im Frühjahr 
1857 der vor drei Jahren geſchloſſene Vertrag ablief, hütete man 

ſich, ihn noch einmal zu erneuern. Man war alſo ſeit dieſem 
Zeitpunkt der Verpflichtung enthoben, Oſterreich feine außer— 
deutſchen Gebietsteile verteidigen zu helfen; nur wenn deutſches 
Bundesgebiet angegriffen wurde, war Preußen wie alle übrigen 
Teilnehmer des Bundes zur Hilfeleiſtung verpflichtet. 

* * * 

So wenig wie in der inneren Politik konnte Friedrich Wil- 

helm IV. in den auswärtigen Beziehungen mit Freude auf die 
Erfolge ſeiner Regierung zurückblicken. Preußen war von der 

Höhe ſeines früheren Anſehens tief herabgeſunken und wurde 

wie eine Macht zweiten Ranges behandelt. Es war die tiefſte 

perſönliche Demütigung, die der König ſeit 1848 erlitten hatte, 

daß er ſich genötigt ſah, in einem an ſich unbedeutenden Streit- 
fall mit der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft die guten Dienſte 

Napoleons III. in Anſpruch zu nehmen, den er doch als den 
Hauptvertreter des revolutionären Prinzips betrachtete. Es han⸗ 

delte ſich dabei um das kleine Fürſtentum Neuchätel, das der- 
einſt aus der oraniſchen Erbſchaft an Preußen gelangt war und 

bis 1848 unter der Herrſchaft der Hohenzollern geſtanden hatte, 
während es zugleich Witglied der Eidgenoſſenſchaft war. Damals 
war hier die Republik proklamiert worden; aber der preußiſche 
König hatte nie auf feine Rechte verzichtet, und es gab noch 
immer eine preußiſche Partei in dem Ländchen, die im Jahre 
1856 mit heimlicher Billigung des Königs ſelbſt eine Erhebung 
verſuchte. Der Aufſtand mißlang, und die Führer wurden des 
Hochverrats angeklagt. Friedrich Wilhelm, der dieſe Männer als 
Verteidiger feiner legitimen Herrſchaft gegen die Revolution an— 
ſah, verlangte von den ſchweizeriſchen Bundesbehörden die 
Niederſchlagung dieſes Prozeſſes. Da ſeine Bitten und Drohungen 
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gänzlich ungehört verhallten, weil die Eidgenoſſenſchaft einen 
Verzicht des Königs auf alle ſeine Rechte vor der Freilaſſung 

der Gefangenen verlangte, und da die übrigen Großmächte ſich 

gleichgültig verhielten, ſah er ſich genötigt, wenn er für ſeine 
Schützlinge überhaupt etwas tun wollte, die guten Dienſte des 

mächtigſten Nachbarn der Schweiz anzurufen und Napoleon in 

einem eigenhändigen Briefe um deren Gewährung zu bitten. Der 

Kaiſer zeigte ſich gefällig, und unter ſeiner Vermittlung wurde 

der Streit in der Weiſe ausgeglichen, daß man den Prozeß nieder⸗ 

ſchlug und der König hinterher förmlich auf alle ſeine Rechte an 
dem Fürſtentum Neuchatel verzichtete. Freilich hatte Napoleon 

der Eidgenoſſenſchaft mitgeteilt, daß ſich der König ihm gegenüber 
im voraus zum Verzicht auf ſeine Rechte verpflichtet habe; und 

ſo war auch dieſer ſcheinbare Erfolg in Wahrheit eine notdürftig 

verhüllte Niederlage. 
Dazu kam nun, daß auch das Einvernehmen zwiſchen Oſter⸗ 

reich und Preußen, in dem der König das Heil Deutſchlands er⸗ 
blickte, ſtark gelockert war. Um dieſes Band wieder feſter zu 
knüpfen, wollte er mit dem Kaiſer Franz Joſef perſönlich zu⸗ 
ſammentreffen. Auf der Rückreiſe von dieſer Unterredung beſuchte 
er den ſächſiſchen Hof in Pillnitz und wurde hier von einem 

heftigen Schlaganfall betroffen. Längſt hatte ſich ja in den Auße⸗ 
rungen und Handlungen des Königs eine gewiſſe nervöſe Aber⸗ 
reiztheit und ſprunghafte Unruhe gezeigt, aber Anzeichen wirk⸗ 

licher geiſtiger Störungen waren nicht hervorgetreten. Erſt dieſer 

Schlaganfall hat ſeine geiſtige Geſundheit wirklich und dauernd 
erſchüttert. Wenngleich er das Bewußtſein wieder erlangte und 
ſich noch einmal ſcheinbar wieder erholte, traf ihn bald in Berlin 
ein neuer Schlaganfall. Nun blieben doch ſonderbare Wahnvor⸗ 

ſtellungen in ihm zurück; ſo hielt er ſich für die von Gott ein⸗ 
geſetzte Zuchtrute alles ſündhaften Weſens auf Erden; zu einer 
regelmäßigen Regierungstätigkeit war er ſeitdem unfähig. Da die 

Schlaganfälle ſich in der nächſten Zeit mehrfach wiederholten, 
wurde der Zuſtand des Königs immer ausſichtsloſer, und bald 

mußte jede Hoffnung auf Beſſerung aufgegeben werden. So endete 
dieſer reiche und vielſeitige Geiſt in völliger Umnachtung. 

Es trat nun ſofort die Frage auf, ob nicht durch die Erkrankung 
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des Königs ein Fall eingetreten ſei, in dem gemäß den Beſtim⸗ 
mungen der Verfaſſung die Regentſchaft des nächſten Agnaten, 
alſo des Prinzen Wilhelm, einzutreten habe. Da der Prinz in den 
letzten Jahren im ſchärfſten Gegenſatz zu der Kamarilla geſtanden 
hatte, bemühte ſich dieſe, den Eintritt ſeiner Regentſchaft ſo lange 
wie möglich hinauszuſchieben. Auch waren Gerlach und ſeine 
Geſinnungsgenoſſen ſo durchdrungen von der Heiligkeit und Un⸗ 

antaſtbarkeit des königlichen Amtes, daß fie auch von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt aus Bedenken trugen, ſelbſt einen geiſteskranken Herr⸗ 
ſcher ſeiner Regierungsgewalt zu berauben. Zunächſt griff man 

zu dem Auskunftsmittel, daß man den König beſtimmte, ſeinen 
Bruder auf drei Monate mit der Stellvertretung in den laufenden 
Geſchäften zu beauftragen; dies wurde dann noch dreimal wieder- 
holt, ſo daß dieſer unleidliche Zwiſchenzuſtand ein volles Jahr 
lang dauerte. Der Prinz ſah ſich als bloßer, für eine beſchränkte 
Zeit ernannter Stellvertreter nicht in der Lage, eine eigene Politik 
zu treiben; er mußte das alte Winiſterium beibehalten und alles 

ſeinen bisherigen Gang weitergehen laſſen. Da nicht die geringſte 

Ausſicht auf eine Beſſerung des Königs beſtand, ſo verlangte 
Prinz Wilhelm endlich beſtimmt, daß ihm die volle Regentſchaft, 
wie ſie in der Verfaſſung vorgeſehen war, übertragen werde. Da 
er durchaus in ſeinem Rechte war, und weder das Winiſterium 

noch die Kamarilla es ſchließlich darauf ankommen laſſen wollte, 
daß die Frage im Parlament zuerſt zur Sprache gebracht werde 
und zu unangenehmen öffentlichen Auseinanderſetzungen führe, 

ſo entſchloſſen ſich die Gegner zum Nachgeben. Um den Schein zu 
wahren, als ob alles auf freiem Entſchluß des Königs beruhe, 

wurde die Königin bewogen, ihrem Gemahl in einem lichteren 
Augenblick eine Urkunde zur Unterſchrift vorzulegen, durch die 
er dem Prinzen Wilhelm die Regentſchaft übertrug. Darauf 
wurde ſofort der Landtag einberufen; dieſer erkannte ohne wei- 

teres die Geſetzmäßigkeit der Regentſchaft an, und am 26. Ok⸗ 
tober 1858 konnte der Prinz als nunmehriger Inhaber der vollen 
Regierungsgewalt den Eid auf die Verfaſſung leiſten. 

* * u 

Prinz Wilhelm ſtand, als er die Regierung übernahm, bereits 
im 61. Lebensjahre. Wir haben eine Aufzeichnung von ſeiner 
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Hand, die er kurz vor der Erkrankung ſeines Bruders nieder- 
geſchrieben hat, in der er gleichſam Abſchied vom Leben nimmt 

Hund feine Wirkſamkeit eigentlich als abgeſchloſſen betrachtet. 

Wenige Monate darauf wurde er an die Spitze des Staates be⸗ 

rufen und hat noch eine Regierung von 27 Jahren geführt, eine 

der ereignisreichſten und bedeutungsvollſten der ganzen preu⸗ 

ßiſchen Geſchichte. 

Da der Prinz als jüngerer Sohn Friedrich Wilhelms III. an⸗ 

fangs nicht zur Thronfolge beſtimmt ſchien, ſo erhielt er eine 
rein militäriſche Erziehung und wurde auf dieſem Gebiete zu 

einem vollſtändig durchgebildeten Fachmann. Als Kind hatte er 

die ſchwerſten Zeiten des preußiſchen Staates miterlebt, den Zu⸗ 

ſammenbruch nach der Schlacht bei Jena, die Flucht bis an die 

äußerſten Grenzen des Reiches, nach Memel, die Verſtümme⸗ 

lung Preußens durch den Frieden von Tilſit. Gewiß vermochte 
er dies alles damals nicht in ſeiner vollen Bedeutung zu er⸗ 
faſſen, aber der Eindruck einer tiefen Schmach und das Gefühl 

des Haſſes gegen Napoleon und Frankreich wurde doch in ihm 

lebendig und hat ihn niemals ganz verlaſſen. Die Teilnahme an 
den Befreiungskriegen verſtärkte dieſe Gefühle noch mehr. Als 

ganz jugendlicher Offizier machte er dieſe Feldzüge mit; denn 
gerade in der Zeit der ſchwerſten Not war er von ſeinem Vater 

in das Heer aufgenommen worden. Bei Bar⸗ſur⸗Aube empfing 

er im Februar 181 die Feuertaufe und das Eiſerne Kreuz; 
dann durfte er in Paris mit einziehen und ſeinen Vater auf der 

Reiſe nach England und in die Schweiz begleiten. Auch den 
zweiten Kampf gegen Napoleon im Jahre 1815 hat er mitgemacht; 

als Wajor kehrte er in die Heimat zurück. 
In den langen Friedensjahren, die nun folgten, widmete ſich 

Prinz Wilhelm ganz ſeinem militäriſchen Beruf; ſchnell ſtieg er 
bis zum kommandierenden General des Gardekorps empor; ſeine 

Denkſchriften und Briefe aus dieſer Zeit zeigen deutlich, wie eifrig 

er bemüht war, über das rein Techniſche des Dienſtes hinaus 

die größeren Fragen der Heeresorganiſation und Heerführung zu 
durchdenken. Daneben aber kümmerte er ſich um alle Einzelheiten 
des Dienſtes und erwarb ſich als ſtrenger, aber gerechter Vor⸗ 
geſetzter die Liebe feiner Truppen. Nach Überwindung einer tiefen 
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Herzensneigung zu feiner Kuſine, der Prinzeſſin Elia Radziwill, 

die er wegen ihrer Unebenbürtigkeit nach dem Willen ſeines 
Vaters nicht heimführen durfte, vermählte er ſich im Jahre 1828 
mit der Prinzeſſin Auguſta von Sachſen-Weimar, deren 
Schweſter bereits an ſeinen jüngeren Bruder Karl verheiratet war. 

Schon in den inneren Kämpfen, die er hier durchzumachen hatte, 

traten die weſentlichen Eigenſchaften ſeines Chrakters deutlich 

hervor: unbeirrbares Pflichtgefühl, ſchlichte Frömmigkeit und die 

Fähigkeit, ſich ohne Verbitterung in das Unvermeidliche zu fügen, 

auch wenn ſein Gefühl widerſprach. 

Wit politiſchen Fragen kam der Prinz, ſolange ſein Vater die 
Regierung führte, wenig in Berührung; dennoch ſtand er ihnen 

keineswegs intereſſelos gegenüber; ſeine Briefe zeigen deutlich, 
daß er den Bewegungen der Zeit mit Aufmerkſamkeit folgte und 
ſich ein eigenes Urteil über ſie zu bilden ſuchte. Entſprechend dem 

Geiſte, der im preußiſchen Offizierkorps herrſchte, war er ſtreng 

monarchiſch und konſervativ geſinnt. Im Vordergrund ſtand bei 
ihm ſtets die Rückſicht auf die Macht des preußiſchen Staates. 
Alles, was dieſe förderte, begrüßte er mit Freuden, was ſie zu 
mindern geeignet war, erregte ſeinen Schmerz und gelegentlich 

ſeinen Zorn. Als die erſte Grundbedingung für die Erhaltung 

der Machtſtellung Preußens erſchien es ihm, daß die Verfügung 
über das Heer und die oberſte Leitung der Politik feſt in der 

Hand der Regierung konzentriert bleiben müſſe. Er war keines⸗ 
wegs blind gegen die Berechtigung mancher der neuen Gedanken, 
die ſeit der franzöſiſchen Revolution Einfluß auf das Staatsleben 
begehrten; er war bereit, der Bevölkerung des Landes einen An— 

teil an der Leitung ihrer Geſchicke zuzugeſtehen; jedoch ſollte 
ſich dieſe Mitwirkung immer in ſolchen Schranken halten, daß 

die Einheitlichkeit und Kraft der Politik durch ſie nicht gefährdet 

werden könne. Wenn er ſchon in den dreißiger Jahren betonte, 
daß man den berechtigten Forderungen der Zeit fo weit entgegen- 

kommen müſſe, wie es ohne Beeinträchtigung der Grundlagen 
des preußiſchen Staatslebens möglich ſei, und wenn er ſpäter öfter 
geſagt hat, daß es in einem konſtitutionellen Staate wohl eine 
parlamentariſche Geſetzgebung, aber keine parlamentariſche Re— 

gierung geben ſolle, ſo ſind das nur verſchiedene Ausprägungen 
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des gleichen Grundgedankens, und wir dürfen ſagen, daß die 
grundlegenden Anſchauungen bei ihm ſchon in jener Zeit feſt⸗ 

ſtanden. 

Mit geradezu rührender kindlicher Liebe und Ehrfurcht hing er 
an ſeinem Vater; er ſah in ihm noch in den Jahren, wo er ſelbſt 
ſchon zu einem erfahrenen und urteilsfähigen Manne heran⸗ 
gereift war, geradezu das Ideal eines Herrſchers, vor deſſen über⸗ 

legener Weisheit jede Kritik zu verſtummen habe, während doch 

die Perſönlichkeit Friedrich Wilhelms III. zu ſolcher Bewunde⸗ 

rung wenig Anlaß bot. N 
Wit der Thronbeſteigung ſeines Bruders änderte ſich ſeine ge⸗ 

ſamte Stellung im Staate bedeutend. Da ſchon damals auf Nach⸗ 

kommenſchaft aus Friedrich Wilhelms IV. Ehe mit der Prinzeſſin 

Eliſabeth von Bayern nicht mehr zu rechnen war, wurde der 

Prinz von Anfang an als Thronfolger betrachtet und als ſolcher 
zu den Geſchäften zugezogen. Er erhielt einen Sitz im Staats⸗ 

rat und hat eine Zeitlang ſogar an der Spitze des Winiſteriums 
geſtanden. In militäriſchen Dingen war er naturgemäß der maß⸗ 

gebende Ratgeber des Königs, da dieſer ſelbſt für die techniſchen 
Einzelfragen des Heerweſens wenig Intereſſe und Verſtändnis 
beſaß. Mit der Regierungsweiſe ſeines Bruders war er von An⸗ 

fang an wenig zufrieden. Er hatte es von Jugend an empfinden 

müſſen, wie ſehr die beſtechende Perſönlichkeit Friedrich Wil⸗ 

helms, die Lebhaftigkeit ſeines Geiſtes, der Schwung ſeiner Ge⸗ 
danken, die Vielſeitigkeit ſeiner Intereſſen geeignet waren, ſeine 

eigenen Gaben in den Schatten zu ſtellen; es iſt doch ein Klang 
von Bitterkeit darin, wenn er gelegentlich von ſeiner praktiſchen 
Natur, die man faſt ledern nennen könnte, ſpricht. Und als nun 

ſein Bruder die Regierung angetreten hatte und oft nicht imſtande 

war, ſelbſt ſeinen guten Gedanken aus Mangel an praktiſch⸗ 

geſchäftlicher Veranlagung eine greifbare Geſtalt zu geben, da 

mag der Prinz bald genug empfunden haben, daß ſeine eigene Art 

für den Leiter eines Staates doch vielleicht die beſſere ſei. Dabei 
blieb er ſich aber doch ſtets bewußt, wie weit ihn Friedrich Wil⸗ 
helm in anderen Dingen überrage; ſtets hat er von der Perſön⸗ 

lichkeit ſeines Bruders in warmen, oft bewundernden Worten 
geſprochen, und ſelbſt in den Zeiten heftigſter Meinungs⸗ 2 
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verſchiedenheiten hat er darauf gehalten, daß das perſönliche 

brüderliche Verhältnis ungetrübt bleibe. 
Den Verfaſſungsexperimenten des Königs ſtand der Prinz 

immer ablehnend gegenüber, weil er darin volle Klarheit über das 
zu erreichende Ziel und über die Abgrenzung der Befugniſſe von 

Herrfcher und Volksvertretung vermißte. Die poſitiven Pläne, 
die er damals den Gedanken ſeines Bruders entgegenſtellte, 
wären allerdings auch nicht geeignet geweſen, einen dauernden 

Zuſtand zu begründen. Als dann die Entſcheidung des Königs für 
die Berufung des Vereinigten Landtags gefallen war, fügte er 
ſich dem Befehl des Monarchen. Wit welchen Gefühlen er es tat, 
erſieht man am beſten aus den Worten, die er damals in der 

Kommiſſion geſprochen hat: „Ein neues Preußen wird ſich bilden; 
das alte geht mit der Publizierunng dieſes Geſetzes zugrunde; 
möge das neue ebenſo erhaben und groß werden, wie es das alte 

mit Ruhm und Ehren geweſen iſt.“ Bei der Bevölkerung galt 
er als Vertreter des Abſolutismus und wurde daher, als die 

Revolution ausbrach, in Berlin der Zielpunkt beſonders heftiger 
Angriffe. 

Auch das Verhalten des Königs während der Wärztage konnte 
der Prinz von ſeinem Standpunkt aus nur mißbilligen. Ihm 
wäre es ſicher viel ſympathiſcher geweſen, wenn man den Auf⸗ 
ſtand zunächſt unter Anwendung aller zu Gebote ſtehenden 

Machtmittel niedergeworfen und dann nach freiem Ermeſſen die 
etwa wünſchenswerten Veränderungen in der Verfaſſung vor— 

genommen hätte. Als er am 19. März die Truppen vom Schloß⸗ 

platz abmarſchieren ſah, warf er ſeinen Degen auf den Tiſch, da 
er ihn nun nicht mehr mit Ehren tragen könne. Um ihn der Wut 
der Berliner Bevölkerung zu entziehen, ſandte ihn der König mit 
einem unbedeutenden Auftrag nach London. Die Reife mußte 
mit der größten Heimlichkeit angetreten werden und glich einer 

Flucht. 1 
Zwei Monate hielt ſich der Prinz in England auf und gewann 

hier durch den Anblick eines freien Verfaſſungslebens und den 
Verkehr mit den engliſchen Staatsmännern größeres Verſtändnis 
für den Konſtitutionalismus. Die nationale Bewegung in 

Deutſchland begrüßte er inſofern freudig, als es ihm von vorn- 
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herein ſicher ſchien, daß aus ihr, wenn ſie überhaupt ein greif⸗ 
bares Refultat haben ſolle, nur die Einigung unter Preußens 

Führung hervorgehen könne. Aus dem Wunſche, dieſe Wacht⸗ 

ſteigerung Preußen zu ſichern, erklärt ſich auch die Billigung, 
die er den Grundgedanken von Dahlmanns Verfaſſungsentwurf 

zuteil werden ließ; allerdings konnte er das Bedenken nicht unter⸗ 
drücken, ob nicht der Fahneneid des Soldaten dem Aufgehen der 

einzelnen Heere in einem Reichsheere im Wege ſtehe. 

Für die ganze Stellung des Prinzen zu ſeinem Vaterlande 

bildeten dieſe Monate die entſcheidende Kriſis. Stellte er ſich der 
neuen Ordnung der Dinge in Preußen feindſelig gegenüber, und 

blieb er im Ausland, ſo mußte er notwendig in die Rolle ge⸗ 
drängt werden, welche die franzöſiſchen Emigrantenprinzen in der 

Zeit Ludwigs XVI. geſpielt hatten. Sein geſunder praktiſcher Sinn 

hat ihn davor bewahrt. Er entſchloß ſich, die Anderungen, die 

ſein Bruder einzuführen im Begriff ſtand, von vornherein be⸗ 

dingungslos anzuerkennen und alle Bedenken dagegen zurück⸗ 

zuſtellen; und er kehrte, nachdem eine entſprechende Erklärung 

veröffentlicht worden war, nach Berlin zurück. Als dann frei⸗ 

lich in der Berliner Nationalverſammlung die demokratiſche Rich- 
tung immer ſtärker die Oberhand gewann, da hielt auch er es für 

unmöglich, ſich mit ihr über eine Verfaſſung zu einigen, und 
billigte die Maßregeln, die fein Bruder im Herbſt 1848 verfügte. 
In bezug auf die deutſche Frage hat er lange die Meinung ver⸗ 
treten, daß der König die Kaiſerkrone unter beſtimmten Be⸗ 
dingungen annehmen ſolle und einen etwaigen Konflikt mit 
Oſterreich nicht ſcheuen dürfe. Gegen die Frankfurter Verfaſſung 
hatte allerdings auch er die ſchwerſten Bedenken, und ſo fand 

er ſich ſchließlich mit der Tatſache der Ablehnung der Kaiſer⸗ 
krone ab. Das aber blieb ihm auch jetzt ſicher, daß der Grund⸗ 
gedanke, Deutſchland unter Preußens Führung zu einigen, der 
richtige geweſen ſei und immer wieder auftauchen werde; jetzt, 

meinte er, ſei es nur noch nicht an der Zeit geweſen. 
Für die Löſung der ihm übertragenen Aufgabe, die Revolution 

in Baden und der Pfalz niederzuwerfen, trat er mit aller Energie 
ein und freute ſich, daß er hier zum erſten Male Gelegenheit er⸗ 
hielt, ſeinen militäriſchen Beruf praktiſch auszuüben. Er hat 

» 
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ſeine Maßregeln mit Umſicht und Energie getroffen und ſich als 

tüchtiger militäriſcher Führer bewährt. Daß er die Unionspolitik 

der folgenden Jahre billigte, verſteht ſich nach dem, was wir 
über feine Stellung zur deutſchen Frage wiſſen, von ſelbſt; um 

jo ſchmerzlicher empfand er das Zurückweichen vor Oſterreich und 

Rußland und die Preisgabe der Union als eine ſchwere Nieder— 

lage Preußens, und noch 1866 brauchte man ihm nur das Wort 

Olmütz zuzurufen, um alle dieſe Gefühle wieder lebendig werden 
zu laſſen. Nichts iſt ihm vielleicht fo ſchwer geworden, als daß 

er ſich in dieſer Frage dem Befehl des Königs fügen und alles, 
was er tief mißbilligte, ohnmächtig mit anſehen mußte. Daß er 

hier für den Kampf gegen Öjterreich eingetreten war, hat ihm 

zuerſt die Abneigung der Kamarilla zugezogen. 

In den folgenden Jahren reſidierte der Prinz als Militär- 
gouverneur der Provinzen Rheinland und Weſtfalen in Koblenz 
und machte aus ſeiner Wißbilligung der in Berlin betriebenen 

Politik kein Hehl. Wir wiſſen bereits, daß er während des Krim⸗ 
kriegs in den heftigſten Gegenſatz zu ſeinem Bruder und deſſen 

Regierung geriet. Er fürchtete damals, wenn Sſterreich allein ſich 

den Weſtmächten anſchließe, werde es ſich als Preis ſeiner Hilfe 

deren Anerkennung für die Herſtellung eines im Hauſe Habsburg 
erblichen deutſchen Kaiſertums zuſichern laſſen. Auch in 15 
inneren Politik trat er gegen die Kamarilla und für die ehrliche 
Beobachtung der beſtehenden Verfaſſung ein. In Wahrheit dachte 
der Prinz keineswegs liberal, ſondern verurteilte nur das ein⸗ 

ſeitige Parteiregiment, das ſich unter der Regierung ſeines 

Bruders allmählich entwickelt hatte. Eine ſolche Einſeitigkeit 
wollte er, als er ſelbſt zur Macht gelangte, auf jeden Fall ver- 
meiden. 

* * * 

Der Prinzregent war entſchloſſen, die Regierung nach ſeinen 
eigenen Geſichtspunkten zu führen, und man hat mit Recht die 
Jahre von 1858 bis zum Eintritt Bismarcks in das Winiſterium 
als diejenige Periode in Wilhelms Leben bezeichnet, in der er; 

am ſelbſtändigſten regiert hat. Es iſt wohl behauptet worden, 
daß ſeine Gemahlin, die Prinzeſſin Auguſta, in dieſer Zeit einen 
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maßgebenden Einfluß auf ihn ausgeübt habe. Indeſſen, ſolange 
keine unzweifelhaften Beweiſe dafür vorliegen, wird man gut tun, 

dieſen Einfluß nicht zu überſchätzen. Gewiß war die Prinzeſſin 

außerordentlich ehrgeizig und liebte es, nach außen hin merken 

zu laſſen, daß ſie die eigentliche Seele der Politik ihres Gatten 
ſei. Aber ihre geiſtige Bedeutung und ihre politiſche Begabung 
waren gering. Niemals hat ſie ein feſtes politiſches Ziel beſeſſen, 
ſondern ſich mehr in der Kritik der jeweils am Ruder befind⸗ 

lichen Staatsmänner gefallen. In der Zeit der Reaktion ko⸗ 
kettierte ſie mit den Liberalen, in der Zeit des Kulturkampfes mit 

den Klerikalen. Auch in der Zeit der Regentſchaft wird ihre Ein⸗ 
wirkung wenig über Perſonalfragen hinausgegangen ſein, wie 

es denn wohl ihr Werk geweſen iſt, daß ihr Günſtling, Frei⸗ 
herr von Schleinitz, das Minifterium des Auswärtigen erhielt. 

Jedenfalls entſprach die Politik, die in dieſer Zeit getrieben 
wurde, durchaus den eigenen, vorher und nachher oft geäußerten 

Grundſätzen Wilhelms ſelbſt. 

Wit dem Winiſterium Wanteuffel konnte der Regent nach 

allem, was vorausgegangen war, unmöglich regieren, und er hatte 

ſich ſchon während der Zeit, wo er die Stellvertretung führte, 
nach Männern umgeſehen, die ihm ſpäter zur Seite ſtehen ſollten. 
Er ließ ſich auch nicht dadurch beirren, daß das Winiſterium 
Wanteuffel ihm in einer Eingabe ſein Verbleiben im Amte als 

notwendig für das Staatswohl darſtellte, ſondern erteilte ihm, 

äußerlich in der gnädigſten Form, die Entlaſſung. An die Spitze 
des neuen Kabinetts trat ein Jugendfreund des Regenten, der 
ken: Anſchauungen zuneigte, der frühere Miniſter aus dem 

Jahre 1848, Rudolf von Auerswald, während das formelle Prä⸗ 

ſidium dem Fürſten Karl Anton von Hohenzollern-Sigmaringen 
übertragen wurde. Ausgeſprochen liberal war nur der Finanz⸗ 

miniſter von Patow, während der Winiſter des Innern, von 
Flottwell und andere Mitglieder des Miniſteriums den Kon⸗ 
ſervativen näherſtanden. Es war das Beſtreben des Regenten, 

ſchon durch die Zuſammenſetzung dieſes Winiſteriums zu zeigen, 
daß er kein Parteiregiment führen, ſondern über den Parteien 
ſtehen wolle. 

Sein Regierungsprogramm legte er in einer Anſprache dar, 
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die er am 8. November an das neue Minijterium hielt und 

alsbald veröffentlichen ließ. Er betonte darin, daß das Wohl 
der Krone unzertrennlich von dem des Landes ſei, und die Wohl- 
fahrt beider „auf geſunden kräftigen konſervativen Grundlagen“ 
beruhen müſſe; man dürfe ſich zum vollen Anſchluß an die li⸗ 

beralen Ideen nicht durch die Befürchtung treiben laſſen, daß 
dieſe ſich ſonſt von ſelbſt Bahn brechen würden. Er verlangte, 

daß in allen Dingen die richtige Witte gehalten werden ſolle. 
Ganz beſonders hob er im Gegenſatz zu der Praxis der bisherigen 
Regierung hervor, daß er allen Beſtrebungen entgegentreten 

werde, die dahin abzielten, „die Religion zum Deckmantel poli- 
tiſcher Beſtrebungen zu machen“. „Alle Heuchelei,“ ſagte er, 
„Scheinheiligkeit, kurzum alles Kirchenweſen als Mittel zu ego— 

iſtiſchen Zwecken iſt zu entlarven, wo es nur möglich iſt.“ Eine 

Reform des geerweſens erklärte er für unerläßlich, damit 

Preußen, wenn es nötig werden ſollte, ein ſchwerwiegendes po— 

litiſches Gewicht in die Wagſchale legen könne. Als den leiten⸗ 
den Geſichtspunkt feiner deutſchen Politik bezeichnete er: „In 
Deutſchland muß Preußen moraliſche Eroberungen machen“ und 

ſchloß mit den Worten: „Die Welt muß wiſſen, daß Preußen 

überall das Recht zu ſchützen bereit iſt. Ein feſtes, konſequentes 

und, wenn es ſein muß, energiſches Verhalten in der Politik, 
gepaart mit Klugheit und Beſonnenheit, muß Preußen das po— 
litiſche Anſehen und die Wachtſtellung verſchaffen, die es durch 

ſeine materielle Macht allein nicht zu erreichen imſtande iſt.“ 
Die Liberalen haben zweifellos von Anfang an von der „neuen 

Ara“ zuviel erwartet. Ihr Wunſch ging dahin, daß das bisherige 
* feudale Parteiregiment durch eine Regierung ganz nach dem 

Herzen des Liberalismus erſetzt werden ſolle. Das iſt des Re⸗ 
genten Abſicht nie geweſen, und manche ſeiner Worte in der er— 
wähnten Anſprache zeigen deutlich, daß er ſolchen Erwartungen 

von vornherein entgegentreten wollte. In den Kreiſen der Libe— 

ralen hoffte man aber, daß es gelingen werde, den Regenten 
allmählich Schritt für Schritt in die gewünſchte Bahn zu leiten, 
und gab das Stichwort aus: Nur nicht drängen! In der Tat 
konnte man vorläufig mit dem Erreichten zufrieden ſein; war 
doch die Kamarilla beſeitigt und waren doch Männer im Wini⸗ 
Brandenburg, Die Reichsgründung J. 26 
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ſterium, auf die man ſich verlaſſen zu können glaubte, Auch er⸗ 

mahnte die neue Regierung, einem perſönlichen Wunſche des 

Regenten entſprechend, alle Beamten, ſich jeden Einfluſſes auf 
die Landtagswahlen zu enthalten; die Folge davon war, daß, | 

obwohl das Wahlrecht dasſelbe blieb, jetzt eine große Anzahl 

von liberalen Abgeordneten gewählt wurde. Viele, die ſich bis⸗ 

her vom politiſchen Leben zurückgehalten hatten, weil ſie ihre a 

Kräfte nicht an eine ausſichtsloſe Sache verſchwenden wollten, { 
ſchöpften jetzt neue Hoffnung und beteiligten ſich wieder an den 1 

Wahlen. 1 
Von Anfang an hatten in der neuen zweiten Kammer die Li⸗ 

beralen die unbeſtrittene Mehrheit, wenn ſie zuſammen hielten. 1 

Allerdings barg die Mehrheit recht verſchiedenartige Elemente 

in ſich. Ganz abgeſehen von einer rein miniſteriellen Fraktion 

von etwa 50 Witgliedern umfaßte auch die große liberale Partei 

von etwa 150 Abgeordneten, deren Führer Georg von Vincke \ 
war, Männer der verſchiedenſten Geſinnung. Auch hier ſaßen ! 

viele, die nur deshalb gewählt waren, weil man annahm, daß das 

Winiſterium die Wahl von gemäßigten Liberalen wünſche und 
die ihr Schickſal völlig an dasjenige des Winiſteriums knüpften. 

Neben ihnen nahmen die Refte der Frankfurter Erbkaiſerpartei, 

die man wegen ihrer Zuſtimmung zu dem Radowitzſchen Unions⸗ 

plan auf der Verſammlung zu Gotha als Gothaer zu bezeichnen 

pflegte, den größten Raum ein. Endlich gab es einen radikalen 

linken Flügel, der aus Anhängern der bürgerlichen Demokratie 

beſtand und ſich zunächſt nur unter Vinckes Führung ſtellte, weil 

er die ganze Partei zu dieſer Richtung zu drängen hoffte. Es 

mußte ſich erſt zeigen, ob ſo entgegengeſetzte Anſchauungen, wie 

ſie auf dem rechten und linken Flügel der Partei beſtanden, dieſe 

nicht ſchließlich zerreißen würden. 
Welche Bedeutung die inneren Vorgänge in Preußen bereits 

damals für ganz Deutſchland beſaßen, erſieht man am beſten 
daraus, daß der Beginn der neuen Ara in Preußen auch in einer 

Reihe von anderen deutſchen Staaten die Regierungen zu einer 

veränderten Haltung gegenüber ihren Parlamenten beſtimmte. In 

Bayern ſchritt König Maximilian zur Entlaſſung des Wini⸗ 
ſteriums von der Pfordten, das ihn zu einem Staatsſtreich 
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drängen wollte; denn, ſo ſagte er, er wolle Frieden haben mit 

ſeinem Volke. Baden, wo ſeit 1856 Großherzog Friedrich, der 
Schwiegerſohn des Regenten, an der Spitze des Staates ſtand, 

ſchloß ſich immer enger an Preußen an. Selbſt in Oſterreich be— 

gann man an eine Wiederherſtellung der Verfaſſung zu denken, 

damit nicht die Sympathien der liberal geſinnten Süddeutſchen 
ſich von dem Kaiſerſtaate ab⸗ und Preußen zuwenden möchten. 



Drittes Rapitel 

Einwirkungen des italieniſchen Einheitskampfes. 

Gründung des Nationalvereins 

J er Ausgang des Krimkrieges und der Regierungswechſel in 
Preußen hatten den Druck beſeitigt oder doch weſentlich er⸗ 

leichtert, der ſeit der Wiederherſtellung des Bundestags auf 

Deutſchland laſtete. Die Liberalen begannen überall wieder ihr 
Haupt zu erheben und Wut für die Zukunft zu faſſen. Ob damit 

aber auch für die nationalen Beſtrebungen neue Hoffnungen ge⸗ 

geben ſei, ließ ſich zunächſt noch nicht ermeſſen. Ohne eine kräftige 

Initiative oder wenigſtens Mitwirkung der preußiſchen Regierung 
ſelbſt ließ ſich ja an ihre Verwirklichung nicht denken; und ob 
der Regent ſeiner ganzen Anſchauungsweiſe nach dafür zu ge⸗ 

winnen ſein werde, mußte mindeſtens zweifelhaft erſcheinen. Denn 

ſo lebhaft auch Prinz Wilhelm von der Notwendigkeit einer 

Einigung unter Preußens Führung überzeugt war, und ſo wenig 

er einen ihm aufgedrungenen Kampf gegen Hjterreich geſcheut 

haben würde, ſo ſehr ſtimmte er doch mit ſeinem Bruder darin 

überein, daß auf die übrigen deutſchen Fürſten kein Druck geübt 
werden dürfe, und daß man ihren freien Entſchluß zur Opfe⸗ 
rung einzelner Souveränitätsrechte abwarten müſſe. Das Syſtem 

der moraliſchen Eroberungen konnte höchſtens ganz allmählich 
wirken und durch eine Verſtärkung der auf den Anſchluß an 
Preußen gerichteten Volkswünſche die Regierungen zu ſolchen 
Entſchlüſſen geneigter machen. Wenn man ſo lange warten wollte, 
bis dieſer Erfolg eintrat, ſo konnten noch Generationen vergehen. 

Unter dieſen Umſtänden war es von großer Wichtigkeit, daß 

die nationale Strömung durch einen Anſtoß von außen her neu 
belebt wurde. Im April 1859 brach der große Krieg aus, den 
Kaiſer Napoleon im Bunde mit Sardinien gegen Hfterreich führte, 
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und deſſen ſchließliches Ergebnis die Einigung Italiens geweſen 
iſt. Sobald der Ausbruch des Krieges wahrſcheinlich wurde, be- 
gann Öfterreich ſowohl bei den deutſchen Regierungen als in der 
Preſſe dahin zu arbeiten, daß ſich ganz Deutſchland in dieſem 

Kampfe auf ſeine Seite ſtellen müſſe; womöglich ſollte durch die 
drohende Aufſtellung eines deutſchen Heeres am Rhein Frank⸗ 

reich verhindert werden, ſeine Truppen nach Italien zu ſenden. 
Der Po, ſo lautete das Loſungswort, das man von Wien her 

ausgab, müſſe am Rhein verteidigt werden. Es war klar, daß 
den übrigen deutſchen Staaten und dem deutſchen Volke nichts 
daran liegen konnte, ſterreichs Herrſchaft in Italien aufrecht 
erhalten zu helfen; vielmehr war in Deutſchland das Gefühl weit 
verbreitet, daß Deutſche und Italiener das gleiche Intereſſe gegen⸗ 
über Öfterreich hätten, weil es beide Völker an der Schaffung 
eines nationalen Staates verhindern wolle. Einen rechtlichen An⸗ 

ſpruch auf die Hilfe des Deutſchen Bundes hatte Sſterreich erſt 

dann, wenn ſeine dem Bunde angehörigen Gebietsteile an⸗ 
gegriffen wurden, während die Lombardei und Venetien außer⸗ 

halb des Bundes ſtanden. 
In Berlin erſchien als öſterreichiſcher Abgeſandter bereits im 

April Erzherzog Albrecht, um vorzuſchlagen, daß alsbald ein ge⸗— 
meinſames öſterreichiſch⸗-preußiſches Heer unter dem Kommando 

des Kaiſers und des Regenten am Rhein aufgeſtellt werden möge. 
Prinz Wilhelm wollte ſich dazu nicht ohne weiteres verpflichten. 
Als der Erzherzog von Sſterreichs Abſicht ſprach, die Sache vor 
den Bundestag zu bringen und durch dieſen alle deutſchen 
Staaten zur Hilfe aufzubieten, erwiderte der Regent, daß Preußen 
als europäiſche Großmacht feine Politik nicht nach den Be⸗ 
ſchlüſſen dieſer Verſammlung regeln könne. Als der Krieg dann 

wirklich ausbrach, erklärte er, daß Preußen ſich auf den Schutz 
des Bundesgebiets beſchränken werde. Es hätte gewiß ſeinen 
innerſten Neigungen entſprochen, an der Spitze eines deutſchen 
Heeres ſchon damals gegen Napoleon zu kämpfen; aber er hielt 
einen Erfolg nur unter einheitlichem Kommando für möglich; 
mochte Öfterreich den Krieg in Italien auf ſich nehmen und es 

ihm allein überlaſſen, die deutſchen Streitkräfte am Rhein zu 
befehligen. Oſterreich hatte natürlich keine Luft, einen fo ge— 



406 Italieniſcher Krieg 

fährlichen Präzedenzfall zu ſchaffen. Man war in Wien über⸗ 

zeugt, daß Preußen wieder, wie in der Zeit vor Olmütz, Sſter⸗ 
reich aus Deutſchland verdrängen und im Trüben fiſchen wolle. 
In Wirklichkeit war der Regent nur entſchloſſen, die Selbſtändig⸗ 

keit der preußiſchen Politik beſſer zu wahren, als es im letzten 

Jahrzehnt geſchehen war, und jeden Verſuch Oſterreichs unbedingt 

zurückzuweiſen, ihn etwa durch einen Beſchluß des Bundestags 

zum Eingreifen zu zwingen, bevor eine Verpflichtung dazu vor⸗ 
liege. Um für alle Fälle gerüſtet zu ſein, ordnete er die Kriegs⸗ 

bereitſchaft ſeines Heeres an. Er wäre bereit geweſen, Sſterreich 

ſeinen Beſitzſtand in Italien zu garantieren, wenn man ihm den 

Oberbefehl über die deutſchen Streitkräfte während des Krieges 
überlaſſen hätte. Einen dahingehenden Vorſchlag ließ er im Mai 

durch General von Williſen nach Wien überbringen. Oſterreichs 

Gegenforderung, daß Preußen auch den ſämtlichen öſterreichi⸗ 
ſchen Vaſallenfürſten in Italien ihr Gebiet ſichern und in Frank⸗ 

reich zur Herſtellung des Hauſes Bourbon mitwirken müſſe, kam 
einer Ablehnung gleich. 
Während dieſe Verhandlungen noch ſchwebten, nahm der Krieg 

eine für Öfterreich höchſt verhängnisvolle Wendung. Die Fran⸗ 

zoſen und Italiener erfochten bei Magenta einen großen Sieg 
(A. Juni). Jetzt erklärte ſich Öfterreich bereit, auf die früheren 
preußiſchen Bedingungen einzugehen. Der Prinzregent wollte ſein 

Eingreifen dadurch vorbereiten, daß er als bewaffneter Ver⸗ 

mittler den ſtreitenden Teilen einen Friedensvorſchlag unter⸗ 
breitete, der die Integrität des öſterreichiſchen Beſitzſtandes unter 

der Vorausſetzung angemeſſener Reformen in Italien enthalte. 

Falls Frankreich, wie vorauszuſehen war, ablehnen würde, ſollte 
die Kriegserklärung an Napoleon folgen. Am 14. Juni befahl 
er die Mobilmachung von ſechs preußiſchen Armeekorps und 
kündete allen europäiſchen Staaten an, daß er eine bewaffnete 

Vermittlung verſuchen werde. Auch beim deutſchen Bunde be⸗ 4 
antragte er die Wobiliſierung von zwei Armeekorps, die unter 
Preußens Oberbefehl geſtellt werden ſollten. | 

Inzwiſchen hatte Kaiſer Franz Joſef ſelbſt das Kommando 
in Italien übernommen; ein neuer energiſcher Vorſtoß gegen die 

feindliche Truppenmacht wurde geplant. In der Hoffnung auf 
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deſſen ſiegreichen Ausgang, vielleicht auch aus Zorn darüber, 
daß Preußen die verſprochene Hilfe nicht ſofort leiſtete und jetzt 
offiziell das Kommando über das Bundesheer forderte, erklärte 
Oſterreich am 22. Juni, daß es nach wie vor auf Einbeziehung 
ſeiner italieniſchen Vaſallenſtaaten beſtehe und ſich für feine Ab— 

ſtimmung beim Bundestag über den preußiſchen Oberbefehl rag 
Hand vorbehalte. 

Aber unmittelbar darauf erlitten die Oſterreicher ihre welt 
große Niederlage bei Solferino (24. Juni). Die Feinde konnten 
jetzt bereits in das Feſtungsviereck, das die venetianiſche Grenze 

deckte, eindringen. Es wurde immer fraglicher, ob Kaiſer Joſef 
Venetien aus eigener Kraft werde behaupten können. Gleich— 

zeitig befahl der Regent die Mobilmachung des ganzen preu— 

ßiſchen Heeres und ſchickte ſich an, die angekündigte Vermittlung 
ins Werk zu ſetzen. 1 

' Kaiſer Napoleon ſah die Gefahr eines ſchweren Krieges gegen 

ganz Deutſchland heraufziehen und bot jetzt den Öfterreichern einen 

| | verhältnismäßig günftigen Frieden an; nur die Lombardei follte 

abgetreten werden, Venetien hingegen im Beſitz des Kaiſerſtaates 

bleiben. Die vertriebenen Fürſten ſollten zurückkehren dürfen, 
aber ohne Anwendung von Waffengewalt; ganz Italien ſollte 
in Zukunft einen Staatenbund unter dem Vorſitz des Papſtes 
bilden. Für Kaiſer Franz Joſef konnte die Entſcheidung kaum 
zweifelhaft ſein; wenn jetzt, nach den ſchweren öſterreichiſchen 

Niederlagen, Preußen am Rhein entſcheidende Siege davon— 
getragen und dadurch den Kaiſerſtaat aus ſeiner Notlage befreit 

hätte, ſo würde ganz naturgemäß der überwiegende Einfluß in 
Deutſchland an Preußen übergegangen ſein, und man hätte ſich 

einer Reform der Bundeskriegsverfaſſung, die Preußen den 
Oberbefehl über die deutſchen Kontingente für die Zukunft ſicherte, 

kaum widerſetzen können. Demgegenüber mußte die Abtretung 
der Lombardei als das kleinere Abel erſcheinen, und ſo ſchloß 
Öfterreich mit dem Kaiſer der Franzoſen auf dieſer Grundlage 
den vorläufigen Frieden von Villafranca ab (11. Juli). 

Der Regent war über dies Ergebnis ſehr enttäuſcht; er hatte 
große Summen für die Mobilmachung ausgegeben, hatte den 
Kaiſer Napoleon ſchwer gereizt, ohne irgendeinen Vorteil für 
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ſeinen Staat davonzutragen. Dazu kam noch, daß Kaiſer Franz 
Joſef in einem Wanifeſt verkündigte, er habe dieſen Frieden 

+ fchliegen müſſen, weil er von feinem natürlichen Bundesgenoſſen 
im Stiche gelaſſen worden ſei. Es iſt begreiflich, daß dieſe Vor⸗ 

gänge zu einer neuen ſtarken Entfremdung zwiſchen den beiden 

deutſchen Großmächten führten. 

Vielleicht noch wichtiger aber war es, daß durch die Vorgänge 

in Italien die öffentliche Meinung Deutſchlands zum erſtenmal ſeit 

einem Jahrzehnt wieder zu eigenen kräftigen Außerungen angeregt 

wurde. Jeder empfand, daß es ſich bei allem, was hier geſchah, 

auch mit um die Zukunft Deutſchlands handle. Dutzende von Bro⸗ 
ſchüren erſchienen während des Krieges, zum Teil aus der Feder 
geiſtig hervorragender Männer, und in den Zeitungen nahm der 

Kampf der Weinungen immer ſchärfere Formen an. Die Kleri⸗ 

kalen hielten durchweg zu Öfterreich und ſuchten die Verteidigung 
von deſſen italieniſchen Beſitzungen als einfache Bundespflicht 
hinzuſtellen. Viele andere waren jedoch der Anſicht, daß Deutſch⸗ 

land nur dann eingreifen dürfe, wenn Napoleon die deutſchen 

Grenzen bedrohe, während nicht wenige unter den Liberalen es 
für durchaus wünſchenswert hielten, wenn die Sſterreicher aus 

Italien verjagt würden. Von demokratiſcher Seite her trat be⸗ 
ſonders Ferdinand Laſſalle für engen Anſchluß Preußens an 
Frankreich ein, da jetzt die Gelegenheit günſtig ſei, Oſterreich 
gänzlich aus Deutſchland zu verdrängen. Denn das war doch die 
entſcheidende Frage in allen dieſen Erörterungen, wie Deutſch⸗ 
land eigentlich zu Hfterreich ſtehe und in Zukunft ſtehen ſolle. 

Faſt mit Naturnotwendigkeit mußten die kleindeutſchen Beſtre⸗ 
bungen in dem Augenblick wieder die Oberhand gewinnen, wo 

Hfterreich den Verſuch machte, die Kräfte Deutſchlands für feine 

undeutſchen Intereſſen in Bewegung zu ſetzen. Schon im Juni 

und Juli 1859 fanden verſchiedene von liberalen und demokra⸗ 
tiſchen Führern einberufene Verſammlungen ſtatt, und am 

14. Auguſt beſchloß ein großer gemeinſamer Kongreß in Eiſenach 
einen Verein zu energiſcher Propaganda für den Gedanken eines 
einigen Deutſchland mit kräftigen und freien Inſtitutionen zu be⸗ 
gründen. Eine ſtarke Zentralgewalt und ein deutſches Parlament 
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ſeien notwendig, und nur Preußen könne die Initiative zur 
Durchführung einer ſolchen Reform übernehmen. Vier Wochen 
ſpäter konſtituierte ſich in Frankfurt der deutſche Nationalverein. 

Zwei Hannoveraner, Rudolf von Bennigſen und Johannes 
Miquel, ferner Schulze⸗Delitzſch und andere Männer, die ſich 
in den Parlamenten der Einzelſtaaten bereits einen Namen als 

Führer der Oppoſition gemacht hatten, ſtellten ſich an die Spitze. 
Als Ziel des Vereins wurde auf der erſten Generalverſammlung 

in Koburg im September 1860 die bundesſtaatliche Einheit, wie 

fie in der Reichsverfaſſung von 1849 ihren rechtlichen Ausdruck 
gefunden habe, die Berufung eines deutſchen Parlaments und 

die Abertragung der Zentralgewalt an Preußen bezeichnet; für 
Deutſch⸗Oſterreich ſollte der ſpätere Anſchluß offen gehalten 
werden. Freilich wurde gleichzeitig betont, daß das preußiſche 
Volk wie alle anderen Stämme Opfer für die Einheit bringen 
und ſich trotz der Großmachtſtellung Preußens „gleich jedem an⸗ 
deren Staate Deutſchlands der deutſchen Zentralgewalt und 

Volksvertretung unterordnen“ müſſe. Man dachte auch hier alſo 

noch ebenſo wie in Frankfurt und Erfurt an eine außerhalb 
Preußens ſtehende, nur durch Perſonalunion mit der preußiſchen 

Krone verbundene Reichsgewalt. Daß man die Frankfurter Ver⸗ 
faſſung, wenn auch nicht in ganz deutlichen Worten, als eigent- 

lich noch zu Recht beſtehend bezeichnete, war ein Zugeſtändnis 
an die im Verein ſtark vertretenen demokratiſchen Elemente. 

Der Bundestag und die meiſten Einzelſtaaten betrachteten die 
mächtig anſchwellende nationale Bewegung, wie ſie beſonders bei 
der Hundertjahrfeier von Schillers Geburtstag überall hervor— 
brach, und die Gründung des Nationalvereins mit höchſt miß⸗ 
trauiſchen Blicken. Die freie Stadt Frankfurt duldete nicht, daß 
der Arbeitsausſchuß ſich in ihren Mauern niederlaſſe; obdach⸗ 
los hätte dieſer in Deutſchland umherirren müſſen, wenn ihm 
nicht Herzog Ernſt von Roburg-Gotha eine Freiſtatt gewährt 

hätte. Am meiſten fühlte ſich Öfterreich bedroht; von Wien aus 
würde man am liebſten mit Hilfe des Bundes eine neue große 

politiſche Verfolgung, wie einſt gegen die Burſchenſchaften und 

die Demagogen in Szene geſetzt haben; aber der Prinzregent von 

Preußen widerſetzte ſich einem derartigen Vorhaben. Auch ihm 
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erſchien der Verein nicht ungefährlich, und er war weit entfernt, 

ſich mit einer Bewegung zu identifizieren, deren Endziel die de⸗ 1 

mokratiſche Verfaſſung der Paulskirche war. Aber er erklärte, i 

daß es kein geſetzmäßiges Mittel gebe, die Wirkſamkeit des Ver⸗ 1 
eins zu hindern, ſolange dieſer ſich mit ſeiner Agitation inner⸗ N 

halb der geſetzlichen Schranken halte. Einige Einzelſtaaten haben 1 
gleichwohl die Wirkſamkeit des Vereins in ihren Gebieten unter⸗ | 
jagt. In manchen, z. B. in Sachſen, wurden die Mitglieder des 

Vereins für unfähig zur Bekleidung öffentlicher Ämter erklärt; 1 

in anderen, wie Mecklenburg und Kurheſſen wurde jeder, der 1 

dem Verein beitrat, gerichtlich verfolgt. Trotz dieſer Schwierig⸗ | 

keiten, die ihm in den Weg gelegt wurden, zählte der Verein bald N 

wüber zwanzigtauſend Mitglieder, für die damalige Zeit eines a 

wenig intenſiven öffentlichen Lebens eine ſehr hohe Zahl; ſeine 

Anhänger gehörten faſt ausſchließlich den oberen Klaſſen an, 

während die Maſſen ſich teilnahmlos verhielten. Verſuche, die 

in Süddeutſchland gemacht wurden, ihn durch partikulariſtiſche 

oder großdeutſche Konkurrenzvereine zu bekämpfen, blieben faſt 

völlig ergebnislos. 

Noch mehr verſtärkt werden mußte die nationale Strömung, 
als es den Italienern im Laufe der Jahre 1860 und 1861 doch 
noch gelang, trotz aller inneren und äußeren Schwierigkeiten 

ihren Einheitsſtaat zu begründen. Was den Italienern gelungen 

war, das mußte doch auch den Deutſchen möglich ſein. Daß es 

ſich dabei freilich nicht um eine einfache Nachahmung der ita⸗ 

lieniſchen Vorgänge handeln könne, war den meiſten klar. In 

Italien hatte faſt keine der Dynaſtien Boden im Volke; faſt alle 
Fürſten waren Ausländer, Sſterreicher oder Franzoſen, und die 
meiſten hatten ſich durch eine beiſpielloſe Mißregierung und 
wiederholten Wortbruch verhaßt und verächtlich gemacht. Das 

Haus Savoyen war die einzige wirklich nationale Dynaſtie, die, 
obwohl auch franzöſiſchen Urſprungs, doch ſchon ſeit Jahr⸗ 

hunderten ganz dem italieniſchen Lande und Volke angehörte. 

Darum war hier die Verjagung der übrigen Fürſten und die 
Gründung des Einheitsſtaates unter der Herrſchaft des Hauſes 

Savoyen die gegebene Löſung; neben ihr hätte nur noch die Ein⸗ 
heitsrepublik, wie ſie im Grunde Garibaldi erſtrebte, in Frage 
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kommen können, und es iſt weſentlich der genialen Politik des 

Grafen Cavour zu danken geweſen, daß ſchließlich die Monarchie 

geſiegt hat. In Deutſchland waren die Dynaſtien viel feſter ge— 

wurzelt und konnten ſich auf die Anhänglichkeit und Loyalität 

des größten Teiles ihrer Untertanen ſtützen. Wenn man aber auch 

die italieniſchen Erfahrungen nicht einfach auf Deutſchland über- 

tragen konnte, ſo hat doch ſchon die Tatſache, daß dort die 
Einheitsbewegung überhaupt zum Siege gelangte, die Be— 

ſtrebungen des Nationalvereins unterſtützt und die Hoffnungen 

belebt. 

Auch die Regierungen ſahen ein, daß ſie etwas tun müßten, 

um den nationalen Beſtrebungen entgegenzukommen. Dem Re— 

genten von Preußen war eine ſtraffere Organiſation des engeren 

Deutſchland unter Preußens Führung ſtets als wünſchenswert 

erſchienen. Auch für ihn aber war die ſelbſtverſtändliche Be— 

dingung die freie Zuſtimmung Öjterreich3 und der übrigen deut— 
ſchen Fürſten; er ſtand in dieſer Beziehung ganz auf dem Stand- 

punkt ſeines Bruders; er unterſchied ſich von ihm nur darin, daß 

er bei jeiner nüchternen Art dieſe Zuſtimmung für wenig wahr- 

ſcheinlich hielt und daraus den Schluß zog, daß eine derartige 
Reform eben in abſehbarer Zeit unmöglich ſei und daß es daher 
keinen Sinn habe, ſie zur Grundlage der preußiſchen Politik zu 
machen. Hingegen meinte er in einem beſtimmten Punkte doch 

eine Verbeſſerung der beſtehenden Zuſtände herbeiführen zu 

können, nämlich in der militäriſchen Organiſation des Bundes. 
Er glaubte, daß die Vorgänge von 1859 den deutſchen Fürſten 
ſelbſt die Aberzeugung gegeben haben müßten, daß es ſo nicht 
bleiben könne. Sein Ziel war, daß die Kontingente der kleineren 
Staaten in Organiſation, Ausrüſtung, Dauer der Dienſtzeit und 

Art des Erſatzes ganz nach preußiſchem Vorbild umgeſtaltet 
werden ſollten; ferner ſollte im Kriegsfall von der Einſetzung 
eines unter Kontrolle des Bundes ſtehenden Oberfeldherrn Ab— 

ſtand genommen werden; dafür ſollten die norddeutſchen Armee— 
korps dem Kommando des Königs von Preußen, die ſüddeutſchen 
demjenigen des 3 Kaiſers von Öfterreich unterſtellt werden; dieſen 

beiden Fürſten als Bundesfeldherren ſollte auch im Frieden das 
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Inſpektionsrecht zuſtehen. Dies hielt er für notwendig und auch 

für erreichbar, wenn Öfterreih und Preußen ſich darüber ver⸗ 
ſtändigen könnten. Allerdings täuſchte er ſich darüber nicht, daß 
Öjterreich die darin liegende Anerkennung der Gleichberechtigung 
Preußens in Deutſchland nur höchſt ungern zugeſtehen werde; 

er wußte genau, daß man in Wien jede Verſtärkung der preu⸗ 
Biihen Macht zu verhindern wünſchte und ſprach es dem König 

von Bayern gegenüber ganz offen aus, daß Kaiſer Franz Joſef 
den Frieden von Villafranca nur deshalb geſchloſſen habe, da⸗ 

mit Preußen nicht an der Spitze der deutſchen Truppen Siege 

über Frankreich erfechten und dadurch ſein Anſehen in Deutſch⸗ 

land vermehren könne. 

Es kann keine Frage ſein, daß der Regent die öſterreichiſche 
Politik damit vollſtändig richtig beurteilte. Kaiſer Franz Joſef 
hatte es allerdings ſchwer zu bereuen gehabt, daß er ſich auf Na⸗ 
poleons Wort verlaſſen und den Vertrag von Villafranca ge⸗ 

ſchloſſen hatte. Denn der Kaiſer der Franzoſen hatte es — ent⸗ 

gegen dem Sinne dieſer Abmachungen — ruhig zugelaſſen, daß 

die Bevölkerung der norditalieniſchen Kleinſtaaten und Toskanas 
den Anſchluß an Sardinien beſchloß und erreichte. Auch Eng⸗ 
land war auf die Seite Italiens getreten; Rußland hatte voll⸗ 
ſtändige Gleichgültigkeit gezeigt; wo ſollte Oſterreich bei neuen 
Verwickelungen, die Venedigs wegen jeden Augenblick entſtehen 

konnten, Anterſtützung finden, wenn nicht bei Preußen und 
Deutſchland? So verſuchte man in Wien ſeit dem Ende des 
Jahres 1859 wieder Frühling mit Preußen zu gewinnen; hatte 
doch der Regent in einem eigenhändigen Schreiben dem Kaiſer 
verſichert, daß er trotz aller Differenzen zur Verteidigung deut⸗ 

ſchen Bodens gegen Frankreich ſtets mit Öfterreich feſt zuſammen⸗ 

halten werde. Graf Rechberg, der unter Franz Joſefs eigener Ober⸗ 
leitung die auswärtige Politik des Kaiſerſtaates führte, war 

ebenfalls der Meinung, daß man die alten Beziehungen zu 
Preußen wieder feſter knüpfen, ja wenn möglich das frühere 
Bündnis mit gegenſeitiger Gebietsgarantie erneuern müſſe. Aber 

man hielt dies für erreichbar, ohne der zweiten deutſchen Groß⸗ 

macht irgendwelche Zugeſtändniſſe zu machen. Der neu ernannte 
öſterreichiſche Geſandte in Berlin, Graf Rarolyi, erhielt die un? 
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weiſung mit, den Wunſch des Kaiſers nach engem Einvernehmen 

bei jeder Gelegenheit zu betonen, zugleich aber keinen Zweifel 
daran zu laſſen, daß Sſterreich an dem „föderativen Prinzip“ 
als Grundlage der Bundesverfaſſung feſtzuhalten entſchloſſen ſei. 
Öfterreich hielt es für Preußens ſelbſtverſtändliche Pflicht, ihm 
ohne jede Gegenleiſtung im Kampfe für das monarchiſche und 
chriſtliche Prinzip gegen die Revolution beizuſtehen; als Revo— 
lution betrachtete es die nationalen Beſtrebungen in Italien und 

Deutſchland und die unheimliche Politik Napoleons III. Es war 
der alte Gedankenkreis aus der erſten Hälfte des Jahrhunderts. 

Als aber der Regent und feine Winiſter zu erkennen gaben, 

daß die Vorausſetzung einer ſolchen Allianz für fie Oſterreichs 
Zuſtimmung zu der geplanten Reform der Bundeskriegs⸗ 
verfaſſung ſei, weigerte man ſich in Wien durchaus, darauf ein⸗ 

zugehen. Die Souveränität der deutſchen Fürſten werde in 

bundeswidriger Weiſe beeinträchtigt, wenn man ihnen die Ver— 

fügung über ihre Truppen nehme; Preußen werde dadurch mehr 

gewinnen als Sſterreich, da die kleineren norddeutſchen Kon— 
tingente dem preußiſchen Heere leichter einzugliedern ſeien als die 
größeren ſüddeutſchen dem öſterreichiſchen; höchſtens für den 
Kriegsfall ſei eine Zweiteilung des Oberbefehls möglich, aber 
niemals organiſche Einrichtungen ähnlicher Art ſchon für die Zeit 
des Friedens; aus der militäriſchen werde aller Wahrſcheinlich— 
keit nach ſonſt mit der Zeit eine politiſche Verſchmelzung folgen. 

Graf Rechberg ließ ſogar durchblicken, daß das Winiſterium der 
neuen Ara des Liebäugelns mit der Revolution dringend ver— 
dächtig ſei, und daß Oſterreich, wenn die Allianz zuſtande komme, 
eigentlich vorausſetzen müſſe, daß der Regent ſich mit anderen 
Männern umgebe. Seit Olmütz hatte man ſich in Wien eben 
daran gewöhnt, auf Preußen mit einer gewiſſen Geringſchätzung 
herabzuſehen, und war überzeugt, daß es einen ernſtlichen Wider- 
ſtand gegen Sſterreich jetzt jo wenig wie damals wagen werde. 

Auch die eigenen Niederlagen in Italien hatten dies naive Selbſt⸗ 
bewußtſein nicht zu erſchüttern vermocht. Zwiſchen dieſen An— 
ſchauungen und denen des Regenten war ein Ausgleich kaum 

möglich; und daher waren auch die preußiſchen Pläne zu einer 
Reform der Kriegsverfaſſung von vornherein ausſichtslos. 
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Unter den mittelſtaatlichen Regierungen waren es hauptſäch⸗ 

lich Sachſen und Bayern, die nach dem Kriege von 1859 von 

neuem eine Bundesreform erwogen; fie dachten an eine Aus⸗ 

dehnung der Bundeskompetenz auf das rechtliche und wirtſchaft⸗ 
liche Gebiet unter Beſeitigung des Zollvereins, konnten aber 
unter ſich nicht völlig einig werden. Auch ſie verſchloſſen ſich 

nicht der Erkenntnis, daß namentlich die Kriegsverfaſſung der 

Verbeſſerung dringend bedürftig ſei; aber ſie wollten im Kriegs⸗ 

fall drei Heere ins Feld ſtellen; neben dem öſterreichiſchen und 

preußiſchen ſollte ein aus den übrigen Bundeskontingenten ge⸗ 

bildetes ſelbſtändiges Heer unter einem von den übrigen 
Staaten gewählten Bundesfeldherrn ſtehen. Es war der alte 

Triasgedanke, auf das militäriſche Gebiet übertragen, der 

namentlich in Herrn von Beuſt einen betriebſamen und nicht un⸗ 
geſchickten Vorkämpfer fand. Der Regent von Preußen ließ, als 

er von dieſen Plänen erfuhr, keinen Zweifel darüber, daß er 

ihnen nicht zuſtimmen werde, weil eine derartige Zerſplitte⸗ 

rung der deutſchen Streitkräfte eine einheitliche Kriegführung un⸗ 

möglich mache. 

Dabei war die internationale Lage nicht unbedenklich. Napoleon 
gab deutlich zu erkennen, daß er Preußen gern bei einem ähn⸗ 

lichen Werke, wie es Sardinien vollbracht hatte, unterſtützen 
werde, wenn er dafür ein Stück des linken Rheinufers erhalte. 
Der Regent ſetzte dieſen Lockungen jedoch die bündige Erklärung 

entgegen, daß er niemals in die Abtretung auch nur des ge⸗ 

ringſten Stückes deutſchen Bodens willigen werde. Als er im 
Juni 1860 den Beſuch Napoleons in Baden-Baden empfing, lud er 

alle deutſchen Fürſten ein, dieſer Zuſammenkunft beizuwohnen, 

um von vornherein jeden Verdacht zu entkräften, als wolle er mit 

dem Kaiſer der Franzoſen hinter ihrem Rücken etwas abmachen. 

Ja, die Beſorgnis vor franzöſiſchen Ausdehnungsgelüſten ver⸗ 

anlaßte ihn, ſich Hjterreich wieder zu nähern und auf einer perſön⸗ 

lichen Zuſammenkunft mit dem Kaiſer Franz Joſef Ende Juli 
zu verabreden, daß ſie gemeinſam nicht nur ihre eigenen Gebiete, 
ſondern auch Holland, Belgien und die Schweiz gegen franzöſiſche 

Gelüſte decken wollten. Gegen Italien verſprach der Regent nur 
dann ſeine Hilfe, wenn das deutſche Bundesgebiet bedroht werde. 
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Dieſe Abmachungen wurden in einer Punktation niedergelegt. 
Für weitergehende Zugeſtändniſſe forderte Preußen nach wie vor 

Oſterreichs Zuſtimmung zur Reform der Bundeskriegsverfaſſung, 

Gleichberechtigung im Präſidium und eine Verpflichtung des 
Kaiſers, über alle wichtigeren Angelegenheiten mit Berlin eine 

direkte Verſtändigung herbeizuführen, bevor ſie an den Bundes- 

tag gebracht würden. Franz Joſef lehnte jedoch derartige Zu— 
ſagen ab. Auch ein neuer Verſuch, der auf Preußens Anregung 

im Frühling 1861 gemacht wurde, um zu einer förmlichen Allianz 

zwiſchen beiden deutſchen Großmächten zu gelangen, ſcheiterte an 

denſelben Schwierigkeiten. 

Das Wißlingen ſeines Reformplans mußte dem Regenten 
zeigen, daß auch nicht das geringſte zuſtande kommen werde, wenn 

man ſo lange warten wolle, bis alle Regierungen einig geworden 

ſeien. Da nun verſchiedentlich von einzelnen deutſchen Fürſten, 

wie dem Herzog von Koburg und dem Großherzog von Baden, 

Anregungen an ihn herantraten, eine Reform größeren Maß— 

ſtabes in die Hand zu nehmen, und da zugleich die wachſenden 
Erfolge des Nationalvereins deutlich bewieſen, daß im deutſchen 

Volke ein ſtarkes Verlangen nach größerer Einigung vorhanden 

ſei, mußte auch er ſich immer wieder die Frage vorlegen, ob 

es wirklich geraten ſei, die Dinge ruhig ihren Gang gehen zu 

laſſen, oder ob Preußen nicht doch in ſeinem eigenen Intereſſe 

die Führung in die Hand nehmen müſſe. Bei ſeinem auswärtigen 

Miniſter, Herrn von Schleinitz, der nur ein gewandter Hofmann, 

aber kein Staatsmann war, fand er in dieſen Fragen keinen 

Rat und keine Unterſtützung. Dieſer mochte ſelbſt feine Unzu— 

länglichkeit fühlen und bat im Sommer 1861 ſeiner geſchwächten 
Geſundheit wegen um ſeine Entlaſſung. Der König ernannte zu 

ſeinem Nachfolger den bisherigen Geſandten in London, Grafen 

Bernſtorff. Schon dieſe Wahl läßt wohl den Schluß zu, daß 

er eine etwas veränderte Richtung in ſeiner deutſchen Politik 
einzuſchlagen gedachte. War doch Bernſtorff, wie Wilhelm ſehr 

wohl wußte, bereits in der Zeit der Unionsverhandlungen ein 

ſcharfer Gegner der Politik des Fürſten Schwarzenberg geweſen 
und hatte die Gründung einer norddeutſchen Union eifrig be— 
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fürwortet. Auch jetzt trat er mit einem beſtimmten Programm 

für eine Bundesreform in ſein neues Amt ein. Die Hauptpunkte 

Preußen; gemeinſame diplomatiſche Vertretung dem Auslande 
gegenüber; Beiträge der deutſchen Staaten zur preußiſchen 

Warine. Die Bundesexekutivgewalt ſollte in der Hand Preußens, 

eventuell unter beſchränkter Mitwirkung der übrigen Fürſten, 

liegen. Sobald dieſe Exekutivgewalt eingeſetzt ſei, ſollte ein deut⸗ 

ſches Parlament, aus Delegierten der einzelnen Landtage be⸗ 

ſtehend, in Berlin zuſammentreten, um zu der neuen Verfaſſung 

ſeine Zuſtimmung zu geben. Es ſollte aus einem Fürſtenhauſe 

und einem Volkshauſe beſtehen und den Namen „Deutſcher 

Reichstag“ führen. Oſterreich ſollte für fein Ausſcheiden aus dem 
engeren Deutſchland entſchädigt werden durch den Abſchluß eines 

Bündniſſes, das ihm ſeine ſämtlichen Beſitzungen garantierte. 

Dies Programm ſchloß ſich ziemlich eng an die Projekte von 

1849 an. Der hauptſächlichſte Unterſchied lag darin, daß das 

Parlament nicht von der Bevölkerung direkt gewählt, ſondern 

aus Delegierten der Einzellandtage zuſammengeſetzt werden, und 

daß ihm wohl die nachträgliche Genehmigung der von den Re= 

gierungen vereinbarten Verfaſſung, aber nicht eine konſtituierende 

Gewalt zuſtehen ſollte. Von entſcheidender Bedeutung war es 
ferner, daß es in Berlin tagen, hier alſo auch der Sitz der Bundes⸗ 
regierung und das eigentliche Zentrum des neuen Bundesſtaates 

ſein ſollte. Offenbar hat Bernſtorff die allmähliche Verwirk⸗ 
lichung dieſes Projektes auf dem gleichen Wege, den man 1849 ° 

betreten hatte, für möglich gehalten, nämlich durch den Abſchluß 
von Verträgen mit den freiwillig beitretenden Staaten unter Vor⸗ 

behalt der jpäteren Heranziehung der übrigen. Dieſes Verfahren 

empfahl auch der badiſche Minister von Noggenbach. 

Der König hat dieſen Plan im Ganzen gebilligt. Aber wie 
hätte er jemals auf dem Wege friedlicher Verſtändigung mit Öfter- 
reich und den Einzelſtaaten verwirklicht werden können! Den 
Gedanken aber, ſich der nationalen Strömung, wie ſie in der Agi⸗ 

tation des Nationalvereins zum Ausdruck kam, zu einem Drucke 
auf die Regierungen zu bedienen, wies der König Napoleon 
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gegenüber, als er dieſem im Herbſt 1861 in Compiegne ſeinen 

Gegenbeſuch machte, ganz entſchieden zurück. 
In den deutſchen Wittelſtaaten erblickte man in der Berufung 

Bernſtorffs bereits ein Zeichen dafür, daß Preußen mehr als 
früher geneigt ſei, eine Bundesreform ernſtlich in Angriff zu 

nehmen. Wan beſchloß, ſolchen Verſuchen zuvorzukommen; Beuſt 

arbeitete nun ein neues Projekt aus, wonach die Bundesverſamm⸗ 

lung zweimal im Jahre auf vier Wochen zuſammentreten ſollte, 

einmal in Regensburg unter Hjterreich8 und einmal in Hamburg 

unter Preußens Vorſitz. In der Zwiſchenzeit ſollten der Kaiſer 
von Oſterreich, der König von Preußen und ein dritter von den 

übrigen Regierungen zu beſtimmender Bundesfürſt die Exekutive 
handhaben. Neben dem Bundestag ſollte eine Abgeordneten- 
verſammlung aus Delegierten der einzelnen Landtage, ſo oft es 

nötig ſcheine, zuſammentreten; endlich ſollte ein Bundesgericht 

zur Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen den Bundesgliedern 
und von Differenzen zwiſchen den Regierungen und ihren Volks— 
vertretungen ins Leben gerufen werden. Es lag in dieſen Vor— 
ſchlägen gewiß ein Entgegenkommen gegenüber dem von Preußen 

vertretenen Standpunkt, wenn auch der alte Triasgedanke noch 
deutlich hindurchſchimmerte. Die Delegiertenverſammlung wäre 
natürlich, da ſie nicht einmal in regelmäßigen Zwiſchenräumen 

berufen werden ſollte, völlig machtlos geweſen und ſtellte nur 
eine Dekoration dar, die man der öffentlichen Meinung zuliebe 

anbrachte. Daß dieſer Plan ausführbar, oder wenn ausgeführt, 

geeignet geweſen wäre, die nationalen Bedürfniſſe zu befriedigen, 
wird niemand behaupten wollen. Sein Urheber hat es freilich 

immer geglaubt, aber ſchon damals ſelbſt bei ſeinen Kollegen in 

den übrigen Wittelſtaaten wenig Zuſtimmung gefunden. Auch 

in Wien lehnte man den Plan wegen der Teilung des Präſidiums 

mit Preußen unbedingt ab; ebenſo in Berlin. Bernſtorff benutzte 

die Gelegenheit, um feine eigenen Pläne der Öffentlichfeit mit- 
zuteilen. In ſeiner Antwort an Beuſt vom 20. Dezember 1861 
erklärte er, daß eine Reform des Geſamtbundes ſchon wegen der 

dazu erforderlichen Einſtimmigkeit nicht denkbar ſei. Es bleibe 
daher nur übrig, auf dem Wege freier Vereinbarung zwiſchen den 
; dazu geneigten Einzelſtaaten einen Bundesstaat im Staatenbunde 

Brandenburg, Die Reichsgründung I. 27 
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zu ſchaffen. Gegen dieſe Wiederaufnahme des alten Unionsplans 
proteſtierten jedoch Öfterreich, Bayern, Württemberg, Hannover, 
Heſſen⸗Darmſtadt und Naſſau in identiſchen Noten vom 2. Fe⸗ 
bruar 1862, in denen ſie die Errichtung eines ſolchen engeren 

Vereins für unverträglich mit den Grundprinzipien des Bundes 

erklärten; ſie ſcheuten ſich nicht, dabei „an die unheilvollen Folgen 
zu erinnern, welche ſchon in einer früheren Epoche Beſtrebungen 
desſelben Charakters über Deutſchland heraufzubeſchwören 

drohten“. Auch Sachſen ſchloß ſich in etwas entgegenkommenderer 
Form dieſer Verwahrung an, während Baden nochmals die Aber⸗ 
zeugung ausſprach, daß nur ein engerer Bund mit einheitlicher 

Zentralgewalt und einem deutſchen Parlament den nationalen 

Bedürfniſſen genügen könne. 

Dieſer Meinungsaustauſch endigte alſo damit, daß die Un⸗ 

ausführbarkeit der Pläne des Grafen Bernſtorff, inſofern ſie 
durch die freie Zuſtimmung der deutſchen Staaten verwirklicht 

werden ſollten, aufs klarſte hervortrat, während andererſeits 

Preußen offen ausſprach, daß es den beſtehenden Bund einer 

wirklichen Reform nicht für fähig halte. Öfterreich und die Wittel⸗ 
ſtaaten ſahen ſich durch Preußens Vorgehen veranlaßt, unter ſich 

eine förmliche Verabredung zu treffen, daß ſie keiner Bundes⸗ 

reform zuſtimmen würden, „welche Oſterreich aus Deutſchland 
ausſcheiden und die übrigen Fürſten einem Bundesmitglied 
unterordnen würde“. Auch vereinbarten ſie im Sommer 1862 

einen Reformplan, der auf die Berufung einer Delegierten⸗ 

verſammlung neben dem Bundestag und die Einſetzung eines 

Bundesgerichts hinauslief. Bernſtorff verſagte hierzu ent⸗ 

ſchieden ſeine Mitwirkung. Die deutſche Frage war damit völlig 

auf dem toten Punkte angelangt; nirgends ſchien ſich eine Ausſicht 

auf Anderung oder Beſſerung zu bieten. 

In einigen anderen Fragen gelang es der preußiſchen Politik 
unter der Leitung Bernſtorffs, kleinere Erfolge zu erzielen. In 
den neuen Kämpfen der Herzogtümer Schleswig und Holſtein 
mit Dänemark, von denen noch ausführlicher die Rede ſein wird, 

trat Preußen mit Eifer und Erfolg beim Bundestag für ener⸗ 
giſche Wahrnehmung der deutſchen Rechte ein. In den fort⸗ 

während andauernden Streitigkeiten des Kurfürſten von Heſſen 9 
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mit ſeinen Ständen hatte ſich Preußen ſeit dem Sturze Man— 
teuffels auf die Seite der letzteren geſtellt. Es erklärte, der 
Bundestag habe nicht das Recht gehabt, eine neue Verfaſſung 
für Heſſen zu diktieren; nur die Beſeitigung der dem Bundes- 
recht etwa widerſprechenden Beſtimmungen der beſtehenden 
Verfaſſung von 1831 habe er verlangen können. Daher ſei die 
vom Bunde oktroyierte Verfaſſung als ungültig, diejenige von 
1831 als in Kraft ſtehend zu betrachten. Preußen fand mit dieſer 
Stellungnahme lebhaften Beifall bei den Liberalen, auch bei der 
Mehrheit der eigenen Volksvertretung. Der Bundestag jträubte 

ſich jedoch heftig, ſeine früheren Beſchlüſſe zurückzunehmen, und 
Hiterreih weigerte ſich lange, Preußens Vorgehen zu unter- 

ſtützen. Beſonders erbittert war natürlich der Kurfürſt von Heſſen; 
er ſchrieb, obwohl ſich inzwiſchen auch Oſterreich zu der preu⸗ 
ßiſchen Rechtsauffaſſung bekehrt hatte, Neuwahlen auf Grund 
der Verfaſſung von 1860 aus und ignorierte einen Bundestags- 

beſchluß, der dies für unzuläſſig erklärte; er ging ſo weit, daß er 
einem Spezialgeſandten König Wilhelms mit offener Unhöflich⸗ 

keit begegnete und den ihm überbrachten eigenhändigen Brief des 

Königs wütend auf die Erde warf; darauf zwang ihn Preußen 

durch die Aufſtellung von Truppen an ſeinen Grenzen zu einer 

förmlichen Entſchuldigung und zum Nachgeben in der Ver— 
faſſungsfrage. Auch im Zollverein behauptete es energiſch die 

Führung; als der Abſchluß eines Handelsvertrags mit Frank⸗ 

reich auf den Widerſpruch Oſterreichs und der mit ihm befreun- 
deten Wittelſtaaten ſtieß, wurde Oſterreichs Einmiſchung zurück— 
gewieſen und den übrigen Staaten mitgeteilt, daß Preußen ihnen 
den Zollvereinsvertrag kündigen werde, falls ſie ihren Wider— 

ſpruch nicht zurückzögen. Eine Zeitlang ſchien die Auflöſung des 
Zollvereins ernſtlich zu drohen. Die ſüddeutſchen Staaten traten 

ſogar in Verhandlungen mit Öfterreich über die Begründung 

eines neuen Zollbundes. Von den mitteldeutſchen Staaten ſtand 

nur Sachſen aus Rückſicht auf die Intereſſen feiner Induſtrie von 
Anfang an auf der Seite Preußens, was Herrn von Beuſt von 
den übrigen Wittelſtaaten ſehr übel genommen wurde. Das Ende 

dieſer Kriſis trat erſt nach dem Ausſcheiden Bernſtorffs ein. 
Wenn trotz der neuerwachten nationalen Stimmung in Deutſch— 

27* 
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land keine weſentlichen Erfolge in der Frage der Bundesreform 

erzielt wurden, ſo lag dies nicht nur an dem Widerſtreben der 

Wittelſtaaten, ſondern auch daran, daß in Preußen ſelbſt in⸗ 
zwiſchen ein innerer Kampf ausgebrochen war, der die Aktions⸗ 

fähigkeit dieſes Staates lähmte und bei vielen neue Zweifel er⸗ 
weckte, ob er wirklich geeignet ſei, die Führung in Deutſchland zu 
übernehmen. Über die Frage der Heeresorganiſation kam es zu 

reinem Konflikt zwiſchen der Krone und der Volksvertretung, wie 
er ſo ſcharf in dem Verfaſſungsleben Preußens weder 1 
noch nachher dageweſen iſt. | 



Viertes Kapitel 

Der Heeres: und Verfaſſungskonflikt in Preußen 

Jer Prinzregent war ſeit Jahrzehnten davon überzeugt, daß 
das preußiſche Heer einer gründlichen Umformung bedürfe, 

wenn es einem großen Kampfe, wie er doch jeden Augenblick 

notwendig werden konnte, gewachſen fein ſollte. Schon die Er- 
fahrungen des Jahres 1849 hatten ihn bedenklich gemacht; die 
Aufbietung eines verhältnismäßig kleinen Teils des Heeres zur 
Niederwerfung des badiſchen Aufſtandes hatte damals große 
Schwierigkeiten bereitet, namentlich weil bei dieſem Kampfe gegen 
einen inneren Feind die Landwehr verſagte und daher zuletzt 

faſt ausſchließlich Truppen des ſtehenden Heeres hatten heran⸗ 
gezogen werden müſſen. Im Jahre 1850, als der Konflikt mit 
Öfterreich zu einem gewaltſamen Ausgang hinzudrängen ſchien, 

hatte der preußiſche Kriegsminiſter ſelbſt erklärt, daß das Heer 
in ſeinem augenblicklichen Zuſtand zur Führung eines großen 

Krieges unzulänglich ſei; und die Mobilmachung des Jahres 
1859 ließ ebenfalls die ſchon früher empfundenen Schäden deutlich 
zutage treten. Bereits 1849 hatte Prinz Wilhelm Reformen in 

der ſpäter durchgeführten Art empfohlen; im Kriegsminiſterium 
hatte man lange darüber beraten, aber ſchließlich war nichts zu⸗ 
ſtandegekommen. In der Zeit, als er nur Stellvertreter ſeines 

Bruders war, im Winter von 1857 auf 58, hatte der Prinz zu⸗ 
nächſt die Bewaffnung der ganzen Infanterie mit Zündnadel⸗ 
gewehren eingeleitet; damals nahm er auch den Gedanken einer 
großen organiſatoriſchen Reform wieder auf. Zwei, in manchen 
Einzelheiten von einander abweichende Denkſchriften des Oberft- 
leutnants von Clauſewitz und des Generals von Roon dienten 
der Beratung als Grundlage; beide gingen von den Gedanken 
aus, die der Prinz ſchon 1849 vertreten hatte. Aber erſt im No⸗ 
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vember 1859 wurde der Plan der geeresreform völlig fertig⸗ 
geſtellt; in allen wichtigen Punkten hat der Regent dabei ſelbſt 

die Entſcheidung gegeben. 

Zunächſt erſchien die Präſenzſtärke des Heeres im Verhältnis 

zu der gegenwärtigen Einwohnerzahl des Staates viel zu gering. 

Seit 1820 war die Zahl der jährlich einzuſtellenden Rekruten 

nicht vermehrt worden. Damals aber hatte die Bevölkerungszahl 
des Staates nur etwa 11 Willionen betragen, während ſie ſeit⸗ 

dem auf faſt 18 Millionen geſtiegen war; anſtatt der 38 000 Mann, 
die jährlich eingeſtellt wurden, hätten 63000 ausgehoben werden 
müſſen, wenn das Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht eine 

Wahrheit bleiben ſollte. Tatſächlich blieb etwa ein Drittel der 
militärtauglichen und dienſtpflichtigen jungen Männer vom Wi⸗ 

litärdienſt gänzlich frei. Das war nicht nur ein Verſtoß gegen 

den Grundgedanken des ganzen preußiſchen Heerweſens, auch 

nicht nur eine Schwächung der Wachtmittel, die Preußen im 

Fall eines Krieges ſeiner Volkszahl nach hätte aufbringen können, 
ſondern er bedeutete auch eine große Ungerechtigkeit denjenigen 

gegenüber, die zum Dienſt herangezogen wurden. Bei jeder 

Wobilmachung mußte eine große Zahl von älteren Landwehr⸗ 
männern, die bereits Weib und Kind hatten, einberufen werden, 

während ein ſtarker Prozentſatz unverheirateter kräftiger junger 

Leute, weil er keine militäriſche Ausbildung genoſſen hatte, zu 
Haufe blieb. Wenn dieſem Wangel abgeholfen werden ſollte, jo 

erſchien es notwendig, zur Ausbildung der jährlich mehr ein⸗ 

zuſtellenden 25000 Mann die Stammformationen zu vermehren; 

und zwar war in dem Plane des Regenten die Bildung von 

49 neuen Regimentern vorgeſehen. | 

Ein zweiter Mangel lag, vom militäriſchen Standpunkt aus 

betrachtet, in der vollen Selbſtändigkeit und der dadurch be⸗ 
dingten geringen Leiſtungsfähigkeit der Landwehr. Nach dem Ge⸗ 
ſetz von 1815 ſtand die Landwehr ausſchließlich unter eigenen, 

aus ihr hervorgegangenen Offizieren; im Kriegsfall wurden die 
Landwehrregimenter mit aktiven Regimentern zu kriegsſtarken 

Brigaden vereinigt. Auch die Abungen der Landwehr in 
Friedenszeiten fanden völlig getrennt vom ſtehenden Heere unter 
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der Leitung von Landwehroffizieren ſtatt, die den größten Teil 
ihres Lebens in einem bürgerlichen Beruf verbrachten und na= 

türlich den ſeit ihrer Ausbildung gemachten Fortſchritten in der 
Technik des Kriegsweſens und in der Truppenführung nicht in 
genügender Weiſe zu folgen vermochten; erſt ſeit 1852 wurde 

wenigſtens ein Teil der Stellen vom Kompagniechef aufwärts 

mit Berufsoffizieren beſetzt. Nach dem Plan des Regenten ſollte 

dieſe Selbſtändigkeit der Landwehr aufhören. Ihre jüngeren Jahr— 
gänge ſollten in die Reſerve des ſtehenden Heeres eingereiht 
werden, ihre Friedensübungen alſo bei den aktiven Regimentern 

ableiſten und im Kriegsfalle in dieſe eingeſtellt werden; die älteren 
Jahrgänge ſollten zwar in eigenen Verbänden organiſiert bleiben, 

aber im Kriegsfall nur zur Landesverteidigung herangezogen 
werden. Auf dieſe Art glaubte man zwei Ziele gleichzeitig er— 
reichen zu können: die Leiſtungsfähigkeit des Heeres zu ſteigern 

und es der Gewalt des oberſten Kriegsherrn feſter unter- 

zuordnen. Die Mehrkoſten der geſamten Reform wurden auf faſt 

10 Willionen Taler jährlich berechnet. 
In dem Winiſterium der neuen Ura verſah den Poſten eines 

Kriegsminiſters der General von Bonin, ein Wann, der ſelbſt 

noch die Freiheitskriege als Leutnant mitgemacht hatte und aus 
dem Miniſterium Wanteuffel ausgeſchieden war, weil er deſſen 
Politik beim Ausbruch des Krimkrieges nicht billigte. Zu dem 
Regenten ſtand er ſeit lange in näheren Beziehungen und hatte 

ſelbſt als einer der erſten die Reformbedürftigkeit der Heeres⸗ 
organiſation erkannt. Aber gegen viele Einzelheiten des jetzigen 
Planes, der von anderen Männern herrührte, hegte er Bedenken. 
Er ſah in der völligen Beſeitigung der alten Organiſation der 
Landwehr einen Bruch mit den großen Traditionen aus der Zeit 
ihrer Entſtehung und wollte nicht zugeben, daß es einer ſo radi— 
kalen Anderung bedürfe. Außerdem hielt er es für ſehr unwahr— 

ſcheinlich, daß das Parlament die geforderten hohen Summen 

für die Reform bewilligen werde. Vergebens verſuchte der Prinz, 

ihn umzuſtimmen; als er dann ſchließlich befahl, ohne jede Rück— 
ſicht auf finanzielle und parlamentariſche Bedenken vorzugehen, 
reichte Bonin ſeinen Abſchied ein. An ſeiner Stelle wurde am 
5. Dezember 1859 der Generalleutnant Albrecht von Noon, einer 
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der eifrigſten Mitarbeiter an dem Reformplan, zum Kriegs⸗ 
miniſter ernannt. 

Roon ſtand damals im 56. Lebensjahre. Er war ein tapferer 

und kenntnisreicher Soldat, deſſen Studien ſich weit über das 

eigentlich militäriſche Gebiet hinaus erſtreckt hatten. Soldat und 
Preuße mit Leib und Seele, kannte er keine anderen Geſichts⸗ 
punkte für ſein Handeln als die Macht ſeines Staates und die 

Befehle ſeines oberſten Kriegsherrn. Seiner politiſchen und reli⸗ 
giöſen Überzeugung nach ſtand er auf der äußerſten Rechten, 
unterſchied ſich aber von den Männern des Gerlachſchen Kreiſes 

durch feinen praftifchen, jeder rein theoretiſchen Spekulation ab⸗ 

geneigten Sinn und das Fehlen ſpezifiſch feudaler Intereſſen. 

In der Form häufig etwas rauh und ſchroff, verſtand er ſich doch 
auch recht gut auf die Künſte der Diplomatie und hat dies gerade 

in den erſten Jahren ſeines Winiſteriums, wo er als einziger 

ſtreng konſervativer Miniſter einer ganz anders geſinnten Mehr⸗ 

heit von Kollegen gegenüberſtand, gezeigt. Einem Freunde ber 

kannte er ſchon damals offen, daß er von dem ganzen konſtitu⸗ 

tionellen Weſen nie etwas gehalten habe. Mit dem Regenten 
war er durch eine im Grunde gleiche Weltanſchauung und gegen⸗ 

ſeitige perſönliche Sympathien aufs engſte verbunden. Es iſt oft 
mit Recht betont worden, daß er unter allen großen Ratgebern 

Wilhelms J. dieſem ſtets menſchlich am nächſten geſtanden hat. 

Die Ernennung Roons erregte bei den Liberalen bereits Be⸗ 

denken. Manche erblickten darin das erſte Anzeichen, daß der 

Regent entſchloſſen ſei, ganz mit ihnen zu brechen und in die 

Bahnen einer ſtreng konſervativen Politik einzulenken. Soweit 
es den Regenten ſelbſt betraf, war das zweifellos nicht richtig. 

Liberal hatte er ja niemals regieren wollen; er gedachte auch 

jetzt über den Parteien zu bleiben; ſeiner Anſicht nach war Roon 

‚der geeignetſte Mann, um die Heeregreform zu vertreten und 

zur Durchführung zu bringen; das war für ihn entſcheidend, und 

die konſervative Geſinnung Roons konnte für ihn natürlich kein 
Hinderungsgrund ſein. Inſofern aber hatten die Liberalen doch 
einen richtigen Inſtinkt, als Roon ſelbſt zweifellos von Anfang 
an darauf ausging, der geſamten Regierung eine konſervativere 

Richtung zu geben und dem Regenten die Überzeugung bei⸗ 
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zubringen, daß er mit den Liberalen gänzlich brechen müſſe, wenn 

er ſeine Pläne durchführen wolle. Er bemühte ſich eifrig, die von 
ſeiner Richtung am weiteſten abweichenden Witglieder nach und 
nach aus dem Winiſterium zu verdrängen. | 

Bei Eröffnung der Parlamentsſeſſion von 1860 wurde die 
Wilitärvorlage angekündigt. Im Februar wurde ſie eingebracht 
und alsbald einer Kommiſſion überwieſen. Hier fungierte als 

militäriſcher Sachverſtändiger der General a. D. Stavenhagen. 
Dieſer empfahl, die Erhöhung der Präſenzziffer, die in der Tat 
nowendig ſei, zu bewilligen, aber die Umwandlung der Landwehr 
zu verwerfen. Den Liberalen galt gerade die Landwehr, obwohl 
zweifellos mit Unrecht, als derjenige Teil des Heeres, der in 

den Befreiungskriegen das Beſte geleiſtet habe; ſie erblickten 
außerdem in der Landwehr eine volkstümliche Einrichtung, wäh⸗ 

rend vielen von ihnen das ſtehende Heer als ein Reſt des Abſo⸗ 

lutismus, und wenn es unbedingt zur Verfügung des Monarchen 
ſtehe, als eine Gefahr für die politiſche Freiheit erſchien. Aus 
dieſen Gründen fanden die Bedenken Stavenhagens bei der 
Mehrheit der Kommiſſion lebhafte Zuſtimmung. Außerdem aber 

glaubte man, dem Volke für die geplante ſtarke Erhöhung der 
jährlichen Steuerlaſt einen Erſatz nach anderer Richtung hin 

bieten zu müſſen und trat deshalb für die Herabſetzung der Dienſt⸗ 

zeit bei der Infanterie, die ja bei weitem den größten Teil des 
Heeres ausmachte, von drei auf zwei Jahre ein. 

Der Regent ſah die Umwandlung der Landwehr als den wich— 
tigſten Beſtandteil ſeines ganzen Planes an und war entſchloſſen, 
darauf nicht zu verzichten. Gegen die zweijährige Dienſtzeit, die 
unter ſeinem Bruder eine Zeitlang tatſächlich beſtanden hatte, 
war er immer aufs entſchiedenſte eingetreten, weil ſie nach ſeiner 

Meinung zur Ausbildung ſtrenger militäriſcher Diſziplin und 

eines über die Dienſtzeit hinaus wirkſamen ſoldatiſchen Geiſtes 
nicht genügte. Es iſt hier nicht zu erörtern, ob er damit ſachlich 

im Recht oder Unrecht geweſen iſt; zweifellos war es ſeine tiefe, 

auf praktiſche Erfahrungen eines langen Lebens geſtützte Aber— 
zeugung, und er war auch in dieſem Punkte nicht nachzugeben 

gewillt. 
Als es nun immer klarer wurde, daß die Kommiſſion und 
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wahrſcheinlich auch das Parlament in jeiner Mehrheit auf der 
Selbſtändigkeit der Landwehr und der Herabſetzung der Dienſt⸗ 

zeit beſtehen werde, entſchloß ſich der Regent zu einem veränderten 

Verfahren. Er meinte auf Grund ſeiner kriegsherrlichen Befug⸗ 
niſſe, die ihm durch die Verfaſſung nicht entzogen waren, die 
organiſatoriſchen Anderungen ſelbſtändig und ohne Bewilligung 
des Landtags treffen zu können; dieſer müſſe nur deshalb be⸗ 
fragt werden, weil es ſich um die Beſchaffung erhöhter finan⸗ 

zieller Mittel handle. Demgemäß wurde jetzt die frühere Vorlage 
zurückgezogen und eine neue eingebracht, die für die nächſten 

14 Monate 9 Millionen Taler zur einſtweiligen Aufrecht⸗ 
erhaltung und Vervollſtändigung der Kriegsbereitſchaft und 

Streitbarkeit des Heeres auf den bisherigen geſetzlichen Grund⸗ 
lagen verlangte. Unter den geſetzlichen Grundlagen verſtand der 

Regent dabei das ihm zuſtehende Recht, über Organiſations⸗ 

fragen ſelbſtändig zu verfügen. 
Das Abgeordnetenhaus tat nun den verhängnisvollen Schritt, 

dieſe Summe proviſoriſch zu bewilligen, obgleich es wußte, zu 

welchem Zwecke ſie verwendet werden würde (5. Mai). Verſchiedene 
Wotive waren dafür maßgebend. Zunächſt glaubte man wohl ge⸗ 

rade durch eine ſolche kurzfriſtige Bewilligung dem Parlament das 

Recht auf jährliche Feſtſetzung der Präſenzſtärke und damit einen 

entſcheidenden Einfluß auch auf die Angelegenheiten des Heer⸗ 

weſens erobern zu können. Sodann glaubte man, die geforderte 

Summe werde für die geplante Neuorganiſation unter Beibehal⸗ 

tung der dreijährigen Dienſtzeit nicht ausreichen. Ferner wollte 
man nicht durch Ablehnung der ganzen Forderung den Regenten 

ganz den Konſervativen in die Arme treiben und den Vorwurf 

auf ſich laden, daß das Parlament die notwendigen Wittel für 

die Durchführung einer kräftigen und ſelbſtändigen Politik nach 
außen hin nicht bewilligen wolle. Entſcheidend war aber doch 
wohl folgende Erwägung: Da der Finanzminiſter von Patow aus⸗ 

drücklich erklärte, daß auf Grund der proviſoriſchen Bewilligung 
auch nur proviſoriſche Maßnahmen getroffen werden könnten und 

eine definitive Durchführung der Heeresreorganiſation erſt dann 

möglich ſein werde, wenn die betreffenden Summen als Teil 
des ordentlichen Etats auf die Dauer bewilligt ſeien, ſo glaubte 
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man die ſchließliche Entſcheidung auch jetzt noch in der Hand zu 

behalten, ja für die nächſte Etatsberatung ſich eine günſtigere 
Poſition zu ſichern. Denn wenn der Regent feine neuen Forma— 
tionen proviſoriſch ins Leben gerufen hatte, ſo war nicht an— 

zunehmen, daß er auf ſie wieder werde verzichten wollen, wenn 

das Parlament für die Folgezeit die nötigen Summen nicht be- 

willige; vielmehr rechnete man darauf, daß er, um die dauernde 
Bewilligung zu erreichen, dann die Gegenforderungen des Par— 

laments werde zugeſtehen müſſen. 
Der Regent und Boon hingegen zogen aus der proviſoriſchen 

Bewilligung ganz andere Folgerungen. Sie ſagten ſich, unmög⸗ 

lich könne es die Abſicht des Parlaments ſein, daß die mit Hilfe 
der bewilligten Mittel durchzuführenden Reformen nach Ablauf 

eines Jahres wieder rückgängig gemacht werden ſollten, falls eine 
Einigung für den nächſten Etat nicht zuſtande komme. Denn das 
würde ja gleichbedeutend damit ſein, als ob das Parlament eine 

Summe von 9 Willionen Talern ohne jeden Nutzen zum Fenſter 
hinauswürfe. Sie glaubten ſich daher berechtigt, anzunehmen, daß 
die Mehrheit ſich mit der proviſoriſchen Bewilligung nur eine 

Brücke zum Rückzug bauen wolle, um nicht gleich vollſtändig 

nachgeben zu müſſen; die definitive Bewilligung bei Beratung des 
nächſten Etats ſchien ihnen die notwendige Konſequenz aus dem 

jetzt gefaßten Beſchluß zu fein. In dieſem Sinne ſagte der Prinz— 

regent in der Thronrede, mit der er am 23. Mai 1860 den Land- 

tag ſchloß, er ſehe in der proviſoriſchen Bewilligung ein Pfand 

dafür, daß die jetzt zurückgeſtellte Frage demnächſt in befriedigen- 
der Weiſe gelöſt werden würde. 

Es ging alſo auch hier ſo, wie es mit derartigen unklaren 

Kompromiſſen meiſt geht. Eine Vereinbarung war nur ſcheinbar 

erzielt; jeder der ſtreitenden Teile legte ſie aber anders aus, und 
in Wahrheit waren ſie ſo weit voneinander entfernt wie je. Das 
Abgeordnetenhaus hatte ſich geſcheut, den unvermeidlichen 
Kampf ſofort offen und ehrlich zum Austrag zu bringen und 
dadurch die Situation nur noch mehr verwirrt. 

* “ - 

Der Regent ließ nun in den nächſten Monaten die neuen Re- 

gimenter bilden, ernannte die Offiziere und weihte feierlich die 
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neuen Fahnen und Standarten ein. Die Sitzungen des nächſten 
Landtags eröffnete Wilhelm J. bereits als König; denn am 2. Ja⸗ 

nuar 1861 war Friedrich Wilhelm IV. durch den Tod von ſeinem 

hoffnungsloſen Leiden erlöſt worden. Neben der Wilitärvorlage 
wurden zwei den Wünſchen der Liberalen entgegenkommende Ge⸗ 
ſetze über die Einführung der fakultativen Zivilehe und Reform 

der Grundſteuer, die das Herrenhaus früher abgelehnt hatte, 

wieder eingebracht. Indeſſen die Mehrheit des Abgeordneten⸗ 
hauſes wollte ſich mit dieſem Zugeſtändnis nicht zufrieden geben, 
zumal da das Zivilehegeſetz vom Herrenhauſe, wie ſchon früher, 
abgelehnt wurde; auch das Grundſteuergeſetz konnte hier nur mit 

großer Mühe durchgebracht werden. Auch die auswärtige Politik 

der Regierung wurde als zu lau und ſchwächlich im Ab⸗ 
geordnetenhauſe einer ſcharfen Kritik unterzogen. Bei dieſer 

Stimmung der Mehrheit zog es die Regierung vor, kein neues 

Heergeſetz vorzulegen, ſondern nur wieder eine Summe von 

8 Willionen Talern zur Aufrechterhaltung der Schlagfertigkeit 
des Heeres in den Etat einzuſtellen. Obwohl nun die Vornahme 
definitiver organiſatoriſcher Maßregeln vor erfolgter Bewilli⸗ 
gung im ordentlichen Etat von verſchiedenen Seiten ſcharf kriti⸗ 
ſiert wurde, ſiegte doch ſchließlich auch diesmal noch eine ver⸗ 
mittelnde Richtung, und es wurde im Extraordinarium des Etats 
nochmals proviſoriſch eine Summe von 71/;, Millionen Talern 
bewilligt (31. Mai 1861). Der offene Bruch war hinaus⸗ 
geſchoben und der unklare Zuſtand um ein weiteres Jahr ver⸗ 

längert. 

Dieſe Haltung der Mehrheit führte zu einer Spaltung in den 

Reihen der Liberalen ſelbſt. Eine ſolche hatte ſchon ſeit dem Be⸗ 
ginn der neuen Ara gedroht, da ein Teil der Partei die Forde⸗ 
rungen des liberalen Programms nur im Zuſammenwirken mit 
der Regierung glaubte verwirklichen zu können, und daher ſtets 

für Vermeidung ſcharfer Zuſammenſtöße eintrat, ſolange nur die 

geringſte Ausſicht beſtand, daß die Regierung überhaupt mit den 

Liberalen Fühlung halten und ihnen in einzelnen Punkten ent⸗ 

gegenkommen werde. Der linke Flügel der Partei, geführt von 

einer Reihe von jüngeren oſtpreußiſchen Abgeordneten, glaubte 
aber, daß eine ſolche Haltung keinen Erfolg verſpreche, und daß 1 
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man zu einer Regierung, die offenbar nicht liberal ſei, in die 
entſchiedenſte Oppoſition treten müſſe. Eine 19 Wann ſtarke 
Gruppe von linksſtehenden Liberalen, von den Gegnern mit Be- 
ziehung auf die Herkunft ihrer Führer ſpottweiſe als „Jung⸗ 

Lithauen“ bezeichnet, ſonderte ſich ſchon bei der Adreßdebatte von 
der Mehrheit der Partei ab, ſtimmte gegen das Kompromiß in 
der Heeresfrage und konſtituierte ſich nach dem Schluß der Seſſion 
Anfang Juni 1861 als „Deutſche Fortſchrittspartei“. Ihr Pro- 
gramm forderte ſtrenge Verwirklichung des „verfaſſungsmäßigen 
Rechtsſtaates“ in Preußen, gründliche Umgeſtaltung des Herren- 

hauſes, ein Geſetz über Winiſterverantwortlichkeit, Verweigerung 
der Koſten für die Heeresreform, wenn nicht das Fortbeſtehen 
der alten Landwehr und die zweijährige Dienſtzeit zugeſtanden 

würde, endlich eine energiſche Politik in der deutſchen Frage mit 
dem Ziele, eine deutſche Zentralgewalt unter Preußens Leitung 
zu ſchaffen und ein deutſches Parlament zuſammenzurufen. Die 

Forderung des allgemeinen gleichen Wahlrechtes ließ man fort, 
um den Anſchluß rechtsſtehender Liberaler zu ermöglichen. 

Bald nach dem Schluß des Landtags kam es zu einer heftigen 
Auseinanderſetzung zwiſchen dem König und der Wehrheit des 

Winiſteriums. Wilhelm wollte ſich, wie dies in den Zeiten des 
Abſolutismus üblich geweſen war, von den Ständen der Pro— 
vinzen die Erbhuldigung leiſten laſſen. Die MWiniſter wieſen 
darauf hin, daß dies nicht verfaſſungsmäßig begründet ſei und 

daß die Provinzialſtände ſeit Verkündigung der Verfaſſung über- 

haupt nur noch lokale Befugniſſe hätten. Roon ſuchte den König 
ſchon bei dieſem Anlaß zur Berufung eines neuen Winiſteriums 
zu beſtimmen; aber es kam noch einmal ein Ausgleich zuſtande. 

Wilhelm begnügte ſich ſchließlich mit der feierlichen Krönung in 
Königsberg, wo er die Krone vom Altare nahm, mit großer 

Schärfe ausſprach, daß er ſie nur der göttlichen Verleihung danke, 
und ſogar betonte, daß er auf die ihm an ſich zuſtehende Erb— 
huldigung nur aus freiem Willen verzichtet habe. Dieſer Streit 
hatte inſofern eine prinzipielle Bedeutung, als der König aller 

Welt zeigen wollte, daß zwiſchen ihm und ſeinem Volke, auch 
nach dem Inkrafttreten der Verfaſſung, direkte Beziehungen be— 
ſtänden, während der Landtag ſich als die einzige Vertretung des 
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Volkes betrachtete und einen Verkehr zwiſchen Herrſcher und 

Volk nur durch ſeine Vermittlung für zuläſſig hielt. 

Im Dezember 1861 fanden die Neuwahlen für den Landtag 
ſtatt. Das Ergebnis war für die Regierung ſehr ungünſtig. Es 1 

wurden nur 24 Konſervative gewählt; auch die Altliberalen ver⸗ 1 
loren eine ganze Anzahl von Sitzen, während die Fortſchritts⸗ 

partei über 100 Mandate errang. Die Reſte der Demokratie von 

1848, die ſich nicht mehr ſtark genug fühlten, eigene Organi⸗ 
ſationen zu ſchaffen und größtenteils bereit waren, ſich auf den 

Boden einer parlamentariſch regierten Monarchie zu ſtellen, 

wandten ſich der neuen Partei zu und verhalfen ihr zu dieſem 

erſten großen Siege. Altliberale und Fortſchrittler zuſammen 

hatten auch in dem neuen Abgeordnetenhauſe eine überwältigende 

| Mehrheit; aber der Schwerpunkt war durch die feſtere Organiſa⸗ 

tion und die Wahlſiege der Fortſchrittspartei ſehr ſtark nach links 

verſchoben. 

Der König ließ nun dieſem Parlament gleich nach ſeinem Zu⸗ 

ſammentritt einen neuen Geſetzentwurf über die Heeresreform 

vorlegen. Gleichzeitig wurden Geſetze über die Aufhebung der 
gutsherrlichen Polizei und die Einführung einer liberalen Kreis⸗ 

ordnung eingebracht; dieſe Entwürfe wurden aber vom Abgeord⸗ 

netenhauſe aus denſelben Gründen, die ſchon früher wirkſam ge⸗ 

weſen waren, nicht als genügende Äquivalente für eine Nach⸗ 
giebigkeit in den militäriſchen Fragen angeſehen. Hingegen 

drängte die Mehrheit wieder mit aller Kraft auf eine aktive aus⸗ 

wärtige Politik hin und forderte die Regierung mehrfach auf, 

in Kurheſſen geſetzmäßige Zuſtände herzuſtellen und dem 

Bundestag, weil er nach 1848 unrechtmäßigerweiſe wiederher⸗ 
geſtellt worden ſei, die Anerkennung zu entziehen; auch müſſe 

die Regierung offen den engeren Bund aller außeröſterreichiſchen 

Staaten Deutſchlands unter Preußens Führung als das Ziel 

ihrer Politik verkündigen. 

Dem König erſchien es als eine Aberſchreitung der Befugniſſe 

des Parlaments, wenn dieſes der auswärtigen Politik des 
Staates die entſcheidende Richtung vorzeichnen wolle; die wich⸗ 
tigſte Frage aber war und blieb für ihn, ob die Wilitärreform 
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ohne diejenigen Bedingungen, die er nicht erfüllen wollte, an- 
genommen werden würde oder nicht. 
Nachdem Roon am 5. Wärz die definitive Erklärung ab⸗ 

gegeben hatte, daß die Regierung auf eine Verkürzung der Dienjt- 

zeit nicht eingehen werde, ſtrich das Abgeordnetenhaus die ganze 

militäriſche Mehrforderung und beſchloß auf den Antrag des Ab⸗ 
geordneten Hagen, den Etat ſchon für das Jahr 1862 genauer 
als bisher zu ſpezialiſieren, damit es der Regierung unmöglich 

gemacht werde, etwa durch Erſparniſſe auf anderen Gebieten ſich 

die Mittel zur Aufrechterhaltung der eingeführten Reformen zu 

verſchaffen. Der Finanzminiſter hatte ſich bereit erklärt, dieſe 

Spezialiſierung vom nächſten Jahre an eintreten zu laſſen, ja 

ſie ſogar in dringenden Fällen für einzelne Etats noch für 1862 

zuzulaſſen. Indem das Abgeordnetenhaus trotzdem den Antrag 

Hagen annahm, wollte es ohne Zweifel das Winiſterium zum 
Rücktritt zwingen, in der Hoffnung, dann die Ernennung eines 

ganz liberalen Parteiminiſteriums erreichen zu können. Der 

König ſah ſich alſo vor die Entſcheidung geſtellt, ob er dem Ab— 
geordnetenhauſe nachgeben oder den Kampf aufnehmen wolle. 
Im Einverſtändnis mit dem Minifterium beantwortete er | 

den Beſchluß des Abgeordnetenhauſes mit deſſen Auflöſung 
(11. März). Der ſeit zwei Jahren immer wieder hinausgeſcho— 
bene Bruch war nun nicht mehr zu vermeiden. 

* * * 

Für den König ſelbſt konnte der Entſchluß nicht zweifelhaft 
ſein; aber die Frage war, ob feine bisherigen Winiſter bereit fein 

würden, ihm in einem ſolchen Kampfe zur Seite zu ſtehen. Mehr— 

fach hatten bereits die liberalen Miniſter auf Nachgiebigkeit ge— 

drungen, oder wenigſtens Maßregeln auf anderen Gebieten vor— 

geſchlagen, die den liberalen Wünſchen entgegenkommen ſollten, 

ſo beſonders auf ein Geſetz über die Verantwortlichkeit der 
Miniſter. Roon war es hauptſächlich geweſen, der den König zum 

Widerſtand gegen alle derartigen Verſuche ermutigt hatte; er 

dürfe ſich weder von dem Parlament noch von ſeinen Winiſtern 

ihren Willen aufzwingen und die Richtung ſeiner Politik vor— 
ſchreiben laſſen; wenn die preußiſche Monarchie nicht zu einem 



432 Neuwahlen 

von der jeweiligen Mehrheit des Abgeordnetenhauſes abhängigen 

Schattenkönigtum herabſinken ſolle, ſo bleibe kein anderes Wittel 

übrig, als daß der König alle nicht ganz zuverläſſigen Winiſter 

aus ſeinem Rate entferne. Schon im Frühling 1861 hatte er 

auf die Berufung eines reinen Beamtenminiſteriums gedrungen, 

da Minijter mit parlamentariſcher Vergangenheit der Ruin des 

Königtums ſeien. Jetzt verlangte Wilhelm namentlich eine ener⸗ 
giſche Einwirkung auf die bevorſtehenden Wahlen mit allen ge⸗ 
ſetzlich zuläſſigen Mitteln. Mitte März legten daraufhin fünf 

dem Liberalismus naheſtehende Winiſter, darunter Auerswald 

und Graf Schwerin, ihre Amter nieder, weil fie ein offizielles 

Eintreten für die konſervativen Kandidaten mißbilligten und eine 

Herabſetzung der militäriſchen Ausgaben für nötig hielten, und 

fünf bisher politiſch neutrale, im Grunde aber konſervativ ge⸗ 

ſinnte Männer traten an ihre Stelle. Den Vorſitz im neuen Wi⸗ 

niſterium übernahm Fürſt Hohenlohe-Ingelfingen. Daß damit 

der Konflikt aufs äußerſte verſchärft war, bedarf keiner weiteren 

Ausführung. 

Die Auflöſung iſt das letzte Wittel, das in konſtitutionellen 

Staaten bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Parlament und 
Regierung angewandt werden kann; die Neuwahlen mußten dar⸗ 

über entſcheiden, ob die Wähler hinter ihren Abgeordneten 

ſtänden. Sie fanden im Mai 1862 ſtatt und führten trotz plumpſter 

Wahlbeeinfluſſung ſeitens der Regierung keine weſentliche Ver⸗ 
änderung in der Zuſammenſetzung des Abgeordnetenhauſes 

herbei. Die Fortſchrittspartei und der linke Flügel der Liberalen 

verfügten über die Mehrheit und blieben entſchloſſen, die Wilitär⸗ 

reform auch dann nicht zu bewilligen, wenn die zweijährige Dienſt⸗ 

zeit jetzt noch zugeſtanden werde. Die Budgetkommiſſion beſchloß 

im Auguſt, alle Mehrausgaben für die Reformen und alle für 

die Schaffung einer Kriegsflotte geforderten Summen aus dem 

Etat für 1862 zu ſtreichen. Auch bei der Beratung im Plenum 

zeigte es ſich alsbald, daß auf Annahme der Regierungsvorlage 

nicht zu rechnen ſei. Strich aber das Abgeordnetenhaus alle mili⸗ 
täriſchen Forderungen, ſo war auf der anderen Seite das Herren⸗ 

haus entſchloſſen, den Etat in der verſtümmelten Geſtalt, wie er 

aus den Beratungen der zweiten Kammer vorausſichtlich hervor⸗ 
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gehen werde, abzulehnen, wozu ihm nach der Verfaſſung das 
Recht nicht beſtritten werden konnte. 
Wenn es ſo weit kam, war man an einen Punkt gelangt, wo die 

tiefſten und ſchwierigſten Fragen des konſtitutionellen Staats⸗ 

lebens für Preußen entſchieden werden mußten. Es handelte ſich 
nicht mehr bloß um die Frage, ob die vom König geplanten 
militäriſchen Reformen notwendig und zweckmäßig ſeien, ſondern 

darum, ob der König gezwungen werden könne, ſich dem Willen 

der Parlamentsmehrheit zu fügen oder nicht, ob alſo die letzte 

ausſchlaggebende Entſcheidung im Staatsleben bei der Krone oder 
bei der Mehrheit des Abgeordnetenhauſes liege. So ſah auch der 
König die Sache an. Dieſer Gegenſatz hatte von Anfang an, 
wenn auch unausgeſprochen, den Kampf um die Wilitärvorlage 
beherrſcht und war jetzt, nach dem Scheitern aller Kompromiſſe, 
offen und nackt in Erſcheinung getreten. Die Liberalen erklärten, 

daß der König, wenn er die verweigerten Ausgaben, die zum 
Teil ſchon geleiſtet waren, weil bereits über die Hälfte des Jahres 
vergangen war, weiter leiſte, ſich mit der Verfaſſung in Wider- 

ſpruch ſetze und den Eid breche, den er zu Anfang feiner Regie⸗ 

rung auf die Verfaſſung geſchworen habe. Dasſelbe ſei der Fall, 
wenn er die Steuern weiter erheben und Ausgaben für den Staat 
machen würde, obwohl ein von beiden Kammern bewilligtes 
Budgetgeſetz nicht zuſtande gekommen ſei. Für ſie gab es aus 
dieſer Lage nur den einen Ausweg, daß der König ein anderes, 

der Mehrheit genehmes Winiſterium berufe und mit deſſen Hilfe 
die Militärvorlage nach den Wünſchen des Hauſes umgeſtalte. 
Das geſamte Winiſterium teilte dieſe Anſchauung über das 

Budgetrecht. Schon bevor die definitive Entſcheidung im Par⸗ 
lament fiel, ſprach es in einem Bericht vom 9. September, den 

auch Noon mit unterzeichnete, dem König die Anſchauung aus, 
daß eine Regierung ohne Budget im Rahmen der Verfaſſung! 

nicht möglich ſei, und daß daher der König, wenn er nicht nach⸗ 

geben wolle, kein anderes Mittel habe, als das Abgeordneten⸗ 
haus nochmals aufzulöſen und zu verſuchen, ob eine Neuwahl 
beſſere Reſultate ergebe. Daß dies völlig zwecklos fein würde, 

war freilich leicht einzuſehen; und wenn man ſpäter doch nady- 
geben mußte, war es unzweifelhaft beſſer, es gleich zu tun. 
Brandenburg, Die Reichsgründung I. 28 

— » 

D 



434 Letzter Verſuch einer Vermittlung 

König Wilhelm ſelbſt war jedoch nicht dieſer Meinung. Er 

glaubte vielmehr, daß, wenn ſich beide Häuſer des Landtages 

über den Etat nicht einigen könnten, die Regierung berechtigt ſei, 
auf Grund des Artikels 108 der Verfaſſung den zuletzt ordnungs⸗ 
mäßig bewilligten Etat als vorläufig weiter in Geltung befindlich 
zu betrachten, und auf Grund desſelben Steuern zu erheben und 

Ausgaben zu leiſten, ſolange bis ein neues Budgetgeſetz ord⸗ 

nungsmäßig zuſtande gekommen ſei. Er hatte den Bericht des 

Winiſteriums in Baden-Baden, wo er ſich zur Kur aufhielt, er- 

halten, und eilte nun ſofort nach Berlin zurück. Bei ſeinen Be⸗ 

ratungen mit den Winiſtern trat ihm der ganze Ernſt der Situa⸗ 

tion vor die Seele. Und jetzt ſcheint er doch auch einen Augenblick 

an Nachgiebigkeit in der Hauptfrage, der Dauer der Dienſtzeit, 

gedacht zu haben. 

Im Abgeordnetenhauſe war von den Abgeordneten Staven⸗ 

hagen, Tweſten und von Sybel ein Vermittlungsantrag ein⸗ 
gebracht worden, der Ausſicht auf Verſtändigung zu gewähren 

ſchien. Danach ſollte die von der Regierung geforderte Summe 

unter geringfügigen Abſtrichen noch einmal proviſoriſch be⸗ 

willigt werden, wenn die Regierung ſich beſtimmt verpflichte, im 
Laufe des nächſten Jahres ein Geſetz über die Einführung der 
zweijährigen Dienſtzeit vorzulegen. Roon gab am 17. September 

eine hinhaltende Erklärung, in der er die Wöglichkeit einer Ver⸗ 

kürzung der Dienſtzeit gegen anderweitige Kompenſationen durch⸗ 

blicken ließ. Dieſe ſollten in dem Erſatz des wegfallenden dritten 
Jahrgangs durch Berufsſoldaten (Kapitulanten) beſtehen. Roon 
würde dies gewiß nicht getan haben, wenn nicht die Haltung des 
Königs in den vorhergehenden Beratungen es ihm als möglich 

hätte erſcheinen laſſen, daß dieſer auf eine ſolche Regelung ein⸗ 
gehen werde. Die Mehrheit der Winiſter ſprach ſich darauf für 
den Vermittlungsantrag aus. Aber inzwiſchen hatte der König 

noch einmal die Frage reiflich erwogen und war zu dem Ergebnis 

gelangt, daß ſich aus militäriſchen Gründen die Verkürzung der 

Dienſtzeit nicht rechtfertigen laſſe, während die Einſtellung von 
Berufsſoldaten die ganzen Grundlagen des preußiſchen Heer⸗ 
weſens erſchüttert haben würde. Unter dieſen Umjtänden erſchien 
es ihm als unverzeiliche Schwäche, in dieſer Frage vor dem 
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Willen des Parlaments zurückzuweichen. Er erklärte jetzt 

den Winiſtern, daß er unbedingt auf ſeiner früheren An⸗ 

ſicht verharre, und daß er denjenigen von ihnen, denen ihr 

Gewiſſen die Zuſtimmung nicht geſtatte, den Austritt frei⸗ 

ſtellen müſſe. Würden ſie ihn verlaſſen, ſo werde ihm nichts 
anderes übrig bleiben, als die Krone niederzulegen. Daraufhin 

fügte ſich die Mehrzahl der Winiſter ſeinem Wunſche; außer dem 
Prinzen Hohenlohe, der ſchon früher zurückgetreten war, erbaten “ 
nur Graf Bernſtorff und von der Heydt ihren Abſchied, da ſie der 
Weinung waren, daß der Konflikt, wenn man die Verfaſſung 
nicht offen brechen wolle, nur mit einer vollen Niederlage der 
Regierung und des Königtums enden könne. Roon gab nun im 

Abgeordnetenhauſe die Erklärung ab, daß die Regierung eine 
Verpflichtung zur Einbringung des geforderten Geſetzes nicht 

übernehmen könne. Hierauf wurden am 23. September alle mili⸗ 

täriſchen Mehrausgaben aus dem Etat geſtrichen. 

Es iſt alſo der König ſelbſt geweſen, der in dieſer für die 
ganze Zukunft maßgebenden Frage die Entſcheidung herbeigeführt 

hat. Alle Winiſter, ſelbſt Roon, würden die zweijährige Dienſt⸗ 
zeit mit den erwähnten Kompenſationen bewilligt haben; ſie 

waren auch alle ohne Ausnahme der Anſicht, daß eine Re⸗ 
gierung ohne vom Parlament bewilligtes Budget verfaſſungs⸗ 

widrig ſei. Nur die beſtimmte Erklärung des Königs, daß er 

nicht nachgeben werde, ſtimmte die Mehrzahl von ihnen um. 

Es war zweifellos die bedeutendſte Tat ſeines Lebens, daß er 
hier, wo er ſein Parlament, feine verantwortlichen Ratgeber, ja 

ſogar Frau und Sohn gegen ſich hatte, mit dem ganzen Anſehen 
ſeiner Perſönlichkeit und ſeiner Würde für die Aufrechterhaltung 

der ſelbſtändigen Macht des Königtums eintrat. 
Eine andere Frage iſt es natürlich, ob die Auslegung der Ver— 

faſſung, auf die er ſich ſtützte, berechtigt war oder nicht. Wenn 

man die Entſtehungsgeſchichte der Verfaſſung in Betracht zieht, 

wird man die Möglichkeit dieſer Auslegung nicht beſtreiten 
können. Zweifellos hatten im Jahre 1850, als auf den Vorſchlag 
Camphauſens dieſer Artikel aus der Verfaſſung geſtrichen 

werden ſollte, König Friedrich Wilhelm IV. und ein großer Teil 
ſeiner Ratgeber die gleiche Auffaſſung von feiner Bedeutung, wie 
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jetzt König Wilhelm. Gerade deshalb hatten ſie ſich der 

Streichung dieſes Artikels widerſetzt, weil dadurch die Fort⸗ 

führung der Regierung mit geſetzlichen Mitteln unmöglich ge⸗ 
worden wäre, falls eine der beiden Kammern das Budget ver⸗ 
weigere. Zwar war in dieſem Artikel ausdrücklich nur von den 

Einnahmen des Staates die Rede; aber man ging von der Vor⸗ 
ausſetzung aus, daß die Weiterleiſtung der auf geſetzlichen Grund⸗ 
lagen ruhenden Ausgaben — wie Zinſen der Staatsſchuld, Ge⸗ 

hälter der Beamten — an ſich ſelbſtverſtändlich ſei, da den 
Empfängern ein Recht auf Zahlung dieſer Summen durch den 

Staat zuſtehe, das durch das Nichtzuſtandekommen eines Budget⸗ 
geſetzes nicht aufgehoben werden könne. In der Eingabe, die da⸗ 
mals Ernſt Ludwig von Gerlach mit einer Anzahl von Ge⸗ 
ſinnungsgenoſſen gemacht hatte, war es offen ausgeſprochen 

worden, daß erſt, wenn der König den Grundſatz anerkenne, daß 

die Kammern durch Ablehnung des Etats das geſamte Staats⸗ 
leben zum Stillſtand bringen könnten, der falſche Konſtitutio⸗ 
nalismus in Preußen durchgeführt ſein werde. Wilhelm kannte 
natürlich dieſe Verhandlungen, die er ja miterlebt hatte, ganz 
genau. Die Auslegung, die er dem Artikel 108 gab, war nicht 
etwa in dieſem Augenblick von ihm erfunden, ſondern fortdauernd 

die Anſchauung der regierenden Kreiſe Preußens geweſen. Ge⸗ 

rade deshalb fand der König es ſo unbegreiflich, daß ſeine Wi⸗ 

niſter ſich auf einen anderen Standpunkt ſtellten. Keiner von ihnen 
hatte bei der Entſtehung der Verfaſſung mitgewirkt und war über 
den früheren Streit um den Artikel 108 genauer unterrichtet. 

Vielleicht hat der König gerade dadurch, daß er auf dieſe Tat⸗ 
ſachen hinwies, ſchließlich die Mehrheit des Winiſteriums da⸗ 
von überzeugt, daß ſie im Amt bleiben könne, ohne eine Witſchuld 
am Bruch des Verfaſſungseides auf ſich zu laden. 
Immerhin hatten der Präſident des bisherigen Winiſteriums, 

der Miniſter des Auswärtigen und der Finanzminiſter ihre Wit⸗ 
wirkung aus Gewiſſensbedenken verſagt; es mußte fraglich er⸗ 
ſcheinen, ob man für dieſe weitaus wichtigſten Stellen geeigneten 
Erſatz finden werde, und ob die übrigen Winiſter, abgeſehen von 

dem unbedingt zuverläſſigen Roon, auf jede Gefahr hin bei dem 
König ausharren würden. Obwohl Wilhelm ſelbſt von der 
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Richtigkeit ſeiner Auffaſſung, ja von ihrer Unentbehrlichkeit für 

die Selbſtändigkeit des Königtums feſt durchdrungen war, ſo 
fühlte er ſich doch ſelbſt innerlich tief dadurch erregt, daß ſelbſt 
unter feinen konſervativen Winiſtern mehrere das von ihm ge⸗ 

plante Verfahren für verfaſſungswidrig hielten, und daß er nun 

in weiten Kreiſen ſeines Volkes als ein eidbrüchiger Mann hin⸗ 
geſtellt und betrachtet werden würde. Immer wieder ſtellte er 

ſich die Frage, ob es nicht beſſer ſei, zugunſten ſeines Sohnes ab⸗ 
zudanken. Da dieſer den liberalen Anſchauungen näher ſtand, 

würde er leicht durch einige Zugeſtändniſſe den Frieden mit dem 
Parlament haben erkaufen können. Aber die Stellung der Mon⸗ 
archie in Preußen wäre durch einen ſolchen Ausgang des Kon⸗ 
flikts von Grund aus verändert worden; im Grunde machte es für 

das Königtum wenig aus, ob Wilhelm ſelbſt den Rückzug vor 
dem Parlament vollzog, oder es ſeinem Sohne überließ, dies zu 
tun. Entgegengeſetzte Motive arbeiteten in der Seele des Königs 
ſelbſt; er litt furchtbar darunter, aber konnte noch zu keinem defini⸗ 
tiven Entſchluß gelangen. Die Abdankungsurkunde war bereits 
aufgeſetzt, der Kronprinz war telegraphiſch nach Berlin berufen 

und mit der Wöglichkeit eines nahe bevorſtehenden Thronwechſels 
bekannt gemacht worden, als es Noon gelang, den König noch zu 

einem letzten Verſuch zu beſtimmen, bevor er eine unwiderrufliche 
Tatſache ſchaffe. Er ſtellte ihm vor, daß es ſeine Pflicht ſei, nicht 
zurückzuweichen, ſolange er noch Männer finde, die ihm den 
Kampf gegen die Anſprüche des Parlaments durchfechten zu 

helfen bereit ſeien. Daß er ſelbſt ihn nicht verlaſſen werde, ſei 
ſelbſtverſtändlich; an die Spitze ſeines Miniſteriums aber möge 
er den bisherigen Geſandten in Paris, Herrn von Bismarck⸗ 

Schönhauſen ſtellen. Zögernd antwortete der König: „Er iſt nicht 
hier, und er wird es nicht tun.“ Noon aber konnte erwidern: „Er 

iſt hier, und er wird es tun.“ Denn er hatte Bismarck ohne Wiſſen 

des Königs telegraphiſch gebeten, ſofort aus Frankreich nach 
Berlin zu kommen, und hatte ihn über die ganze Lage der Dinge 
informiert. So entſchloß ſich der König, wenigſtens mit Bismarck 
zu ſprechen, bevor er die Abdankungsurkunde unterzeichne. Die 

entſcheidende Stunde für die weiteren Schickſale Preußens und 
Deutſchlands nahte heran. 
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FETTE 

Die folgenden Anmerkungen jind nicht dazu bejtimmt, für jede Angabe 
der Darſtellung die Belege beizubringen, oder jede Abweichung von an⸗ 

deren Forſchern zu begründen. Für einige der wichtigſten Probleme, die 
hier behandelt werden, iſt dies in meinem Buche: „Unterſuchungen und 

Aktenſtücke zur Geſchichte der Reichsgründung“ geſchehen. Hier ſoll ledig⸗ 
lich auf die wichtigſten Werke, die für ein genaueres Studium der Fragen 
heranzuziehen ſind, hingewieſen und nur in einigen beſonderen Fällen auf 
abweichende Meinungen aufmerkſam gemacht werden. 

Es bedarf keiner beſonderen Betonung, daß die Grundlage für jede 

Darſtellung dieſes Zeitabſchnittes noch immer Heinrich von Sybels 
großes Werk „Die Begründung des Deutſchen Reiches durch Wilhelm J.“ 
bilden muß. Er war der einzige Gelehrte, dem wenigſtens bis 1866 voller 
Einblick in die preußiſchen Staatsakten gewährt wurde; für viele Fragen 
bilden ſeine Angaben daher die einzige Quelle. Die elegante und pointen⸗ 
reiche Erzählung ſichert dem Werk auch einen dauernden literariſchen 

Wert. Für die beiden letzten Bände, welche die Zeit nach 1866 behandeln 
und ohne Benutzung amtlichen Materials geſchrieben werden mußten, 

iſt feine Darſtellung am ſtärkſten veraltet und durch neue Veröffent- 
lichungen überholt worden. Aber auch für die früheren Perioden iſt der 
Quellenſtoff, namentlich durch das Bekanntwerden vieler Memoiren und 

Briefe aus den Kreiſen der beteiligten Staatsmänner, ſehr ſtark ver- 

mehrt worden; auch hat ſich in manchen Fällen, wo eine Nachprüfung 
möglich war, gezeigt, daß Sybels Auszüge aus den Akten nicht immer 
einwandfrei ſind. Für die geſamte Auffaſſung dieſer für unſer ganzes 
Staatsleben entſcheidenden Jahrzehnte iſt durch die größere Entfernung, 

in der wir zu den Vorgängen ſtehen, der Blick freier, und neue Probleme 

ſind ſichtbar geworden. Wir ſtehen nicht mehr ſo ſtark wie Sybel unter 
dem erdrückenden Einfluß von Bismarcks überragender Perſönlichkeit, 

obwohl ihre Größe und Bedeutung mit jeder neuen Veröffentlichung 

mächtiger hervortritt; denn wir haben gelernt, auch auf die Stimmen 
der Gegner zu achten und die Angaben, die aus Bismarckſcher Quelle 
ſtammen, mit größerer Zurückhaltung aufzunehmen. Sybel hat von dem 

großen Kanzler ſelbſt manche Informationen empfangen und ſeine Politik 

im großen und ganzen ſo geſehen, wie dieſer es wünſchte. Er hat ohne 
Zweifel den Zug von Härte und Verſchlagenheit, der in Bismarcks poli- 
tiſchem Charakter liegt, zu ſtark verwiſcht, die Kämpfe zwiſchen ihm und 
König Wilhelm allzu diskret verhüllt und die nationale Bewegung in 
der Nation, die doch auch für die Diplomatie Bismarcks erſt die Grund- 

lage ſchuf, zu wenig hervortreten laſſen. 
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Außer dem Werke Sybels ſind noch zwei größere Darſtellungen 

gleich hier zu nennen, die, obwohl ſie nicht das ganze Gebiet behandeln, 

weil ſie teils durch die Erſchließung neuen Materials, teils durch die Auf⸗ 
ſtellung neuer Geſichtspunkte fördernd und anregend gewirkt haben. 

Heinrich Friedjung hat in ſeinem Buch „Der Kampf um die Vorherr⸗ 

ſchaft in Deutſchland“ (9. Auflage 1914) öſterreichiſche Quellen in ſo großem 
Umfange, wie es damals möglich war, herangezogen, die Mitkämpfer 

aus jenen großen Tagen, ſoweit ſie zur Zeit der Abfaſſung des Werkes 
noch am Leben waren, perſönlich über wichtige Einzelheiten befragt und 

manche dankenswerte Auskunft von ihnen erhalten. In gewandter und 

lebendiger Darſtellung hat er namentlich die kriegeriſchen Ereigniſſe von 

1866 anſchaulich und ohne Voreingenommenheit geſchildert; für die diplo⸗ 

matiſche Vor- und Nachgeſchichte des Krieges vermißt man manchmal 

die ſcharfe quellenkritiſche Vorarbeit. Ferner hat Ottokar Lorenz 

(Kaiſer Wilhelm I. und die Gründung des Reiches; nach Schriften und 

Witteilungen beteiligter Fürſten und Staatsmänner, 1902) aus badiſchen 
und weimariſchen Akten und Aufzeichnungen ſchöpfen können und dadurch 

manche neue und intereſſante Aufſchlüſſe gebracht. Leider hat er in dem 
einſeitigen Beſtreben, die perſönlichen Verdienſte der Herrſcher hervor- 

zuheben und den Anteil Badens möglichſt groß erſcheinen zu laſſen, 

ſowie in ſeiner offenen Abneigung gegen Bayern und ſeiner verhüllten 
Abneigung gegen Bismarck die Dinge nicht immer unbefangen genug 

betrachtet; in der Verwertung ſeines Waterials iſt er von augenblick⸗ 
lichen Eindrücken und dem Wunſch, überall etwas anderes zu ſagen, wie 

Sybel, ſo ſtark beherrſcht, daß ſeiner Darſtellung kein dauernder Wert 

beigemeſſen werden kann. Immerhin hat ſein Buch zur gründlicheren 
Prüfung mancher Fragen angeregt. (Vgl. zur Kritik: E. Branden⸗ 
burg, Ein neues Werk über die Gründung des Deutſchen Reiches, 

Hiſt. Zeitſchr. 90, 122 f. und G. Kaulfuß, Das badiſche Quellenmaterial 

für die Geſchichte der Reichsgründung bei Ottokar Lorenz, Diſſ. Halle 1912.) 
Von den allgemeinen Werken über die deutſche Geſchichte des 19. Jahr⸗ 

hunderts, die auch die Geſchichte der Reichsgründung behandeln, ſeien 

hier noch H. v. Zwiedineck⸗Südenhorſt, Deutſche Geſchichte von 

der Auflöſung des alten bis zur Gründung des neuen Reiches (3 Bände, 

18971905) und G. Kaufmann, Politiſche Geſchichte Deutſchlands im 

19. Jahrhundert (1900) genannt. 

X x * 

Erſtes Buch. 

Eine ausführliche Darſtellung der Entwicklung des deutſchen National⸗ 

gefühls beſitzen wir noch nicht, da das verdienſtliche Buch von 

F. G. Schultheiß (Geſchichte des deutſchen Nationalgefühls Bd. 1, 
1894) nur das frühere Mittelalter umfaßt. Auch J. Jaſtro ws Ge⸗ 
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ſchichte des deutſchen Einheitstraumes und feiner Erfüllung (A. Aufl., 

1891) behandelt fie mehr nebenbei. Für die Ausbildung des National- 
gefühls im 18. und 19. Jahrhundert und ſein Verhältnis zu der welt- 
bürgerlichen Geſinnung der vorangegangenen Epoche iſt grundlegend das 
geiſtreiche Buch von Friedrich Meinecke, „Weltbürgertum und Na⸗ 

tionalſtaat“ (6. Aufl. 1922). Hier iſt zum erſtenmal gezeigt worden, 

wie eigenartig ſich noch lange die ältere und die neuere Anſchauung bei den 
führenden Geiſtern miſchten, und man verfolgt mit höchſtem Intereſſe 

die feinen Nüancen, die bei den einzelnen Perſönlichkeiten nachgewieſen 
werden. Leider vermißt man die Verfolgung des Entwicklungsprozeſſes 
bei den Liberalen des 19. Jahrhunderts, in deren Denken internationale 
Momente anfangs eine ſo große Rolle geſpielt haben. Im ganzen habe 
ich gegen Meineckes Verfahren, ſo anregend und aufſchlußreich es auch 

iſt, doch ein Bedenken: Die Gedankenzuſammenhänge werden zu ſehr los⸗ 

gelöſt von dem Gang der politiſchen Begebenheiten, von dem ſie doch 
weſentlich abhängig ſind. Man fühlt ſich manchmal an Hegel und ſeine 
Selbſtentwicklung des Geiſtes erinnert. Im Grunde war aber doch das 
gewaltige Anſchwellen nationaler Gefühle und Forderungen im 19. Jahr- 
hundert nicht das Ergebnis eines dialektiſchen Prozeſſes, ſondern eine 

Reaktion gegen die Schmach und das Elend der Franzoſenzeit. Vgl. auch 
Meinecke, Preußen und Deutſchland im 19. und 20. Jahrh. (1918), eine 

Sammlung ſeiner kleineren Arbeiten aus dieſem Gebiete, Max Lenz, 
Deutſches Nationalempfinden im Zeitalter unſerer Klaſſiker (Jahrb. 

d. Goethe⸗Geſellſch. Bd. 2, 1915) und A. Rapp, D. deutſche Gedanke. 
S. Entwicklung im polit. und geiſtigen Leben ſ. d. 18. Jahrh. (1920). 

Aber die Begründung des deutſchen Bundes iſt außer den Darſtellungen 
von Heinrich von Treitſchke im erſten Bande ſeiner Deutſchen 

Geſchichte vor allen Dingen wichtig: A. Schmidt, Geſchichte der deutſchen 
Verfaſſungsfrage während der Befreiungskriege und des Wiener Kon— 
greſſes, herausgegeben von A. Stern, 1890. Ferner aus der biogra⸗ 

phiſchen Literatur: Max Lehmanns Stein, Bd. 3 (1904) und Bruno 
Gebhardt, Wilhelm von Humboldt als Staatsmann (1896-99). 

Zweites Buch. 

Für die Zeit von 1815—1848 iſt Heinrich von Treitſchkes glän- 
zende und auf eingehendem Quellenſtudium beruhende Darſtellung noch 
heute unerreicht; auch die Einſeitigkeiten des Urteils, die ihm mit Recht 
vorgeworfen ſind, vermögen das große Verdienſt ſeines Werkes nur in 
geringem Maße zu beeinträchtigen. Im großen und ganzen iſt das Bild 
der deutſchen Zuſtände dieſer Jahrzehnte, das er entworfen hat, doch 
ebenſo wahr wie anſchaulich; und viele von denen, die auf ihn als auf 
einen Tendenzſchriftſteller glauben herabſehen zu können, wiſſen alles, 
was ſie von dieſen Zeiten wiſſen, nur von ihm. Wanche Ergänzungen 
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und Berichtigungen bietet A. Stern, Geſchichte Europas von 1815 bis 

1871 (8 Bände, bisher bis 1862 reichend, 1894—1920) in ſeiner trockenen 

aber zuverläſſigen, überall an den Akten geprüften Erzählung. 

Erſtes Kapitel 

Das Leben des Generals Friedrich von Gagern. Herausgegeben 
von H. v. Gagern 1856—57. A. Bergengrün, David Hanſemann, 

1901. Guſtav Pfizers Briefwechſel zweier Deutſcher liegt jetzt in neuer 
kritiſcher Ausgabe von G. Küntzel vor (1911). G. Springer, 
F. Ch. Dahlmann 1870 —72. 

Mein Urteil über Entſtehung und Bedeutung des Zollvereins hat auch 

durch die neue ausführliche Biographie des Winiſters von Mob von 

H. v. Petersdorff (2 Bände, 1913) keine Anderung erfahren. 

Zweites Kapitel 

Die Geſchichte des älteren deutſchen Parteiweſens wird jetzt mit erfreu⸗ 

lichem Eifer in Angriff genommen, aber nicht immer mit der nötigen 
Klarheit über das Weſen politiſcher Parteibildung und die grundlegenden 

Unterſchiede. Auch wird zu häufig überſehen, daß ein großer Unterſchied 
beſteht zwiſchen einer Gruppe gleichgeſinnter und gleichſtrebender Männer 
und einer organiſierten Partei. Den programmatiſchen Aufſatz von 

A. Wahl, „Zur älteren deutſchen Parteigeſchichte“ (Hiſt. Zeitſchr. 104) 
halte ich für ganz verfehlt; er überſieht den fundamentalen Unterſchied 

zwiſchen Liberalismus und Demokratie und identifiziert den Liberalismus 
ganz einſeitig mit den „Ideen von 1789“, obwohl bereits Sybel klar 
genug nachgewieſen hat, daß dieſe jeder inneren Einheitlichkeit entbehren. 
Da er dieſe von ihm durch einen Machtſpruch mit den liberalen An⸗ 
ſchauungen gleichgeſetzten Ideen bei den ſpäteren Liberalen nicht voll⸗ 
ſtändig wiederfindet, ſpricht er von einem Abbröckeln dieſer Anſchau⸗ 
ungen. Freiherr von Stein läßt ſich wohl kaum mit Recht als Vorläufer 
der ſpäteren Nationalliberalen hinſtellen. Die Verſuche zuſammenfaſſender 
parteigeſchichtlicher Darſtellungen (von Stillich, Klein⸗ Hattingen 

u. a.) ſind unter aller Kritik. Im allgemeinen muß man, um zuverläſſige 
Belehrung zu finden, zu der biographiſchen Literatur greifen; hier ragt 

für die ältere Zeit namentlich J. Hanſens Weviſſen (1906) hervor. 
Dazu feine „Rheiniſchen Briefe und Akten 1830 —50“ B. 1 (1919) und 
ſeine zuſammenfaſſende Darſtellung „Die Rheinlande und die preußiſch⸗ 

deutſche Politik 1815—1915“ in dem Sammelwerk „Die Rheinprovinz 

1815-1915“ (1917). Von einzelnen mehr oder minder fördernden Unter⸗ 
ſuchungen lokal begrenzter Art ſeien erwähnt: für Baden: E. Im m, 
Nationale und freiheitliche Bewegungen in Baden 1830 —35, Freib. Diſſ., 

1909. K. Ruckſtuhl, Der badiſche Liberalismus und die Verfaſſungs⸗ 

kämpfe 1841—43 (1911). A. Fickert, Montesquieus und Roufjeaus 

Einfluß auf den vormärzlichen Liberalismus Badens (Leipz. Diff. 1914). 
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Für das Rheinland: K. Buchheim, Die Stellung der Kölniſchen Zei— 

tung im vormärzlichen rheiniſchen Liberalismus, Leipz. Diſſ. 1913. Für 

die geiſtigen Zuſammenhänge auch G. Mayer, Die Anfänge des poli- 

tiſchen Radikalismus im vormärzlichen Preußen (Zeitſchr. für Politik 6). 

— Gegen meine Darſtellung der älteren Parteiverhältniſſe, namentlich 

was die ſcharfe Scheidung der liberalen und demokratiſchen Tendenzen 

betrifft, hat F. Meinecke, Hiſt. Zeitſchr. 118 (1917), eine Reihe von 

Einwendungen erhoben, die ich nicht für begründet halten kann. Vgl. 

meine Erwiderung Hiſt. Zeitſchr. 120. 

Drittes Kapitel 

Als Geſamtcharakteriſtik Friedrich Wilhelms IV. iſt diejenige 

Treitſchkes im 5. Bande der Deutſchen Geſchichte noch unübertroffen; 
ebenſo die Schilderung feiner erſten Regierungsjahre. 

Aber den Vereinigten Landtag: R. Koſer, Zur Charakteriſtik des 

Vereinigten Landtags (in der Feſtſchrift für Schmoller 1908). 

Aber die Anfänge des Sozialismus in Deutſchland: F. Mehring, Ge⸗ 
ſchichte der deutſchen Sozialdemokratie, Band 1. 

Aber die Anfänge einer allgemeinen deutſchen Parteibildung: Berg- 
ſträßer, Die parteipolitiſche Lage beim Zuſammentritt des Vorparla⸗ 

ments (Zeitſchrift für Politik 6). Derſ., Die Parteien von 1848, Preuß. 

Jahrb. 177 (1919). 

Drittes Buch. 

Erſtes bis fünftes Kapitel 

Für die Begründung meiner hier gegebenen Darſtellung der preußiſchen 
Politik bis zur Ablehnung der Kaiſerkrone kann ich auf meine Unter- 

ſuchung: Preußen und die deutſche Revolution (in den „Unterſuchungen 
und Aktenſtücken zur Geſchichte der Reichsgründung“, S. 1 ff.) verweiſen, 
wo auch wichtige Aktenſtücke aus Camphauſens Nachlaß mitgeteilt ſind. 
Ich habe mich dort mit den Anſichten von F. Rachfahl (Deutſchland, 
Friedrich Wilhelm IV. und die Berliner Märzrevolution, 1901) und 

Meinecke (Joſef von Radowit, 1913) ausführlich auseinandergeſetzt, 

möchte aber hier ausdrücklich betonen, wieviel ich dieſen beiden Werken 

verdanke. Das Hauptverdienſt Rachfahls liegt meines Erachtens in 
der quellenkritiſchen Aufhellung der Berliner Märzereigniſſe ſelbſt, wäh— 

rend ich ſeine Darſtellung der deutſchen Politik Friedrich Wilhelms IV. 

für verfehlt halte. Für Hfterreich iſt beſonders auf das Buch von Hein⸗ 
rich Friedjung, Hiterreih von 1848-1860, Band 1 (1908) zu ver⸗ 
weiſen, das in der Einleitung eine knappe Darſtellung der Revolution 
im Donaureich und der Geſtaltung ſeiner Beziehungen zu Deutſchland 
bietet. Von der Anführung ſonſtiger Spezialliteratur glaube ich abſehen 
zu dürfen, da ſie für die allgemeinen Fragen nicht allzu viel bietet. Den 
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Bedenken, die F. Rachfahl in jeiner neueren Schrift „Die deutſche Po⸗ 

litik Friedrich Wilhelms IV. im Winter 188 — 49“ (Leipzig 1919) gegen 
meine Darſtellung der Haltung des Königs namentlich während der Ver⸗ 
handlungen mit Schwarzenberg im Dezember und Januar erhoben hat, 

habe ich im Text, ſoweit ich ſie für berechtigt halte, Rechnung zu tragen 
geſucht. — Das auf Grund bisher unbenutzten amtlichen und privaten 

Materials die bayriſche Politik ausführlich darſtellende Buch von M. 

Döberl Bayern und Deutſchland. Bayern und die deutſche Frage in der 

Epoche des Frankfurter Parlaments (1922) konnte leider nicht mehr ver⸗ 

wertet werden. — Für die Parteibildung in Frankfurt vgl. noch L. Berg⸗ 
ſträßer, Studien zur Vorgeſchichte der Zentrumspartei, 1910, und 

F. Schnabel, Der Zuſammenſchluß des politiſchen Katholizismus in 

Deutſchland 1848, 1910. Die wichtigſten Programme der einzelnen Parteien 

bei F. Salomon, Die deutſchen Parteiprogramme, Band 1 (2. Aufl., 
1912). — Ferner A. Napp, Das öſterreichiſche Problem in den Plänen 

der Kaiſerpartei von 1848 (1919). — Eine kritiſche Ausgabe des Textes 
der Reichsverfaſſung von 1849 mit den Vorentwürfen und Abänderungs⸗ 

vorſchlägen hat L. Bergſträßer in den „Kleinen Texten für Vor⸗ 

leſungen und Übungen hrsg. v. H. Leitzmann“ Heft 114 (1913) ver⸗ 
öffentlicht. — Aus der neueren biographiſchen Literatur über dieſe Zeit 
ſeien noch genannt: P. Wentzcke, H. v. Gagern und A. Harnack, 

F. D. Baſſermann (1920). 

Sechſtes Kapitel 

Für die preußiſche Politik in der Zeit der Unionsverhandlungen war 

man früher — abgeſehen von den gleichzeitig publizierten offiziellen Akten⸗ 
ſtücken — im weſentlichen auf Sybels Darſtellung angewieſen. Neues 
Quellenmaterial brachten beſonders die Tagebücher der Brüder Leopold 
und Ernſt Ludwig von Gerlach (1891 und 1903) und die Ver⸗ 
öffentlichungen v. Poſchingers aus dem Nachlaß des Winiſters Otto 
von Manteuffel (1900 — 1902). Von geringerer Ergiebigkeit ſind die 

neuerdings veröffentlichten Denkſchriften und Briefe der Prinzeſſin von 

Preußen: G. Schuſter und P. Bailleu, Aus dem literariſchen Nach⸗ 

laß der Kaiſerin Auguſta, Band 1, 1912. Dagegen brachte viele neue Auf⸗ 

ſchlüſſe Friedrich Meineckes Buch: „Nadowi und die deutſche Ne= 

volution“ (1913), welches neben den Akten des Staatsarchivs den Nach⸗ 

laß des damals führenden Staatsmannes benutzen konnte. Meinecke 
hat es in erſter Linie darauf abgeſehen, die Politik von Radowitz aus jeiner 

geiſtigen Eigenart abzuleiten, aber daneben auch über die Haltung des 

Königs manches Neue beigebracht und beſonders den Gegenſatz zwiſchen 
der deutſchen Politik dieſer beiden Männer und der großpreußiſchen des 

Winiſteriums klar beleuchtet. 
Für die öſterreichiſche Politik waren früher die Briefe aus dem Nach⸗ 

laß des Berliner Geſandten von Prokeſch-Oſten (1896) die einzige 

W 
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zuverläſſige, leider ſehr fragmentariſch veröffentlichte Quelle. Jetzt hat 
fie durch Heinrich Friedjung („Öjterreih von 1848 1860“, Band 1 
und 2, 1908 —12) eine auf neues Material geſtützte, gut geſchriebene und 

im allgemein überzeugende Darſtellung gefunden. Eine Reihe von wich— 
tigen Briefen Schwarzenbergs und die Originaltexte der Olmützer Punk- 
tation und des Vertrags von Bregenz ſind ihr beigegeben. Friedjung 

hat namentlich mit Recht hervorgehoben, daß Schwarzenberg über dem 

bloßen diplomatiſchen Erfolg einer Demütigung Preußens die größeren 
dauernden Ziele, die Öjterreich erſtreben mußte, aus dem Auge verloren 
und es verſäumt hat, ſich rechtzeitig der Zuſtimmung Preußens zu der 

geplanten neuen wirtſchaftlichen Organiſation Deutſchlands zu verſichern. 

Den Charakter der preußiſchen Politik, der allerdings vor dem Erſcheinen 

des Buches von Meinecke ſchwerer zu erkennen war, hat er durchaus 

verkannt und ſieht im weſentlichen als Schwäche und Ungeſchicklichkeit 
an, was die Folge eines falſchen Prinzips und der bewußten Fernhaltung 

von einer konſequenten preußiſchen Machtpolitik war. 

Aber die Politik der deutſchen Wittelſtaaten iſt bisher wenig bekannt 

geworden. Von neueren Beiträgen ſei wenigſtens das Buch von Hopf, 

„Kurheſſens deutſche Politik im Jahre 1850“ (1912) genannt, da es trotz 

der einſeitig antipreußiſchen Stellungnahme des Verfaſſers durch die 

neuen Tatſachen, die es bringt, einen gewiſſen Wert erhält. | 

Im einzelnen iſt auch durch die neuen Veröffentlichungen noch Feines- 
wegs alles aufgeklärt; dazu würde die kritiſche Durcharbeitung des ganzen 
erhaltenen Aktenmaterials notwendig ſein. Ich habe verſucht, mir auf 

Grund der gedruckten Quellen und der Literatur eine eigene Anſicht über 
die wichtigſten Punkte zu bilden und fie möglichſt kurz zu formulieren, 
ſoweit es hier innerhalb des Rahmens einer größeren Darſtellung mög— 
lich war. 

Über die Olmützer Punktation und ihre Bedeutung gehen die 
Meinungen noch immer ſtark auseinander. Die früher am meiſten ver- 

breitete Anſicht ſah die Demütigung Preußens hauptſächlich darin, daß 

es vor Oſterreich habe abrüſten müſſen; ſie läßt ſich nach Friedjungs 

Ausführungen nicht aufrechterhalten; Preußen hatte nur den Termin 

zu beſtimmen, an dem beide Staaten gleichzeitig die entſprechenden Be— 

fehle erlaſſen ſollten. Richtig iſt allerdings, daß Preußen eine völlige De— 
mobiliſierung vornehmen ſollte, während für Oſterreich durch die Punk— 
tation nur ganz beſtimmte Maßregeln vorgeſchrieben wurden. Indeſſen 
läßt ſich doch zweifeln, ob nach der Einſtellung ſämtlicher Kriegsrüſtungen, 
der Beurlaubung der Landwehrbataillone und der vierten Bataillone, 
der Einſtellung der anbefohlenen Rekrutenaushebung und dem Vück— 
marſch der an den Grenzen aufgeſtellten Truppen noch viel von der 
öſterreichiſchen Kriegsbereitſchaft übriggeblieben wäre. Meines Erachtens 
war die demütigendſte Beſtimmung, daß Preußen die Bundestruppen 
durch ſeine Linien in Heſſen hindurchlaſſen mußte, nachdem es ſich vor⸗ 
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her mehrmals beſtimmt geweigert hatte, dies zu tun. Darin hat Fried⸗ 

jung unzweifelhaft recht, daß die eigentliche Niederlage Preußens ſchon 
Anfang November durch den ausdrücklichen Verzicht auf die Union be⸗ 

ſiegelt war. Nach außen hin erſchien aber als beſonders drückend, daß 

Preußen trotz der erfolgten Mobiliſierung ſeiner ganzen Armee nicht 

mehr, ſondern weniger bekam als es vorher gefordert hatte. Die Mo⸗ 

biliſierung hatte zweifellos bei vielen die Hoffnung erweckt, daß Preußen 
die Waffen jetzt nicht niederlegen werde, bevor es nicht entweder die Aner⸗ 

kennung der Union oder wenigſtens eine ſtattliche Machtvergrößerung 
in Norddeutſchland und eine Löſung der heſſiſchen Frage in ſeinem Sinne 

erreicht habe. Daher die Enttäuſchung nach dem Bekanntwerden des Ver⸗ 
trages. Für den König ſelbſt lag das Schmerzlichſte darin, daß er dieſe 

Hoffnungen, die er wohl kannte und durch die Wobiliſierung ſelbſt zu 

neuem Leben erweckt hatte, nun doch enttäuſchen mußte. Hingegen ſah 

er darin, daß der Krieg mit Oſterreich vermieden und die Zukunft Deutſch⸗ 
lands freien Konferenzen überlaſſen wurde, einen großen Erfolg, zumal 
da ihm die Verſtändigung mit Sſterreich in erſter Linie als die Herſtellung 

eines Bündniſſes gegenüber der Revolution erſchien. i 

Die Folgen der Punktation waren für Preußen keineswegs durchaus 

ungünſtig. Man behielt die Möglichkeit, die öſterreichiſchen Forderungen 

für die Neugeſtaltung Deutſchlands zurückzuweiſen, ohne deshalb mit 
Rußland in Konflikt zu geraten; zugleich wurde die Stellung Sſterreichs 
durch den Zorn der Wittelſtaaten über den Abſchluß der Punktation 

geſchwächt. 

In Friedjungs Darſtellung der Vorgeſchichte des Vertrages haben 
mich ſeine Ausführungen über Schwarzenbergs Abſichten nicht überzeugt. 
Ich habe vielmehr den Eindruck, daß Schwarzenberg allerdings ſehr ernſt⸗ 

lich den Krieg gewollt hat und nur durch das Eingreifen des Kaiſers 
Franz Joſef ſelbſt zurückgehalten worden iſt, der den Frieden bewahren 

wollte, wenn er unter für Hjterreich irgend annehmbaren Bedingungen 
zu haben ſei. 

Viertes Buch. 

Erſtes Kapitel 

Für Sſterreich beſonders das zitierte Buch von Friedjung, deſſen 
letzter Band leider fehlt. Für Preußen wäre eine gründliche Ge⸗ 

ſamtdarſtellung der Zeit von 1850 —1858 dringend zu wünſchen. Reiches 
Quellenmaterial bieten neben den Tagebüchern der Brüder Gerlach 
die ſchon erwähnten Veröffentlichungen aus dem Nachlaß des Winiſter⸗ 
präſidenten von Manteuffel, die bisher von der Forſchung noch 
keineswegs vollſtändig ausgeſchöpft ſind. Hier findet ſich auch die im Text 
zitierte große Denkſchrift Manteuffels. Vgl. dazu O. Hintze, Das 

preußiſche Staatsminiſterium im 19. Jahrhundert (Feſtſchrift für 
Schmoller, S. 463 f.), dem ich in der Annahme zuſtimme, daß die Denk⸗ 
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ſchrift dem König gar nicht vorgelegt worden iſt. Es müßte ſich ſonſt in 

den zahlreichen folgenden Korreſpondenzen eine Beziehung darauf finden. 

— Die Kenntnis des leider vernichteten politiſchen Teſtaments Friedrich 

Wilhelms IV. verdanken wir einer Mitteilung Kaiſer Wilhelms II. an 
Hintze. Vgl. dazu Leopold von Gerlach 2, 768, ferner E. Jordan, 
Friedrich Wilhelm IV. und der preußiſche Adel bei der Umwandlung der 
erſten Kammer in das Herrenhaus (1909). 
Aber die Pläne der Wittelſtaaten unterrichten namentlich die Me⸗ 

moiren von Beuſt (Aus drei Vierteljahrhunderten, Band 1). Vgl. den 
Lebensabriß Beuſts von B. Erdmannsdörffer in der Allg. deutſchen 
Biographie, ferner die Erinnerungen des Frhr. R. von Frieſen, 
Band 1. Entſprechende Veröffentlichungen aus den ſüddeutſchen Staaten 
fehlen noch. 

Zweites Kapitel 

Aber den Krimkrieg: H. Friedjung, Der Krimkrieg und die öſter— 
reichiſche Politik. 2. Aufl., 1910. E. Daniels, Der Urſprung des Krim⸗ 

krieges (Preuß. Jahrbücher 135). 
Für die Entwicklung und Perſönlichkeit Wilhelms J. hat die feine 

und verſtändnisvolle Biographie von Erich Marcks die feſten Grund⸗ 
linien gezogen. Zur Einführung in ſeine Denkweiſe kann die von mir 
herausgegebene Auswahl aus ſeinen Briefen (1911) dienen. 

Für die neue Ara: E. Berner, Der Regierungsanfang des Prinz⸗ 
Regenten von Preußen und ſeine Gemahlin (1901). 

Drittes Kapitel 

Unſere Kenntnis der Verhandlungen zwiſchen Berlin und Wien wäh— 
rend des Krieges von 1859 wird vervollſtändigt durch die Bruchſtücke 
aus dem Nachlaß des Grafen Karolyi: Deutſche Revue 1913. Aber die 
öffentliche Meinung ſ. Th. Scheffer, Die preußiſche Publiziſtik 1859 
(1901) und Mittelſtädt, Der Krieg von 1859, Bismarck und die öffent⸗ 

liche Meinung in Deutſchland, 1904; ferner H. Oncken, Laſſalle (3. Aufl., 
1919). 

Über den Nationalverein: R. Schwab, Der Nationalverein 1902 
und H. Oncken, Rudolf von Bennigſen, 1910. Aber Bernſtorffs aus⸗ 

wärtiges Winiſterium beſonders: K. RNinghoffer, Im Kampf um 
Preußens Ehre; aus dem Nachlaß des Grafen Albrecht v. Bern 
ſtorff (1906), wo eine Reihe wichtiger Aktenſtücke und Privatbriefe 

mitgeteilt ſind. Dazu die Bruchſtücke aus der Korreſpondenz zwiſchen 
Bismarck und Bernſtorff im Bismarck⸗Jahrbuch Band 6. 

Viertes Kapitel 

Aber die Entſtehung des Planes der Heeresreform ſ. jetzt h. Witte, 
Die Reorganiſation des preußiſchen Heeres durch Wilhelm I. (1910). — 

Brandenburg, Die Reichsgründung J. 29 
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Lenz, Geſchichte Bismarcks (3. Aufl.), betont beſonders ſcharf, daß die 

techniſch⸗militäriſchen Fragen dabei ſtets in zweiter Linie geſtanden hätten, 
während der Kampf zwiſchen König und Parlament um die oberſte Ge⸗ 
walt im Staate und um die Verfügung über das Heer von Anfang an 

das treibende Motiv geweſen ſei. Daß der Kampf zwiſchen konſtitutio⸗ 

neller und parlamentariſcher Auffaſſung den Hintergrund des Konflikts 

bildete, wird niemand beſtreiten. Aber ich bezweifle, daß dies den führen⸗ 

den Perſönlichkeiten, namentlich dem König ſelbſt, von Anfang an zum 

Bewußtſein gekommen iſt, und glaube, daß für ſie anfangs wirklich 

militäriſch⸗techniſche Geſichtspunkte maßgebend waren. Erſt als ſich zeigte, 

daß die Volksvertretung ſich dieſer vollen Verwirklichung in den Weg 

ſtellen wollte, kam das politiſche Moment allen zum Bewußtſein. — 

A. Wahl hat in ſeinen „Beiträgen zur Geſch. d. Konfliktszeit“ (1914) 

manche bisher unbeachtete Punkte näher beleuchtet, geht aber in ſeinen 

Folgerungen häufig zu weit. Namentlich überſchätzt er die angeblich be⸗ 
ſtehende Revolutionsgefahr meines Erachtens ſehr ſtark; es handelt ſich 

um eine frondierende Stimmung in gewiſſen Schichten des oberen Bürger⸗ 

tums, die niemals ausgereicht haben würde, eine Maſſenbewegung auszu⸗ 

löſen. Über die Geſtaltung der Parteiverhältniſſe orientieren verhältnis⸗ 
mäßig noch am beſten die Schriften von L. Pariſius, Die politiſchen 
Parteien und das Winiſterium Bismarck 1878, und Leopold, Freiherr 

v. Hoverbeck, 2 Bde. 1897—1900, die freilich, ebenſo wie M. Philipp⸗ 

ſons Biographie Forckenbecks ſehr einſeitig vom fortſchrittlich⸗demo⸗ 
kratiſchen Stundpunkt aus urteilen. Aus der neueren Literatur iſt die 

tüchtige Arbeit von G. Ritter, Die preußiſchen Konſervativen und Bis⸗ 

marcks deutſche Politik 1858—71 (1913) hervorzuheben. — Für die Vor⸗ 

gänge vor und bei Bismarcks Berufung vgl. K. Promnitz, Bismarcks 

Eintritt in das Winiſterium (1908). 
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„In feiner geiſtvollen Art preift Verfaſſer die Reformation,, die erſte geiſtige Groß⸗ 
tat des deutſchen Volkes“, die erfte ſelbſtändige Schöpfung deutſcher Eigenart, die Bedeu⸗ 
tung für die Welt erlangt hat, als einen Proteſt des deutſchen Gewiſſens und der deutſchen 
Wahrhaftigkeit gegen die kirchlichen Formen.“ Literariſches Zentralblatt für Deutſchland. 

Die deutſche Revolution (1848) 
2. verbeſſerte Auflage. 

„Die vorliegende, bei aller Knappheit überaus inſtruktive Darſtellung bietet ein ein— 
drucksvolles Bild jener gewaltigen Volksbewegung, deren Urſprung ſich aus den 
Ideen der großen franzsſiſchen Revolution und aus dem Geiſtesleben des vormärzlichen 
Deutſchland erklart und deren Verlauf und Scheitern ſowohl im Reiche als in den Ein⸗ 
zelſtaaten zu den wichtigſten Epiſoden der deutſchen Geſchichte gehört.“ National-Zeitung. 

Materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung 
ihr Weſen und ihre Wandlungen 

„Der Verfaſſer geht aus von einer ſtreng objektiven Darſtellung der Theorie ſelbſt, 
um fodann ihre Richtigkeit am hiſtoriſchen Geſchehen zu prüfen. So iſt die Schrift 
nicht nur für jeden Hiſtoriker, ſondern für jeden politiſch intereffierten 
Menſchen von größtem Werte, denn heute muß jeder von uns zu der Denkweiſe des 
Sozialismus Stellung nehmen und ſich mit ihm auseinanderſetzen.“ Kieler Zeitung. 

Wie geſtalten wir unſere künftige Verfaſſung? 
Der Streit der Parteien dreht ſich bisher zumeiſt um Programmpunkte und Perfonen- 
fragen, und es wird vergeſſen die Wähler auf die bedeutſamen praktiſchen Aufgaben 
hinzuweiſen, auf die es in erſter Linie ankommt. Hier wird die vorliegende Schrift zu 
Hilfe kommen. 



Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig 

Geheimrat Prof. Dr. E. MARCKS 

Männer 
und Zeiten 

Aufſätze und Reden zur neueren Geſchichte 

6. umgeſtaltete Ausgabe. 16. bis 19. Tauſend. Zwei Bände 

„Der erſte Eindruck, den man beim Durchblättern dieſer vornehm ausge⸗ 

ſtatteten Bücher empfängt, iſt der einer ungeheuren Vielſeitigkeit. 

Da finden wir unter den dargeſtellten Perſönlichkeiten Philipp II. und 

Albert von Roon, Caspard von Coligny und Wilhelm I., den jüngeren 

Pitt und Heinrich von Treitſchke, Theodor Mommſen und vor allem in 

zahlreichen Aufſätzen Otto von Bismarck, da erſcheinen vor unſeren Augen 

das Königtum der großen Hohenzollern und das Jahr 1848, die Uni⸗ 

verſität Heidelberg und das geſchichtlich gewordene England, das Zeit⸗ 

alter der Religionskriege und das deutſch⸗öſterreichiſche Bündnis; da ſteht 

die ſtreng wiſſenſchaftliche Studie über die Ermordung Franz von Guiſes 

neben dem entzückenden Feuilleton, das uns an die Stätten der Hugenotten 

kriege führt; da erhebt ſich das erzene Bild des welthiſtoriſchen Bismarck 

unmittelbar neben dem von allem Reiz perſönlicher Erinnerung belebten, 

gewaltigen und doch freundlichen Porträt des Gutsherrn von Friedrichsruh, 

da erklingt neben der ruhigen hiſtoriſchen Würdigung des Reichsgründers N 

die erſchütternde Klage über den Tod des größten Deutſchen. Perſönliches x 9 

ſteht neben Sachlichem, aber auch das Perſönliche führt zur Sache, und 9 

im Sachlichen ſpürt man die reiche, lebenatmende Natur einer ſtarken 

Perſönlichkeit. Nicht mit Unrecht ſind die beiden Bände Alfred Lichtwark 

zugeeignet, auch in Erich Marcks hat ſich jene fruchtbare Ver⸗ 

bindung von Gelehrſamkeit und Kunſt, von Inhalt und 

Form vollzogen, die allein Werke hervorbringen kann, die 

den Wandel der Zeiten und Anſchauungen überdauern. Man 

möchte meinen, die Ernte eines ganzen Lebens ſei in dieſen beiden Bän⸗ 

den eingebracht.“ Süddeutſche Monatshefte. 
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